
Heft 17 (Seite 897-960) 11. Jahrgang / 26. April 1941 Ausgabe A

DEUTSCHES
RECHT
W O C H E N A U S G A B E

2 8. A m 941
Br. We!f/ang Spaith

R e im te  tt fw a H

Herausgeber Dr.Hans Frank

"3L M i » *
entralorgan des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbunde9

er Rechtsverlag G. m. b. H .. Berlin W 3 5 . Leipzig C 1 • Wien I



Z it ie rw e is e :  DR. 194o, 538 (= D e

Anschriften: Schriftleitung: Deutsches Recht, W o­
chenausgabe, Berlin  W  35, Lützow ufer 18II. Fern­
ru f 21 3718.
Anzeigenabteilung: Deutscher Rechtsverlag
GmbH., Berlin  W  35, Lützow ufer 18. Fern ru f 22 40 86. 
Verlagsleitung: Deutscher Rechtsverlag GmbH., 
Berlin  W  35, Hildebrandstraße 8. Fern ru f 224054. 
Bezugsabteilung : Deutscher Rechts Verlag GmbH, 
Leipzig C 1, Inselstraße 10. F e rn ru f 72566. 

Erscheinungsweise: wöchentlich Sonnabends. M in ­
d e s t f r is t  fü r die Aufnahme von B e it rä g e n  in  den 
Textte il 16 Tage vor dem Erscheinungstag. 

Bezugspreis : monatlich 2,50 RM., Vorzugspreis fü r  junge 
Rechts wahrer monatlich RM. 2,—, Einzelheft RM. 1,—. 

Bezugsbestellungen : entweder an die Bezugsabteilung 
des Deutschen Rechts Verlages, Leipzig C 1, Insel -

D E U T S C H E R  R E C H T S V E

Straße 10, oder an das zuständige Postam 
nächste Buchhandlung. 0der

Beschwerden: wegen unregelmäßiger L i e e ^  ^
völligen Ausbleibens der Zeitschn s guChhan«' 
zuständige Postamt bezw. an die lie fe rn^ Erfolg fuh 
lung zu richten. Erst wenn das ™ u aj,teilung naCl 
ren sollte, b itten w ir , an unsere Bezugs 
Leipzig zu schreiben. ^ j^0pf

Anzeigenpreise und Anzeigenschluß: sie #
der Stellenanzeigen. ^  dgS

Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift es
Postscheckkonto des Deutschen e
Leipzig N r. 74242 scheckkonto

fü r Anzeigenbeträge nur BerlinNr-45175'
des Deutschen Rechtsverlags Gm •» c

W 3 *1 i n

In h a ltsverze ich n is  Sei(e 
Aufsätze

Die Inlernationale Rechtskammer. Von
RMin. Dr. Hans F rank.........................897

Zwischenstaatliche Zusammenarbeit der 
Rechtswahrer. Von Staatssekretär Dr.
Roland F re is le r ..................................900

Internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Verwaltung. Von Staats­
sekretär Dr. Wilhelm Stuckart . . . 903 

Gründung der Internationalen Rechts­
kammer ........................... 906

Die Haftung der Deutschen Arbeitsfront 
auf Grund des Entschädigungsgesetzes 
v. 9. Dez. 1937. Von RA. Dr. Werner
M. I b e r t ............................................... 909

An die Leser der Zeitschrift „Deut­
sches Recht“ ...................................... 913

Blick in die Zeit
Neugliederung der Regierung des Ge­

neralgouvernements ............................. 913
Aus dem Generalgouvernement. Aus 

Norwegen. Aus den Niederlanden.
Aus Belgien. Aus Frankreich. Aus 
Luxemburg. Aus Lothringen. Aus
dem E ls a ß ...........................................914

Die schweizerische Gesetzgebung im 
Jahre 1940. Von RA. Dr. H. Meyer-
Wild .................................................... 916

Die norwegische „h ird“ . Von GerAss.
Otto T h o rb e c k ..................................917

Mitteilungen
Diensteinteilung im Reichsrechtsamt . 917 
Anordnung über die Erweiterung der 

Befugnisse der Preisüberwachungs- 
Stellen. Vom 11. März 1941 . . . .  917

Rechtspolitik und Praxis
Der Fall Gröpke. Ein Schlußwort. Von

RA. Dr. Helmut S e y d e l.................. 918
Entbehrliche Doppelbearbeitungen. Von 

Oberamtsanwalt Dr. Quentel . . . 918

Schrifttum
Erich Becker: Volk und Staat in Lehre

und Wirklichkeit (M a lz ) .................. 919
Hans Pfundtner, Reinhard Neubert und 

F. A. Medicus: Das neue Deutsche
Reichsrecht (Redecker).......................919

W illi Geiger: Die Rechtsstellung des 
Schriftleiters (Hoffmann) . . ) . . 920

Eberhard Schmidt: Inquisitionsprozeß
und Rezeption.................................... 920

Alexander Paul Fröde, MinR. Staud 
und Merten: Lohnpfändungstabelle . 920 

Hans Thielmann: Reichsknappschafts­
gesetz ..................................................920

H. Webler: Handbuch der Jugendhilfe . 920 
Heinz Dommaschk: Das Bezugschein­

wesen der Ernährungswirtschaft . . 920 
Harald G. Haupt: Maßnahmen des ame­

rikanischen Gesetzes für soziale Si­
cherheit (Social Security Act) mit so­
zialversicherungsartigem Charakter.
(D. S . ) ............................................. 920

Rechtsprechung
Strafrecht

§73 StGB. Bei dem nach §73 StGB, ge­
botenen Vergleich der Strafandrohungen ist 
die auf den Einzelfall abgestellte sogenannte 
konkrete Betrachtungsweise anzuwenden, 
wonach nur der im Einzelfall tatsächlich 
in Frage kommende Strafrahmen zu berück­
sichtigen ist. RG.: DR. 1941, 921 Nr. 1 
(Mezger)

§§ 172, 185 StGB. Die Sonderregelung des 
§172 StGB, schließt die Anwendung des 
§ 185 StGB, in den Fällen nicht aus, in 
denen sich eine Ehrenkränkung des ver­
letzten Ehegatten nicht nur aus dem Ehe­
bruch selbst, sondern auch aus den beglei­
tenden Umständen oder aus besonderen 
nicht zum Tatbestand des Ehebruchs ge­
hörigen Merkmalen ergibt. RG.: DR. 1941, 
923 Nr. 2

§185 StGB. Die in dem Ehebruch a ls  
s o l c h e n  liegende Beleidigung des hinter- 
gangenen Ehegatten kann nicht mehr be­
straft werden, wenn dieser ihn verziehen 
hat. RG.: DR. 1941, 924 Nr. 3

§ 330 c i. Verb. m. §2 StGB. Der Begriff 
„Unglücksfall“  in § 330 c StGB, wird dahin 
bestimmt, daß es sich um ein plötzlich ein­
tretendes Ereignis handelt, das erheblichen 
Schaden an Personen oder Sachen ver­
ursacht und weiteren Schaden zu verursa­
chen droht.

Im Rahmen einer Krankheit kann es Fälle 
geben, die als Unglücksfall gemäß § 330 c 
StGB, anzusehen sind.

Aus § 330 c StGB, ist nicht eine Sonder­
pflicht für Ärzte abzuleiten, daß ein Un­
terlassen von Besuchen bei schwer Er­
krankten durch einen angerufenen Arzt 
ohne weiteres unter diese Strafbestimmung 
falle.
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Z iv ilrech t

Bürgerliches Gesetzbuch
§§276, 823 BGB. Aus der bloßen Tat­

sache, daß eine Operation nicht den erwar­
teten Verlauf nimmt, sondern zu einer Ge­
sundheitsbeschädigung führt, kann allein 
noch nicht ein Schluß auf ein Verschulden 
des Arztes gezogen werden. Die Unaufklär- 
barkeit des ursächlichen Zusammenhanges 
kann nicht zu Lasten des Arztes gehen. 
RG.: DR. 1941, 931 Nr. 7 (Kallfelz)

§ 1353 BGB. Eine Klage auf Herstellung 
der ehelichen Gemeinschaft ist auch nach 
dem neuen EheG, grundsätzlich zulässig. 
Das Rechtsschutzbedürfnis entfällt jedoch, 
wenn der Ehegatte, der die Gemeinschaft 
wiederherstellen soll, von seiner Ehefrau 
hierzu aufgefordert, seine Wiederherstel­
lungspflicht ausdrücklich anerkennt. OLG. 
München: DR. 1941, 934 Nr. 8 (v. Scanzoni)

Grundbuchordnung
§§ 18, 74 GBO. Wird ein Eintragungs­

antrag vom GBA. mit Recht beanstandet 
und nach fruchtlosem Ablauf der gesetzten 
Frist zurückgewiesen, so muß gleichwohl 
eine Beschw. bei nachträglicher Behebung 
des Hindernisses Erfolg haben. KG.: DR. 
1941, 935 Nr. 9

§ 36 GBO. Soll ein Nachlaßgrundstück, 
das bei der Auseinandersetzung einem M it­
erben zugeteilt wird, auf dessen Anwei­
sung unmittelbar auf seine Kinder übertra­
gen werden, so kann das Nachlaßgericht 
hierfür kein Überweisungszeugnis aus §36 
GBO. erteilen, KG.: DR. 1941, 936 Nr. 10

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
§ 91 ZPO. Die Anerkennung der Notwen­

digkeit der Beobachtung eines Ehegatten 
durch einen Detektiv hängt zwar regel­
mäßig, nicht aber schlechthin davon ab, 
daß der beobachtende Ehegatte einen be­
stimmten Verdacht hat. Auch ohne solchen 
können die durchgeführten Ermittlungen als 
sachgemäß anerkannt werden, wenn sie in 
einwandfreier Weise Belastungsmaterial er­
geben, das im Prozeß gegen den anderen 
Ehegatten von der Partei wie vom Gericht 
auch verwertet wird. — Zusammenstellung 
der grundlegenden Entscheidungen betr. 
Detektivkosten. KG.: DR. 1941, 936 Nr. 11

§§114 ff. ZPO. Nach neuerer Anschau­
ung ist das Armenrecht nur subsidiär und 
kann deshalb auch dann versagt werden, 
wenn zwar die nachsuchende Partei selbst 
arm ist, aber sich von unterhaltspflichtigen 
Eltern den für die Kosten eines Scheidungs­
prozesses erforderlichen Geldbetrag ver­
schaffen kann; denn der Unterhalt umfaßt 
mindestens die Kosten i.'l“ lebenswichtige 
Prozesse des Ur'...;‘ialtsberechtigten. OLG. 
Köln: DR. 1941, 937 Nr. 12 (Gaedeke)

§§124, 91 ZPO.; §4 ArmAnwG.
Notwendigkeit des Anwaltswechsels ist 

auch dann zu prüfen, wenn mehrere Arm- 
Anw. ihr Beitreibungsrecht nach § 124 ZPO. 
geldend machen. Ist die Niederlegung des 
Armenmandats auf berechtigte Vorwürfe 
der Partei dem Anwalt gegenüber zurück­
zuführen, so liegt kein unverschuldeter und 
somit kein notwendiger Anwaltswechsel 
vor. Die Voraussetzungen hierfür sind im 
Festsetzungsverfahren nachzuprüfen.

Eine im Verfahren nach § 4 ArmAnwG. 
betr. die Erstattung durch die Reichskasse 
ergangene Entscheidung ist für das Verfah­
ren nach § 124 ZPO. ebensowenig bindend 
wie eine im letzteren Verfahren ergangene

Entscheidung im Verhältnis zwischen Arm- 
Anw. und Reichskasse präjudiziell ist. KG.: 
DR. 1941, 939 Nr. 13

§13 Ziff.3 RAGebO.; §69 EheG.; §1 
ArmAnwG.

Ein Unterhalts v e r  g 1 e i c h kann wie in 
den Fällen des Unterhalts aus § 68 EheG, 
im Falle des §69 Abs. 2 EheG, nur an­
erkanntwerden, wenn für den daselbst aus 
Billigkeitsgründen vorgesehenen Unterhalts­
anspruch die tatsächlichen Voraussetzungen 
im Zeitpunkt der Vereinbarung der Ehegat­
ten entweder bereits vorliegen oder als in 
der Zukunft eintretende bereits vorausseh­
bar oder doch mindestens wahrscheinlich 
sind.

Nachliquidation der Vergleichsgebühr in 
Ehesachen im Falle eines Gesamtvergleichs 
ist ab Anfang 1940 für zulässig zu er­
achten.

Für die Frage der Nachliquidation wegen 
Änderung der Rspr. genügt deren grund­
sätzliche Änderung. Der einzelne zur Er­
örterung stehende Fall braucht noch nicht 
entschieden zu sein. KG.: DR. 1941, 941 
Nr. 14

§ 13 Ziff. 3 RAGebO.
Ein vor Einleitung des Scheidungsprozes­

ses getroffenes Abkommen, wonach einer 
der Ehegatten Klage auf Scheidung erheben 
soll, während der andere den klagenden 
Teil wegen seiner Unterhaltsansprüche nach 
Scheidung der Ehe sicherstellt, ist kein Ver­
gleich i. S. des § 13 Ziff. 3 RAGebO.

Eine Abrede, nach der die Parteien sich 
nicht darauf beschränken, den bereits 
schwebenden Rechtsstreit ohne Urteil zur 
Erledigung zu bringen, sondern die eine 
Ausdehnung des Rechtsstreits durch Erhe­
bung neuer Ansprüche vorsieht (z. B. W i­
derklage auf Scheidung); stellt sich grund­
sätzlich nicht als zur Beilegung des Rechts­
streits geschlossener Vergleich dar. KG.
DR. 1941, 942 Nr. 15

§13 Ziff.3 RAGebO.; §627b ZPO. Die 
Annahme eines Gesamtvergleichs im Ehe­
prozeß wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß die Vereinbarungen der Parteien nicht 
geschlossen im Sitzungsprotokoll erscheinen, 
dieses vielmehr nur die prozessuale Erklä­
rung (Rechtsmittelverzicht, Rechtsmittel­
rücknahme) enthält, die Unterhaltsregelung 
dagegen anderweit in besonderer schrift­
licher Erklärung niedergelegt wird. KG.: 
DR. 1941, 944 Nr. 16

§§13 Ziff.3, 89 RAGebO.; §6 Ziff. 1 VO. 
v. 4. Okt. 1939.

Für die in der Mitwirkung des Anwalts 
zur Aussöhnung der Ehegatten liegende 
vergleichsartige Tätigkeit erwächst ihm 
eine Gebühr entsprechend der Vergleichs­
gebühr.

Nachträgliche Zulassung der Beschw. 
gegen einen Beschluß betr. Armenanwalts­
kosten ist unzulässig. OLG. Karlsruhe: DR. 
1941, 945 Nr. 17 (Gaedeke)

§84 GKG.
Auch der nur gegenbeweislich gegenüber 

dem Beweisantritt der an sich beweispflich­
tigen Partei erfolgte Beweisantritt ist ein 
Antrag i. S. des § 84 GKG. und begründet 
die Haftung des Gegenbeweisführers für die 
durch die Beweiserhebung der Reichskasse 
erwachsenden baren Auslagen.

Haben beide Parteien sich beweislich und 
gegenbeweislich auf dasselbe Beweismittel 
berufen, so haften sie für die baren Aus­
lagen als Gesamtschuldner. KG.: DR. 1941, 
946 Nr. 18

Recht der Ostmark
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Gesellschaft *n Lfgenomniene.%en d*

zwar nicht fm j ! ereicht e A
Strafverfahrens gm \]e a'sefldi Ä >
doch nicht in dem ^  n0 wen übet^0,. 
gezeigt hat, dai>c „ llSidiarankla8 0ilel1’
falt eine solche Su erden sem
nicht hätte erhoben
DR. 1941, 95lN«jjff_..------- -
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NIERE und
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Auskunft durch die Kurver*
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t i t  e r  s c h i  e n  a ls  B a n d  i  d e r neuen „ S c h r i f t e n  zum  Jugendrecht

E n d z ü g e  d e s  d e u t s c h e n  j u g e n d r e c h t s
VON DR. WOLFGANG SIEBERT
P r o f e s s o r  an de r  U n i v e r s i t ä t  B e r l i n  
Vorsitzender des Jugendrechtsausschusses der 

Akademie für Deutsches Recht
ls S j^ h ii i t t  j
*,¿{•0 eine lû ' h ^aS. Sesamte deutsche Jugendrecht und ein lückenloses Verzeichnis des gesamten einschlägigen Schrifttums seit 
die i!, ttuniS m^i" betlrIiche Grundlage für jede weitere Arbeit am deutschen Jugendrecht. — Unter Auswertung der Gesetzgebung, 
Sc% ^Ctlc*Verfassi ir T ^ ecktsPrechung sowie unter Berücksichtigung des Rechts der Ostmark werden die Systematik des Jugendrechts' 
die ^ recht, Schul N  (Pecbtsstellung der HJ, Jugenddienstpflicht usw.) und die Einzelgebiete des Jugendrechts behandelt: Jugend- 
ste][ê ptfragen Jllgendarbeitsrecht, Jugendpflegerecht (Jugendförderung und Jugendhilfe), Jugendstrafrecht. Das Werk zeigt
und $ i ^¡e'iststell 1 1 Cn Wirkungsbereich des Jugendrechts auf und ist ein praktischer Wegweiser für alle am Jugendrecht beteiligten 

^Ibehörcien'1 f Cr staatliche Dienststellen der Jugendpflege, Jugendsachbearbeiter und Jugendämter der Gemeinden, Schulen
Jugendämter und Jugendwalter der DAF, Betriebsführer, Lehrlingswarte und Ausbilder, Vormundschaftsrichter,

Jugendstaatsanwälte und Polizeibehörden. — Preis RM 6.—

I N H A L T S Ü B E R S I C H T

.!• Di Uli

all
igendr' “̂,ltw'cklung des deutschen Jugendrechts seit 
p-nn._ ec  ̂ 'n der Gesetzoehirncr

1933

IJn t

,genieinent p Y lcr Gesetzgebung
n Entwicklung des Jugendrechts

> 1 1
4iluäg! tn? ̂  Pf andrechts  in der  völ k i schen Rechts-

Erster  Abschn i t t

■ D|. -ig, (n J ,s ena
j ,e bisher. Us System des Jugendrechts) .  
tl,?eN rp „u?en Ansi chten im Schr i f t t um.1 w, Brecht ' t n l c n lm senr i t t t um.

Aufkesen des i als Jui>enderz i ehungsrecht  
de® jyLl llr>d Ahgi-n^ reckt? ’ t*-er Erziehungsgedangsgedanke. 2. Inhalt,11 ‘El Ahfr»* --- - ------- j
rechtç ndrechh a Zun^  °*es Ju&endrechts. 3. Die Gliederung- 

S' S‘ 4i Persönlicher Geltungsbereich des Jugend-

~ >nLnj t sa rt_des Jugendrechts

'e

ge e P% s art d ______ . . .
ills rt̂ eht u,ï.Cîe *<raft jugendgemäßer Rechtsgestaltung. 2. Ju- 

Cr ^echtsnV° îkische Rechtseinheit. 3. Anhang: Beispiel 
l!,Prechung.

Ju
"d

Zwe i t e r  Abschn i t t
11 U V Ç r  f

rechts assuilg und die Einzelgebiete des Ju-
- n d

t ó 01 Eegrif f Sj UnSsrecht  
hj. 4C!’fassUn' dcr, Verfassung. 2. Inhalt und Bereich des Ju
Srk. • Upr rx ösrechts. 3. Ppphtçcfpllnnrr un ii Pprhfenatlir de;Wit.>e(i rPer ReLr,eCl*s- 3. Rechtsstellung und Rechtsnatur der 
jiigen,Reichs• nsjug;endführer und Jugendführcr des Deut­
e t 'iienstnFVi61! Pc'chsleitcr für die Jugenderziehung. 5. Die 
Ohckf- H| ■ .■ £• ö. Die Ehren- und Disziplinargerichtsbar-
v- imNünp !nsbesonderc der Jugenddienstarrest. 7. Die 

i|, n ZüSai= Cr öffentlich-rechtlichen Erziehungsgewalt der 
l  envvirken mit anderen Stellen.
3. (^ijdgg1̂  Jugendschutzrecht  

J § , P°lizeivo<en Un<̂  Abgrenzung. 2. Inhalt und Verfahren. 
1 ^epi rordnungen zum Schutze der Jugend.
4|f er Erz'

>V. > V n  Jes ongSauftrag der Schule 2. Schule und HJ. 3. Ein- 
Jüi4. ts Schulrechts.

V. Jugendpf l egerecht
1. Zur Entwicklung der staatlichen Jugendpflege. 2. Der Aus­
bau der kommunalen Jugendpflege. 3. Zur Entwicklung des 
Rechts der Jugendhilfe. 4. Der neue Begriff des Jugendpflege­
rechts; Jugendförderung und Jugendhilfe. 5. Inhalt und Glie­
derung des Jugendförderungsrechts. 6. Inhalt und Gliederung 
des Jugendhilferechts; Jugendhilferecht und Strafrecht. 7. Die 
Voraussetzungen für das Eingreifen der Jugendhilfemaßnahmen 
8. Die Schutzaufsicht (Zusatzerziehung). 9. Die einzelnen Maß­
nahmen der „Ersatzerziehung“ ; insbesondere die Fürsorgeer­
ziehung. 10. Die Bewahrung. 11. Zur Organisation der Jugend­
pflege im allgemeinen. 12. Vormundschaftsrichter und Jugend­
amt im besonderen.

VI. Jugendst raf recht
1. Der Erziehungsgedanke im Jugendstrafrecht. 2. Der persön­
liche Geltungsbereich des Jugendstrafrechts. 3. Zur Krimi­
nalität der Jugendlichen. 4. Die Erziehungsmaßregeln. 5. Die 
Zuchtmittel; insbesondere der Jugendarrest. 6. Die Strafen- 
insbesondere das Jugendgefängnis. 7. Das Jugendstrafverfahren 
bis zum Urteil; Jugendrichter und Vormundschaftsrichter 
8. Strafregister und Rehabilitation.

f S  Jurbcitsre cht
rV ; g in  dert a ï ü tzgesetz. 2. Jugendschutz und JBerufser-
%

• ,n der i . Kcsetz- JUgUllUOVIIUlA - - ------
der Brr, t ndvv’rtschaft. 3. Entwicklung und Grundge- 
kamnf Ul s?.rz‘ehung der Jugendlichen; der Reichsbe- 

h"g der nJ , ^ um künftigen Gesetz über die Berufscr- 
Pe'hiif ernehm.tschen Jugend. 5. Die Berufserziehungspflicht 
N a, ■ A rlw iS a!s öffentliche Aufgabe. 61 Die Erziehungs- 
frw ksbildun' ,szcit a's Berufserziehungszeit. 8. Tarifordnungi.rä|?e Sbildün tSZeit...... ............ .......______ ____
N  i N r A r h N  0 r n u 11S im Berufserziehungsverhältnis. 9. Zur* Arhp’f 3rdnUng im  I->CI UiSCllIClIUIlgäVCJ uan ia tö .

dev i, tsn>ündigkeit. 10. Zur organisatorischen Durch-
Jugendarbeitsrcchts.

A n h a n g :
A. Gesetzesverzei chnis (sei t  1933)
B. Verzei chnis der Ze i t schr i f t en (mi t  Abkürzungen)
C. Schr i f t t um zum deutschen Jugendrecht  (sei t  1933)
I. Grundgedanken,  System und Quel l en des J u g e n d ­

rechts
II. Jugendver fassungsrecht

III. Al l gemeines Jugendschutz  recht  
1. Materielles Recht. 2. Verfahrensrecht.

IV. Schul recht
1. Allgemeines. 2. Entwicklung des Schulrechts seit 1933 
3. Einzelfragen a) Schularten, b) Auslese und Begabtenförde­
rung, c) Schulverwaltung und Schulaufsicht. 4. Elternhaus 
Schule und HJ.

V. Jugendarbei t srecht
1. Allgemeines und Berufserziehung. 2. Jugendschutz. 3. Be­
rufsnachwuchslenkung.

VI. Jugendpf l egerecht
1. Jugendpflegerecht allgemein und Jugendförderungsrecht.
2. Jugendhilferecht, a) Allgemeine Entwicklung seit 1933, b) Die 
einzelnen Hilfemaßnahmen, c) Organisation. 3. Zusammenarbeit 
zwischen Partei, Staat, Gemeinden

VII. Jugendst raf recht
1. Die Entwicklung des Jugendstrafrechts seit 1933 a) Allge­
meine Grundlagen, b) Altersgrenzen, c) Kriminalität 2 Die 
einzelnen Gegenmittel, a) Zuchtmittel und ihre Ausgestaltung 
b) Strafen und ihr Vollzug. 3. Das Verfahren.

%
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Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag
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Richter im IDeröen
Von

Dr. Helmut Schwabe
Amtsgeriohtsrat in Berlin

Tagebuch eines Amtsrichters / Moabit 
Friedensrichter im Arbeitsgericht

Aufzeichnungen, durchpulst von der Unmittelbar­
keit persönlichen Erlebens, die dem Rechtssohalfen 
zugrunde liegende Gefühlswelt mit sicherem Blick 
begreifend und in fesselnder Spraohe sohildernd.

Dieses Buch liest sich wie ein Roman!

Preis des bestens ausgestatteten Ganzleinenbandes:
K M . 3 . - .

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

DeutscherRechtsverlagG.m.b.H. • Berlin • Leipzig • Wien
B e r l i n  W 35, H i l d e b r a n d s t r a ß e  8.

Auslieferung für Ostmark und Sudeten]and •
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Das R eg ifte rgerid it 

unD |c inc  Abteilungen
Band I und II

aus Bar Reihe „Deuifdtes Geriditsioeien“
von

Rechtspfleger P a u l  G i lg a n  
Band I:  kart RM. 2.40 • Band I I :  Halblw. RM. 1®-

Wer aus der praktischen Erfahrung weiß, welche Fülle von 
Formalien im Registerwesen zu beachten sind, und wekhE 
Schwierigkeiten gerade hier den Volksgenossen erwach­
sen, muß dankbar sein für eine Darstellung des gesamt'1 
Registerwesens, wie sie jetzt aus der Feder des bekannte 
Autors vorliegt. Er hat in seinem zweibändigen 
sowohl das allgemeine Verfahren wie den WirkungskF1 
der einzelnen Registerabteilungen in gründlicher und ge­

wissenhafter Darstellung entwickelt.
Band 1 behandelt den Allgemeinen Teil, während Ba^ 
eine eingehende Darstellung des für die Führung der ein­
zelnen Register geltenden materiellen und formellen RonfhöD T.. £ _Ai _ e « . _ ygrenthalt, ln fortlaufender, flüssiger Form sind Gesetz, Ve 
waltungsbestimnnmgen, Rechtsprechung und Rechtste^

unter Angabe der Rechtsquellen behandelt.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom VefW

DeutscherRechtsverlag G.m.b.H. Berlin • Leipzig
B e r l i n  W 35, H i l d e b r a n d s t r a ß e  8.
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Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G .m . b.H., Wien I, Riemergasse >•

D a ,  a u , S e „ i c k n , t '  H a u t -  u n d  N . c k , c h l . s . b u c h  i n  n a u e r  A u f l a e „
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^Demnächst erscheint

etmaäete Siattdacdiveck!

DR. ERWIN PICHLER. DREXLER
OBERSTAATSANWALT IN L I N Z /  DONAU

Strafrecht IN DER OSTMARK
'echt iM dCn Reichsgauen der Ostmark heute geltende m aterielle und formelle S traf.

mt den strafrechtlichen Nebengesetzen. Texte m it Anmerkungen, Verweisungen und 
^ hochstgerichtlichen Entscheidungen. D re i auch einzeln erhältliche Bände:

C i  Die österreichische Strafprozeßordnung samt einem Anhang Novellen zur Strafprozeßord- 
feicjji ‘ ausfuhrllchem Sachregister. Etwa 400 Seiten DinA5.  Preis etwa 12 RM. Band 2: Das öster-

^ a 26n ce i St raf reCht  S3mt einem Anhang N0Velle" ZUm Strafgesetz und ausführlichem Sachregister 
eiten Dm A5. Preis etwa 9 RM. Band 3: Die strafrechtlichen Nebengesetze. In Vorbereitung.

★

VC ; h(SWahrer ^  dCr 0stmark eine auf dem neuesten Stande befindliche und mit zahlreichen Anmerkungen und 
in die j ^ 'ngen versehene Textausgabe des heute noch in der Ostmark geltenden materiellen und formellen Strafrechts 
Und Di and ZU geben’ ist Aufgabe dieses von einem berufenen Sachkenner bearbeiteten Werkes. Auch Behörden 

•enststellen werden dieses erste umfassende Gesamtwerk begrüßen, das eine oft empfundene Lücke ausfüllt 
Ali  ̂ ^
hoben ' r<h d'e Reichsgesetz£ebung ersetzten bzw. abgeänderten Bestimmungen sind im Druck hervorge- 
RechtSaand. 3l,e höchs,gerichtlichen Entscheidungen verarbeitet worden, so daß Gerichte, Staatsanwaltschaften, 

anwaite und sonstige Kreise, die eine zuverlässige Gesetzesausgabe zur Hand haben müssen, an diesem
Werke nicht vorübergehen können.

desafrCCht der 0stmark wird erst durch das gemeinsame großdeutsche Strafrecht abgelöst werden- bis 
Sei|)e Qelt V° llendung und Einführung aber wird das hier angezeigte Werk als die große Standardausgabe 

Ung bewahren, weil alle notwendigen Anpassungen des österreichischen Strafrechts an das altreichs 
deutsche inzwischen abgeschlossen und hier berücksichtigt sind!

'e

Ap:slief,

e z i e h e n d u r c h  d e n  B u c h h a n d e l  o d e r  d i r e k t  v o m  V e r l a g

u*scher  R e c h t s v e r l a g  G. m. b. H. B e r l in  • L e i p z i g  . W i e n
Berlin W  3 5 / H ildebrandstraße 8

eri
ng für ° struark und Sudetenland: Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1
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Langjährige Auslandstätigkeit.
Hochw. Refer. / Garant, f. zuverl u ge­
wissenhafteste A r b e it  /  K e in e  Vor- 
schußverpflichfung /  Zeitgem. Honorar

W O l f l ,
K a-„D- (pens.) U. Sohn

BERLIN  W 9, Columbushaus,
Potsdamer Platz, Fernspr.: 22 31 30 

Nachtruf: 48 44 68 u. 30 70 80

Eine Brunnenkur zu Hause mit

—o Anqdika-Q jueS le

bei Magen- u. Darm-, Nie. 
|\\BSS'fy9| reu- u. Blasenleiden, Oicht 
\  NBy!»Ja Blutarmut und Bleichsucht 

unterstützend bei Zucker’ 
Brunnenschriften u. Preise 

j  du/ch die Kurverwaltung 
Bad TSnlistein (Bez. Koblenz)

WALTER BEHRENS 
BRAUNSCHWEIG
Briefmarkenhandlg

-----_  Werbefchr koüenfrwi
Ankauf von Sammlungen

Anfragen
über Arbeitsplatz und 
Einkommen RM. 3.—

Richard Ferner, Düsseldorf
N e a n d e r s t r a ß e  16 
G e g r ü n d e t  1924

Sabeff Post Uber 1000 Angebote 
gratis! Neuheiten b illigstI 500 
versch. Oesterreich zu RM 15.80 
durchschnittl. 3 Pf. pro StUck / 

— Slowakei  50 versch. 5.80 / Bul­
lion6,"S S  versch. 7.80 / Ungarn 500 versch. 
£80 / 300 versch. Polen 15.— / 300 versch. 
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und Kaukasien) 75 — / 700 versch. Oester- 
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Rumänien 45.— / Luxemburg 16 Werte 
JS?:"¡P1- . 29 — / Polen - Qouvernemenl I
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Kasse voraus. Konto Leipzig 54484' 
Briefmarkenhaus S a b e f f ,  Wi e n

Auskünfte
Erm ittelungen
Beobachtungen
erledigt für jeden Ort:
Dr.  W ittig  &  W ollny,

Berlin ui 30/53, ftt/sr™9

Wer sich ftir

Erfindungen
und Neuheiten inferressiert, liest die 

Zeitschrift
„ D i e  N e u h e i l
. . Bezugspreis:
Jährlich RM. 3.60, halbjährlich RM. 1.» 
Verlag „D ie  Neuheit“ Berlin SW

Postscheck : Berlin 398 24
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deutsches recht
W O C H E N A U S G A B E

Herausgegeben vom Reidisführer NSRB. Reichsminister Dr.Hans Frank
unter Mitwirkung der Reichsgruppenwalter des NSRB.

Achter und Staatsanwälte: 
Dr. Qef f roy  
Rechtsanwälte:
Dr. Droege

Rechtspflegen
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Notare:

w j s Verwaltungsrechts wahrer : 
D r. S tuckart 
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Wirtschaftsrechts wahrer: 
Dr. M önckm eier 
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11.Jahrgang 26. April 1941

Die Internationale Rechtskammer
Rede des Generalgouverneurs, Reichsministers Dr. Hans Frank 

auf der Internationalen Juristenbesprechung am 5. April 1941 in Berlin

5e Mitteilunr«skgeraden
°ri etitlich

Nachdem Rechtsanwalt Erik Reitzel-Nleisen, Kopenhagen, dem Reichsrechts)¡ihrer 
die Gründung der Internationalen Rechtskammer gemeldet und ihn im Aufträge der 
Anwesenden gebeten hatte, das Amt des Präsidenten zu übernehmen, nahm Reichs­
minister Dr. Hans Frank das Wort zu folgender Ansprache:

unseres verehrten dänischen Be- Es ist eine stolze Tatsache, daß w ir mitten in 
e i t z e l - N i e l s e n  hat mich außer- diesem gewaltigen Kriege, in einer Zeit also, in
T fP r  nae li „ lx „ „  w T . i .  _*• ^  i>Dem atn , „  „  . . «er nach einem alten Worte die Gesetze und das

räsidium n erga“ «enen ehrenvollen Ruf das Recht schweigen, weil die Waffen sprechen, uns in 
tätlichen i !  V°l- Ih,nen gegründeten zwischen- einer i de a l e n  G e m e i n s c h a f t  des Rechts -
Rehmen7 P, i " te.rn,atlonaIeilRechtskammer zu über- d i ens t es  und  der  Re c h t s k u  11ur zusammen-
Sf'üWff i?te lch guerue ^ 0lge'- l ch betrachte diese finden. Adolf Hitler hat in der Neujahrsbotschaft
1Qg ~ i  l l K  a lS  Ol TI P  H n h p  A l lC 7 A t r h n i t n /T  T T itr r *n  - I O A l P ti H o c  \ r _ i f  i • i  e t J «ieai
lehr

runo- ■ T i  * s - , A  u j in/M T , *1Uier nai in cier iNeujahrsöotschatt
1, d L ‘ • u e- ^ohe Auszeichnung. Durch das 1941 an das deutsche Volk lapidar folgendes gesagt:

S ie b e n V k h mid! “  Lebenswerk ver- In  d i esem K r i e g e  w i r d  zum e r s t e n m a l  in
^eehtsd”  , habe> weiß lch Imch mit den besten de r W e l t g e s c h i c h t e  das Rec h t  s i egen  W ir

überh-o veArblfinduen; und so hoffe ich, die nationalsozialistischen deutschen Rechtswahrer und 
Öie W  age" e Aufgabe erfüllen zu können. ich glaube auch die Juristen aller anderen Kultur-

I Itldion , natlonale Rechtskammer hat ihre Kon- lander, sind dem Führer des Großdeutschen Reiches
folglich Va„ f  ° ' jennaus dem völlig freiwilligen und dafür dankbar, daß er zum erstenmal in der Welt-
Chluß auf ideeller Grundlage beruhenden Be- geschichte das R e c h t s i d e a l  als K r i e g s z i e l

aufgestellt hat. Ich will und werde mich im Zu­
sammenhänge unserer juristischen Probleme nicht 
auf das m der internationalen Zone von vielen so 
S,C1‘ gefürchtete politische Gebiet begeben. Aber 
n e Ja^sacbe, daß der Präsident der Internationalen 
Kechtskammer ein nationalsozialistischer Rechts-

dep u .Maßgeblicher Vertreter der Rechtsarbeit 
Mein ftenden Ländern.

^öui„i.lem Kameraden, seiner Exzellenz dem Herrn 
derp q  **' dalienischen Justizminister Grandi, der 
“ ect,tSkdanken der Gründung einer Internationalen
S ^ M m e r  von Anfang an wohlwollend gegen- Kecmskammer ein nationalsozialistischer Rechts-
tiiÖeich Me ich Von der vößzogenen Gründung wahrer Adolf Hitlers ist, verpflichtet mich von vorn-
t,llverstt a • lung machen. Dabei setze ich Ihr herein zu dem klaren Bekenntnis, daß ich das auch
■ eten ndms dazf  voraus’ daß gerade er von mir als ihr Präsident bleibe. Ich kann nicht irgendwie
a0 a~ - werden wird in  knm pradcnlia ftlinhpr Weise glauben, daß diese Internationale Rechtskammer

in die Charakterlosigkeitsabgründe ab-
knnn+p Hi** i»-i ____• x________x:___„ i ___ t

atl der V ^k rden wird’ in kameradschaftlicher Weise glauben, daß diese Internationale Rechiskammer 
a ^Utinir.khrung des Präsidiums sich zu beteiligen, jemals in die Charakterlosigkeitsabgründe ab-
+ uSenbii iF lst für mich aber auch der feierliche sacken könnte, die in früheren internationalen In-

ck -----  \ r - ~n f i , r h .  stitutionen zu finden waren. Die Vertreter Europas
und des mächtigsten Staates Asiens haben sich viel­
mehr hier zusammengefunden, um vor der Welt zu 
zeigen, daß sie gewillt sind, ein Rechtsideal aufzu­
stellen, ̂  daŝ  einen höheren moralischen und welt- 

................Anspruch nimmt

t a£enbr i lst tur micb aber auch der teierlicne 
lUtlge 1C-k gekommen, von  den V e r p f l i c h -  
" 1 i n zu sp r echen ,  d i e  s i ch aus der  M i t -* v. Q o /x i * * e v. i i  e i i  j u i t  o 1 v 11 d U o u v i 1,1 * 1
t> cht<;L-la ^  b e ‘ u n s e r e r I n t e r n a t i o n a l e n  
f ecl i t s ] atnmer  ergeben.  Diese Internationale
°rtiiali«ii^ 1I?er S°H und wird nicht ein Instrument srarcu, u «  cutcu noneren moran 
aufreclltr cher Rechtsbeflissenheit sein, sondern die geschichtlichen Rang für sich in .
^ftap-pn ’ ,Von. klaren und selbstsicheren Männern als jenes Pseudo-Rechtsideal der plutokratischen4 Ml'C IncflfllJlAn t n rin« «n«. n n . . V. 1 ,-*-1 fl

W ir sind hier, weil die Not der Völker zu neuen 
Rechtsordnungen drängt. Alle Völker drängen nach 
neuen Formen, der Gluthauch neuer Ordnungen 
geht über die Erde, und dieser Krieg ist dazu be-
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setragp ’ v°u  klaren und selbstsicheren Männern als jenes lJsi 
ii^d |J-ne Institution, in der jene Probleme zweck- Weltmächte. 
^Het] ?.v°%  Erörterung, ja  ihre Lösung finden 'v,'~ ~:~A u: 
rer liitPaie ?icb aus der Lebenswirklichkeit der in 
Ker et.g J^tionalen Rechtskammer vertretenen Völ-



898 Aufsätze

rufen, dem Worte des Führers entsprechend nicht 
nur eine zwischenvölkische Rechtsordnung1 aufzu­
richten, in der die Kulturvölker, befreit von ma­
terialistischer Verseuchung und Versklavung, nach 
ihrem eigenen ideal sich entwickeln können, son­
dern auch innerhalb der völkischen Gemeinschaften 
Ordnungen zu erstellen, die geeignet sind, dem 
neuen ideal und den Bedürfnissen der Völker zu 
entsprechen.

Jedes V o l k  bau t  s i ch aber  d iese O r d ­
n un g  aus ei ge nem B e d ü r f n i s  nach e i g e ­
nen N o t w e n d i g k e i t e n  auf.  Nichts liegt gerade 
uns Nationalsozialisten ferner, als etwa die Form 
des Staates, die uns zu unserem ganz großen Glück 
und Segen der ewige Herrgott durch unseren Füh­
rer geschickt hat, Ihnen irgendwie aufzwingen, vor­
schreiben oder auch nur besonders empfehlen zu 
wollen. Hier wird jedes Volk auf seine Fasson selig 
werden. Freilich wird es auf die Dauer nicht mög­
lich sein, daß sich hier in unserer Völkergemein­
schaft Spannungen auftun aus gegenseitigen Miß­
verständnissen. ihre Arbeit soll zeigen, daß unser 
Ideal niemand vergewaltigen will, daß wir nicht 
entnationalisieren wollen, daß w ir nicht den Frie­
den der einzelnen Völker stören wollen, sondern 
daß die kommende Ordnung1 Europas unter 
Deutschlands und Italiens Führung und unter Spa­
niens stärkster Mitwirkung, und die Ordnung Ost­
asiens unter Japans Führung die Gerechtigkeit auf 
der Welt erstehen läßt. Die Not des Lebens der 
Völker ist stärker als die Selbstsicherungseinrich­
tungen der kapitalistischen Welt.

Daher begrüße ich diese Internationale Rechts­
kammer. Sie, meine Herren, führt nichts anderes 
in diese Kammer hinein als Ihr eigener Entschluß 
und nichts anderes wird maßgeblich sein für Ihr 
Verbleiben in der Internationalen Rechtskammer 
als dieser Ihr eigener Entschluß. W ir sind hier eine 
f r e i w i l l i g e  A r b e i t s g e m e i n s c h a f t .

Unsere Rechtsordnung in Deutschland kennen 
Sie. Ich glaube, der Führer kann heute sagen, daß 
sich die seinem Volke gegebene Rechtsordnung 
bewährt hat. Sie brauchen sich nur an den blitz­
artigen Zusammenbruch der Heimstätte des soge­
nannten demokratischen Denkens, an den Zusam­
menbruch der französischen Republik zu erinnern 
um mir Recht zu geben, wenn ich sage, daß diese 
Ideale zusammengebrochen sind, die im Jahre 1789 
einmal aufgestiegen waren. W ir werten sie nicht; 
denn es wäre ungerecht, Entscheidungen früherer 
Jahrhunderte unseren Kriterien unterwerfen zu 
wollen. Jetzt aber leuchtet ein neues Ideal über der 
Welt auf. Die kapitalistische Welt versinkt und 
Frankreich als Vorkämpferin dieser alten Welt ist 
im Kampf mit den Vorkämpfern der neuen euro­
päischen Ordnung zusammengebrochen. Das ist ein 
überpolitisches kulturelles Ereignis, ist ein über­
kulturelles revolutionäres Ereignis. Wie damals die 
alten Mächte des Feudalismus zusammenbrachen 
unter dem Ansturm der französischen Revolutions­
heere, so brechen jetzt die damals geschaffenen 
demokratischen Mächte zusammen unter dem An­
prall der Jugendkräfte einer neuen Welt.

Ich glaube, daß daher die Rechtsordnung des 
Nationalsozialismus für die Internationale Rechts­
kammer ein interessantes Phänomen ist. Was wir 
unserem Volke an Substanzwerten vor Augen stel-
, n ZT R?SSo’ Boden’ Arbeit- staat und Ehre -  als 
leuchtende Sterne der Gemeinschaftsordnung, das 
ist jedem Volke anvertraut. Kein Volk der Welt 
w!ld imstande sein, ohne eine Auseinandersetzung 
mit diesen neuen Formulierungen auszukommem

In dieser Auseinandersetzung geistiger Art wird der 
Internationalen Rechtskammer eine besondere Be- 
deutung zukommen.

Daß wir dabei als Juristen handeln, hat einen gej 
wissen Reiz. Die Juristen werden international 
gleichmäßig mit den gleichen kritischen Akzente11 
betrachtet. Sie sind überall gleichmäßig beliebt oder 
unbeliebt. So stellt sich die Internationale Rechis- 
kammer auch dar, ich will nicht gerade sagen, als 
eine zwischenstaatliche Schutzstelle der juristischen 
Berufe, aber immerhin als eine weithin sichtbare 
Stelle, die bedeutet, daß man die größten ReV°' 
lutionen und die größten Ideen nicht ohne formale 
Unterbauung und Sicherung wird durchsetzen kon 
nen. Wie einst aus der französischen Revolution 
der Code civil Napoleon hervorging, der als mon * 
mentales gesetzesschöpferisches Werk die Ideale aer 
französischen Revolution formulierte, so geht ausü 
Revolution Adolf Hitlers die große Substanzwert' 
gesetzgebung hervor. So stehen wir — freilich dmcn 
den uns aufgezwungenen Krieg in mancher HinslC1 
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gehemmt — vor dem Ausbau unseres neuen 
scheu V o l k s g e s e t z b u c h e s ,  vor der*■** > " ‘ « ü g c ä c u u u L a c s ,  vor u a  elldö^l.
tigen Reform des S t r a f r e c h t s  und vor der erm 
gültigen Formulierung vieler anderer Gemeinschar 
Ordnungen, an denen w irtrotz des Krieges unablas » 
arbeiten. Die Internationale Rechtskammer w 
durchaus Gelegenheit haben, das Werden der <uu 
sehen Gesetzgebung kennenzulernen und so zu 
dieren, daß daraus Nutzen für alle Völker entsten 
kann. f

Dreifach sehe ich den Sinn des Rechtes: In e 
I c h b e z o g e n h e i t ,  in der  Vo l ksbezog
hei t  und in der  S taa t sbezogenhe i t .  n

Die I c h b e z o g e n h e i t  des Volksgenoss  
und der  Vo 1 k s g e n o s s i n , sie ist das trag nS, 
Element der moralischen Begriffe, der olaU„ ¡n 
werte und des Hineingestelltseins des Einzelnen 
den Zusammenhang seiner Zeit. W ir sind m 
mächtig, uns den Zeitpunkt auszusuchen- zu
I l t lO  r l n ^  n T T .. i j i • v • i . u 1 n

en-

uns der ewige Herrgott die Erde erleben 
Jeder wird in eine Zeit geboren, hat ihr zu di 
in ihrem Ideal zu wachsen und diese Erde 'v -n

dieses s Je heit, sie

dem
.. läßt-
dienen,

«  ‘L-v.iL g c u u ic u ,  uaL -111*
m ihrem Ideal zu wachsen und diese 
zu verlassen mit der Hoffnung, daß ~  .. SIt
Ideal weiterwirken möge. Diese Ichbezogenhei , 
schafft die Altäre, auf denen die Ideale leüf L ea 
diese Ichbezogenheit bildet die seelisch-gem 
Elemente, aus denen Völker und Kulturen hoc 
Erlebnisse sammeln. Diese Ichbezogenheit wur ^e. 
der revolutionären Dogmatik der französischen 
volution umgefälscht in den Egoismus, in d  ̂ aj,n 
gedachten Nutzen, in den materialistischen l fr 
des „enrichissez-vous!“  „Bereichert Euch! ,vjrd 

Durch die nationalsozialistische Revolull01- fUng 
die Ichbezogenheit eine millionenfache Summ1 
höchster Ideale. Nichts war kläglicher als der 0. 
lose Vorwurf gegen Adolf Hitler und seine1 daß 
Iution, daß das Individuum nichts mehr gel ’ per- 
w ir Gegner der persönlichen Freiheit und j,ejt 
sönlichen Entwicklung wären. In der Ichbezog- ,se 
unseres Ideals liegt einer der gewaltigsten „ uf- 
■Mneono,- i-------n i c h t  ein y OIK, f len

I c h  d e s  e i n Z ^ ][fS.unserer Zeit. M an kann 
r i c h t e n  u n d  d i e s e s‘ *'-*•*■'- ** U H U  U I C 4 C S  1L .11  U L - -  -  V o l 14
V o l k s g e n o s s e n  o d e r  der  e i nze l nen  ng 
g e n o s s i n z e r t r e t e n  wo l l en .  G e s e t z g .
und Recht ,  Schu t z  de r  Fa m i l i e ,  des g S- 
t ums,  der  P r i v a t i n i t i a t i v e ,  der  Y ei V  def
f r e i  h e i t ,  das  R e c h t  a u f  
Schu t z  des E i n z e l n e n  
der  Schut z  des E i n z e l n e n  
W i l l k ü r  i r g e n d w e l c h e r

das E r b ^ e f ,  
als A n g e k l a g  d£r

e g e n u b e r  .
ö rden , nBew  1 1 1 IV U 1 11 g  C 11 U W C 1 U l  t  I ^ 11 ^  ‘

s i nd  ein W e s e n s b e s t a n d t e i l  de r e tf <



»•Jahn■gang 1941 Heft 17] A u fs ä tz e
Q j. j
ist n? ’ denn das G l ü c k  des E i n z e l n e n

Die i Suua h l e n d ?s IdeaL 
1 Je o, c 1‘3ezoSenheit aber mündet ein in die

Sozialist ez<?genhei t .  Diese hat für uns National- 
sPreche i  die, ungeheuerlichste Erlebniskraft. Ich 
stelle ,v{!le.r a's Nationalsozialist, und was ich sage, 
led 
Uns
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li«i:„. 110 dem vorhin ausgesprochenen Sinne
s mV ,  Erwägungen anheim: „V o lk“  ist für 
m m /i10naIsoziaIisten nicht identisch mit deSam “nonalsozialisten nicht identisch mit der 

forme, der formell einem Staate Angehörenden. Die 
z°gc , e. btaatsangehörigkeit betrifft die Staatsbe­
in e;n ly von der ich dann noch sprechen werde, 
nicht InV • aber w ’fd man nicht hineinernannt, 
Völker ne/nßiestempelt, sondern hineingeboren. Die 
derte der ew‘Se Gott. Durch die Jahrhun-
liaiipt v -i, enher &eht das Problem: Warum über- 
c^ en u n r t  d  C r ; i  Warum diese Trennung nach Spra- 
Unbear,t ^ assen? Das ist eine Frage, die uns ebenso 
$terne pi°de* bleiben wird wie die Frage: Warum 
V e n  -laneten> warum dies alles? Viele Begrün- 
s°zialic, SInd v.ersucht worden. Aber für den National- 
Chara,dus gilt die Lehre Adolf Hitlers, die das 
den vo„er£ tifeum der Völker in der Rasse und in 
in (]e dir ausstrahlenden Urkräften sieht, nicht 
Hehn-- demokratischen Verfälschung in Staats- 
Segeb rgkeit. Das V o l k  i s t  e twas  uns Vor -  
Setzen H-le -S udd Jeder muß sich damit auseinander- 
■nen s,'n ler*n die eigentliche Revolution. Neh- 
?atiomi Ul?se.r deutsches Volk 1918 und 1941! Die 
°ez0g.e fe^ialistische Volksbezogenheit und Rasse- 
“facht d r »at uns w*eder das Bewußtsein ge- 
Sestein .a“ unserem Volke eine besondere Aufgabe 
H te  P; Und daß die uns überkommenen Rasse- 
. deute,ne rl 'anz besondere Verpflichtung für uns 
allere P as schließt kein Minderurteil gegen 
Woliejl ii slcdV W ir wollten keinen Rassenkrieg und 
âsse n 1n.ufcht- W ir wollen nur das wertvollste 

^chieht i!,n Unserem Volke pflegen und deshalb 
zUscbait a es> um durch unsere Gesetzgebung aus- 
®chäclljr i111’. was dem Rassenkern unseres Volkes 
H  Wo 1Ŝ‘ ^as. deutsche Volk befindet sich auf 
J'ir sinn H  de.r rassischen Wiedergesundung und 

N-,*: glücklich darüber. Die Rassengesetzgebung 
iV°rübor0na'SOz'ahstischen Reic' ’ ' '

formelie

, “woer — y*-*“ “ 011'3 Reiches ist auch etwas, 
Di» •nan *.n der Welt Verleumdungen verbreitet 

r sich daPanische Nation hat den Rassegedanken 
öePflep-t aUj  sed Jahrhunderten, ja Jahrtausenden 

b eged” "kd v'e*e andere Völker huldigen dem

H  Utiŝ 1 llnd .das Volk schafft Gott. Diese beiden 
ih^huno-2141 pflege, zur Entwicklung und zur Rein­
in aden ^ anvertraut. Der Staat ist in aller Welt und 
, JaDa,r°.nen eine menschliche Einrichtung. Wenn
-̂dgt (j.(, der Tenno göttliche Ehren genießt, so

........" .........................................................
1 für
Von ITT. *sl. ovr oiaar ment nur das FunKtionie- 

^stitutionen und Instanzen. Es ist auch für

gt (j„ * eiuiu gounene euren gement, so
herri; ,JaPanische Volk aus dieser Vorstellung 

-Crer \rC ls‘en Kräfte. Das deckt sich nicht mit 
ach fjj 0rstellung von der Staatsbezogenheit. Aber

. ^  V /\_  . ist d o r  S ta a t  n i r h f  n u r  r io c  F n n l r t in n i f * -n n Von i, nf- lsi  der Staat nicht nur das Funktionie 
h?S ein iS“ tutionen und Instanzen. Es ist auch für 
H e  Vp n^ ru.menh mh dem unsere völkischen 

H ie  Woit^^^bchung suchen.
J^ten p . f eachichte läßt in ihrer Aufeinanderfolge 
ai, Utnp-PoS*t u en und verschwinden, Staatsformen 
¡l s Staato„a P n> aus Provinzen Staaten werden und 

evvj0.p„v̂ der Provinzen, während die Völker

H iH e
eWj wlcuer Provinzen, wahrend die vomer 
»egan ° Weg gehen. Freilich, auch Völker sindiegan & k c iic ii. i fe inen, aucn vom c i amu
kennt '̂au ,ker> deren Namen man kaum

Aber sie sind uns in Erinnerung durch

einen Wert und durch eine Leistung, die eben noch 
hoher sind wie der Staat. Es ist ein verhängnis- 
vpUer Irrtum die Staatsgestaltung, das „Staat-Sein“  
als höchste Leistung des Volkes anzusehen. Unser 

uhrer sagt: Der Staat ist ein Mittel zum Zweck, 
alle politische Bewegung ist ein Mittel zum Zweck 
und der höchste Zweck aller Völker ist die Kultur. 
Der Führer sagt: Kein Volk lebt länger als die Zeu­
gen seiner Kultur. — Was wissen w ir vom alten 
Griechenland? Die Staatsgeschichte Griechenlands 
ist traurig-. Die Griechen waren ein Volk, deren 
Keich nicht von dieser Erde war. Aber welche 
Sprache sprechen ihre Tempel, ihre Philosophie und 
i re Naturerkenntnisse und alles das, was uns heute 
noch mit erschauernder Bewunderung erfüllt. Die 
Maatengeschichte hat schon viel Unglück über die 
Volker und über die Menschen gebracht; die Kultur­
geschichte nicht. In diesem tiefsten Sinne verstehen 
w ir Schopenhauer, wenn er sagt, daß neben der 

utigen Geschichte der staatlichen Auseinander­
setzungen einhergeht die unblutige Geschichte der 
geistigen der kulturellen Entwicklung der Völker. 
Das Recht dient zwar dem Staat, ist aber nur lebens- 

g als Kulturbestandteil. Eine Staatsordnung ist 
v  l, ■V011̂ Dauer, wenn sie die Rechtssehnsucht des 
Volhes befriedigt. M it Brutalität, Willkür, Gewalt 
i  . y^annei wurden schon viele Staaten geschaf- 
l !  ’ ^halten keiner! Da h e r  i s t  es n i c h t  die 
s t a a t s b e z o g e n h e i t ,  s onde r n  die K u l t u r -  
b e z o g e n h d t ,  d i e  das R e c h t s i d e a l  des 
iw,  c ? ,  . o z i a l l s mus fo r mt .  W ir denken über 
F f" t u  hmaus. An der Spitze des deutschen Vol- 
Kes steht nicht nur der größte Staatsmann, den wir 
jemals in unserer Nation hatten, nicht nur der 
m rirf c f  ^ e'dherr> dessen Pläne in wenigen Tagen 

i f i 5 aa ennzertrümmerten> sondern in Adolf Hitler 
steht der größte Kulturmensch des deutschen Volkes 
an der Spitze.
o; !̂ r,n ^ e,ch f s a r b e i t s g e m e i n s c h a f t  muß 
s ich d ahe r  der  K u l t u r a u f g a b e  des Rechts  
s ets b e w u ß t  b le i ben.  Alle Völker müssen sich 
zaisammenfmden, um jenseits von Krieg und Zer­
störung das K u l t u r i d e a l  des R e c h t s  auf­
erstehen zu lassen. Ichbezogenheit und Volks­
bezogenheit müssen freudig das Staatsbewußtsein 
bejahen, weil es die Kultur ermöglicht. Ich  sehe
in d i ese r  I n t e r n a t i o n a l e n  Rech t skammer  
e ine K u l t u r e i n r i c h t u n g  von g r ö ß t e r  B e ­
d e u t u n g  ms  Leben  t reten.

Unser Führer Adolf Hitler ist heute die große 
Ho fnung der KuKur der Welt. Sie glauben viel­
leicht, daß ich hier eben als Nationalsozialist und als 
Deutscher spreche. Ich spreche als Kulturmensch. 
Als Angeklagte sehe ich vor mir die Vertreter des 
Materialismus, des Kapitalismus und der pluto- 
kratischen Ausbeutung. W ir haben uns zu einem 
großen Kulturwerk zusammengefunden, und ich 
sehe in dieser Internationalen Rechtskammer eine 
Hoffnung, einen frohen Ausblick in die kommende 
Ordnung der Dinge. W ir werden nach manchen 
dusteren Stunden dieser Zeit zu einer Periode des 
Friedens und der kameradschaftlichen Arbeit kom­
men, in der das Ideal wieder mehr gilt als der 
Profit, der Heroismus mehr als der Irrwahn der 
Materialisten. W ir werden in den Völkern das Recht 
und die Gerechtigkeit zum Leuchten bringen. W ir 
haben nur e i nen Feind, nur e i nen Gegner: Das 
Unrecht.

113*
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Zwischenstaatliche Zusammenarbeit der Rechtswahrer
Rede des Staatssekretärs Dr. Roland Freisler, Präsidialmitglied der Akademie 

für Deutsches Recht, auf der Internationalen Juristenbesprechung

einem Dutzend Völker und Staaten p^J^reinten 
erlesener Repräsentanten des eng mit j ag
Japan ist es natürlich, daß wir, sowei , an 
des Deutschen Rechts 1939 teilnehmen jviani- 
das dritte kennzeichnende Merkmal ] f 0 ~
festation ganz besonders denken: An p fin2

c h t v o l l e  B e k e n n t n i s  zum

Noch ist es nicht zwei Jahre her, seit sich der 
deutsche Rechtsstand, vereint im Nationalsozialisti­
schen Deutschen Rechtswahrerbund, letztmalig vor 
dem Krieg in Leipzig, der Stadt des Deutschen Rech­
tes, unter dem Reichsrechtsführer, Reichsminister 
Dr. F r a n k ,  zu jener Großkundgebung zusammen­
fand, die die Haltung des deutschen Rechtswahrers 
im Daseinskampf des deutschen Volkes so wirkungs­
voll zum Ausdruck brachte.

Dreierlei zeichnete diesen Tag des Deutschen 
Rechtes 1939 — den ersten Großdeutschen — be­
sonders aus:

1. Das Bekenntnis zur Hoheit unserer Aufgabe 
im Aufbau, in der Ausgestaltung und Sicherung 
unseres Reiches, und die unmittelbare Verant­
wortlichkeit jedes deutschen Rechtswahrers vor 
dem Führer, und vor ihm allein.

2. Das Bekenntnis dazu, daß jeder deutsche 
Rechtswahrer bereit ist, jederzeit Leib und 
Leben für Deutschlands Leben einzusetzen;

3. ein ganz großes und machtvolles Bekenntnis 
zum Prinzip des Rechtes, des wahren Lebens­
rechtes, als zu einem tragenden Pfeiler kraft­
vollen, friedlichen Zusammenlebens freier Völker.

Das B e k e n n t n i s  zu r  H o h e i t  u ns e r e r  A u f ­
gabe im A u f b a u ,  in der  A u s g e s t a l t u n g  
und S i c h e r un g  unseres  Re i ches leuchtet un­
mittelbar in den Alltag unserer verantwortungs­
vollen Arbeit hinein und sorgt dafür, daß in uns die 
Mahnung kraftvoll wirksam bleibt, die w ir so oft 
singend als Studenten an uns selbst gerichtet haben: 
„Nie im Alltag untergehen!“  Das Bewußtsein der 
unmittelbaren Verantwortung vor unserem Führer 
gibt uns den Stolz des aufrechten und treuen Lehns­
mannes, den wir besitzen müssen, um unsere Auf­
gabe fest, sicher und erfolgreich zu erfüllen.

Das Bekenntnis dazu, daß j e d e r  v o n  u ns  
j e d e r z e i t  Le i b  und Leben  f ü r  D e u t s c h ­
l ands  Leben  e i nzuse t zen  b e r e i t  i s t ,  fand 
kurz darauf noch einmal am Vorabend des Krieges 
in der vom Reichsrechtsführer Reichsminister Dr. 
F r a n k  nach Zoppot bei Danzig einberufenen O s t ­
t a g u n g  d eu t sc he r  R e c h t s w a h r e r  lebendig­
sten Ausdruck. Während schon die Kanonen von 
den naheliegenden polnischen Befestigungen noch 
vor der Kriegserklärung völkerrechtswidrig deutsche 
Flugzeuge und die Stadt Zoppot beschossen, erhob 
der deutsche Rechtswahrer feierlich seine Stimme 
für das Lebensrecht unseres Volkes. Ich selbst bin 
glücklich, als letzter deutscher Rechtswahrer vor' 
dem Kriege und vor der Heimkehr Danzigs in Zop­
pot gesprochen zu haben.

Seitdem hat der deutsche Rechtswahrerstand sein 
Gelöbnis wahrgemacht: tausende und abertausende 
deutscher Rechtswahrer tun als Soldaten des euro­
päischen Befreiungskrieges in denRevolutiorisarmeen 
des Dritten Reiches unter Einsatz ihres Lebens 
Dienst. Und viele andere Tausende stehen sonst in 
der Kriegsgerichtsbarkeit, im Aufbau der neuein­
gegliederten Ostgebiete, in der Verwaltung des 
Generalgouvernements, dessen höchste Spitze der 
Reichsrechtsführer ist, und in der Verwaltung der 
besetzten Gebiete in der Kriegs- und zugleich Auf­
bauarbeit.

In diesem Kreise berufenster Vertreter von über

u n d  m a c h t v o l l e  d c k c u “ " “ - -  ^
des w a h r e n  Lebensrechtes der  „ f t v o H
zu e i ne m t r a g e n d e n  P f e i l e r  Kr 
f r i e d l i c h e n  Z u s a m m e n l e b e n s .  e|ndrucks-

Ich erinnere mich noch besonders „„wesende
vollen Worte, m it denen der unter uns ___ ge- 
Präsident des dänischen Juristenbun fr| . tbringen' 
tragen von der Erkenntnis, daß ein 7 USammen'
des, friedliches und vertrauensyo endern
arbeiten der Völker zugleich und in e;ne z'v l" 
Maße eine Frage des Rechtes ist af l j sa-
s c h e n v ö l k i s c h e  R e c h t s w a h r  ^ uia der 
t i o n  auf der Festveranstaltung m 
Leipziger Universität einsetzte. , nicht nur 

In der Tat scheint m ir dieser Ge ¿(.gbenswert, 
notwendig und bereits seit Jahren £ lir0pas unCl

ße
zip
als

nuiwenuig unu oerens s w  j  —  - Europa»-
sondern angesichts der heutigen ,La& . umch schon 
der W elt und angesichts der S1C“  . ¡¡ch zu sein- 
abzeichnenden neuen Ordnung voi » Recht gf' 

Denn wo könnte eine Ordnung möglich, eI 
schaffen werden? Und wo ware nRekeln, we” 
Recht zu schaffen und weiter zu . e njCht m 
nicht die Wahrer des Rechtes als ^  gegen" 
bereit, sondern ernsthaft bemüht ¿edanke
seitig immer näher kennenzulernen, festen A ' 
immer inniger zu verstehen, sich z Qenleinscha 
beitsgemeinschaft im Dienste d jm piens 
freier zusammenarbeitender Volke u nen Volk ■ 
damit zugleich und vor allem des b 
zusammenzuschließen? , . jedenfalls a

W ir deutsche Rechtswahrer haben deut
der Entwicklung unser selbst : t  der Gedan 
sehen Volkes und Reiches erlebt, ,eder Oerr* ,, 
des Rechtes als einer tragenden 3a , wenn
Schaft nur dann erfolgreich mar Richiü\ E
das Recht wahrenden Kräfte i . esetzt wer p ' 
und zur Erreichung e i nes  Zieles K solche 

Und w ir sind der Meinung, daT r Gemeinsch3/  
fahrung, die sich beim Aufbau d e r u  hat> woW 
eines Volkes und seines Reiches , fbaU einen , 
nicht nutzlos sein kann fü5 .de”  ¡]irer schick, ,  
meinschaft von Völkern, die v , mehr di 
haften Verbundenheit immer men _
drungen sind. , ^,-,Ren. daß‘Y^me-

Deshalb können wir es nur beg sonst k , gn 
wahrerfreunde uns benachbarter und Sta
radschaftlich eng verbundener ^  frejen p ^ ^ r t  
den Wunsch haben, m it uns in „  ¿er ‘ £. 
schaff an dem W erke der Ford^ urid der 
und Hpc Frr-Adpns pines jeden |nienzUarbeitem.efer

.„ ,P+and mit ¡igmeinschaft unserer Völker ^usaIT'pPfand mit &  
Daß der deutsche Rechtswah ^  seine

? ̂ « 1  E S S Ä i« * *innerer Dcirieuigung u«» dscnan**'"'
die Hand zu einer solchen k ä m e djjch. , teH 
sainrnenarbeit reicht, ist selbstve st der deutsc 

Ist es doch gerade ein Kennzeiciie dies
Volks- und Kulturkraft, daß w ir tm dern> was ° 
Kriege bereits an die Aufbauarb einem 0 „ft 
Ergebnis dieses Krieges sein s,9. Lfoafteren Zn 
licheren Europa und an einer gm
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wohnenden gemeinschaftsbereiten Völker

jjngen Tl ^ r r n> dad e‘n großes Volk mitten im

i ; s;™“ ™ nicht überheblich zu sein, 
^eststellen; Das ist in der Geschichte nochf f ht vorgekoi

ry n§ e n  U m  I „ I  ----------------" , v w ir , i iU L L t .l i  1111

v'Higen um .. ben und Freiheit und mitten im 
t ¿ruck • Befreiung eines Erdteils von frem- 

slUncrBn . n*cht nur seine wirtschaftlichen Lei-ungen
den Vifu seine wirtschaftlichen Verbindungen 

r̂^den 0 *ern öpc P-'-u«n„ _:.ui «i„

Ristes, HPr ¿r ‘ol> “ ii Ausiauscn aer uure
auch ‘/Unst Un|d der Kultur überhaupt, so vor 

tigern. °er Rechtskultur, seine Leistungen zu

ivi ^etätion aUcß. ‘n dieser unserer Kraft und in 
a?ts ein dieses unseres Aufbauwillens be-

iv^endiMi Unterpfand des Endsieges der
A • r Vermft Klaite Europas.
i. hau e- gen aber auch bereits den organischen 
y .. j ed e mr nei?en Ordnung Europas zu erkennen,

5rn des Erdteils nicht minder als imV C|jen nflp^i i-iuiens mcnr minoer ais nn
fe ft besitzt r  sondern daß es darüber hinaus die 
p dien b ’ d>eZeit aufbringt und von dem heißen 
oeistßc , e|t ist. im Austausch der Güter des

so vor

2u n 
! tori 
etltsD 
g,?ichSe 
se

S
Pas

cer »P<:i e ! ne r  g e m e i n s c h a f t - b e r e i t e n  
;hmenS a ” e t ’ *n ’ *i m  e i nen P l a t z  e i n -  
i schpn A r s e i nem W e s e n ,  s e i n e r  h i -  

r i Ch? A u f g a b e  u n d  s e i n e n  K r ä f t e n  
i ¡ ] ’ u nd dessen  A u s f ü l l u n g  zu-
r tp ?  Sel bs t  e ine V e r v i e l f ä l t i g u n g  
n iVea nsl^r a t t  und d a m i t  seines Da- 
Unenin VSi.s*c ^ e r t '  ebenso aber auch damit 

Und der ^ lr  i-c^en Beitrag zur Wohlfahrt Euro-

!n e r / 
ins veai  

-ntl

daß eser orfTUr.oßraunie unserer Erde liefert 
i i .. der Ff?anische Ordnungsaufbau begann damit, 
Hi!i!en ihre v?f, und der Duce des befreundeten 
Erm ni r  . . ‘ker 2U jener Achse vereinten, die 
biia Üs ist geographisch-natürliche Achse des 
Hiitt ’ s°nder - icllt nUr die M achtachse Europas

UU.L........ .. . „ . . i
iea rt Und1 !Js.tausch die Zivilisation Europas ge- 

^bend; eine Kultur innig vertieft und zugleich 
anämischer,*Mn - Austausch der Kulturgüter der 
E,i fte di Nationen ermöglicht hat, der erst dann 
LUrona em Segen der Völker zu dienen, als

erliV?rn d'e bereits in Jahrhunderten hoch- 
ltura,le i Entwicklung durch ihren Kräfte-

4 b ^ai’uifn'y,an,dt5 Gedanken und Interessen über-S 5 &  -  - ............ - ...... -____
^ s e r? p f! u?d den Austausch der Bodenschätze, 
Huber \?HtSSe und kulturellen Güter Europas 
zurüpui eyiechtungen nach außerhalb des Erd- 
™ kneten ließen.Jjcktr

.j^Hisip^ Achse kristallisierten sich dann und
kr.Rtn

th!p Staatp*:11 s‘ch weiter ganz natürlich die Völker
(]j ft UnSPfAO F n iitn ilo  n rv /J n ß rllOCPf PT^t*

iü?fn.aHten '.r“ ?ier w anrung .................... I -
einr’lisse unter vollster Befriedigung der Be- 
L s.ate in .«er  einzelnen Völker einen Großraum- 
U ,ehun!? vJrelIer, wirtschaftlicher und geistiger
aiif msraum CS j  et,_und der daher den europäischen
der, .er ErtipUnd seine Völker erst geeignet macht, 
seih in ihiiß ^ben  anderen Großraumgebieten und

u. u Wohnenden Völkern partnerfähig zu

C, nm',n Zufall, sondern geradezu ein Beweis 
Ifa* der noUrSesetzliche Folgerichtigkeit des Auf- 
^il u!l'satinl'en. Ordnung, daß zugleich mit dieser 
ken ,ereiK -n’ d'e beute machtpolitisch unseren Erd- 
öf'mar großen und ganzen als Einheit er-

t ,lerPab rj die Achse Berlin—Rom sich zum 
fh./ki miVKerJ'n~~Rom—-Tokio erweiterte. 
Sta^skonl *?heint, daß es für die Größe der 
P'ärk'bännp^^S11 des Führers und der führenden 

2p.,r uer beiden uns verbündeten Groß­
e s  ablegt, daß in der Stunde der Ge­

burt des Dreierpaktes bereits eine wahrhaft aufrich­
tige und in ihrer natürlichen Einfachheit geradezu 
zwingende Vereinbarung über die gegenseitige An­
erkennung zweier Großraumgebiete untereinander 
zustande kam: die gegenseitige Anerkennung des 
europäischen Raumes unter Führung von Deutsch­
land und Italien und des ostasiatischen Großraumes 
unter Führung von Japan.

W ir sehen hier sowohl eine neue  R e c h t s ­
t e c h n i k  als ein neues Rech t sp r i nz i p .

Die neue R e ch t s t ec hn i k  hat an die Stelle 
abstrakter, man möchte fast sagen Vereinssatzungen 
wie der des längst entschlafenen Völkerbundes von 
Genf, konkrete Ordnungen gesetzt, die aus den 
natürlichen Gegebenheiten, aus der gesunden Dyna­
mik der Lebenskräfte von Völkern geboren sind, 
und von einem wahrhaft großen Verantwortungs­
gefühl für das Glück und die Wohlfahrt des eigenen 
Großraumes zusammenwohnender Völker und für 
die faire Abgrenzung der Interessen mehrerer Groß­
räume und für eine höchstmögliche Steigerung des 
Kulturaustausches der Völker im Großraum und 
der Großräume untereinander zeugen.

Vor allem aber ist das R e c h t s p r i n z i p ,  das in 
dieser g r o ß e n  A u f b a u k o n z e p t i o n  sichtbar 
wird, ein ganz anderes als das bisherige. Hier wird 
der Imperialismus als gestaltende Kraft eines als 
Recht getarnten Unrechtes überwunden durch den 
Zusammenschluß natürlicher Großraumgebiete und 
ihrer zusammengehörenden Völker und durch die 
freundschaftliche Pflege der natürlichen Beziehun­
gen der Großräume untereinander.

E in  solches R e c h t s p r i n z i p  u n t e r s c h e i ­
det  sich von dem b i s h e r i g e n  dad u r c h ,  daß 
es wah r  ist.

Das bisherige Rechtsprinzip, gegen das diese neue 
Ordnung sich auflehnt, sprach wohl von der Freiheit 
der Meere, aber es meinte die Herrschaft e ines 
auf allen Meeren: „Britain rules the waves.“  Es 
sprach vom europäischen Gleichgewicht und meinte 
die Herrschaft einer Europa abgekehrten Insel über 
das gespaltene Europa: „divide et impera“ . Es 
redete von der Selbstbestimmung der Völker und 
meinte die Knechtung und den Betrug des Herzens 
Europas: Versailles und die Vorortdiktate von 
Trianon und St. Germain. Es sprach von der Organi­
sierung des Friedens und der Sicherheit und meinte 
die Erhaltung unsittlicher Gewalt: Genf und der 
Völkerbund! Es sprach vom Recht und meinte die 
Ansprüche seines Sprechers, der ja — in ganz be­
sonderer Beziehung verstanden — den Wahlspruch 
hatte: Dieu et mon droit!

Das aber kann kein Recht sein! Ein Zustand, in 
dem der Nutznießer zugleich der Gendarm seiner 
Ordnung und der Richter über die Zwistigkeiten 
innerhalb des von ihm beherrschten Großraumes ist; 
das kann kein Recht sein, wenn die Gewalt nicht 
durch sittliche Selbstzucht, durch Verantwortungs­
bewußtsein gegenüber einer echten Gemeinschaft 
sich selbst zur Macht adelt.

Wenn wir Rechtswahrer sehen, daß w ir an einem 
Wendepunkte der Entwicklung unseres Volkes und 
der Beziehungen unserer Völker zueinander stehen, 
und wenn wir wissen, daß zum Aufbau der neuen 
Ordnung unsere Arbeit ihren unerläßlichen und un­
ersetzlichen Beitrag leisten muß, dann fühlen wir 
damit die — ich darf wohl sagen — heilige innere 
Verpflichtung, dem Schicksal dankbar zu sein, daß 
es an uns den Ruf ergehen ließ, bei dieser Aufgabe 
mitzuarbeiten.

Und deshalb ist es unsere ganz besondere Pflicht, 
in einer Weise, die unsere nationalen Eigenheiten
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und Geschlossenheiten wahrt, in einer großen Ge­
meinschaft zusammenzustehen, um den Austausch 
unserer Erfahrungen und unserer Arbeiten zu för­
dern und um unsere gesamten Kräfte für die Auf­
bauarbeit am ganzen einzüsetzen.

Dabei können, wollen und werden hier alle 
Gebende und Nehmende sein.

Auch für uns gilt, daß das keine Gemeinschaft ist, 
wenn einer meint, in ihr nur zu geben; und daß 
auch das keine Gemeinschaft sein kann, in der je­
mand glaubt, nur zum Nehmen da zu sein.

W ir alle verwalten in unseren Völkern altehrwür­
diges und doch jugendstarkes Kulturgut; jeder von 
uns ist daher auch in der Lage, uns anderen Werte 
zu geben; und jeder von uns kann daher im Zu­
sammenwirken in unserer Gemeinschaft beim an­
deren Werte finden, die ihm selbst und seiner Arbeit 
wertvolle Anregungen geben und nutzbringend in 
der Aufbauarbeit am eigenen Volke verwandt wer­
den können.

Das setzt freilich eine h e r z l i c h e  O f f e n h e i t  
der  Z u s a m m e n a r b e i t  voraus; ein gegenseitiges 
Vertrauen, das uns in unserer Arbeitsgemeinschaft 
warm werden läßt.

Dieses Vertrauen — scheint mir — wird dadurch 
geweckt und dauernd gestärkt, daß w ir alle wissen, 
was w ir wollen: Jeder will seinem Volkstum und 
seinem Staate dienen und will die nationale Eigen­
art und damit Kraft seiner Volkspersönlichkeit stär­
ken; jeder weiß, daß er damit auch der Gemein­
schaft der gemeinschaftbereiten Völker dient. Und 
weil jeder dies von sich wie von dem anderen weiß, 
kommt es nicht zu Unwahrhaftigkeiten einer ver­
schwommenen Weltbürgerschaft, die, wie alles Un­
wahrhaftige, von der Lebenswirklichkeit wegführen 
und in nichts anderem als einer Fülle von Phrasen 
enden können.

Was wir wollen, sind aber nicht Phrasen, sondern 
ist Arbeit.

Eine solche Gemeinschaft der Rechtswahrer be­
freundeter an einer besseren Zukunft arbeitender 
Völker ist eine ganz natürliche Angelegenheit.

Sie ergibt sich schon aus der Besonderheit und 
Ähnlichkeit, wenn nicht Gleichheit, unserer Auf­
gaben in unseren Volkskörpern.

Der Rechtswahrerstand mag aus Beamten, An­
gestellten und Angehörigen freier Berufe sich zu­
sammensetzen. Wahrscheinlich wird das in jedem 
Volke so sein. Kein Rechtswahrer erschöpft aber 
sein Wesen in dieser Zugehörigkeit und in den aus 
ihr sich ergebenden Aufgaben. Diese Zugehörig­
keiten sind vielmehr nur die formale Seite der 
Lebenseinordnung des Rechtswahrers in den Sozial­
körper des Volkes.

Das Eigenartige des Rechtswahrertums und sein 
Wesen — und auch das scheint mir überall zu 
gelten — ist vielmehr folgendes:

Gestützt auf tiefgründige, ernst erarbeitete Kunde 
der Lebensordnung seines Volkes — seiner Grund­
lagen und seiner auf diesen Grundlagen aufgebau­
ten Einzelordnungen —

in tiefgreifender und weitschauender Erfassung 
der Eigenart, der Lebensgrundlagen, Lebensnot­
wendigkeiten und des Lebenszieles seines Volkes, 

arbeitet er in wahrem Lebenskünstlertum sou­
verän im Rahmen der  R i c h t l i n i e n ,  die die 
V o l k s f ü h r u n g  i hm g i b t ,  an der  L e b e n s ­
e r h a l t u n g ,  s t ä n d i g e n  L e b e n s g e s u n d u n g  
und am L e b e n s f o r t s c h r i t t  se ines Vo l kes .

Dieses sein aktives Lebenskünstlertum weist 
immer über ihm selbst hinaus; ja, es ist geradezu 
das Kennzeichnende dieses Künstlertums, nicht nur

das eigene Ich, die eigene Seele und die . S efl 
Lebensauffassung in die Kunstwerke der e‘<? uer 
A rbeit hineinzulegen und aus ihnen dem Bes A
entgegenleuchten~zu lassen, sondern v o r i  ^„na& 
ganz kompromißlos die Seele und den Ur 
w illen des Volkes in ihm zum Ausdruck u 
W irksam keit zu bringen. b r in g t

Dieses Arbeiten des Rechtswahrers dm 
alle Lebensverhältnisse des Volkes, der <nen 
lebendigen Gemeinschaften und seiner „j-örper 
Glieder. Keine einzige A rbe it in e n̂em,,.V0 ^enheit 
hat das in dieser bedingungslosen yollkom jor. 
m it der des Rechtswahrertums gemeinsam- und 
dert vom Rechtswahrer eine solch weitsie s a|[er 
tie fgründige Erfassung des Lebens des voik r ’ (}|ie- 
Gemeinschaften in ihm und der Stellung a..haben­
der im Volk wie von keinem anderen a  
träger. mittel'

Dabei kann der Rechtswahrer nicht au “ n^ rt,eit 
bar sinnlich wahrnehmbare Ergebnisse sein ^
hinweisen. Denn die A rbeit des Rcchtswa ^ g£. 
ruht auf geistig-sittlichen Erkenntnissen, sich
tragen von schöpferischem W illen und  ̂ der 
in der O rdnung des Zusammenlebens U j^ft 
Sicherung des Lebensfortschrittes der Oe ¡n
aus, dem Kundigen freilich m it geistigem ^ t -  
jeder Gemeinschaftserscheinung des vo fluf
bar, in der kleinsten wie in der größten, ^ittel- 
körperlich blickenden Auge dagegen n‘c”  „],rertuin 
bar erkennbar. Auch das hat das Rechts ^  ^ uf- 
m it nur ganz wenigen anderen Kreisen 
gabenträgern gemein.

Aus dem allen erg ib t sich, daß der >< seiner
in seiner inneren Lebenshaltung u|’d, Qjjed der 
äußeren Lebensführung ein vorbild liches ^ 0 . 
Gemeinschaft, und zwar ein im Dienen zug 
rendes Glied der Gemeinschaft sein m folgt,

Aus dieser Eigenart des Rechtswahrer - r uud 
seine A rbeit n icht in der Weise uberp j j e Ar-
nicht m it den M itte ln  korrigierbar ist,. sjch am
beit anderer Aufgabenträger. Das zeig des
deutlichsten in der Stellung der Ker 8 1 Richtet 
Rechtswahrertums, als die man wohl 
bezeichnen kann. ,. +;Pfgrün^i^e

W eil der Richter, gestützt auf d,e . ps in tief' 
Kunde der Lebensordnung seines Vo J  der Le' 
greifender und weitschauender Erfass f ^ e n  de 
bensnotwendigkeiten seines Volkes in? ‘ LebeIlS” 
Richtlinien der Vo lksführung in wah „ Volkes £e' 
künstlertum souverän am Leben seine ^  ety 
staltend arbeitet, kann er sein Lehe pelet? ' 
durch eine Reihe aufeinander jes öffen
tionen einander untergeordneter.Stell •e]rnehr P ,
liehen Lebens bekommen; er leitet es, „oräserdlC, 
m ittelbar von der Staatsführung ab un liöchs 
diese in gleicher Weise, ob er nun .fl eme 
Richter in einem Staate oder der - ^etnSelh 
fernen kleinen Städtchen ist. Und nicht . 
Grunde können seine Entscheidung »n(je r tu 
bürokratischen Aufsichtsinstanzenzug & 0 T a - 
seine auch bei ihm vorkommenden |rnehr
geglichen werden. Auch dies bann ^ rbeit »
durch eine neue gleichartige richter
schehen. , L,.

A ll diese Eigenarten des Rechtswaftre g£̂ n  
sein Wesen bestimmen und kerinz rtij und 
über anderen öffentlichen Aufgaben( r  ertums . 
diese Gemeinsamkeiten des Rechts ,ung e . 
Vö lker untereinander machen die f ,indeter f. 
Gemeinschaft der Rechtswahrer pij-ijchen
Ln** 1* t-ir] CJn nt-QM m i  OinPtTI CTt\ flZ

und

ker und Staaten zu einem ganz 
gang.
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Wendp’ Wle 'c^ eingangs hervorhob, die Zeiten- 
teils u’ fin ,der w’r stehen, die Neuordnung des Erd­
ender ^ei ^ rde> *n die w*r nin^i nur eintreten, 
einen, d a"  der w’r seihst arbeiten, machen sie zu

F^.. Bedürfnis.
Keine'iC+-Un êr Hervorhebung einer Besonderheit: 
selbst nat,5>nale Rechtswahrerschaft darf sich dabei 
Und ¡n f r leren. Sie behält ihren Wert in sich selbst 
Verscl. u r Gemeinschaft der Rechtswahrergruppen 
in sich ener Länder gerade dadurch, daß sie ihre
Auswmi §escHossene Eigenart mitbringt und zur

Und gelangen läßt.
sPrechpWen!1 ‘cd. noch einige Gedanken darüber aus-

- wie diese unsere Gemeinschaft sich be- 
so möchte ich an die Spitze stellen:Man soll h-’ au lI,utnie len an aie opuze siencu: 

begren 1 dlese Betätigung nicht von vornherein fest 
Entwir-1,1 Umreißen. Sie muß ihre freie organische 
v°n v ' , ngsmöglichkeit haben. Man soll Leben nicht 
der rrp n lerein in Fesseln legen. Man soll vielmehr 
stärktSurHen Entwicklungstendenz alles Jugend- 

q ” vertrauen.
sicher ^  A  r B e i t  s m ö g I i c h k e i te  n w ird  es ja 
ständjSrf, en- Die gegenseitige Befruchtung des 
der b Plen Rechtswahrerlebens im A u s t a u s c h  
der b p ^ ' ^ s f ä n d i s c h e n  E r f a h r u n g e n  u n d  

! „ . a " r u n g e n  d e r  f a c h l i c h e n  A r b e i t ;S.ias 

such
ich|APe£ensehige p e r s ö n l i c h  
ich ‘̂ e n l e r n e n  durch den

e und f ach l i che  
r . — ww„v.„ den gegenseitigen Be­

gehe,. p. tskultureller Veranstaltungen, rechtsfach- 
lehre d Inr’cbtungen auf dem Gebiete der Rechts- 
rechtL,fr Rechtsprechung, der Rechtserziehung, der 
tunp tjpSSenschaftIichen Arbeit, der Rechtsverwal- 
den V . r .^^btsorganisatorischen und rechtsberaten- 
rienip, ei*. im Wirtschafts- wie im ganzen Zusam-

der A des VoIkes;u stausch von Z e i t s c h r i f t e n  und von

M o n o g r a p h  i e n w i e ü b e r h a u p t v o n S c h r i f t -  
t um,  das für die Arbeit der einzelnen Rechtswah­
rergruppe typisch ist, und die dadurch bedingte 
gegenseitige Durchdringung mit Geistesgut, die — 
national verarbeitet — zu einer weitgehenden all­
seitigen Befruchtung führt;

die H i l f e  bei  den d r i n g e n d e n  A r b e i t e n  
zur Herbeiführung einer effektiv wirksamen euro­
päischen und auf manchen Gebieten darüber hin­
ausgreifenden Rechtsgemeinschaft;

die zielvolle Arbeit daran, daß der Blick unserer 
R e c h t s w a h r e r j u g e n d  und  unseres R e ch t s ­
w a h r e r n a c h w u c h s e s  im Rahmen seiner Aus­
bildung und Erziehung durch ernstes gastweises Ar­
beiten im befreundeten Rechtswahrertum verbunde­
ner Völker außerhalb des eigenen Landes sich 
weitet;

dies und vieles andere sind Arbeiten von solcher 
Bedeutung und solchem Ausmaß, daß es uns wahr­
haftig nicht an Arbeitsmöglichkeiten fehlen wird.

Über dem allen aber steht der große Wert, den 
jede zielbewußte, dauernde, offenherzige Zusam­
menarbeit an sich hat; sie schafft ein äußerlich 
nicht erfaßbares, aber um so intensiver wirkendes 
Gemeinschaftsgut, das geeignet und berufen ist, die 
Stimme des Rechtsgewissens der Gemeinschaft der 
Völker unseres Erdteiles und der Beziehungen der 
Großräume der Erde untereinander mit zu erheben.

Es ist also eine hohe Pflicht, an der zu arbeiten 
wir uns in diesen Tagen hier auf Einladung des 
Reichsführers des NSRB., Reichsminister Dr. F r ank ,  
in Berlin zusammengefunden haben.

Gehen wir an ihre Erfüllung mit der Selbstsicher­
heit, Aufgeschlossenheit und Verantwortungsfreu­
digkeit, die uns immer auszeichnen soll. Dann wird 
uns auch diese Aufgabe gelingen.

internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verwaltung
Aus der Rede des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Stuckart 

auf der Internationalen Juristenbesprechung

A^sein-AÜ scL"en?d‘sche Krieg ist die 
, Ken 7 a~ersetzung zweier Welten ; 
iosb« pVitcnwende. Die Periode

. unvermeidliche
an einer gewal- 

einer hemmungs-P->Sen Ex ein • x
nis
f'N Ohrm -----i " "  ...---- r-
Rn Wurf °.rSanische Bindung seiner Teile geschah
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■ in ,Parision, in der das Britische Weltreich als 
»ische, o Kontinenten zusammengerafftes mecha- 

Gemengsel ohne natürlichen Mittelpunkt

i- ssenf zu Emde. Der Lebensraum der weißen
*khen ist Europa. In der politischen, recht­
es g re lle n  und wirtschaftlichen Neuordnung 

enA  liegt die Aufgabe aller zur euro-
bür-w-l- ^Chipk'Qnlc- nnrJ I nK rm orrprnpinsrflz lft VCI”

iL
‘re*
ehe
/eK

■nents liegt die Aufgabe aller zur eui 
!pn Schicksals- und Lebensgemeinschaft vc. 
u. „n Völker. Das nationalsozialistische Reich 

-<iS - faschistische Italien haben nach Maßgabe 
-ebeni,r tL|rlichen Gewichts im Kerngebiet dieses 
V  r aur«es der kommenden Entwicklung den 
r̂äteiR,'Vl?.sen> einer Zeit, da auch in anderen

Tiih  „  ̂ U lP  L T in f in in n t o lo n  1 / 711m

Maßgabe 
JW„ o__.et dieses 

der kommenden Entwicklung den 
■'^cn. In einer Zeit, da auch in anderen 

trugen** d‘e kontinentalen Kräfte zum Durchbruch 
bpan And vor allem in Ostasien das verbündete 
Ü f̂tiorH anschickt, die von außen gestörte Groß­
er wieder herzustellen, stehen w ir vor
Rcht drahtlichen Aufgabe, das Selbstbestimmungs- 
■ K-iA  fWopäischen Kontinents im schicksalhaf- 

i|ch ¡n gegen England zu verwirklichen, das 
vergangenen Jahren immer wieder in 

Rft (..‘Licher Kurzsichtigkeit den großen wahr- 
'erSchlA°Päisclien Konzeptionen unseres Führers 

10ssen hat. Die Parolen „Europa den Euro­

päern“  und „Ostasien den Ostasiaten“  sind ebenso 
wie die richtig verstandene Monroe-Doktrin weniger 
bloß geographische Ideologien als vielmehr der Aus­
druck rassisch-biologisch bedingter Erkenntnisse.

Noch spricht das Schwert. Aber schon künden 
sich im Zusammenbruch der demokratischen Welt 
mit ihrer Fiktion der mechanischen Gleichheit alles 
dessen, was Menschenantlitz trägt, aus der auch for­
mal und scheinheilig die im praktischen Völkerleben 
jedoch gerade von den großen Demokratien stets 
mit Füßen getretene Gleichheit kleiner und klein­
ster Staaten mit den großen schöpferischen Nationen 
folgen sollte, die Linien der kommenden Neuord­
nung an. Die Wesensmerkmale der neuen Ordnung: 
Leistung, Verantwortung und Lebensgerechtigkeit 
kennzeichnen zugleich den wesensbestimmenden 
Unterschied zum Imperialismus der westlichen 
Demokratien. Diese alte Weltordnung ist zusammen­
gebrochen, weit sind die Tore für die neue und ge­
rechte Ordnung im Leben der Völker geöffnet. M it­
ten in dem gewaltigen Ringen um diese Neuordnung 
kommen-die Wahrer des Rechts aus den verschie­
densten Staaten zusammen in dem sicheren instink­
tiven Gefühl, daß auch auf dem Gebiete des Rechts 
die Sehnsucht der Besten ihrer Erfüllung näher­
rückt und die Schranken fallen, die ein staatlich er­
starrtes Denken künstlich zwischen den Völkern auf­
gerichtet hatte.
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Ein besonders wichtiger Teil der Arbeit in allen 
beteiligten Staaten wird derselben Aufgabe, der 
neuen europäischen Rechtsordnung gewidmet sein. 
Nicht ein verwaschenes und unklares Völkerrecht 
soll uns verbinden, sondern in erster Linie gilt es 
für uns — und in gleicher Weise für die in anderen 
Lebensräumen tätigen Kräfte —, die Ordnung des 
Lebensraumes durch ein neues, den natürlichen 
Lebensbedürfnissen der beteiligten Völker entspre­
chendes „Kontinentalrecht“  zu sichern, ein Kon­
tinentalrecht nicht im Sinne der Internationalisierung 
des innerstaatlichen Rechts, sondern im Sinne eines 
harmonischen Zusammenklanges der nationalen Ge­
setzgebung. Der Förderung dieser gemeinsamen 
Aufgabe und zugleich der Verbindung mit entspre­
chenden Aufgaben in einem anderen Lebensraum 
soll auch der berufsständische Zusammenschluß 
dienen, zu dessen Vorbereitung heute berufene 
Rechtswahrer zahlreicher Nationen sich hier zusam­
mengefunden haben.

Es ist meine Aufgabe, Ihnen darzulegen, wie die­
ser Z u sa m m e n s c h l u ß  ge r ade  auf  dem Ge-  
bi  et des Staats -  und V e r w a l t u n g s r e c h t s  
der neuen Rechtsentwicklung nutzbar gemacht wer­
den kann. Da scheint mir eine Klarstellung am Platze 
zu sein:

Gegen die nationalsozialistische Staatsführung ist 
im feindlichen Ausland oft der Vorwurf erhoben 
worden, sie beabsichtige, anderen Völkern die 
eigenen staatlichen Verfassungsformen aufzuzwin- 
gen. wer so denkt, beweist nur seine völlige 
Unkenntnis der Grundsätze unserer Gemeinschafts- 
ordnung. D ie  A c h t u n g  v o r  den l e b e n d i g e n  
K r ä f t e n  des V o l k s t u m s  und die A n e r k e n ­
n un g  j ed  er du rch ges c h ic h t l i c  h e L e i st  u n g 
b e w a h r t e n  v ö l k i s c h e n  E i g e n a r t  s i nd  P r i n ­
z i p i en ,  die die n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e  B e ­
w e g u n g  und S t a a t s f ü h r u n g  i m m e r  v e r ­
t r e t en  und n i c h t  z u l e t z t  der  F ü h r e r  mehr -
ta£ h ‘ n .f5 i e r l i c h s t e r  F o r m b e k r ä f t i g t  hat.

Kecht ist nach nationalsozialistischer Auffassung, 
wie dies der Reichsrechtsführer, Reichsminister 
Dr H a n S F r a n k ,  betont hat, d ie  P f l ege  und 
E n t f a l t u n g  der  S u b s t a n z w e r t e  des e i g e ­
nen Vo l kes .  Das Verfassungsrecht dient dieser 
Aufgabe aut dem Gebiet der Gesamtlebensordnung 
des Volkes. Im Mittelpunkt der völkischen Weib 
anschauung steht dabei nicht der Staat oder irgend­
eine bestimmte Form staatlicher Organisation, son- 
dern das Volk und seine Lebensfunktion. Den völ­
kischen Notwendigkeiten entsprechend besitzt unser 
Verfassungsleben eine Fülle gewaltiger Organi- 
sationen, Ordnungen und Gliederungen, von denen 
in erster Linie Wehrmacht, Partei und Staatsverwal­
tung im umfassenden Sinne zu nennen sind. Sie alle 
finden ihre Einheit in der Idee des Reiches, die für 
uns Deutsche ein Ausdruck der großen politischen 
Sehnsucht unseres Volkes nach einem machtvollen 
und_ gesicherten politischen Dasein darstellt und 
die in dem Werk unseres Führers Adolf Hitler ihre 
Verwirklichung gefunden hat.

Aus der völkischen Weltanschauung des National­
sozialismus ergibt sich somit mit innerer Notwendig- 
keit, daß es unmöglich ist, die nationalsozialistische 
Verfassung auf andere Völker zu übertragen. Das 
hindert freilich nicht, daß verwandte Ra'ssen und 
Volker aus einer gleichartigen seelischen Grund­
haltung heraus entsprechend verwandte Verfassungs­
und Staatssysteme entwickeln. D ie  A c h t u n g  des 

rem de n V o l k s t u m s  und e ines i hm e n t ­
s p r ec henden  V e r f a s s u n g s z u s t a n d e s  e r ­
sc h e i n t  m i r  d ahe r  als e i ne  e n t sc h e i de n de

G r u n d v o r a u s s e t z u n g  f ü r  i n t e r n a t i o n a l e  
R e c h t s b e z i e h u n g e n  auf  dem Geb ie te  des 
ö f f e n t l i c h e n  Rechts.

Das beste praktische Beispiel, wie ernst wir es 
mit dieser grundsätzlichen Auffassung von der 
Eigengesetzlichkeit des staatlichen Lebens meinen, 
bietet ein Vergleich der Staatsformen, die sich das 
verbündete f a s c h i s t i s c h e  I t a l i e n  und das natio­
nalsozialistische Reich gegeben haben. Bei aller 
Übereinstimmung in den wichtigsten Fragen, bei 
aller noch so engen Zusammenarbeit auf politischen!) 
wirtschaftlichem, kulturellem und sozialem Gebiet, 
bei aller Gemeinsamkeit der Ziele und der Gegner-- 
zeigen die beiden Verfassungssysteme wichtige un 
wirklich wesenshafte Unterschiede — Unterschiede, 
die sich eben aus dem völkischen Anderssein, aU 
der veränderten weltanschaulichen Position und aû  
der unterschiedlichen geschichtlichen Entwicklung 
und Erfahrung ergeben. „Faschismus und Nationa­
sozialismus sind keine Exportartikel“ , das ist = ' 
wohl von deutscher wie von italienischer Seite a* 
Verdächtigungen zum Trotz immer wieder beto 
worden.

In vielen Ländern innerhalb und außerhalb Euro 
pas ringen heute die besten Kräfte um neue ve 
fassungsformen für ihre Völker. W ir sind uns au 
Grund unserer völkischen Einstellung bewußt, 
es nicht möglich ist, diesen Völkern, wie es “ 
demokratische Ideenwelt der französischen Kcv. 
Iution einst versucht hat, ein Allerweltsrezept 
die Hand zu geben. Je näher die Volkstümer m 
einander verwandt sind, desto stärker werden jea 
die Anregungen sein, die Verfassungssysteme gLt.’ 
werden, die sich in der Meisterung des Leben 
währt haben. . . m .

Nach der Zerrüttung aller sozialen und wirtsc 
liehen Verhältnisse in Europa, die das un&ni's 
Staats- und Wirtschaftssystem des Versailler U , 
und der übrigen Pariser Vorstadt-Verträge n 
geführt hatte, hätte es an großen Aufgaben tut 
internationale Zusammenarbeit auf den yeJ”f cnpfehlt. 
sten Gebieten des Verwaltungsrechts nicht g ^ n. 
Trotzdem sind alle Ansätze hier zumeist uDer ^  
fange nicht hinausgekommen. Wohl wirktef 
politische Zusammenschlüsse, wie der schon ejn£ 
begründete Weltpostverein, erfolgreich. Aoei ^  
Zusammenarbeit auf Verwaltungsgebieten, ?*.Iicjien 
Verständigung der Staaten über ihre nat“  tzüng 
Aufgaben und Lebensinteressen zur Voraus aI1 
hatte, scheiterte in den meisten Fällen entw ¡fore 
dem Bestreben der beteiligten Großmacht , ^
Machtstellung auf Kosten der kleineren Staa ncre\n- 
gerechtfertigt zu vergrößern oder an der m 'fe in ­
den Bereitschaft dieser, ihren Beitrag zui p zü 
samen Lösung großer Verwaltungsautga 
liefern. ‘ stlChe

Ihnen allen sind z. B. die mannigfachen e ^ eit- 
bekannt, durch welche nach Beendigung ae ¿eS 
krieges die französischen Regierungen mit ¡j^n 
Völkerbundes und seiner verschiedensten Qr-
ins Leben gerufenen oder von ihm abhang K ngen 
ganisationen die internationalen Rechtsbezi«- vganisationen die internationalen 
auf dem Gebiete des öffentlichen K e c ^  - 
versuchten. Allen diesen Bestrebungen lag ¿asvuauuiiu i. /Auen uiescn Dcsucuuugv» auch u
fassung zugrunde, daß das Recht, als9- ,.ndlagerl 
Verwaltungsrecht, ein von
lösbares und aller lebensmaßigen B i n d u ö orund 
bares System von Begriffen sei, nach dess ausge" 
Sätzen das Verwaltungsrecht aller Staat Sy- 
richtet werden könnte. Die Unehrlichkeit -n ¿er 
stems gegenüber den Völkern Europas l g nsChaU- 
Fiktion der Möglichkeit eines von allen we
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Ziel ri„Blcndun8'en freien Rechtssystems. So ist das 
zeit in w ^£iI]?°s*s<:*iei? Rechtspolitik der Nachkriegs- 
mena . - i j * lchkeit nicht eine internationale Zusam- 
der ein f r  ° er ^en weifanschaulichen Bindungen 
Waltun en Völker beruhenden verschiedenen Ver- 

rc,£eT  sondern die Internationalisierung des 
,0niJaatllcheri Reehts der Nationen "  

runS des französischen Rechts.s ^uer aiTrk Ar% o U-U.:~~U~ \V^u...:.r

ii? .soi1(̂ ern die Internationalisierung des 
KoniPri.a lc!?en Reehts der Nationen Europas durch 

L  rung des französischen Rechts.
^rößp1 h Uc'! ^as britische Weltreich, dem durch die 
kontivui- i  beherrschten Raumes und der von ihm 
Veram, leit en Rohstoffe der Erde eine geschichtliche 
- ■ "Ortung für die Lösung der wirtschaftlichen 

au« - Probleme Europas zugefallen war, hat 
seiner imperialistischen Rechtsauffassung

und
es
he[rau« - r, lmpeiiaususcnen Kecntsauttassung 
erio!p-r„J , 't vermocht, Formen und Methoden einer 
iuterrnt' en ^ usammenarbeit auf dem Gebiete der 
^twin I(?nalen Verwaltungsrechtsbeziehungen zu 
gepPn.-.fn> Erhob doch das britische Weltreich 
Laufe .er aben Staaten und Völkern, die ihm im 
auf pr .er Geschichte begegneten, die Forderung 
politisri!S!?abe illre.r Souveränität und Aufgabe ihrer 
gUtistg c.n un(f wirtschaftlichen Selbständigkeit zu- 
Nationc J.enes Föderalismus des Commonwealth of 
stets dp , a ŝ staatsrechtliches Grundprinzip zwar 
bndes Pbitokratischen Machtstreben des Mutter- 
e'tlzeln’Pni^iia )̂er ^er Förderung der Interessen der 
alle ty n Mitglieder dieses Reiches gedient hat. Sie 
tigen a Cn geschichtliche Zeugen jenes widerwär- 
^ ¡ d e Ä T * 5’ J11'* ^er enghsche Minister- 
Jrtd ge„ , Churchill seinen militärisch verratenen 
Eintritt j üagenen Bundesgenossen Frankreich durch 
Air ^nf *n, as .englische Weltreich schließlich noch 
Versiiriu abe seiner staatlichen Existenz zu verleiten

&

dichte.

4 ' ' f ser historischen Zeit, in der sich die Völker 
[< d n , lmmer zahlreicher zur Notwendigkeit einer 

Rialen d ^er Politischen, wirtschaftlichen und 
h;er r°bleme unseres Kontinents bekennen und 

(Saftie anfUu erwachsenden Aufgaben als gemein- 
« JSsbe7*er en> erhalten die internationalen Verwal- 
fs bish Iehungen eine völlig neue Bedeutung. Wie 
Slchtsnu ,eiI\e auswärtige Politik nur unter dem Ge- 
N  an m ^er l nteressen des einzelnen Staates gab 
jolitik p-, / e Pfeile mehr und mehr eine auswärtige 
t rantwf Ta^en vom Bewußtsein einer europäischen 
.feten niMn n? aber Staaten unseres Kontinents 
i, ItUn~ so werden auf dem Gebiet der Ver- 
, rden J^i’Sheit Formen und Methoden entwickelt 
Wal*,. müssen H; a rllo v..; « „ „ u    \r„..

rrtt in  vr“  enaunen, uie nu 
VnserpCl- Staaten lösbar sind. 

hfIchen h 1? langjähriger Zusammenarbeit mit zahl- 
• l!gen . etreundeten Staaten gesammelten Erfah­

ren . aoen gezeigt. und unsere Rpnhnrhfimgpn

— itnno-o?Üf sen> ^ie die Inangriffnahme von Ver- 
iit a iiflf o11 erlauben, die nur durch Zusammen-

cl
- ifb u ........... ...... .

Üen 7aat>̂ n. gezeigt, und unsere Beobachtungen
i!1(l von , 'e‘t von deutschen Truppen geschützten 
h'eten i, , er deutschen Verwaltung betreuten Ge- 
si blcme • es bestätigt, daß viele Verwaltungs- 
(jjtr. Vje. ln verschiedenen Ländern die gleichen 
Je bei ih f Praktische Aufgaben zeigen ebenso wie 
q§ikeiten C-r Durchführung sich ergebenden Schwie- 
V? staats61” ^ Weitgehende Übereinstimmung, mag 
s0erWaltn,^f„_ liehe Rahmen, in dem die einzelnen

Ule
Ja

' VerScL;£?n heute zu arbeiten haben, auch noch 
,erad eden sein.
-Ich 5 diese Gemeinsamkeiten lassen es aber zu-

?40chei?Uph wünschenswert erscheinen, 
K s 1aitinin... 'eten schon angebahnte inte

_ ________ , die auf
S saillhienJC!31̂ ten sch°n angebahnte internationale 
Zu le zu i f ,  R auf eine neue, mehr persönliche 

gestalten Cn Und dadurch noch wesentlich enger

S'Cil vOr°a‘nbe internationale Zusammenarbeit wird 
e® auf dem Gebiete der Kommunalver­

waltung, der allgemeinen Staatsverwaltung und der 
technischen Verwaltungszweige fruchtbar erweisen. 
Insbesondere die neuartigen Aufgaben der Arbeits­
beschaffung und des Arbeitseinsatzes, Probleme, die 
jeder Staat irgendwie positiv lösen muß und die das 
stärkste Interesse aller mit gleichen Aufgaben be­
faßten Verwaltungen in anderen Ländern finden 
werden durch den zwischenstaatlichen Erfahrungs­
austausch vielfältig gefördert werden können, ins­
besondere wird dies der Fall sein in dem Gesaint- 
beieich des europäischen Arbeitseinsatzes, und vor 
allem bei den Fragen, die sich aus dem Austausch 
verfügbarer Arbeitskräfte zwischen den einzelnen 
Maaten ergeben.

Das gleiche gilt für die Probleme der Selbstver­
waltung, die gerade im Zuge der Neuordnung Euro­
p a  von besonderer Bedeutung sind. Das Problem 
der Selbstverwaltung als solches stellt sich trotz der 
oft geschichtlich unterschiedlichen Entwicklung in 
vielen Ländern überall in gleicher Weise dar und 
laßt sich auf einige wenige, aber wesentliche Grund­
gedanken zurückführen, die übereinstimmende Über­
legungen erfordern. So gibt es auch kaum einen 
Staat, in dem nicht angesichts der ständig wachsen­
den Verw'altungsaufgaben das Problem der Erhal­
tung und Sicherung der Einheit der Verwaltung von 
entscheidender Bedeutung wäre.

Schließlich \yeist ein Hauptarbeitsgebiet der Ver­
waltung, nämlich die Polizei in ihren mannigfachen 
Sparten zweifellos in allen Ländern besonders viel 
gleichartige Züge auf. Sie zeigt auch in den Me- 
tnoden, mit denen die öffentliche Ordnung überall 
gewährleistet oder die Sicherung der Gemeinschaft 
gegen Verbrecher und andere asoziale Elemente 
ourchgefuhrt wird, so viel Übereinstimmung, daß 
sich schon bisher gerade auf diesem Gebiete eine 
rege Zusammenarbeit und ein Erfahrungsaustausch 
der l ohzeiverwaltungen entwickelt hat.

Zusammenfassend zeichnen sich als Hauptpunkte 
der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Neu­
ordnung Europas, die in den nächsten Jahren einer 
grundlegenden Förderung durch übereinstimmende 
, eJ'w^ltung'suiaßnahmen aller europäischen Staaten 
bedürfen, folgende Gebiete ab:
L Kommunale Organisation und Aufgabenerfüllung.
■ Verwirklichung des Rechtes auf Arbeit für jeden 

JV.ann und jede Frau durch europäischen Arbeits­
einsatz und Austausch verfügbarer Arbeitskräfte 
zwischen den einzelnen Staaten.
^ h a ’tung der Arbeitskraft: Schaffung einer vor- 

• . bildlichen Alters- und Krankenversorgung.
4. Staatliche Wirtschaftslenkung, insbesondere Maß- 

na'irhen zur möglichsten Steigerung aller wirt- 
schaitlichen Kräfte des Kontinents unter Abstim­
mung der Produktion nach der Dringlichkeit der 
Lebensbedürfnisse und der zur Verfügung stehen­
den Rohstoffe.

5. Sicherung der Ernährung, Wohnungsbeschaffung 
und Kleidung.

ö- Maßnahmen zur Förderung der Volksgesundheit.
7. Maßnahmen zur Förderung der Volksbildung, 

Künste und Wissenschaften.
8. Polizeiliche Sicherung der Gemeinschaft, insbe­

sondere Maßnahmen zur Bekämpfung des inter­
nationalen Verbrechertums.
Ich glaube, daß diese Beispiele und Hinweise 

genügen, um überzeugend die enge Verwandtschaft 
vieler Probleme aufzuzeigen, die in Deutschland oder 
Italien, in den Niederlanden oder der Slowakei in 
den nordischen Staaten oder jenseits der Pyrenäen 
die Verwaltungsbeamten als Wahrer der Volksord­
nung beschäftigen.

114
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Bei der Aufgeschlossenheit, die heute bei vielen 
Völkern für die Notwendigkeit der Entwicklung 
neuer Formen zur Meisterung der Daseinsprobleme 
durch die Verwaltung zu beobachten ist, kann heute 
schon jedes Volk und jeder Staat aus den Erfah­
rungen seiner neuesten Verwaltungsentwicklung 
einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung der 
Formen und Methoden einer internationalen Ver­
waltungszusammenarbeit liefern: So entwickelt z. B. 
Japan, das sich zur Aufgabe der Ordnung des ost­
asiatischen Raumes bekannt hat, seit einer Reihe 
von Jahren Formen einer großräumigen Wirtschafts­
verwaltung, die auch für den europäischen Kontinent 
von größtem Interesse sind. Der Verwaltungsaufbau 
Italiens zeigt die Grundsätze der Organisation einer 
Staatsverwaltung, die die staatstragende Partei in 
den Staat selbst eingegliedert hat. Von größtem 
Interesse ist dabei das entwickelte System der 
Ämterverknüpfung in Partei und Staat. Aber auch 
auf dem Gebiete der Wirtschaft hat der Faschismus 
im korporativen Wirtschaftssystem eine Form der 
Wirtschaftslenkung entwickelt, von der er glaubt, 
daß sie die für die politischen und sozialen Ver­
hältnisse des italienischen Imperiums geeignetste 
sei, und deren Fortentwicklung und Ergebnisse alle 
an der Entwicklung neuer Wirtschaftslenkungs­
methoden interessierten Staaten mit größtem Inter­
esse verfolgen müssen. M it Recht blickt die ganze 
Welt heute auf die neuen Verwaltungsformen der 
jungen Völker, die sich von dem Verwaltungschema 
der Ideen der vergangenen Zeit getrennt haben. 
Interessanterweise wurde dieses Schema nun auch 
in einer Reihe kleinerer Staaten durch arteigene 
Verwaltungsformen durchbrochen, die heute wich­
tige Beiträge für eine internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete der Verwaltung darstellen. So hat 
sich z. B. Ungarn durch ein im Jahre 1937 erlasse­
nes Gesetz über die Stadtregulierung und das Bau­
wesen bemüht, neue Formen zur Regulierung des 
städtischen Grundstücksverkehrs und einer planen­
den Ordnung auf dem Gebiete des Städtebauwesens 
zu entwickeln. M it größter Aufmerksamkeit werden 
w ir die Verwaitungsentwicklung in Bulgarien und 
Rumänien verfolgen müssen, wo sich bereits die 
Umstellung der dortigen Verwaltungsmethoden und 
Verwaltungsziele auf die Gewährleistung der Siche­
rung der wirtschaftlichen Bedürfnisse eines mit 
anderen Staaten gemeinsamen Lebensraumes voll­
zieht. Wer könnte wohl an der besonderen Entwick­
lung vorübergehen, die in den nordischen Staaten, 
vor allem in Dänemark, die Schulverwaltung mit der 
Entwicklung des Volkshochschulwesens erfahren 
hat. Insbesondere hat die Bauernhochschule in 
Dänemark eine wesentliche Förderung der Land­
wirtschaft bewirkt und den Erzeugnissen des däni­
schen Bauern die Welt erschlossen. Wer, wie heute 
das Reich, darangeht, die Grundlagen einer um­
fassenden Altersversorgung des deutschen Men­
schen zu schaffen, kann ebenfalls an den Erfahrun­
gen des in Norwegen bereits hochentwickelten
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tlfAltersversorgungswesens nicht vorübergehen, . 
das Norwegen mit Recht stolz ist. Die Nie . £
endlich haben in der Moor-Polder-Verwaltung 
fü r  das gesamte Wasserbauwesen v o r b i ld n c  
zialverwaltung aufgebaut, deren Ergebnis 
Verflechtungen m it den übrigen Zweigen de  
Verwaltung w ir  nur m it Nutzen studieren 
obachten können.

Was hegt also angesichts der uemuusa** ^ n. 
Probleme und der V ie lse itigkeit der sachli f  ajs 
regungen aus den verschiedenen Ländern ze
der Gedanke, auch die Menschen, die m wjd- 
berufliche A rbeit diesen Verwaltungsaulga ^¡-ufs- 
men, enger zusatnmenzufassen, durch eine ;-]ierZU' 
ständischen Zusammenschluß persönlich j - rcjern 
bringen, im gegenseitigen Verständnis z _unugeti, im  gegenseitigen v c m » “ — -  , ,  n ? 
und in ihrer sachlichen Arbeit zu befruc i - •

Darüber hinaus muß aber die Bedeutung.r ¿\e 
persönlichen Zusammenschlusses gerad
europäischen Rechtswahrer vor allem in z*
ßeren Zusammenhang gesehen werden, n etie 
Beginn meiner Ausführungen umnß- je  re 11 
L e b e n s o r d n u n g  in  E  u  r  o p a, d |ie n
S c h a f f u n g  es in dem g r oßen  u . ¡ygwal'

>gig
g r o ß e n  Au f g a be ,  
b en s i n t e r es se n  zu

V O I K C I  “  “  <rl p n L.u ie gemeinsam f)e.
i c h ü t z e n  und  z d l ,  zU

gen und this g e m e i n s a m e r e ^  i®
me i s te rn .  Deutschland und seine 
weiteren Sinne sind auf Gedeih unt 
einander angewiesen. Das nationalsoziaiinuancier angewiesen, uas n a u u n « ^ - - - . 
u id  m it ihm das faschistische Italien f |0.erjChtis 
;ter Verantwortung fü r die von ihnei ®wjeseri

höch­

ster Verantwortung tur uie von .pcroeWiCj'L 
erkannte Schicksalsgemeinschaft den o |  und m 
auf dem in gemeinsamer Arbeit die Zu ^ ationc’ 
friedliche Entwicklung aller beteilig , jede' 
sichergestellt werden kann. Jedem . ztifaJ!eV 
Volke wird dabei seine besondere Auig a|s Te'" 
Indem w ir sie erfüllen, werden wir Aufgabe b 
gebiet der einen großen gemeinsame 
greifen lernen. n Mâ e

Dieser Erkenntnis wird auch im beson Arbeit, 
die angestrebte internationale Zusan ■ ¡tsgebiet
RpphfQWflVirpr auf Hpn verschiedenen . ;«i litt(echtswahrer auf den verschiedenen * . ¡n
lienen. Alle Ordnungsaufgaben, den erscheinen, zU-

rer
neu. ftu e  -  «rcchem vioii-

ei Berufsarbeit verpflichtet sind, ¿er N
gleich als Bestandteil der großen Au g paß 1111 *  

■rdnung des europäischen Lebensrau R geistert1 ? 
er Arbeit, wenn w ir  sie m it Ernst und Beg^  vrt 
i  dieser Gesinnung anfassen, der t  . .A ^ e uguPf?e 
agt bleiben kann, das ist meine *es. ,.nZen h 
)aß w ir  sie durch Einsatz unserei g ¡ch ®uef 
ördern und beleben wollen, das echts"'a 
amens der deutschen Verwalt e 
ier gern versprechen.

a
Gründung der Internationalen Rechtskammer

eines engeren zwischenstaatlichen Z"Sa Ver^^,. 
ses mit Freude aufgenommen und sei ^  
lichung gefördert. Nachdem nun .roPäiscbe.n ¿et 
menrücken des Kontinents die eu P .„f« n a .

Für den 3.—5. April 1941 hatte der National­
sozialistische Rechtswahrerbund zu einer Internatio­
nalen Juristenbesprechung in Berlin eingeladen. 
Schon auf früheren Rechtswahrertagen und in per­
sönlicher Fühlungnahme war ein engerer Zusam­
menschluß der Rechtswahrer befreundeter und be­
nachbarter Staaten erwogen worden. Maßgebende 
Juristen verschiedener Länder hatten den Gedanken

clits- 
11S

menrucKen uc& -  - „«rkpr au>̂ -
der politisch und wirtschaftlich sta Reichs^ 
angewiesen sind denn je, schien -njSter Cr’ ¡ntef'
fiihrer, Generalgouverneur Reichsm n eineS 
F r a n k ,  die Zeit gekommen, die r i  s
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£■ rriR1 na'en ^ ecJ1Jswahrerzusammenschlusses in einem 
s Heren Kreise zur Erörterung zu stellen. 
eur lnS. §roße Anzahl namhafter Juristen aus zwölf 
Fi„?^aiscben Ländern und aus Japan waren der 
Neh Un^ des Re'chsführers des NSRB. gefolgt. 
jje °?n aÜen Freunden des Rechtswahrerbundes, die 
fo, eits Gäste des Juristentages von 1933 und der 
^  genden Rechtswahrertage gewesen waren, sah 
mal'1 if"?e ke'he von Teilnehmern, die zum ersten- 
p);. Hei den Besprechungen zugegen waren. Aus 
buiVre.m ark war u- a- der Präsident des Juristfor- 
Kon i ^ ecJ*JsanwaU E r i k  R e i t z e l - N i e l s e n ,  
Fordn la®’en’ erschienen, der von jeher ein warmer 
Sa Cürer des Gedankens einer internationalen Zu- 
auc,menarbeit der Juristen gewesen war und der 
arbi' (.Z|UnJ Gelingen der Tagung durch seine Mit- 
j a^ It: beigetragen hatte. Reichspolizeichef Thune -  
Jurktf Sen’ Kopenhagen, Vorstandsmitglied des 
bereit ° r^Undet, war den deutschen Rechtswahrern 
sC|le ts durch seine Ansprache auf dem Großdeut- 
u. n Rechtswahrertag bekannt. N o r w e g e n  hatte 
geriehr ?n Vorsitzenden des Norwegischen Volks- 
des und stellvertretenden Leiter des Brin­
ge rin°rWe£’sclier Juristen, O l a v  B j a r n e  A a l v i k  
höri e,r se n , sowie die Richter am norwegischen 
Sandt *n- Gericht V a s b o t t e n  und Selm er ent- 
des n ihnen war der Leiter der Rechtsabteilung 
Gekj ^hskommissars für die besetzten norwegischen 
erSĉ e’ Oberregierungsrat Dr. S c h i e d e r ma i r ,

^Plenen.
, P n land war u. a. durch Professor K y ö s t i  

s t fg t a Jaj Helsinki, und Rechtsanwalt H ä g e r -  
vertreten. Aus U n g a r n  waren Rechts- 

der py Oberregierungsrat Dr. A r pad  Bogsch ,  
Jüris 'rektor der deutschen Sektion des ungarischen 
'VahieKVere*ns, ebenfalls ein alter Freund des Rechts- 
anWJ bundes und Ministerialrat Dr. von Ze he r y  
Recu jend, während die S l o w a k e i  u.a. durch die 
s iO n w ä lte  Dr. P a u I S i m k o v i t s ,  den Vor- 
Früh^ n  der Preßburger Advokatenkammer, Dr. 
bmp- w l r t und D r . Ma g e r l  vertreten war. Die 
W]a ?.r i .sche Wissenschaft war u.a. durch Prof. 
?arch r •'n..’ der den Eesern unserer Zeitschrift 
ist “ p’trage aus dem öffentlichen Recht bekannt 
treten Wle • Dr. L ü b e n D i k o w , Sofia, ver­
sag ’ vvelcher den deutschen Rechtswahrern durch 
Qetji ;erständnisvolIe Schrift über das neue deutsche 
i t a i ( nr?cht kein Fremder mehr ist. An der Spitze d— 
des j u !!.’ Sc.hen D e l e g a t i o n  stand derMitarbei

ßi 
V

der
g a 11 o n stand der Mitarbeiter 

y  -nzministers Gran  di ,  Prof. Dr. G i u s ep p e
r°f pF d e, Camerino, ferner waren Rechtsanwalt 

"'in'at no V i d a l i  und Rechtsanwalt O t t o n e  
Aßoi-,jZ° r anwesend. Führer der j a p an i s ch en  
lapanisa,n u n K war der Ministerialrat im Kaiserl. 
n i ka^ e n  Justiz- und Außenministerium Dr. K u-
SchenU DK i y ° h a r a - Aus der n i e d e r l ä n d i -
der q Rech  ts wa h r e r s c h  af  t waren u.a. 
de g Schäftsführer der Rechtsfront, Staatsanwalt 
peile.. . ' yes Jack,  Prof. Dr. van L o o n ,  sowie 
flaap- staatsanwalt Dr. van Gen e c h t en ,  Den 
i?age A Sandt. Der Leiter des Rechtsamts der Fa- 
d e ę afVugeI  Enc i so ,  Madrid, und Prof. Dr. 
Mhrc'nr,s°  führten die span i sche  A b o r d n u n g ,  
Eoi^br. aUS P o r f u gaI  u.a. Prof, de Monc ada ,

Und Prof, dos Santos ,  Coimbra, er- 
k is § r 1 Waren. Von der r u m ä n i s c h e n  Rechts-  
s^aree? S c b a f t sahen w ir Prof. Dr. G e r o t a ,  
“ßite tt,./ Und Prof. Pop,  Bukarest. Von deutscher

und Vertreter 
Staatssekretäre

__ ___ _ ______ erschienen.
erste Arbeitstag war der 3. April 1941. Der

^ ite L und Prof. Pop,  Bukarest. Von 
r?a St ar.en führende Rechtswahrer und 

Stn i Und Partei, u. a. die Staa 
Der c * a r t  und Dr. F r e i s l e r  erschi

Reichsgeschäftsführer des NSRB., Reichsamtsleiter 
Dr. W. H e u b e r ,  eröffnete die Tagung und entbot 
insbesondere den ausländischen Gästen den W ill­
kommensgruß des Reichsrechtsführers und des Na­
tionalsozialistischen Rechtswahrerbundes.

„Ihre Aufgabe“ , so betonte Reichsamtsleiter Dr. 
H e u b e r ,  sich an die ausländischen Gäste wendend, 
„soll es sein, die bisher in einem kleineren Kreise 
geführten Verhandlungen über die Möglichkeiten 
einer organisatorischen Zusammenfassung der be­
rufsständischen und fachlichen Arbeiten bestehender 
oder noch zu schaffender Einrichtungen über den 
engeren Rahmen der verschiedenen Staaten hinaus 
zu einem gewissen Abschluß zu bringen. Gewiß be­
standen schon bisher die verschiedensten in ter­
nationalen Vereinigungen', die sich die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiete des Rechtes als Ziel ge­
steckt haben. Wenn ich jedoch richtig sehe, so be­
schränken sich diese Vereinigungen, wenn w ir das 
Rechtsleben als ganzes und die Berufsordnung vom 
Standpunkt des NS.-Rechtswahrerbundes, der gro­
ßen organisatorischen Heimat aller beamteten und 
freiberuflichen Rechtswahrer Deutschlands, aus be­
trachten, auf einzelne Berufsgruppen und deren 
Interessen oder auf ein bestimmtes Fachgebiet des 
Rechtslebens, soweit es dem einzelnen besonders 
en.£ verbunden ist. Bei aller Anerkennung ihrer 
möglichen einzelnen Leistungen sind und bleiben 
es Interessentenvereinigungen, die uns im kleineren 
Maßstabe aus_ der nicht zu fernen Vergangenheit 
Deutschlands in ihrem Ursprung, ihrer Zielsetzung 
und ihrem Wirken bekannt sind. Als dem Spiegef- 
bnd ihrer Zeit ist schon die Gegenwart über sie 
hinweggegangen. Die Zukunft stellt andere Auf­
gaben und zeigt neue Ziele, verlangt damit aber 
auch neue Formen. Jahrhunderte standen alle Völ- 
ker Europas irgendwie gegeneinander, bildeten Ko­
alitionen und ließen sich zu Koalitionskriegen für 
andere mißbrauchen. Der Italiener S c a r f o g l i o  
konnte im Jahre 1935 feststellen, daß innerhalb von 

•225 Jahren England den Kontinent mit 12 Ko­
alitionskriegen überziehen konnte. Er sagte damals 
bereits den 13. voraus. W ir erleben jedoch noch 
etwas: Das Erwachen des Festlandsgefühles, die 
Befreiung der Völker Europas, die Neuordnuno- 
großer Räume nach dem Gesichtspunkt der Ge­
meinschaft und ihrer Interessen. Dies ist der Licht­
blick einer besseren Zukunft. D iese Z u k u n f t  
aber  s t e l l t  uns als den D i e n e r n  des R e c h ­
tes g e w a l t i g e  A u f g a b e n  au f  dem Geb i e t e
der  R e c h t s p f l e g e ,  der  W i r t s c h a f t  und der
V e r w a l t u n g ,  d a m i t  d iese G e m e i n s c h a f t  
w a c h s e  u n d  e r s t a r k e  zum S e g e n  u nd  
W o h l e  u ns e re r  Vö l ke r .  Möge diese Tagung 
beitragen zur Vollendung des großen Werkes, vor 
das uns das Schicksal alle gestellt hat.“

Im Anschluß daran gab Staatssekretär Dr. F r e i s ­
le r 1) in seinem Vortrag, den wir an anderer Stelle 
dieses Heftes im Wortlaut veröffentlichen, einen 
Überblick über die großen Aufgaben, die heute 
einer Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Rechts 
gestellt sind. Der Reichsgruppenwalter Wirtschafts­
rechtswahrer, Dr. O t t o  M ö n c k m e i e r ,  schilderte 
den ausländischen Gästen in einem großen Über­
blick die W a n d l u n g e n  d e r  W i r t s c h a f t s ­
p o l i t i k  in den letzten Jahrzehnten. Er knüpfte an 
an die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft 
in der Zeit bis zum Weltkriege, die in den Jahren 
nach 1918 vollkommen zerbrach und ihre Unfähig-

!) Vgl. F r e i s l e r ,  „Zwischenstaatliche Zusammen­
arbeit der Rechtswahrer“ : DR. 1941,900.

114*
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keit zur Ordnung der zwischenstaatlichen Beziehun­
gen erwies. Trotz aller Bemühungen der Nutznießer 
dieses Systems konnte die auf der Goldbasis auf­
gebaute Wirtschaftsstruktur nach dem Weltkriege 
nicht wieder neu belebt werden. Dr. M ö n c k m e i e r  
legte sodann die Grundzüge der neuen deutschen 
Wirtschaftsordnung dar, die durch den Grundsatz 
des Austausches von Gütern und Leistungen jedem 
einzelnen Lande innerhalb der europäischen Staaten­
gemeinschaft die Entwicklung gemäß seiner geo­
graphischen Lage, seiner Bodenstruktur und den 
Fähigkeiten seiner Bevölkerung entsprechend ge­
währleistet.

ln einem umfangreichen Referat erörterte der 
Staatssekretär im Reichsministerium des Innern, 
Dr. W i l h e l m  S t u c k a r t ,  die M ö g l i c h k e i t e n  
e i n e r  i n t e r n a t i o n a l e n  Z u s a m m e n a r b e i t  
au f  dem G eb i e t  e d e s  ö f f e n t l i c h e n  Rechts.  
Er betonte mit Nachdruck, daß es nicht die Absicht 
der nationalsozialistischen Staatsführung sei, an­
deren Völkern und Staaten eine Staatsauffassung 
oder Staatsverfassung aufzudrängen oder nur zu 
empfehlen, die sich in unserer besonderen Lage 
als für das deutsche Volk zweckmäßig erwiesen 
habe. Jedes Volk und jeder Staat könne innerhalb 
der europäischen Gemeinschaft nach seiner Fas­
son selig werden. Dies hindere indessen nicht eine 
enge Zusammenarbeit. Der Vortrag von Staats­
sekretär S t u c k a r t  ist im Auszuge an anderer 
Stelle des Heftes abgedruckt2).

Der Nachmittag des 3. April war geselligen Ver­
anstaltungen der ausländischen Gäste gewidmet.

Die Arbeitstagung wurde am 4. April durch Re­
ferate über fachliche und berufsständische Fragen 
fortgesetzt. Prof. H a a t a j a ,  Helsinki, sprach über 
„ D i e  E i n f ü h r u n g  des E r b h o f r e c h t s  im 
neuen E u r o p a “ . Prof. H a a t a j a  begann seine 
Ausführungen mit einem kurzen Rückblick auf die 
Entwicklung der kleinen und mittelgroßen land­
wirtschaftlichen Betriebe in den letzten zwei Jahr­
zehnten und stellte fest, daß diese Betriebe sich in 
viel größerem Maße vermehrt haben, als man es 
früher überhaupt voraussehen konnte. Diese Ent­
wicklung ist auf die intensive Ansiedlungsarbeit, 
die sowohl in Deutschland als auch in den nordi­
schen Ländern stark betrieben wurde, zurückzu­
führen. Der Redner verwies bei dieser Gelegenheit 
auf die zahlreichen Maßnahmen auf dem Gebiete 
der landwirtschaftlichen Ansiedlungsarbeit und er­
wähnte vor allem auch die große finnische Agrar­
reform, die eine Konsolidierung der Ansiedlungs­
politik in Finnland zur Folge hatte. „Viele Mo­
mente“ , so fuhr Prof. H a a t a j a  fort, „deuten 
darauf hin, daß wir auch in den nächsten Jahren 
und insbesondere in der Zeit nach dem Kriege mit 
einer Zunahme der Bauernhöfe rechnen müssen, 
und es gilt daher, auch rechtlich die Fundamente 
zu schaffen, die eine Zerschlagung der landwirt­
schaftlichen Betriebe sowie eine übergroße Ver­
schuldung verhindern. L e i t e n d e r  G e s i c h t s ­
p u n k t  d i ese r  R e c h t s a r b e i t  muß die V e r ­
s t ä r k u n g  der  Bande  z w i s c h e n  B l u t  und 
Boden  sein.  In vielen Ländern, die zu dem ger­
manischen Kulturkreis gehören, sind schon früh die 
Gefahren eines nicht durch staatliche Maßnahmen 
geschützten Bauerntums erkannt worden. Man hat 
deshalb in vielen Ländern das Anerbenrecht und 
zuletzt im Deutschen Reich das Reichserbhofrecht 
eingeführt, um solchen Mißverhältnissen vorzubeu­
gen.“  Im einzelnen beschäftigte sich dann Prof.

2) Vgl. S t u c k a r t ,  „Internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts“ : DR. 1941,903.

H a a t a j a  mit den in Dänemark, Norwegen, Schw 
den und Finnland getroffenen gesetzlichen Ma 
nahmen auf dem Gebiete des Erbrechts. Besona 
betonte er dann die in den letzten Jahrzehnten vi 
fach zu Einfluß gekommene liberalistische 9, ren 
kenrichtung, die eine Paralysierung der in ‘ru i?„ß. 
Gesetzen festgelegten klaren und bestimmten ft 
nahmen brachte. Er wies vor allem auf die
fahren hin, die in demokratisch-parlamentarisch
gierten Staaten entstehen, und hob die Notwen ^  
keit einer baldigen und schnellen Neuordnung 
Anerbenrechts in vielen Ländern hervor. Zwar s 
die Verhältnisse in den verschiedenen Staate 
mancher Hinsicht voneinander abweichend un 
Gesetzgebung müsse in jedem Staat den beson . 
Verhältnissen angepaßt werden; trotzdem aoerg 
es bestimmte Grundlinien, die als allgemein neu . £ 
gebend angesehen werden könnten. Das deu ,
k  ' ' ‘ h i e r  ma ncher l e i  weHE r b h o f r e c h t  gebe h i c i  u i a u u i w  ,
v o l l e  A n h a l t s p u n k t e .  Zusammenfassen ^
klärte Prof. Ha a t a j a ,  daß eine fruchtbare rn.
die notwendigen Schutzmaßnahmen für das onurzmannanrnen iu» 7iisU0‘ 
tum treffen müsse und daß internationale^___ zU

notwendigen
in... treffen müsb._ ..„„a ...iw*------- „
menarbeit der Hauptzug dieser Gesetzgebu g

Referaten beschäftigte”
sein habe.

In anschließendenin anscniieuenaen Kereraten be-
sodann Rechtsanwalt Dr. P f e i f f e r  uiit q j. 
r u f s s t ä n d i s c h e n  A r b e i t  des N a y  ulld 
s o z i a l i s t i s c h e n  R e c h t s w a h r e r b u n a n 
Rechtsanwalt S c h m i d t  mit dem V e r h ä l t ”  <eI 
R e c h t s s c h r i f t t u m  u n d  i n t  er na 11 anVValt 
r e c h t l i c h e r  Z u s a m m e n a r b e i t .  Recl1,. die 
S c h m i d t  wies auf die große Bedeutung ' ^  j aS 
ein engerer internationaler Zusammenschlui 
Rechtsschrifttum haben könne und auf die |beii-keiten, die sich für die Zusammenarbeit hier b.

Am Nachmittag dieses Arbeitstages w” r rgrs 
Tagung mit einer Rede des Reichsgescha uy ortra- 
Dr. H e u b e r  fortgesetzt, in der sich 9e ¿es 
gende mit dem Aufbau und der Organis . ¡gteteo 
NSRB. und insbesondere mit der bisher g nVöl' 
Arbeit des NSRB. zur Vertiefung der■ zwisy HcU. 
kischen Rechtsbeziehungen beschäftigte. • ^q33
b e r erinnerte hierbei an die bereits im -i . Nvahrer" 
auf der ersten großen deutschen Ree ^.g v0r 
tagung in Leipzig gehaltenen Vorträge, rurjSten 
einer beachtlichen Anzahl ausländische '■ L tX atu 
stattfanden. Im einzelnen kam dann der atntneri' 
praktische Fragen der berufsständischen ¿¡e
arbeit zu sprechen,’ wobei er Angaben ,|iternatiO' 
mögliche Organisationsform einer ztiT , fsinst*^' 
nalen Zusammenarbeit bestimmten «<e anisatori- 
tion machte. Gerade eine derartige o g perm' 
sehe Zusammenfassung zur Förderung Rechff 
liehen und fachlichen Angelegenheiten^ ^  bereits

hrete
wahrer sei notwendiger denn je zuvor- plätte 
von den dänischen Juristen vorgeschiag bret"1 

den deutschen ReC L t  sagteGelegenneuwürden auch von 
befürwortet. Bei dieserwarm oeturwortet. tsei aiesei y’ "'‘wl=;nSbesoni 

Reichsgeschäftsführer Dr. H e u b e r  bUnde®’
dem Präsidenten des dänischen ¿eii VeI'
Rechtsanwaalt R e i t z e l - N i e l s e n ,  s0. Ungar
tretern von Bulgarien, Italien, Span bisher I? 
und den Niederlanden Dank für di internat'0' 
leistete Vorarbeit auf dem Sektor a . nahtne 
nalen Rechtsverständigung. Anschnei peleg' '
die Vertreter der einzelnen auslandis iregufl£^ 
tionen das Wort und gaben wertvolle * hen zu- 
zur weiteren Vertiefung der berufssta a 
sammenarbeit sowie für den Plan el” ^ nfasSung j L  
organisatorischen Form zur Zusamme bete ilig0 
Rechtswahrer aller an der Arbeitstagung

dere
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»der. In diesen Besprechungen wurde eine voll- 
anchge Einigung über die Gründung und Gastalt 

internationalen Rechtskammer erzielt, 
übe ac\, em in dieser Weise eine Übereinstimmung 
s ta id  Cn zwischenstaatlichen Zusammenschluß zu- 
tujlöe gekommen war, fand am 5. April die konsti- 
iti AEnde S i f f ig  der Internationalen Rechtskammer 

Anwesenheit des Generalgouverneurs, Reichs­
ten p r ^ r ' ^ a n s  F r a n k ,  statt. Die versammel­
ter i^ ts w a h re r beschlossen einstimmig, den Lei- 
ReirtfS ^ntionalsozialistischen Rechtswahrerbundes, 
pr" .Jfninister Dr. F r a n k ,  um die Übernahme des 
bitte UIrn* der InternationaIen Rechtskammer zu 
an Reichsminister Dr. F r a n k  nahm das ihm 
stim trfâ ene Präsidium der Institution an und be- 
Mitor j au  ̂ Vorschlag der Länderdelegationen die 
s'dent, er des Großen Rates, der sich aus den Prä- 
Zhrn n der Landesvertretungen zusammensetzt.

Generalsekretär der Internationalen Rechts­
te ,Iaer wurde auf Vorschlag sämtlicher Teilnehmer 
Rei(fa n w a lt Dr. Helmut P f e i f f e r ,  Berlin, von 
Sitz \SminIster Dr. Frank bestimmt. Der vorläufige 
gart c i i  Generalsekretariats ist Berlin W  35, Tier- 
^ei u'str- 20. Im Anschluß an die Ansprache des 
tes nsrechtsführers, die wir an der Spitze dieses Hef- 
^gch^ptfentlichen, trat der Rat der Internationalen 

lskammer zu seiner ersten Sitzung zusammen.

Mitten im europäischen Befreiungskampf, am Vor­
abend größter kriegerischer Ereignisse, die das Ge­
sicht des Kontinents auf Jahrhunderte bestimmen 
werden, t r a f e n  sich d ie  R e c h t s w a h r e r  E u ­
ropas  und des b e f r e u n d e t e n  Japan zu 
e i nem W e r k  des F r i ed e ns  und  der  K u l t u r .  
Das Gefühl der Zusammengehörigkeit des euro­
päischen Kontinents wird naturnotwendig immer 
stärker und die Zusammenarbeit zwischen den be­
freundeten und benachbarten Nationen wird auf 
allen Gebieten eine immer engere werden. Die an­
wesenden Rechtswahrer zeigten durch ihre lebhafte 
Zustimmung, daß sie die Worte des Reichsrechts­
führers voll billigten, als er ausführte: „ ln  d e r 
j e t z t g e g r ü n d e t e n l n t e r n a t i o n a l e n R e c h t s -  
k a mm e r  haben w i r  uns zu e i nem w i c h t i g e n  
k u l t u r e l l e n  W e r k  z u s a m m e n g e f u n d e n ,  
das e i nen h o f f n u n g s v o l l e n  A u s b l i c k  auf  
d ie k o mm e n d e  O r d n u n g  der  D i n g e  e r ö f f ­
net ,  und w i r  s i nd  f r o h ,  in d i e s e r  Z e i t  
l eben zu d ü r f e n ,  d i e  h i n e i n l e i t e t  in eine 
P e r i o d e  des F r i ed e ns  und der  E n t w i c k ­
l u n g k a m e r a d s c h a f t l i c h e r  Z u s a m m e n ­
a r b e i t  und s o z i a l i s t i s c h e r  G e m e i n s c h a f t ,  
in der  das I dea l  w i e d e r  meh r  g i l t  als der  
P r o f i t ,  der  H e r o i s m u s  meh r  als de r  I r r ­
wahn  m a t e r i a l i s t i s c h e r  Nach bete  r.“

Die Haftung der Deutschen Arbeitsfront 
auf Grund des Entschädigungsgesetzes vom 9. Dez. 1937

Von Rechtsanwalt Dr. W e r n e r  M. I b e r t ,  Berlin

vonep dritte Abschnitt des Ges. über Gewährung 
überoi, Giädigungen bei der Einziehung oder dem 
Überj?a,n? v°n Vermögen v. 9. Dez. 19371) trägt die 
und ÄCa,r’ft „Vermögen der früheren Arbeitgeber- 
schä Arbeitnehmervereinigungen“ . Durch § 24 Ent­
s a g ’SlIngsG. wird als Treuhänderin der Deut- 
„Ver^-kGtsfront deren Vermögensverwaltung, die 
QeSp]?0?ensverwa'tung der Deutschen Arbeitsfront, 
dasy  Scnaft mit beschränkter Haftung, Berlin“  in 
Hehm rtT1ögen der früheren Arbeitgeber- und Arbeit- 
Orgyri '^jeinigungen einschl. der Hilfs- und Ersatz- 
Rassen 'abonen> Vermögensverwaltungen, Pensions- 
Gem, und sonstigen Sondervermögen eingewiesen, 
»die p? §25 Abs. I und II EntschädigungsG. haften 
*altü„eui sche Arbeitsfront und die Vermögensver- 
gen 2 der Deutschen Arbeitsfront“  für Forderun- 
îe fY"Xen Vermögensträger, in deren Vermögen 

gen” nlz!ere‘J eingewiesen ist, wenn die Forderun- 
S*nd, o j einem bestimmten Stichtag entstanden 

,.er) bei Dienst- oder Arbeitsverhältnissen, 
'hrer v e s .̂ von der Deutschen Arbeitsfront oder 
^so-pj^ftögensverwaltung über den 30. Sept. 1933 

gedehnt wurden.
^ngesSlad Streitigkeiten über die Frage des Um- 
deten h  rr durch das EntschädigungsG. begrün- 
Utid entstanden. Daher lohnt es, Zweck
Vv°bej j . der Gesetzesbestimmungen aufzuzeigen, 
Sen q .1? Untersuchung wegen der Weite des übri- 

biQrle*es ai,f die im Anfang angezogenen bei­
der \vrnen grundsätzlich beschränkt bleiben soll.I Uer \V/ ■ ß1 UllUÄdlillUI UCbLllldllKl UICIUCII bvll

: a t zu H0rtlaut des § 25 AbsJ EntschädigungsG 
etzesbder Themenstellung geführt. In dieser Ge- 

, eitsfron? mmung heißt es, daß die „Deutsche Ar­
chen a ,dnd die Vermögensverwaltung der Deut- 

Arbeitsfront“  haften. Korrekt scheint der
Rqbi. 1937,1,1333 =  Entschädigungsgesetz.

Gesetzeswortlaut nicht zu sein, wenn er nicht auch 
für eine gesetzmäßig und rechtlich jetzt noch nicht 
erfaßte Zukunft gedacht ist. Denn die Deutsche 
Arbeitsfront ist immer noch nicht in eine Rechts- 
gestalt hineingewachsen, daß sie aus sich heraus 
Trägerin einer Forderungshaftung sein kann. Zwar 
wird aus reinen Nützlichkeitsbetrachtungen und 
wohl auch aus dem Grunde heraus, weil es unvor­
stellbar sei, daß ein so mächtiges Institut und so 
ein wichtiger allgemein und sozialpolitischer Faktor 
wie die Deutsche Arbeitsfront keine ausgeprägte 
Rechtsnatur, keine eigene Rechtspersönlichkeit be­
sitze, hier und da der Standpunkt vertreten2), daß 
die Deutsche Arbeitsfront trotz des Fehlens der 
üblichen rechtlichen und der gesetzlichen Voraus­
setzungen eine Körperschaft des öffentlichen Rech­
tes wäre oder doch mindestens wie eine solche zu 
behandeln sei. An dem letzten Versuch, einem 
rechtswissenschaftlichen Ausweg, erkennt man schon 
die Schwäche der Stellung, in der diese Ansicht 
vertreten wird. Eine Betrachtung ohne Eifer und 
Zorn muß auch feststellen, daß die Deutsche Ar­
beitsfront kein eingetragener Verein — mangels 
Eintragung — und keine Körperschaft des öffent­
lichen Rechtes — mindestens mangels Verleihung 
— sein kann.

Aus diesem Grunde kann die Deutsche Arbeits­
front als solche für Forderungen nicht haften. 
Erbe,  der maßgebliche Erläuterer des Entschädi­
gungsG. und im wesentlichen Umfange wohl auch 
sein geistiger Vater, sieht mit Recht den Grund 
für die bislang nicht geschehene Begründung der 
Rechtspersönlichkeit darin, daß die Rechtsform der 
Deutschen Arbeitsfront noch nicht feststeht und

2) M it weiteren Literaturnachweisen: H u b e r :  AkadZ. 
1939,435; R o h l o f t ,  „Die rechtliche Stellung .der DAF.“  
Dissertation, Hamburg 1939, S. 45 ff.
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jetzt auch noch nicht bestimmt werden soll, um 
der Entwicklung nicht vorzugreifen3). Nur nebenbei 
sei bemerkt, daß eine Haftung der Deutschen Ar­
beitsfront auf dem Umweg über die passiv be­
grenzte „Rechtspersönlichkeit“  des nicht eingetra­
genen Vereins4) nicht in Betracht kommt. Es ent­
spricht dem durch die VO. des Führers v. 24. Okt. 
19345) festgelegten Charakter und der Bedeutung 
der Deutschen Arbeitsfront nicht, sie so einzureihen. 
Ganz abgesehen davon verbieten ihre Organisa­
tionen und ihr Umfang sowie die von der Deut­
schen Arbeitsfront wahrzunehmenden hoheitlichen 
Aufgaben eine derartige verkleinlichende Kennzeich­
nung6).

Das Ergebnis ist also, daß wie im übrigen so 
auch im Rahmen des EntschädigungsG. eine un­
mittelbare Haftung der Deutschen Arbeitsfront als 
solcher nicht in Betracht kommt, sondern daß für 
die Geltendmachung von Forderungen im Zusam­
menhang mit der Einweisung der Vermögensver­
waltung der Deutschen Arbeitsfront als deren Treu­
händerin in das Vermögen der alten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände d ie  V e r m ö g e n s v e r ­
w a l t u n g  der  D e u t s c h e n A r b e i t s f r o n t  s t e t s  
u nd  a l l e i n  pass i v  l e g i t i m i e r t  ist.

Die Grundlage der Haftung ist die ausdrückliche 
gesetzliche Bestimmung des § 25 EntschädigungsG. 
unter den dort gegebenen Voraussetzungen und 
Einschränkungen. Liegt der Rechtsgrund für die 
Forderungshaftung der Vermögensverwaltung der 
Deutschen Arbeitsfront im Rahmen des Entschädi­
gungsG. infolge der besonderen gesetzlichen Ver­
ankerung auch fest, so ist es doch keineswegs 
müßig, nach dem Gesetzesgrund zu fragen. Denn 
der Sinn und der Zweck der Norm kann bei ihrer 
Auslegung von weittragender und ausschlaggeben­
der Bedeutung sein.

Die höchstrichterliche Rechtsprechung, insbeson­
dere die des RG. und des RArbG.7) stellt mit der 
herrschenden Meinung fest, daß der Pfleger8) und 
die Deutsche Arbeitsfront ebensowenig wie die 
Vermögensverwaltung der Deutschen Arbeitsfront 
Rechtsnachfolger der früheren Vermögensträger des 
beschlagnahmten staatsfeindlichen und des übrigen 
eingezogenen Vermögens geworden sind. Ein Glei­
ches sollte bei Haftungen auf Grund der Bestim­
mungen des — neuen — EntschädigungsG., das 
doch der herrschenden Ansicht Rechnung tragen 
muß und ihr gegenüber nur eine Fortentwicklung, 
nicht aber einen Rückschritt bedeuten darf, selbst­
verständlich sein. Trotzdem vertrittSüß9) den Stand­
punkt, daß Rechtsnachfolger hinsichtlich des Ver­
mögens der früheren Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
mervereinigung'en mit dem Inkrafttreten des Ent­
schädigungsG. die Vermögensverwaltung der Deut­
schen Arbeitsfront geworden sei. M it Recht hat

3) E r b e :  RVerwBI. 1938, 92; derselbe, Kommentar zum 
Entschädigungsgesetz (=  Kommentar), 1938, Anm. 5 vor 
§ 24, Anm. 2 zu § 24.

4) § 50 Abs. 2 ZPO.
6) Volk. Beob. v. 25. Okt. 1934.
6) E r b e ,  Kommentar, Anm. 5 vor §24.
7) Vgl. statt vieler: RGZ. 147, 121; RArbG. 14, 89; JW. 

1935, 2695.
8) Anordnung des Generalstaatsanwalts in Berlin vom

12. Mai 1933.
8) Süß:  AkadZ. 1938,18 ff. Ähnliche Ideen unter Heran­

ziehung von §419 BGB. hat Se i l :  „Arbeitsreclit und
Volkstum“  1935 Nr. 1/2 für die Zeit vor dem Erlaß des
Entschädigungsgesetzes zu Unrecht vertreten. Demgegen­
über verneint schon K r u g ,  „Übergang und Haftung
mangels ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung“  in DJ.
1935,13.

[Deutsches Recht, Wochenausgabe

gegenüber dieser, bemerkenswerterweise ohne ¡+s 
gründung kundgetanen, Ansicht E rb e 10) 4)1e . j 
Anfang 1938 ausgeführt, daß der Ausdruck ,, 
eingewiesen“  mit voller Absicht, und z.waf , „ rzU. 
wegen gewählt sei, um durch ihn eindeutig K 
stellen, daß kein Vermögensübergang, keine K 
nachfolge vorliege. Er hat diesen Standpunkt i 
nem Kommentar zum EntschädigungsG.11) 
ausgebaut. Bei der Formulierung12), daß es.sL  um 
einen originären (ursprünglichen) und nici erb 
einen derivativen (abgeleiteten) Eigentums 
handle, steht er wörtlich im Einklang nut de pjer 
liehen Begründung zum EntschädigungsG. ) • ¿e 
Grund für diese gesetzgeberische und erla Ar. 
Stellungnahme ist arigedeutet. Die D e u t s c ajs
beitsfront, fü r die ihre Vermögensverwalt e ^
Treuhänderin auftritt, ist in ihrer Struktur, i m 
sozialen Wollen, in ihrem Zweck und 1 ? -|ieren 
ganzen Sein so grundverschieden von den ^  man
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden j,ej

R o i lo n o n  m it *  r lo n  *

dieser die verschmelzende Einheit zu be. nf>utsche 
daß es begrifflich  unvorstellbar ist, die wegen

braucht bei jenen nur den K l a s s e n g e g e n  ‘  ^

dieser die verschmelzende Einheit zu betra_ in/
die 

i die 
n ui
le _ ,

Die Folge bleibt, daß es keine H aftung aHnt^truk-

A rbeitsfront als Rechtsnachfolger eben dies ¡ajen
iiire r Überholung durch die politischen un 
Gegebenheiten aufgelösten Verbände an - Qrlind

rechtlicher Übergänge und juristischer fijch-
tionen geben kann, sondern nur eine j  s0.
tung  zur E rfü llung  von Forderungen, wen ße.
weit sie ausdrücklich im Entschädigung ^n.
stim m t ist. Das w ird  in der amt l i cwenat ivfe^'  
d ün g 14 *), allerdings in der Form der n  g 
Stellung, besonders erwähnt. gnt-

Die Voraussetzung der H aftung § einer
schädigungsG. ist zunächst die ^ ’J ^ /^ c h ie d ,
Forderung. Dabei macht es keinen Unte , ob 

glich oder deliktisch begrün recht- 
sie sich aus den Grundsätzen über d i e n "’Rechts-
diese vertraglich

a iu i l  a u o  u n uoa ii-v»»  ---- « i-pj-i
fe rtig te  Bereicherung herleitet oder welc die
grund sie immer haben möge. Entstan  ̂ aU>'
Forderung gegen den Vermögenstrage ¡nigung,
gelösten Arbeitgeber- oder Arbeitnehmer ~anisa"
beziehungsweise ihrer H ilfs - oder Ers■ eitsfr°/?. ’
tionen sein. Denn daß die Deutsche „  für
in W irk lichke it deren Vermögensverw ¡jnde 
Ansprüche haftet, die gegen sie selos zU ihrer
sind, bedarf so wenig einer Frage, dai nen Ge-
Beantwortung nicht des Erlasses eines fher aime 
setzes bedurft hätte. Das Gesetz verlang die F°r' 
diesen Voraussetzungen auch noch, -page>
derung entstanden sein muß nach ein o e^anntgaD 
der Reichsminister des Innern bei aer ve
der Vermögensträger, in  deren v errnhpitsfront & 
mögensverwaltung der Deutschen A r j eren t 
gewiesen ist, im Einvernehmen m it bestirn
sten Reichsbehörden und Parteiste 2ru n ^ a
h a t16). Dieser Tag, der Stichtag, w der *. 
lieh bei der Veröffentlichung der . ungen . 
mögensträger der aufgelösten Ver [V E
kanntgegeben. Ebenso wie die im 3 „.öffentlich ' , 
schädigungsG. bestimmte Fris t fü r ie verschiedej j e 
gen der L ifte  der aufgelösten Verbände eine di6 
lieh verlängert worden ist, hat geleg

w) Er be :  RVerwBI. 1938, 92. Anm,2 zu §2°'
11) Erbe,  Kommentar, Anm.3 zu g > ■ r
19) Erbe,  Kommentar, Anm. 3 zu § Staatsanzel!  3
i») Deutscher Reichs- und Preußischer Nr.93

(=  Reichs- und Staatsanzeiger) v. 23. Apru 2.
erste Ziffer 1.—...  -- /''n erste

44) Reichs- und Staatsanzeiger a. a..H:’ ltngsG- 
« ) §§25 Abs. I, 24 Abs. IV Entschädigung
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Stiel?/? Bestimmung abändernde Festsetzung 
daß stattgefunden10). Festzustellen ist dazu, 
träger /  Veröffentlichung der Liste der Vermögens- 
n'emaP^^ufgelösten Verbände nundeklaratoriscjie,

^Ja h r

des

Be+S a,ber konstitutive Bedeutung eignet17)- Die 
hr ra? ^  kommenden Vereinigungen gelten viel-rrxehr c u *-~.***aaw4v»v.4* » gut en v iu -

Entsrh-i1-00 m*t dem Tage ^es Inkrafttretens des 
^««uhgungsQ. als aufgelöst18). Dieser Tag ist 
Liste ’ Und zwar gleichgültig, wann die betreffende 
ist dPrVerf ffentIicht wird, der 10. Dez. 1937; das 
gUno-.r>auf den Tag der Verkündung des Entschädi- 

nächstfolgende Tag.
Verm-fUs’ daß die Veröffentlichung der Liste der 
<Hl-.r..?en-s*ra&er der aufgelösten Verbände mü­
der e rs e h e n  Charakter hat, folgt zwingend, daß
gesetzt Chtag- nicht nach dem 10- Dez- 1937 fest 
niö

Arb

in°e,em.'Verden kann. Denn die Haftung der Ver- 
Qru,-,,/ Verwaltung der Deutschen Arbeitsfront auf 
tracht i S EntschädigungsG. darf lediglich in Be- 
*?0rderii°tnmen’ so'yed es 110Ch möglich war, eine 
vrbijitn nuS geSen einen früheren Arbeitgeber- oder 

M'ögij i^merverband rechtlich zu begründen. Diese 
betracht ’s  ̂ i ec3ocD nur gegeben, solange die in 
den, m ,. kommenden Vereinigungen de iure bestan- 
iuristis | 1 § 24 Abs. V EntschädigungsO. sind diese 
^it cip,„le,n„ Personen oder Personengesamtheiten 
Punkt?; , -.Dez. 1937 aufgelöst. Seit diesem Zeit- 
dinen ;/!? s‘e rechtlich nicht mehr vorhanden. Fehlt 
aüch rjch d'e rechtliche Existenz, dann ist es 
9ien »,j möglich, gegen sie eine Forderung, 

g^hden311̂  lmmer gearteten Rechtsanspruch zu

* ätsache ist in der Praxis nicht immer ohne 
%  >',uch geblieben. Sie ist aber von derart 
Hetzen er, Konsequenz, daß nach den Grund- 

■ en des ‘ ‘ -verb
¡Pa|

loten •Cies *0&*sckeri Denkens jeder Zweifel 
*st. Denn was nicht existiert, ist nun ein-

^4«'??’/  vorhanden, ist ein Nichts! Ein Nichts 
:P eni , n*cht handeln, es k a n n  k p in p  F o r d e r u n ­
gen ,  P und ebensowi 
Es ist11 Nichts erwachsen.

kann keine Forderun- 
lig können Ansprüche

ln s ist H r  us C1 wacuseii.
" Dez ^aher rechtlich unmöglich, daß nach dem 

|[lPgsQ t &eKen d‘e gemäß dem Entschädi- 
w r̂W nt g e l ö s t e n  Vereinigungen Forderungen 
w9iige 11 begründet werden können — noch 
fUeP A,-K°k;he’ Tir welche eine Haftung der Deut- 

 ̂ d ie s e ? ™ *  'n Betracht käme. Die Tatsache,
dem EntschädigungsG.Griff??;1' °ßer jener von de 

'^fttret?Vermögensträger sich nach dem In-
Ä ”nj Jich-  des Gesetzes derart geriert hat, als ob er 
l;/‘ran m ,noch existent wäre, vermag ebenfalls 
u len LoU S zu ändern. Es ergibt sich auch im täg- 
t?draUen en häufig der Fall, daß ein Dritter im 
ti-i erull0. au' den äußeren Anschein glaubt, eine 
bi?1 den®' nU erw,erben. Das sind Tatbestände, die 
Lh eilen .gemeinen gesetzlichen Vorschriften zu 
ka sei PcSl!ld- Diese geben in der Regel dem Drit- 
e„ l|>ig auf ,Vrch Anfechtung, sei es durch die Be­
in,ScLliem; i e Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts, sei 
Spenden d.iJr?11 den Zugriff auf die unbefugt 
kejjein einprnatürlichen Personen, die den äußereneinp -“ ‘ “ “ “ -neu i-ersonen, uie uen auucicu 

Schatj r Drganstellung ausnutzen, die Möglich-w löali=>iciiuug ausnuizen, uie mugiu-u- 
«St' z für „ r , 211 vermeiden, ihn zu verringern oder 
„Gert ._ rhttenen Schaden zu erhalten. Hier inter-cj - i  nur j  tucI1 oenaaen zu ernaiten. n ie r imei- 
5Uf n au’ f d/ i5 n a ch dem 10. Dez.  1937 g e g e n  
\Vj se 1q „ /  D r u n d  des E n t s c h ä d i g u n g s G .

g e a r t ?  V e r h a n d  aus  k e i n e m  i r g e n d -  
Sfi1’) V ~ C^en R c c h t s g r u n d  e i n e  F o r d e -

Jn; Reici/t' a- 7- DurchfVO. v. 28. März 1940 (RGBl. I, 
ist L r b „  '  and Staatsanzeiger Nr. 192 v. 21. Aug. 1939. 
1 § 24 A>, Kommentar, Anm. 7 zu §24. 

bs-V EntschädigungsG.

r u n g  b e g r ü n d e t  w e rd en  k o nn t e  und kann, 
sowie daß deswegen jegliche Haftung der Deutschen 
Arbeitsfront und ihrer Vermögensverwaltung für 
solche vermeintlichen Ansprüche entfällt.

Es soll hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß min­
destens auf den ersten Blick diese allein dem Gesetz 
entsprechende Folge Härten in sich zu bergen 
scheint. Wegen der Vielzahl der von dem Entschä- 
digungsG. ergriffenen Verbände war es gar nicht 
möglich, auf einen Schlag eine umfassende Liste 
der aufgelösten Vermögensträger zu veröffent­
lichen. Aus technischen Gründen mußte sogar der 
im EntschädigungsG. für die Veröffentlichung vor­
gesehene letzte Zeitpunkt, der 30. Juni 193819), ver­
schiedentlich hinausgeschoben werden20). So ergab 
es sich, daß Verbände nach außen hin ein blühendes 
Leben führen konnten, während sie im Rechtssinne 
bereits seit geraumer Zeit nicht mehr existierten, 
ru r den einzelnen, der seit dem 10. Dez. 1937 bis 
zur Veröffentlichung der Liste mit ihnen kontra­
hierte, mag es verwunderlich und schmerzlich sein, 
spater zu erfahren, daß er niemanden hat und hatte, 
mi* ™  er rechtliche Bindungen begründen konnte, 
urm daß, was für ihn das wesentliche ist, es un­
mittelbar niemanden gibt, der für die in dem Glau­
ben der Kontrahenten der aufgelösten Verbände 
wohl begründete Forderung einzutreten hat. Dem 
ist aber entgegenzuhalten, daß den in Frage kom­
menden Vereinigungen und Personengesamtheiten 
durchweg schon vor, mindestens aber seit der Ver­
kündigung des EntschädigungsG. bekannt war, daß 
sie zu den aufgelösten Vermögensträgern gehören 
wurden, während zur Verlautbarung dieser Tatsache 
lediglich die Veröffentlichung der Liste noch fehlte. 
Dabei könnte es durchaus aufschlußreich sein zu 
umersuchen, inwieweit die früheren Organe der­
artiger Verbände, die im Bewußtsein der de iure 
bereits geschehenen Auflösung noch rechtsgeschäft- 
üch taug wurden, persönlich schadensersatzpflich- 
tig  sind Doch würde ein solches Unternehmen

uV Rahmen dieser Betrachtung sprengen. Und 
schließlich gibt § 27 EntschädigungsG. die Möglich- 
Af.1/  des Ausgleiches des Vermögensnachteils aus 
Mitteln der Deutschen Arbeitsfront und ihrer Ver­
mögensverwaltung.

-ALK dieser negativen Feststellung, daß also der 
Stichtag nicht nach dem 10. Dez. 1937 liegen kann, 
uari seine Bedeutung jedoch nicht erschöpft sein. 
Sonst hätte es der besonderen Hervorhebung im 
EntschädigungsG. nicht bedurft. Die Frage seiner 
eigentümlichen Bestimmung ist aber nicht leicht zu 
beantworten.

Einen Hinweis für die ihm innewohnende Bedeu- 
umg gibt das EntschädigungsG. im § 25 Abs. II 
•¡her dessen Spezialnorm hinaus. Dort ist gesagt, 
daß die Deutsche Arbeitsfront und ihre Vermögens- 
verwaltung für Ansprüche aus solchen Arbeitsver­
hältnissen mit den aufgelösten Vermögensträgern 
nur haften, soweit diese über den 30. Sept. 1933 
ausgedehnt worden sind. E rb e 21) bemerkt richtig 
dazu, daß die revolutionäre Aktion des 2. Mai 1933 
in ihren Auswirkungen nicht mit einem Tag ab­
geschlossen war, daß aber der Gesetzgeber annehmen 
konnte, daß mit Schluß des Sommers, dem hierfür 
gewählten „Stichtag“  des 30. Sept. 1933, geregelte 
Zustände wieder als hergestellt angesehen werden 
durften. Deswegen hat derjenige, der über diesen 
Zeitpunkt hinaus von der Deutschen Arbeitsfront

19) §24 Abs. IV EntschädigungsG.; Erbe,  Kommentar.
Anm. 7 zu § 24. ’

20) Vgl. Anm. 16 oben.
21) E r b e ,  Kommentar, Anm.4 zu §25.
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in seinem früher mit einem jetzt aufgelösten Ver­
mögensträger begründeten Dienstverhältnis belas­
sen wurde, Anspruch auf vollen Arbeitsentgelt. Dar­
aus folgt, eben über diese Spezialnorm wegen der 
Dienst- und Arbeitsverhältnisse hinaus, daß nicht 
nur dem Stichtag als solchem, sondern der — ak­
tiven oder passiven — Haltung der Deutschen Ar­
beitsfront eine Bedeutung zukommen muß für die 
Begründung von Forderungen, für deren Erfüllung 
die Vermögensverwaltung der Deutschen Arbeits­
front nach dem EntschädigungsG. an Stelle der 
aufgelösten Vermögensträger haftet.

Die zunächst nach dem Wortlaut des Gesetzes in 
das Auge springende Wesentlichkeit des Stichtages 
ist, wie oben aufgedeckt, insoweit schon fragwürdig, 
als dieser Tag ja auch für den einzelnen aufgelösten 
Verband nicht m it unabänderlicher Bestimmtheit 
von vornherein feststand, sondern im Rahmen der 
technischen Möglichkeiten mit der Veröffentlichung 
der Liste schwankte und auch nach ihrer Verlaut­
barung Abänderungen erfuhr22). Man wird es also im 
wesentlichen darauf abstellen müssen, ob und wann 
die Deutsche Arbeitsfront tatsächlich bestimmenden 
Einfluß auf die Leitung und die Geschäfte eines 
schließlich von dem EntschädigungsG. betroffenen 
Vermögensträgers genommen hat.

Die in Betracht kommenden Verbände sind, 
gleichgültig durch welche Liste und wann zeitlich 
ihre Auflösung- veröffentlicht wurde, seit dem
10. Dez. 1937 im Rechtssinne nicht mehr vorhanden; 
überwiegend ist der Stichtag ebenfalls auf das 
gleiche Datum festgesetzt worden. Es wäre nun 
unter dieser Voraussetzung leicht, zu sagen, daß 
die Deutsche Arbeitsfront bzw. die Vermögensver­
waltung der Deutschen Arbeitsfront grundsätzlich 
hafte für alle Ansprüche, die nach diesem Tage ent­
standen sind, dagegen nicht in Anspruch genommen 
werden könne für Forderungen, die vorher begrün­
det wurden. So einfach liegt der Fall aber weder in 
der Praxis noch für die rechtswissenschaftliche Be­
trachtung. Es sind vielmehr drei Gruppen von Mög­
lichkeiten zu unterscheiden.

Zunächst ist es häufig vorgekommen, daß die 
Deutsche Arbeitsfront infolge der auf Grund der 
Aktion v. 2. Mai 1933 eingeleiteten Maßnahmen 
schon vor der rechtlichen Übernahme eines Ver­
bandes tatsächlich dessen Leitung ausübte und durch 
Männer ihres Vertrauens seine Geschäfte besorgen 
ließ. Dabei ist nicht selten die frühere Rechtsform 
längere Zeit beibehalten worden, so daß es für den 
uneingeweihten Außenstehenden nicht immer er­
kennbar war, daß die Deutsche Arbeitsfront im 
Mantel der alten juristischen Person tätig wurde. 
Die rechtliche Übernahme liegt hier also zeitlich 
später als die tatsächliche Ausübung der Befugnisse 
durch die Deutsche Arbeitsfront.

Sodann ist der als Ideallösung zu bezeichnende 
Fall, daß der Zeitpunkt der tatsächlichen Über­
nahme der Verwaltung mit dem des rechtlichen Ein­
tritts an die Stelle der aufgelösten Personengesamt­
heit zusammentrifft. Das wird aber schon aus rein 
technischen Gründen nicht o ft geschehen sein. Denn 
es war praktisch undurchführbar, daß die Deutsche 
Arbeitsfront mit einem Schlage am 10. Dez. 1937, 
dem Tag, an dem sie de iure an die Stelle der auf­
gelösten Verbände und Vermögensträger tritt, nun 
auch bei deren Vielzahl in allen Teilen Deutsch­
lands sofort die Leitung und Verwaltung selbst aus­
übte. Hinzu kommt, daß ja die Liste wegen eines 
erheblichen Teiles der von dem EntschädigungsG.

ergriffenen Personenvereinigungen erst spat 
öffentlicht wurde. . „-„i.vtikeit

Deswegen ist nicht selten die dritte Mog e 
eingetreten. Die rechtliche Übernahme un ^  
der Einweisung in das Vermögen erfolg} 1 ^
10. Dez. 1937 kraft Gesetzes — die A usu tnm g^ 
tatsächlichen Verwaltung beginnt jedoch er' ¡t
der Veröffentlichung der Liste. In der Zwis 
weiß wenigstens ein Dritter nichts von ntir 
sache der bereits geschehenen Auflösung, aUCh 
noch verlautbart zu werden brauchte. p sonen- 
die Organe der in Betracht kommenden ßen
Vereinigungen die Auflösung mindestens n y eI-- 
konnten, so erfährt der Dritte erst durch ^ d ,  
öffentlichung der Liste davon, daß d.er ¿-»hieren 
mit dem er nach diesem Tage n°cn k°“  . , mehr 
wollte, bereits seit dem 10. Dez. 1937 n 
existiert. . der

Während der Fall des Zusammentre des
Übernahme der tatsächlichen Verwaltung . jgsten 
rechtlichen Eintritts an die Stelle der a ,» der 
Personengesamtheit für die Frage der 1 .rn;;0-ensver' 
Deutschen Arbeitsfront und ihrer \ eim, ä{et, ¡s 
waltung juristisch keine Schwierigkeiten f
sie bei den beiden anderen, ungleich ?edoch 
findenden Gruppen schwieriger zu los ’ ¿bildet, 
hat es sich als herrschende Meinung h e r . cfien Ar' 
daß die Vermögensverwaltung der L»eu gUtsche 
beitsfront für diese dort haftet, wo di wenn 
Arbeitsfront die Verwaltung bereits tu ^gS an- 
sie auch rechtlich noch nicht an die .. j en Ve*-' 
deren, vornehmlich irgendeines aufzulo p eUtscne 
bandes, getreten war23). Denn wenn .fler ju- 
Arbeitsfront sich nur des alten Mant -^ts a,® 
ristischen Person bediente, so ändert a gväfte °'L, 
der Tatsache, daß sie durch ihre ?iSeneneChte 1)111 
Befugnisse der Verwaltung ausübte, foroe'
Ansprüche begründete, aber ebenso ließ- 
rungen und Rechte gegen sich erwac . £ ver- 

Die Richtigkeit der besonders Jvon, j 1ftung .^f1 
tretenen Ansicht der Möglichkeit der • stid ' 
Deutschen Arbeitsfront für die Zeit y werde •
tag kann vernünftigerweise nicht best aUCh g 
Diese Meinung muß es sich dann jChen a 
fallen lassen, wie mit umgekehrten , bei “  
die dritte Gruppe angewendet zu w j amit ¡t 
die Einweisung in das Vermögen bereits 
rechtliche Übernahme kraft Gesetz aber dieoern iu . u cz . i v o i  gcscuan, .. n0- nr1n
tatsächliche Ausübung der Verwalt g ^ ¡er l<a.. 
Deutsche Arbeitsfront erst später ert » • tsChen ‘,:e 
man die Vermögensverwaltung der orüche> ni. 
beitsfront nicht haftbar machen tu* ; Jen derneZ. 
durch Handlungen und Willenserkja 8 jo. V '\ 
gane der aufgelösten Verbände na n ei«
1937 vermeintlich entstanden ,s!n^' . keine ^  ^
hatte die Deutsche Arbeitsfront ja g„ . sCho» . . .  
liphkeit, auch, da ihr n i(*t in aHen thciten d

Spruches hätten führen können, g verhinu eIj 
etwa die Entstehung einer ..Forderung te & M
Die Organe der aufgelösten jo .
konnten Willenserklärungen nach de vertret
nicht mehr abgeben, da ja die v0!? tisc}1e P.er! eUjS* 
Personenvereinigungen als jui urld sie
rechtlich nicht mehr vorhanden wäre.

äs) E r b e ,  Kommentar, Anm. 3 zu s22) Vgl. Reichs- und Staatsanzeiger v. 21. Aug. 1939.
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hat? '^ re Orf?ane*genschaft ebenfalls eingebüßt 
,i ,ten- Es gibt also bis zrir Übernahme der tatsäch- 
ljÇj eri Verwaltung durch die Deutsche Arbeitsfront 
0(j ' len Reehtsakt und keine Tatsache, die Ansprüche 
br-„r p ecEte gegen sie begründen könnten. Dabei 
Walt * Ĉ r Henkbare Fall, daß der Antritt der Ver- 

Hngstätigkeit ungebührlich verzögert wäre und 
er etwa Ansprüche auf deliktischer Grundlage 
nie ac" Ser] seien, nicht betrachtet zu werden, da er 
pfli Praktisch geworden ist, während die Ersatz- 
Orp Her ohne Berechtigung handelnden früheren 
ni„??n,e Hie Haftung der Deutschen Arbeitsfront
1Csht berührt.

^aß°(|-0rnmt die Untersuchung zu dem E r g eb n i s ,  
F0f.ÜIe Elaftung der Deutschen Arbeitsfront für 
er„  ¡ffrungen gegen die von dem EntschädigungsG.

8 oenen Verbände und Vereine, soweit sie aus

der Zeit vor dem 10. Dez. 1937 stammen, dann ein- 
tritt, wenn der Anspruch durch die eigene Verwal­
tungstätigkeit der Deutschen Arbeitsfront begründet 
ist, und 'daß eine Haftung für Forderungen mit dem 
Entstehungszeitpunkt nach dem 10. Dez. 1937 so 
lange ausgeschlossen bleibt, als der Anspruch nicht 
auch auf Handlungen und Willenserklärungen der 
Deutschen Arbeitsfront und ihrer Beauftragten zu- 
rückzulühren ist. Zum Ausgleich können Schäden, 
soweit sie durch die rechtlich unbeachtliche Tätig­
keit der aufgelösten Personenvereinigungen und 
ihrer Vermögensträger noch nach dem 10. Dez. 1937 
entstanden sind, entsprechend den §§27ff. Ent­
schädigungsG. Berücksichtigung finden. Ihre Gel­
tendmachung im ordentlichen Rechtswege gegen 
die Vermögensverwalter der Deutschen Arbeitsfront 
muß aber immer ausgeschlossen bleiben.

An die Leser der Zeitschrift „Deutsches Recht“
Ablauf des Monats März 1941 ist der langjährige Hauptschriftleiter der Zeitschrift „Deutsches 

v0n Erof. Dr. Reinhard Höhn, aus der Schriftleitung ausgeschieden. Prof. Höhn hat mich gebeten, ihn 
en„ Seinen Pflichten als Hauptschriftleiter zu entbinden, da er die Leitung einer großen Zeitschrift seines 
tJieser^n Fachgebietes, des Verfassungs- und Verwaltungsrechts des Großdeutschen Reiches, übernimmt und 
Rraj., Aufgabe, verbunden mit seinem Lehramt und anderen bedeutsamen Arbeiten, den Einsatz seiner vollen 

p  erfordert.
He?? Secbs Jahre lang hat Prof. Höhn die Zeitschrift „Deutsches Recht“  betreut. Blättern wir heute die 
Hnap C*Cr -Hergänge 1934, 1935 und 1936 durch, so spüren w ir die Kraft eines revolutionären Rechts­
in j.1StIlus- Die Gedanken der Ehre, Treue und der Gemeinschaft wurden in dieser Zeitschrift zum erstenmal 
SHrr'T Un§ebeuren und umwälzenden Bedeutung für das Recht erkannt und den Rechtswahrern nahe 

bJeue Mitarbeiter aus Wissenschaft und Praxis scharten sich um die Zeitschrift. In zahlreichen 
[W 11 Samen Aufsätzen hat Prof. Höhn immer wieder selbst zu den großen Problemen des rechtlichen 
lt0t]1 ruchs Stellung genommen. Vieles, was in unserer Zeitschrift zum ersten Male gefordert und mit der 
g P ^iß losen Energie einer jungen Bewegung vertreten wurde, ist inzwischen zum Gesetz und zum 

^ lerten Besitztum unseres Rechts geworden.
V(-'r$fS ln ^en folgenden Jahren die Rechtsentwicklung in ruhigere Bahnen überging, hat Prof. Höhn es 
$tär],an̂ en> der Stimme der nationalsozialistischen Rechtspraxis Gehör zu verschaffen und dadurch immer 
>tn pCl- H’e Rechtsübungen selbst zu beeinflussen. Es was nur eine logische Fortsetzung dieser Arbeit, wenn 
o J ^h ia h r 1939 die Zeitschrift der Rechtspraxis, die „Juristische Wochenschrift“ , sich in das Zentral- 
H?nJ? es nationalsozialistischen Rechtswahrerbundes „Deutsches Recht“  einordnete. Unter der Leitung des 

^  schriftleiters ging der Zusammenschluß der Zeitschriften reibungslos vonstatten. 
ge enn daher heute die Zeitschrift „Deutsches Recht“  als größte deutsche Rechtszeitschrift eine weithin 
h- tete Stpli..„rr irr, ]n. uncj Auslande einnimmt, so ist das nicht zuletzt das Verdienst ihres langjährigen 
echt '"“ “ ueuers. cs ist mir ein Bedürfnis, ihm dafür an dieser Stelle den Dank des nationalsozialistischen 

?ei ” !!Wahrerbundes auszusprechen. Ich hoffe, daß Prof. Höhn durch seine Mitarbeit auch weiterhin der

HauMte Stellung im Ii 
^cht riftl eiters. Es i

verbunden bleiben wird.
D r. Hans Frank 

Reichsminister und Generalgouverneur

1Blicjk in die Zeit *

p.Als
p'lheit t.®anzung zu der grundlegenden VO. über die 
|Aft iq /,0.1 Verwaltung im Generalgouvernement, die in 
d • chsin S. 565 ausführlich besprochen wurde, und 

aùs Unterbau zu ihr trat am 1. April 1941 die 
B0ltvernr>’ u“ er den Aufbau der Verwaltung des General- 
(V ^ rÄ ntS v. 16. März 1941, die die Gliederung der 
, |0 Bi r f0oes Generalgouvernements neu regelt, in Kraft 
A*ir Hinlip-jF-1941, 99). Während mit der Durchführung 
£ ftiftim, <-ler Verwaltung vornehmlich eine horizontale 
e^tiinn- anS und Einflußnahme auf die Arbeit der Ver- 
ftrf^eIecrteV.ährIeistet wurde, ist durch die Bildung und 
W  C Gliederung der Regierung des Generalgouver- 

nun auch die vertikale Einflußnahme nochmals

Generalgouvernements
untermauen wuiutu. u ic  uuiLiiscizung uer /\Dsicnten 
des Generalgouverneurs wird dadurch nach unten hin 
wesentlich erleichtert, während in der Regierungsinstanz 
selbst zugleich die enge Verbundenheit mit den Er­
fordernissen des Reiches verbürgt und die reibungslose 
Zusammenarbeit sichergestellt wird.

Der Kern der neuen VO. ist die unzweideutig klare 
Gliederung der für die Geschicke des Generalgouverne­
ments verantwortlichen Regierung; darüber hinaus wird 
zugleich die Funktion dieser Regierung sowohl als B e ­
h ö r d e  als auch als b e r a t e n d e s  O r g a n  bestimmt.

Die Regierung a ls  B e h ö r d e  wird geleitet vom 
Staatssekretär, dessen Stellvertreter der Unterstaatssekre­
tär ist. Sie gliedert sich in das Staatssekretariat und die 
Hauptabteilungen. Das Staatssekretariat, das dem Staats­
sekretär unmittelbar untersteht, umfaßt acht Ämter: Die

115
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Kanzlei des Generalgouverneurs, die Regierungskanzlei, 
das Amt für Gesetzgebung, das Amt für Preisbildung, 
das Amt für Raumordnung, das Personalamt, das Be­
triebsamt und die Direktion der Archive des General­
gouvernements.

Die Zahl der Hauptabteilungen, die in ihren Funktionen 
dem Aufgabenkreis eines Ministeriums entsprechen, be­
läuft sich auf zwölf: Innere Verwaltung, Finanzen, Justiz, 
Wirtschaft, Ernährung und Landwirtschaft, Forsten, Ar­
beit, Propaganda, Wissenschaft und Unterricht, Bau­
wesen, Eisenbahnen und Post. Ihre bisherige Vielzahl 
wurde damit auf das notwendige Maß reduziert und kam 
damit eine klare Herausstellung der Bedeutung der ein­
zelnen Aufgabengebiete zur Durchführung. Die übrigen 
bisherigen Abteilungen sind entweder in das Staats­
sekretariat (wie z. B. die bisherige Betriebsabteilung) auf­
gegangen oder als Unterabteilungen den verschiedenen 
Hauptabteilungen eingegliedert worden. So wird die bis­
herige Abteilung Gesundheitswesen ebenso wie das bis- 
V rig e  Referat tür Straßenverkehr künftig als Abteilung 
der Hauptabteilung Innere Verwaltung zugehören. Zu­
gleich wird die bisherige Dienststelle des Leiters des 
Baudienstes im Generalgouvernement eine Abteilung in 
der Hauptabteilung Innere Verwaltung, während die Bank­
aufsichtsstelle für das Generalgouvernement, die Ab­
teilung Treuhandstelle für das Generalgouvernement und 
die Abteilung Devisen in Zukunft zu Abteilungen in der 
Hauptabteilung Wirtschaft werden.

An diesen Beispielen ersieht man, daß sich die Haupt­
abteilungen in Abteilungen gliedern, denen selbst wieder 
nun die Möglichkeit gegeben ist, sich in Unterabteilun­
gen, Hauptreferate und Referate zu unterteilen. Die Leiter 
der Hauptabteilungen führen den Titel „Abteilungspräsi­
dent“ .

Die R e g i e r u n g  als f a c h l i c h e s  B e r a t u n g s -  
o r g a n  setzt sich unter dem Vorsitz des Generalgouver­
neurs oder seines Stellvertreters aus dem Staatssekretär, 
dem Bankdirigenten der Emissionsbank, dem Präsiden­
ten des Obersten Rechnungsprüfungsamts im General­
gouvernement, die Leiter der Hauptabteilungen, dem Lei­
ter der Generaldirektion der Monopole, dem Befehlshaber 
der Ordnungspolizei und dem Befehlshaber der Sicher­
heitspolizei zusammen. Alle übrigen bisherigen M itglie­
der der Regierung, die wegen der Eingliederung ihrer 
Abteilungen in Hauptabteilungen aus der Regierung 
ausscheiden müßten, bleiben aber nach dem Wortlaut 
der VO. für die Dauer ihrer Dienstleistung im General­
gouvernement ausdrücklich weiter Mitglieder der Re­
gierung. Dies bedeutet eine Anerkennung ihrer erfolg­
reichen Arbeit.

Das kennzeichnendste Merkmal dieses Verwaltungs- 
aufbaues im Generalgouvernement, wie er nunmehr nach 
den drei grundlegenden Verordnungen vor uns steht, 
ist vielleicht die vorbehaltlose Anwendung des national­
sozialistischen Führerprinzips. Von der Spitze aus, vom 
Generalgouverneur, der unmittelbar nur dem Führer ver­
antwortlich ist, wird das ganze Leben, der Aufbau und 
die Sicherung des Generalgouvernements bestimmt.' Ein 
Weg geht von ihm aus dann über die Regierung zu den 
Distriktchefs, um schließlich bei den Kreishauptleuten in 
der Praxis zu münden. Damit ist, anderthalb Jahre nach 
Beginn eines Unternehmens, das wohl eines der schwie­
rigsten war, das von Deutschen in Angriff genommen 
wurde, die abschließende Grundlinie einer für die Zu­
kunft absolut gültigen Regelung festgelegt worden.

Aus dem Generalgouvernement
1. G l i e d e r u n g  de r  R e g i e r u n g  

Die Regierung des Generalgouvernements, welche die 
einheitliche oberste Behörde der Verwaltung darstellt, 
hat durch die unter dem 16. März 1941 vom General­
gouverneur erlassene „Dritte VO. über den Aufbau der 
Verwaltung des Generalgouvernements“  ihre Gliederung 
erfahren, die mit dem 1. April 1941 in Kraft trat. Da­
nach ist die Regierung des Generalgouvernements eine 
einheitliche Behörde, deren Leiter der Staatssekretär ist 
und zu dessen Stellvertreter der Unterstaatssekretär be­
stimmt wurde, sie ist ferner aber auch beratendes Organ. 
(Siehe den Einleitungsartikel.)

[Deutsches Recht, W ochenausg^

2. R e c h t s h i l f e v e r k e h r  m i t  den P r o t e k t o r a  
g e r i c h t e n  ,

Nachdem der Rechtshilfeverkehr zwischen den 
behörden des Generalgouvernements und den dem, ,rCji 
Gerichten des Protektorats in Zivilsachen bereits . 
eine Anordnung v. 10. Mai 1940 geregelt wurde, w ^  
nunmehr durch eine Anordnung v. l.M ärz 1941 auc ^  
Rechtshilfeverkehr zwischen den Justizbehörden 
Generalgouvernements und den Protektoratsger 
festgelegt.

3. D e v i s e n r e c h t l i c h e  S t e i l u n g  der  Reichs 
a ngeh  o r i g e n  e.

Beruflich im Generalgouvernement tätige ^ elclSfflents 
hörige, die Deviseninländer des Generalgouvern 
sind, bedürfen nach einer Anordnung des Leit f 
Abteilung Devisen v. 10. März 1941 zur Verfug1.1 >J> qc. 
ihre im Reich befindlichen Vermögensteile keil 
nehmigung der Devisenstelle Krakau.

4. S t a a t s b i b l i o t h e k  i n K r a k a u  ^ ^  
Durch den Generalgouverneur wurde in ^ raÄ*feabe 

neue Staatsbibliothek eröffnet. Die besondereL b gr-
der Staatsbibliothek Krakau besteht in der resti 
fassung des Ostschrifttums sowie in der Pflege 
mit verbundenen Fragen.

5. E r ö f f n u n g  d e r  e r s t e n  deu t schen
K u n s t a u s s t e l l u n g  , ]|en

Am 22. März 1941 wurde in den Ausstellung^ s„ 
der Tuchhalle in Krakau die erste deutsche das
Stellung unter dem Titel „Deutsche Künstler von
Generalgouvernement“  eröffnet. Sie enthält w j,e. 
rund 50 Malern, Photographen und Graphiker > r(ie. 
weisen, daß auch das Kulturleben im Gcneraig 
ment in keiner Weise zurücksteht.

Aus Norwegen
1. S i n k e n d e r  E i n f u h r ü b e r s c h u ß . ^  aUf 

Der gesamte vorjährige Einfuhrwert belie ® Jahr
944,8 Millionen Kronen gegen 1366,2 Milhon «rone(j 
1939. Der Ausfuhrwert betrug 611,8 Million , t^ w e r] 
gegen 807,5 Millionen im Jahr 1939. Der findmuuvuvu 1111 J««“  * c - U r  iUu/0l ,
ging also um 421,4 Millionen oder ungefähr 24°/» 
der Ausfuhrwert um 195,7 Millionen Kronen e„ en
zurück. Der Einfuhrüberschuß betrug, im v I<.i’onen 'ita 
Jahre 336 Millionen gegen 558,7 Millionen ntuhn*reit 
Jahr 1939. Im Januar 1941 betrug ,̂e t Milli0liel1" 
75 Millionen Kronen und der Ausfuhrwert 9u’» ĵ|jionen- 
Der Importüberschuß betrug demnach 24,0

Aus den Niederlanden c|its-
1. E i n f ü h r u n g  .des V e r w a l t u n g s s t a n d

A u f h e b u n g  d e r . M i l i t ä r g e r l c  ord*
Soweit die Aufrechterhaltung der offen '^ en erfor 

nung und Sicherheit entsprechende Mann L geh 
dert, kann nach einer am 21. März 1941 in ]tnngsstan " 
tenen VO. des Reichskommissars das Verw f j erlich 
recht angeordnet werden. Die hierzu , pqlij-® 
Rechtsvorschriften erläßt der höhere f f ' abweic. , f 
fiihrer, der hierbei auch vom geltenden Ke of)ergeric 
kann. Als Standgericht urteilt das Deutsch über C 
nach den im Altreich geltenden Vorschi l 
Verfahren vor Sondergerichten. . +;7mini^er 

Durch VO. des Generalsekretärs Jü® ¡cj,te aj:e 
wurden ferner die niederländischen Mnita e . en jn 
gehoben und die noch anhängigen Strai 
ordentliche Strafrechtspflege überführt.

2. Neue D e v i s e n o r d n u n g  g^par*'
Durch die neue „DevisenVO. 1941“  wm Zukunft ® 
aphen das Verfahren geregelt, dem ‘ . j eriänd>aCj l e. 
:visenverkehr zwischen den besetzten n „ j ese O 
:bieten und dem Ausland unterworfen 1 • m an 
ag lehnt sich an das deutsche Devisenret n;cht 1 
thält gegenüber dem bisherigen Verf , aUf 
en Fällen neue Vorschriften, wenn aUpintreteH- ^  
r gewonnenen Erfahrungen Änderungen ,eI11 U 
ntlich ist, daß durch diese VO. zwischc
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bipf11 ^ e‘.c'1 und den besetzten niederländischen Ge- 
r̂e'er Zahlungsverkehr besteht, wonach sowohl 

ZaÜ Un£en für Zwecke jeder Art auf allen üblichen 
mitt r®'swe^ en w ‘e auc^ ^ 'e Mitnahme von Zahlungs­
a r t  n -aUS ^ em ^ eicü keinen Beschränkungen unter- 
hin • k ifi Zahlungen mit dritten Ländern müssen weiter­
den p6r d>e Deutsche Verrechnungskasse geleitet wer- 
Au V- erner neu die Bestimmung, daß in Zukunft 
^  ®..ander über ihre Guthaben in den besetzten nieder- 
d iir f SC'len G ^ieten  nur mit Genehmigung verfügen 
den K1' Is lä n d e r gelten alle Personen, die nicht in 
orip °esetzten niederländischen Gebieten ihren Wohnsitz 

i r gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
vpivM bisher im Rechnungsverkehr angewandte Wert­
e m ,  von 100 hfl- =  132,70 ¡UM wird auf Grund 
b ^^^ re in b a ru n g  zwischen den beiderseitigen Noten-

3- O r g a n i s a t i o n  de r  E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t  
Or„Ur. Förderung der Ernährungswirtschaft wird eine 
yjianisation aufgebaut, deren Grundlagen durch eine 
^ ri'.Seregelt wurden. Unter Anlehnung an die bisherigen 
hs„ *sorg'anisationen werden öffentlich-rechtliche Ver­

nichtet, und zwar für alle Gliederungen der 
habe™ln .sc',aft> die eine weitgehende Selbständigkeit
1 - j  eri
hahdwirts — _____ ___ Ä . . „ ,
Dieen- aber doch unter staatliche Aufsicht gestellt sind. 
Umt»™e Organisation der Ernährungswirtschaft wird 
Schief'  Z-weiSe des Landbaues umfassen. Die ver-
sind. enen Organisationen, die errichtet werden können, 
gru ^Ischaftsverbände, Wirtschaftsunterverbände, Fach- 

pPen und Fachuntergrqppen.

4- N e u r e g e l u n g  .der H o l z w i r t s c h a f t  
schPWlsi,llen den zuständigen deutschen und niederländi- 
ge„ ” Dienststellen besteht ein Einvernehmen, daß zur 
stQ{fpWärtigen und künftigen Sicherstellung ,des Roh- 
H0i . Holz ein Bevollmächtigter für die Forst- und 
gebipVr irt?cl1aft eingesetzt werden soll. Sein Aufgaben- 
Er,  wird sich auf alle Fragen erstrecken, die mit der 
samrtI^Uin® Fn<f Bewirtschaftung des Holzes im Zu- 
Jahrp u anl  stehen. Der im Deutschen Reich seit 
Und ,y..bewährte Grundsatz, alle Zweige der Verwaltung 
samn7lrtschaft, >n deren Mittelpunkt das Holz steht, zu- 
den .enzufassen, soll somit jetzt auch in den Niederlan- 

Anwendung finden.

Neub
Aus Belgien

es te l l ung von Genera l sekre tären
in d ZlJge der Maßnahmen zur Aktivierung der Arbeit 
steiiun belgischen Landesbehörden war auch eine Um- 

*n der Leitung verschiedener Ministerien not- 
täre ? geworden. Die Neuernennung der Generalsekre- 
des i?.es. Justizministeriums, des Kolonialministeriums, 
intprj.,. Stenums für öffentliche Arbeiten wie auch die 
WnrHplst 'sche Besetzung des Transportministeriums 
baberi. n°twendig durch die VO. des Militärbefehls- 
(s. Pp gegen die Oberaltung in den belgischen Behörden 
irreioU ^41, 764), da die Vorgänger die Altersgrenze 

11 oder überschritten hatten.2,
r a n s f e r be l g i scher  F inanz fo rder ungen

bassenjLanHgen durch Vermittlung der Verrechnungs- 
'veröenKerbn und der Emissionsbank Brüssel ausgezalilt

PeutsM?er weiteren VO. wird bestimmt, daß die in 
bötine lland eingezahlten Beträge transferiert werden 

’ sofern es sich um vor dem 1. Jan. 1941 fällig 
'tonVprn.e Forderungen handelt und die Zahlung bei der 

sionskasse vor dein l.Jun i 1941 erfolgt.

j Aus Frankreich
p b e k e r s t a t t u n g  d e u t s c h e n  V e r m ö g e n s  

'vUrdI?1 VO. des Militärbefehlshabers in Frankreich 
n alle französischen Kriegsmaßnahmen gegen das

deutsche Vermögen aufgehoben und verfügt, daß die 
deutschen Berechtigten ihr Vermögen auf einen Antrag 
zurückerhalten. Soweit Vermögenswerte veräußert wor­
den sind, wird der Erlös ausbezahlt. Französische Behör­
den und Personen, die in dem besetzten französischen 
Gebiet deutsches Vermögen verwalten, besitzen oder in 
Gewahrsam haben, haben es anzumelden. Anträge sind 
an den „Beauftragten des Militärbefehlshabers in Frank­
reich für das deutsche Vermögen in den besetzten 
französischen Gebieten“  (Vermögensbeauftragte) Paris, 
Chambre des Deputes, zu richten.

2. 30000 f r a n z ö s i s c h e  A r b e i t e r  i m  Re i c h  
Insgesamt arbeiten bisher rund 30000 französische 

Arbeiter im Reich. Der Pariser Bezirk ist dabei am 
stärksten beteiligt. Bis zum 28. Febr. 1941 wurden, wie 
aus dem Monatsbericht für Februar hervorgeht, rund 
13 Millionen Francs französische Lohngelder aus Deutsch­
land nach Frankreich überwiesen. Neuerdings interessie­
ren sich auch französische Arbeitskräfte aus dem unbe­
setzten Gebiet für die Fabrikarbeiterstellen.

Aus Luxemburg
1. A r b e i t s e i n s a t z v e r o r d n u n g  

Durch die neue ArbeitseinsatzVO. hat der CdZ. die 
Berufslenkung der Luxemburger Jugend auf eine neue 
Grundlage gestellt. Berufsberatung und Vermittlung der 
Jugendlichen ist nun auch in Luxemburg fest in die 
Hand des Arbeitsamtes gelegt. Die gleiche VO. führt 
die Meldepflicht der Schulentlassenen in Luxemburg ein.

2. E i n f ü h r u n g  e i nes  O r d n u n g s l s t r a f r e c h t e s  
i n  d e r  g e w e r b l i c h e n  W i r t s c h a f t  

Verstöße gegen die auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft in Luxemburg erlassenen Vorschriften können 
nach der VO. v. 11. März 1941 (in Kraft getreten am
22. März 1941) vom CdZ. — Zentral wirtschaftsamt — 
mit einer Ordnungsstrafe bis zu lOOOOÄJi belegt wer­
den. Daneben kann auf Einziehung des Gegenstandes 
der strafbaren Handlung erkannt werden.

3. B e s c h r ä n k u n g  des R e i s e v e r k e h r s  
Die Überschreitung der Grenze zwischen Luxemburg 

einerseits und dem Altreich und Lothringen andererseits 
. bedarf der besonderen Erlaubnis des CdZ. Der unbe­
fugte Grenzübertritt wird bestraft.

Aus Lothringen
1. K r e i s o r d n u n g

Durch VO. des CdZ. ist in Lothringen am 1. April 1941 
eine Kreisordnung eingeführt worden. Das Verwaltungs­
gebiet Lothringen gliedert sich in sechs Landkreise und 
in den Stadtkreis Metz. An der Spitze der Landkreise 
steht der Landrat, an der des Stadtkreises der Ober­
bürgermeister. Die bisherigen Kantone werden aufgelöst. 
Eine weitere VO. sieht Veränderungen der Kreis- und 
Gemeindegrenzen vor, wobei besonders die Beseitigung 
der Zwerggemeinden vorgesehen ist.

2. E n t e i g n u n g s V e r o r d n u n g  
Nach einer VO. des CdZ., rückwirkend am 1. März 

1941 in Kraft getreten, kann das Grundeigentum aus 
Gründen des öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, 
dessen Ausführung die Ausübung des Enteignungs­
rechtes erfordert, gegen angemessene Entschädigung 
entzogen werden. Enteignungsbehörde ist der CdZ.

3. E i n f ü h r u n g  de r  E h e s t a n d s d a r l e h e n  
und  K i n d e r b e i h i l f e n

Durch drei Anordnungen hat der CdZ. mit Wirkung
v. 29. März 1941 die Auszahlung von Ehestandsdarlehen, 
Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien und Ausbil­
dungsbeihilfen an kinderreiche Familien gewährt.

Aus dem Elsaß
1. G r ü n d u n g  de r  N S D A P .

Gauleiter Wagner hat den 22. März 1941 zum Grün­
dungstag der NSDAP, im Elsaß erklärt. Von diesem

115*



916 Aufsätze [Deutsches Recht, Wochenausgabe

Tage ab können Elsässer Volksgenossen zur Aufnahme 
in die Partei vorgeschlagen werden.

2. F e i e r t a g s r e g e l u n g  
Durch VO. des CdZ. wurde eine der Reichsregelung 

entsprechende Anordnung über die Feiertage erlassen.

3. A r b e i t s l o s i g k e i t  p r a k t i s c h  ü b e r w u n d e n  
Bei den elsässischen Arbeitsämtern ergab sich in der 

Zeit v. 16. bis 31. März 1941 ein überaus günstiges Bild 
des Arbeitseinsatzes besonders bei den Männern, von 
denen im ganzen Elsaß nur noch 2979 (das sind 1274 
weniger als am 15. März 1941) arbeitslos gemeldet sind. 
Die Anzahl der arbeitslosen Frauen beläuft sich auf 
7344. Damit ist jetzt schon, nach Ablauf der ersten 
Frühlingswoche, die Arbeitslosigkeit der Männer im 
Elsaß praktisch überwunden.

4. K i n d e r b e i h i l f e n
Der CdZ. im Elsaß hat die Gewährung der laufenden 

und erweiterten laufenden Kinderbeihilfen eingeführt.
(Abgeschlossen am 8. April 1941.)

Die schweizerische Gesetzgebung 
im Jahre 1940

Entsprechend der Andauer der kriegerischen Verhält­
nisse und der Ausdehnung des Kriegsgebiets, welche 
eine immer stärkere Abschließung der Schweiz zur Folge 
hatten, erstreckte sich auch die gesetzgeberische Tätig­
keit in immer zunehmendem Maße auf die Sicherstel­
lung der Landesversorgung durch Ausdehnung ¿er Ra­
tionierungsmaßnahmen und der sich daraus ergebenden 
Beschränkungen der freien Wirtschaft. Für den deutschen 
Anwalt und Juristen bietet sie wenig Interessantes, wohl 
auch kaum etwas grundsätzlich Unbekanntes, so daß 
hier nicht weiter darauf eingegangen wird. Als Maß­
nahme gegen die B o d e n s p e k u l a t i o n  und über­
mäßige Belastung landwirtschaftlicher Grundstücke sei 
der diesbezügliche Bundesratsbeschluß v. 19. Jan. 1940 
erwähnt, wonach zur Übertragung des Eigentums an 
landwirtschaftiichen Grundstücken von mindestens zwei 
Hektaren eine behördliche Bewilligung erforderlich ist 
und auch gegen grundpfandliche Belastungen, welche zu 
einer Überschuldung führen müßten, einschränkende 
Bestimmungen vorgesehen sind.

Die Schließung der Geschäftsräume am Samstag 
zwecks Ersparnis an Heizmaterial führte zum Bundes­
ratsbeschluß über den F r i s t e n l a u f  an S a m s t a g e n  
v. 28. Dez. 1940, wonach der Samstag für alle gesetz­
lichen und von Behörden angesetzten Fristen und Ter­
minen einem staatlich anerkannten Feiertag gleich­
gestellt und damit eine Fristverlängerung bis am Montag 
erreicht wird.

Von grundsätzlicher Bedeutung ist der Bundesrats­
beschluß über das G e g e n r e c h t  be i  G e w ä h r u n g  
v on  Rec h t s  W o h l t a t e n  v. 17. Mai 1940, welcher 
einem Ausländer die in Folge der Kriegswirren ange­
ordneten materiell- und prozeßrechtüchen Rechtswohl­
taten des schweizerischen Rechts nur im Umfange des 
von seinem Heimatstaat Schweizerbürgern gewährten 
Gegenrechts zuerkennt, wobei diese Beschränkung auch 
für den schweizerischen Rechtsnachfolger des Gläubigers 
ausländischer Staatsangehörigkeit gilt, sofern glaubhaft 
gemacht werden kann, daß der Anspruch nur übertragen 
worden ist, um die Voraussetzung des Gegenrechts zu 
umgehen.

Weitere Schutz- und Sanierungsmaßnahmen sind für 
die bis jetzt am meisten betroffene S t i c k e r e i -  und  
H o t e I i n d u s t r i e  erlassen worden. — Im Anschluß an 
die Erschwerungen der Ausfuhr und des Handels mit 
Kriegsmaterial ist nun auch die Übertragung von Be­
nutzungsrechten irgendwelcher Art an patentierten und 
nichtpatentierten Erfindungen, Fabrikationsgeheimnissen 
und gewerblichen Erfahrungen, die sich auf die Herstellung 
von Kriegsmaterial beziehen, ins Ausland sowie die Über­
lassung von Unterlagen, gleichgültig, ob sich dieselben 
im Zeitpunkte der Überlassung im Inland oder Ausland 
befinden, ohne Bewilligung des Eidg. Militärdeparte­

ments verboten (Bundesratsbeschluß betr. den Verkeim 
mit Erfindungen bezügl. Kriegsmaterial v. 30. Aug. 19WL

Aus dijm Gebiete des S t r a f r e c h t s  seien erwähn 
der BRB. über Maßnahmen gegen die kommunistiscn 
und anarchistische Tätigkeit v. 6. Aug. 1940, welcher ae 
kommunistischen Partei, ihren Hilfs- und Nebenorgan- 
sationen, den anarchistischen und den der 4. Internati 
nale angeschlossenen Vereinigungen (Trotzkisten) Je 
Tätigkeit untersagt und der BRB. v. 15. Nov. 1940,,w  
nach Aufstellung und Verbreitung von G e r ü ehr 
a u f k r i e g s w i r t s c h a f t l i c h e m  G e b i e t  unterStu 
gestellt sind, welche die Versorgung des Landes 
schweren, die Verknappung der Waren herbeitun 
oder die Bevölkerung mit bezug auf die Kosten 
Lebenshaltung beunruhigen können. .

Als s o z i a l e  Maßnahmen zur Verbesserung de( JL  
hing der Wehrmänner und Angehörigen der mihtaris 
Hilfsorganisationen sind zu nennen: a) Die Ausricn 4 
einer Lohnausfallentschädigung (BRB. v. 20. Dez. 
während der Dauer des Dienstes aus Beiträgen 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und des Staates in Proze 
der ausbezahlten Löhne; die entsprechende Verdienst v. 
fallentschädigung für selbständig Erwerbende (BK v J  
14. Juni 1940), die auch auf die Anwälte ausge .
worden ist, aus Beiträgen der Begünstigten war . 
ihrer zivilen Tätigkeit — fester Ansatz pro Monat 
Anteil aus den im Geschäft ausbezahlten Lohnsum 
sowie des Staates; b) Änderung der Kündigung 
Schriften für den Dienstvertrag im Sinne der v  
lichung der Kündigung mit einer Frist von vier 1 eL 
um dem entlassenen Wehrmann seinen früheren Ar 
platz wieder freizumachen, und Beschränkung der ^  
digungsmöglichkeiten gegenüber Wehrmännern (£>'
5. Juli 1940 und 13. Sept. 1940). ...er

Durch den BRB. über Änderung der Vorschriften
Erwerb und Verlust des Schweizerbürgerrechts g
20. Dez. 1910 wird als neue Bedingung aufgeste > 
die Behörde die volle Überzeugung gewonnen naue, ^  
der Bewerber den schweizerischen Anschauung^ ^  
Verhältnissen angepaßt ist, und daß nach liw  ' er 
und Gesinnung von ihm erwartet werden kann, ¡sf 
ein zuverlässiger Schweizer werde. Vollständig n 
auch die Möglichkeit der Nichtigerklärung der ent 
gerung durch das Eidg. Justiz- und Polizei-D^«verber 
innerhalb fünf Jahren seit derselben, wenn der p̂ r -pat- 
bewußt falsche Angaben gemacht oder erheblic «eJ1. 
Sachen verheimlicht hat, oder wenn er sich als ner 
kundig unschweizerischer Gesinnung erweist- ¿alb
kann eine durch Ehe erwirkte Einbürgerung m ^er 
der gleichen Frist nichtig erklärt werden, w .¡¡rge. 
Eheabschluß offenkundig die Umgehung der. c- |lWei- 
rungsvorschriften bezweckt hat. Der mitschuldige er. 
zerische Gatte kann bis auf fünf Jahre im Akti 
recht eingestellt werden. Armee

Zur Deckung der durch die Mobilmachung d e r zeit 
und der Versorgung des Landes während der 1), |°fiSen 
entstehenden Kosten sind folgende Steuern | orB. v. 
worden: a) K r i e g s g e w i n n s t e u e r  durch Bein-
12. Jan. 1940 als außerordentliche Abgabe aut “  j0°/o 
ertrag der Jahre 1939 und folgende, sofern der» j er 
des durchschnittlichen Reingewinns von zwei ja vjgse 
Periode 1936—1938 überschreitet, wobei noch 30
Minimalbeträge erreicht werden müssen, bteu 
bis 40«/o je nach derG ;öße des Gewinns, b) Das . |ir . 
o p f e r  gemäß BRB. v. 19. Juli 1940, worüber m t pje 
gang 1940, 1766, eingehender berichtet worden • v0n 
W e h r s t e u e r  gemäß BRB. v. 9. Dez. 1940, em ]el. 
1941—1945 insbesondere auf dem Einkomme ber­
stende Abgabe mit Differenzierung der , uer ge" 
heiratete und Ledige, d) Die A u s g l e i c h s t  für
maß Bundesbeschluß v. 24. Sept. 1940, eine » ^  und 
Detailgeschäfte mit Ausnahme einiger Lebens ¡¡bei
der Zeitungen und Zeitschriften auf dem u m uCn
200000 Fr. mit starker Progression und Abstu da ­
nach der Art des Geschäfts (Einheitspreisges 400/0
renhaus, Selbsthilfegenossenschaft usw.) bis ‘ meH; 
Steuerfuß bei einem Umsatz von 10 Millionen ^ mit

Außer dem V e r r e c h n u n g s a b k o t n m  ß-j)111en
Deutschland v. 9. Aug. 1940, in welches aucn g ^ e i2 
und Mähren einbezogen worden sind, hat a'e
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tro ff  fol£enden Staaten Z a h l u n g s a b k o m m e n  ge- 
n^Ilen: Norwegen, Belgien, Luxemburg, Niederlande, 
Fr,ne.ma.rlc! Italien, Estland, Lettland, Littauen und 
ah„nkreich. M it der Türkei ist ein H a n d e l s v e r t r a g  
dDgeschlossen worden.

RA. Dr. H. M e y e r - W i l d ,  Zürich.

Die norwegische ,,h ird“
VonA ,sv°r einigen Wochen in der deutschen Tagespresse 
// p .der Aufnahme norwegischer Freiwilliger in die 
Wj tandarte „Nordland“  berichtet und darauf hinge- 
0r ei? wurde, daß diese vorwiegend aus der Kampf­
a k t i o n  „h ird “  der nasjonal samling Widkun Quis- 
die r , meni werden sich nur wenige Oedanken über 

Bedeutung und Herkunft des Namens „hird“  ge- 
Kam f ^a^e.n- Und doch ist diese Bezeichnung der 
R [“ Organisation der Quisling-Bewegung mehr als ein 
verci e’ , der dem politischen Kampf seine Entstehung 
serQnlit. Er ist Symbol für die Ziele und Aufgaben die-

entlehn^n "~ :
Sern .1“ 1 lal iul U1C -t-lCIC UHU rtUi^dUCli UJV.-

Op/Sänisation und ist der frühnorwegischen Geschichte

Ä ‘rd nannte sich die Gefolgschaft der norwegischen 
§e im frühen Mittelalter (9. bis 13. Jahrhundert).i5.ö>oie

ervva<]n ŝPr‘c*1l  der schon bei Tacitus (Germania c. 13) 
rncltp n-Cn ahgermanischen comitatus. Auch in ihr sam- 
JUn ® Slch die besonders kriegstüchtige und auserlesene
fi-gj^annschaft des Landes, um dem König auf Grund 
‘ gelobter Treue an hervorragender Stelle zu
Währ"' *m. Kriege bildete sie die Kerntruppe des Königs,
dii

heit LJn<̂ s‘e *ra Ffieden Tag und Nacht für die Sicher- 
°herst Kö.nigs Sorge zu tragen hatte. Aus dieser ihrer 
halten .Dienstpflicht hat sie auch ihren Namen er-
hirn n> ^ ie c- 27 der „hirdskra“ , der Rechtsordnung der 
siche-Zeigi- Sie heißt hird: „W eil da dem König ein 
eir,e Cr, Schutz (norwegisch: hirda) folgt, wenn er 
\Vürt| c*le Gefolgschaft hat, die gerne ihn und seine 
Seine^pY0'1' ‘n ac*it not1"1611 uncl fröhlich ihr Leben um 
Fhilr Ehre willen wagen w ill“  >)■ Der ihr zukommende 
Störschutz hat ihr somit, wie bei uns der f f  (Schutz- 
—^ 9 * ^ den Namen gegeben. Sie als die Gefolgschaft ,

Ersetzung .von Rudo l f  Meißner :  „Germanen
Hechte“ . Bd. 5.

des obersten Führers des Landes war allein berechtigt, 
diesen Ehrennamen zu führen.

Die hird, die im Gegensatz zu den anderen germani­
schen Gefolgschaften in der hirdskra eine eigene Rechts­
aufzeichnung gefunden hat, gibt uns ein einzigartiges 
und unverfälschtes Bild vom germanischen Gefolg­
schaftswesen, das w ir sonst nur unvollkommen in den 
Heldenliedern beschrieben erhalten. Zwar ist uns die 
hirdskra nur in einer Fassung aus dem 13. Jahrhundert 
erhalten, in der bereits christliche und höfische Ein­
flüsse des in Mitteleuropa in Blüte stehenden Ritter­
tums festzustellen sind, doch trägt auch diese noch in 
ihrem Grundgepräge durchaus germanische Züge.

So ist das gegenseitige Treueverhältnis, das Führer 
und Gefolgschaft unlöslich aneinander bindet, das Grund­
motiv, das in allen Bestimmungen der hirdskra hervor­
tritt. Diese Treue, die der hirdmenn bei seiner Aufnahme 
durch den Eid auf das Königsschwert vor dem König 
und der versammelten hird gelobt, bindet ihn für sein 
ganzes Leben an den König jjnd die hird, die anderer­
seits auch ihm zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn 
er in Not und Gefahr gerät. So enthält die hirdskra z. B. 
Vorschriften über die Versorgung kranker und verwun­
deter hirdmenn und macht jedem Angehörigen der hird 
zur Pflicht, Kameraden, die in der Fremde in Knecht­
schaft geraten sind (z. B. durch Gefangennahme), unter 
Aufopferung aller Güter und Mittel auszulösen.

Bruch der gegenseitigen Treue zog unbüßbare Fried­
losigkeit nach sich (c. 40), während der, der bewußt 
gegen ein Gebot des Königs oder dessen Willen han­
delte, sich aus der hird ausschloß. Eidbrüchig wurde 
auch, wer unerlaubt auf Urlaub fuhr oder nicht recht­
zeitig aus diesem zurückkehr.te (c. 34) und wer sich 
einem Nachbarn gegenüber — die hirdmenn saßen zum 
großen Teil weit im Lande verstreut auf ihren Höfen — 
zu Übeltaten hinreißen ließ und die verwirkte Buße ver­
weigerte.

So stellte die alte norwegische hird mit ihrer hohen 
Auffassung von Treue, Gehorsam, Kameradschaft und 
Gerechtigkeit eine Auslese des Landes dar, die der 
jungen Kampforganisation Quislings nicht nur den Na­
men, sondern wohl auch die innere Ausrichtung für 
ihren politischen und weltanschaulichen Kampf gegeben 
hat.

GerAss. O t t o  T h o r b e c k ,  z. Z. im Wehrdienst.

^iensteinteilung im Reichsrechtsamt
sicht bisherige Stabsleiter Dr. F i s c h e r  ist mit Rück- 
tyars seine Stellung ¿ls Distriktchef des Distrikts 
techtsa * ‘m Generalgouvernement aus dem Reichs- 
ord n amt ausgeschieden. Diese Tatsache hat eine Neu- 

der Diensteinteilung notwendig gemacht.
Walt, Isamtsleiter B a r t h ,  der ebenfalls in der Ver- 
küno- ^ des Distrikts Warschau tätig war, ist mit Wir- 
öieno+V\  D Jan. 1941 ab wieder ausschließlich in den

■ M M

** c(H11 cv-* u  a  i i  u  ) u c i  vU v.liic l.iio  in  viv.» * • *

kung. ^ ^es Distrikts Warschau tätig war, ist mit Wir- 
^'enst'n L Jan. 1941 ab wieder ausschließlich in den 
lieser p®s Heichsrechtsamts eingetreten. Er erledigt in 

Auf- . Eigenschaft insbesondere die rechtspolitischen 
barer yCn des Reichsrechtsamts in dauernder unmittel- 

Qi Zusammenarbeit mit dem Reichsleiter.
«ahm Geschäfte des Stabsleiters Dr. F i s c h e r  über- 
der p . dienstälteste Amtsleiter des Reichsrechtsamts, 
Heu Le,chsgeschäftsführer des NSRB. Dr. W i l h e l m

j ia l t ^ ’^uHsleiter E i s e n l o h r  erledigt unter Beibe- 
RechtoK ,Se'ner Stellung als Amtsleiter des Amtes für 
üchen °.e' reuung hauptsächlich die persönlich dienst- 

Als AnSe'egenheiten des Reichsleiters.
]eiter sjändiger unmittelbarer Vertreter des Reichs- 
!%  ¡’ .der auch die .Einheit des Reichsrechtsamts ver- 
u1 Ftii ^G.ohsamtsleiier Dr. H e u b e r  eingesetzt, der 
° arti , se‘ner Verhinderung durch Reichsamtsleiter 

Die Vertreten wird.
^riegg® Regelung g ilt zunächst bis zum Ende des

Anordnung über die Erweiterung 
der Befugnisse der Preisüberwachungsstellen 

Vom 11. März 1941
(RAnz.  Nr.  63 v. 15. M ä r z  1941)

Auf Grund des §2 des Gesetzes zur Durchführung des 
Vierjahresplans — Bestellung eines Reichskommissars für 
die Preisbildung — v. 29. Okt. 1936 (RGBl. I, 927) wird 
mit Zustimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan 
folgendes bestimmt:

1. Die Preisüberwachungsstellen werden ermächtigt, an­
zuordnen, daß Gewinne, die entgegen den Vorschrif­
ten der Kriegswirtschafts-Verordnung v. 4. Sept. 1939 
(RGBl. 1,1609) erzielt worden sind, an das Reich abzu­
führen sind, auch wenn ein Verschulden nicht vorliegt.

2. Gegen den Bescheid der Preisüberwachungsstelle 
steht dem Betroffenen innerhalb einer Woche die 
Beschwerde zu. Über die Beschwerde entscheidet die 
Preisbildungsstelle, ln Berlin entscheidet statt des 
Stadtpräsidenten der Polizeipräsident persönlich oder 
sein allgemeiner Vertreter.

3. Der Reichskommissar für die Preisbildung und die 
Preisbildungsstellen können Bescheide nach Ziff. 1 
und 2 in volkswirtschaftlich begründeten Fällen ab­
ändern.

Berlin, den 11. März 1941.
Der Reiehskommissar für die Preisbildung 

W a g n  e r.
(MittBI. d. RfPr. 1941 Teil I S. 148.)
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Rechtspolitik und Praxis
Der Fall Gröpke
E in  S c h l u ß w o r t

In seinen Folgen 35/1940 und 11/1941 hat „ D a s  
S c h w a r z e  K o r p s “  ausführlich den „ F a l l  G r ö p k e “  
behandelt. Rechtsanwalt und Notar Dr. G r ö p k e in 
Hannover hatte in Vertretung einer Frau Obermeier, die 
am 27. Äug. 1939 beträchtliche Mengen von Seifen und 
Waschmitteln gehamstert hatte, die Herausgabe der be­
schlagnahmten Hamsterware vom Deutschen Reich im 
Wege der Klage verlangt. Er stützte das Verlangen auf 
den formalen Eigentumserwerb und verfocht den An­
spruch mit großer Energie. G r ö p k e  ist wegen seines 
hier kurz skizzierten Verhaltens vom Ehrengericht der 
Rechtsanwaltskammer Celle zu einem Verweis und einer 
Geldstrafe von 5 0 0 0 verurteilt worden.

„ Da s  S c h w a r z e  K o r p s “  hat uns Rechtswahrern 
oft Kummer gemacht. W ir sind freilich nicht der Auf­
fassung, daß jeder Rechtswahrer ein makelloses Idealbild 
sei, behaupten auch nicht einmal, daß w ir insgesamt die 
Schlacken unserer formaljuristischen Erziehung bereits 
völlig hätten abstreifen können. Fehler aus Unverständ­
nis oder Gedankenlosigkeit — kaum je aus bösem W il­
len — werden allenthalben einmal gemacht, und sie sind 
um so schwerwiegender, wenn ein Rechtswahrer sie be­
geht, dem oft die Entscheidung über Ehre, Freiheit und 
Vermögen der Volksgenossen anvertraut ist. W ir ver­
argen es auch niemandem, wenn er mit Recht auf einen 
solchen Fehler hinweist. W ir sind jedoch der Auffassung, 
daß der Hinweis sich auf diesen Fehler und auf diesen 
Einzelfall beschränken muß. Eine Verallgemeinerung tut 
dem deutschen Rechtswahrer Unrecht und setzt den Stand 
herab, dessen Arbeit nur dann fruchtbringend für die 
Volksgemeinschaft sein kann, wenn sie vom Vertrauen 
der Volksgenossen getragen ist — v o n  dem  V e r ­
t r a u e n ,  das se i ne  L e i s t u n g  auch  v e r d i e n t .

Um so dankbarer sind wir, wenn „ Das  S c h w a r z e  
K o r p s “  aus Anlaß des Falles G r ö p k e ,  der als Einzel­
fall kritisiert ist, die Stellung des Rechtswahrers im heu­
tigen Reich in einer so klaren und schönen Weise um­
schreibt, wie es in Folge 11/1941 geschieht. Es heißt dort: 

„Jeder deutsche Rechtswahrer, auch der Nicht­
beamtete, auch der Rechtsanwalt . . .  ist dem Staat zur 
Treue verpflichtet. Das ist keine Treue von der Art, 
d ie  s i c h  i n  d e r  E i n h a l t u n g  b e s t i m m t e r  
G e s e t z e  e r s c h ö p f e n  k ö n n t e .  Das  d e u t s c h e  
R e c h t  i s t  e i n  G r u n d b e s t a n d t e i l  de r  W e l t ­
a n s c h a u u n g ,  d i e  den S t aa t  e r f ü l l t .  Der Staat 
ist der höchste und erste Rechtswahrer der Volks­
gemeinschaft. Wie einer zum Staate steht, so steht er 
zum deutschen Recht. Man kann nicht zum Staat und 
seinen für Recht befundenen Maßnahmen nein sagen. 
W e r das Rec h t  w a h r e n  w i l l ,  muß auch den 
G e i s t  w a h r e n  w o l l e n ,  d e r  d e n  S t a a t  e r ­
f ü l l t  und  in dem de r  S t a a t  s e i n e  G e s e t z e  
s c h a f f t .  Eine Trennung gibt es nicht, denn es gibt 
ja kein Recht ,an sich', das unabhängig neben dem 
Staat bestünde. Ein Recht als Selbstzweck, ein Recht, 
das sich sogar gegen den Staat erheben könnte, 
ein solches Recht kannten nur die liberalistischen 
Paragraphenschuster, die jüdischen Advokaten der 
Demokratie, die sich den Staat so schwach wie mög­
lich wünschten, weil sie ja dazu da waren, die Ellen­
bogenfreiheit der Ichmenschen zu schützen.“

H i e r  l i e g t  der  Ke r n  und  de r  G r u n d ,  de r  uns  
v e r a n l a ß t ,  z u m  F a l l  G r ö p k e  n o c h  e i n m a l  
S t e l l u n g  zu n eh me n :  Die Erziehung des Juristen, 
soweit sie sich in den hergebrachten Bahnen voll­
zogen hat, führt ohne Frage zu einer Überbewertung des 
Juristisch-Konstruktiven: Anspruch und Einrede, Erheb­
liches und Unerhebliches wird streng gesondert und klar 
herausgearbeitet. Der „gute Jurist“  war auf der Uni­
versität der, der am frühesten und eher als die unverbil­
deten Gehirne seiner Kommilitonen diese vom Lebens­
vorgang abstrahierende Tätigkeit des Juristen intellektuell 
erfaßte und zur Freude seiner Lehrer anzuwenden ver­

stand. Der „gute Jurist“  schaut noch beute v rs auf 
auf Weltanschauung und Rechtsgefühl des Vom rab, 
ein unfaßbares und juristisch unbrauchbares EtW‘ am 
auf die „Rechtslyrik“ , die bestenfalls zur LtK- ¡n 
Sonntagnachmittag geeignet sei, im übrigen sUChen 
Rechtswissenschaft und Rechtspraxis gar nichts z ejn. 
habe. W ir erinnern uns unserer Lehrer, die aUken 
schärften, daß die Bestimmungen von Treu unu . ran. 
und den guten Sitten nur im äußersten Notta 
gezogen werden dürften, wenn jede andere M b  des 
juristischer Konstruktion versage. Diese ^Lr-hauung 
Rechts, die dem Rechtsgefühl und der , ^ e „¿¡(.htlicK 
ein wenig Raum gaben, waren dem Juristen v . ^  j aS 
ebenso wie nur zu oft das, was den Parteie: fferade
Wichtigste auf den Nägeln brannte, das, was R“trach- 
zum Gericht gehen ließ, sich bei „juristischer 
tung als gänzlich unerheblich herausstellte. | ,e iite

Dieser „gute Jurist“  hat ausgespielt. Es i j,ts- 
k e i n e  F r a g e :  D e r  i s t  e in s c h l e c h t e r  Rechts 
w a h r e r ,  d e r  n i c h t  d i e  A u f g a b e  etc sj ch 
in de r  V o l k s g e m e i n s c h a f t  e r f a ß t ,  p 0 l i '
n i c h t  ü b e r  d i e  w e l t a n s c h a u l i e h e n  u . u lld
t i s c h e n  G r u n d v o r s t e l l u n g e n  von o, htsarbeit 
R e c h t  k l a r  i s t .  Rechtsprechung und i-lwhen Ge- 
können nicht losgelöst werden von der pon crhaulichen 
samtlage und ihren beherrschenden we* .? j ps Rechts- 
Antrieben. Deshalb kann sich die Weiterarbeit fflehr
wahrers auf seinem beruflichen Gebiet auch des
darin erschöpfen, sich für die neueste Aus 8 j 1934 
§ 5 Abs. 2 der 3. DurchfVO. zum Gesetz V. 1U.‘ " en> das 
zu interessieren und sich das Material anzu(.,pndig <st' 
für den täglichen handwerklichen Betrieb no reCj1tliches
Ebenso notwendig ist es, daß er sich, se, p1.prrscliende 
Denken und Handeln einordnet in die he hei dem 
Weltanschauung. Verneint er das, bleibt e später 
Nurjuristischen stehen, dann muß er u ^r +reten, e.1 
vor den Aufgaben versagen, die an ihn her. p[and- 
wird Schiffbruch leiden wie Gröpke. Er mag uen An- 
werkliche beherrschen und mag den Sewonw;rd er }n' 
forderungen gewachsen sein. Eines Tages j j e eine 
dessen — wie Gröpke — vor einer Lage ste > aber 
eigene instinktsichere Entscheidung erforder • r,enblieb> 
fehlt dem Juristen, der im Nurjuristischen Ver-
der sichere Wegweiser aus innerer Haltung oer]in. 
pflichtung. RA. Dr. H e l m u t  S e y d e l ,  d

Entbehrliche Doppelbearbeitungen ^
OStA. Dr. H e n n e r i c i  (DR. 1940, ^ 9] ‘merschöp- 

Dr. Gr osch  (DR. 1940, 2052) haben bereits „
fend dargelegt, welche Vorteile es bieten Staate'
der Erlaß des Strafbefehls vom Richter a*UR. erSt am 
anwalt überginge, das Gericht also regelin wür^e:
eingelegten Einspruch hin mit der Sache würe bê  
Allein die geschäftstechnische Vereinfach >=> , on ein
dem Ausmaß des Strafbefehlsverfahren ^dni AU-
namhafte, wenn die nochmalige Registern g  ^  weg" 
und die Einschaltung des Amtsrichters - rfa[ire 
fielen. Zwischenzeitlich ist neben das Just ‘e;nein vl(
und das Verwaltungsstrafverfahren noch „  , ungsstra ' 
weitgreifender ausgebauten Rahmen das .en let 
verfahren zahlreicher Wirtschaftsstellen g ^  ci}Se 
teres hat sich bewährt, und es besteh . mit ih.r
Vertrautheit der staatsanwaltschaftlichen - sachgern
Materie ebenfalls jedwede Gewähr für c f ^e. In a 
Handhabung der ihr zu übertragenden Autga straf 
Tat sind ja auch seither Beanstandung ^en Am 
befehlsverfahren gestellten Anträge d pbensoWeI11 
richter nur ganz vereinzelt vorgekomm • verfahre ' 
sind mit der Ausdehnung des Straf
durch § 23 VereinfVO. v. 1. Sept.1939 (KUD • >nstig( 
Gefängnisstrafen bis zu sechs Monat . ° %ürüm-, 0
fahrungen bekannt geworden, die z niassung SeKe 
rung auf den früheren Rahmen VeranU ^  matrung auf den früheren Kanmen v . ejne m 
könnten. Ich möchte darüber bmau Richtung 
rielle Erstreckung desselben in zweierl

an-
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Vern'i Einstweilen ist das Strafbefehlsverfahren nur in 
StPn ?ens' un(I Übertretungssachen zulässig (§ 407 Abs. 1 
c«„i, 1')• Unbedenklich ließe es sich auf Verbrechens-sachen>nsb aus<lehnen. Ich denke da namentlich an einfache, 
6, «andere geständige Fälle der schweren Urkunden- 
i„ . ” Ung, des Rückfalldiebstahls, des Rückfallbetrugs, 
bewenJn die Gefängnisstrafe sich an der unteren Grenze 
ergeh - In Wegfall kämen dabei die mit Ermittlungs- 
Utirl °ni? nhzusetzende Anklageschrift, deren Zustellung 
Han’„4 ern der Strafbefehl in Rechtskraft erwächst, die 
¡ich .P d rh.andlung uncl das Urteil. Ferner könnten öffent- 
s c h n l e‘digung (§ 200 Abs. 1 StGB.) und falsche An-schuldrgung in das Strafbefehlsverfahren einbezogen
dnfv^’ wenn in § 407 Abs-2 stPO- b7W- in § 23 Ver 
kAnt • v- 1-Sept. 1939 (RGBl. 1, 1658) neben der Be­
dach acbun® der Entscheidung noch die Bekannt­
e m  UngAbefu£nis ^dr den Verletzten aufgenommen 
nachC’ beiden Delikte sind — richtiger Ansicht 
B0u ~~ dem Strafbefehlsverfahren entrückt, weil auf 
"'errtn macbun£s b e f u g n i s  für den Verletzten erkannt 
fest„p m u ß , solche aber im S t r a f b e f f e h l  nicht 
l i e ^ t z t  werden d a r f ,  sondern nur im Urteil. Un- 
Fällen ®.rwe‘se muß deshalb auch in bagatellmäßigen 
werdp öffentlicher Beleidigung stets Anklage erhoben 
dem eJ\* denn die Bekanntmachungsbefugnis bezweckt, 
keit Ver*etzten eine persönliche üenugtuungsmöglich- 
n,acLZU erdtfuen, und kann daher nicht der Bekannt­
es p~uß Von Amts wegen gleichgesetzt werden, welche 
Urteüj ‘e . Nebenstrafe darauf abzielt, die Tat des Ver­
lor d6n *n der Öffentlichkeit niedriger zu hängen und 
Wie[ipe'? Täter zu warnen, ln dem regelmäßig schwer- 
(8 2(innt,<-ren Fall der Beleidigung durch die Presse 
Bekan Abs- 2 StGB.) ist die Festsetzungsmöglichkeit der 
des v n ,machung im Strafbefehl gegeben. Die Belange 
im s.er etzten wären aber auch zu § 200 Abs. 1 StGB. 
Frist f» be.fehlsverfahren durchaus gewahrt, wenn die 
Tgg ar die Bekanntmachungsbefugnis allemal nur vom 

v  i ^ ustebung der rechtskräftigen Entscheidung an 
^echtsL *7'*en ab bemessen würde, und nicht von der 
Und a .ft des Urteils ab, wie es immer noch vorkommt 
UiaCj) arrid die dem Verletzten zugesprochene Bekannt­

e s  i^cbe û£n*s praktisch oft wieder vereitelt. 
behriirC|l1leßend sei noch auf zwei weitere Fälle ent- 
keß r Doppelbearbeitungen in der Strafgerichtsbar- 

|lngewiesen:
Atntgr?1, § 153 Abs. 2 StPO, sollte die Zustimmung des 
für da«C A?rs zur Einstellung wegen Geringfügigkeit auch 
für Hip Altreich als entbehrlich wegfallen, nachdem dies 
Passuno- ,stmark durch §2 der VO. zur weiteren An- 

£ des österreichischen Strafrechts an das Reichs­

recht v. 13. Aug. 1940 (RGBl. I, 1117) bereits geschehen 
ist. Das Mißtrauen gegenüber der Staatsanwaltschaft, 
das bei der erstmaligen Durchbrechung des Legalitäts­
prinzips darin zum Ausdruck kam, daß man diese in 
ihren diesbezüglichen Entschließungen einer richterlichen 
Kontrolle unterstellte, hat sich von jeher als unbegründet 
erwiesen. In der achtzehnjährigen Geltungsdauer dieser 
Bestimmung sind kaum Fälle bekannt geworden, in 
denen die geplanten Einstellungen von den AG. nicht 
gutgeheißen worden wären. Namentlich wäre es aber an 
der Zeit, jene unterschiedliche verfahrensrechtliche Stel­
lung ^zwischen dem ostmärkischen Staatsanwalt und dem 
Staatsanwalt im Altreich fallen zu lassen, für deren län­
gere Aufrechterhaltung es an jedwedem sachlichen Grund 
fehlt. Ähnliches ist zu § 32 Abs. 1 u. 2 JGG. zu sagen, 
soweit darin die Zustimmung des Jugendrichters zur 
Einstellung gefordert wird. Hier ist die Einstellungsreife 
im vorbereitenden Verfahren durch ärztliche oder heil­
pädagogische Begutachtungen (Abs. 1), sowie durch die 
mitwirkenden Jugendschutzbehörden regelmäßig so er­
schöpfend dargetan, daß die Zustimmung des Jugend­
richters nur noch eine Formalität ist und deshalb un­
bedenklich wegfallen kann.

2. Restlos entfallen sollte schließlich die Beteiligung 
der Staatsanwaltschaft im Privatklageverfahren, wie sie 
mit der Mitteilung der Privatklage gemäß § 382 StPO, 
einsetzt. Hieran schließt sich zunächst die Prüfung der 
Übernahme in das Offizialverfahren und sodann die 
Verdachtskontrolle. Die erstere ist gänzlich bedeutungs­
los, denn wer auch nur im entferntesten glaubt, daß die 
Staatsanwaltschaft sich seiner Sache annehmen werde, 
erstattet zunächst die kostenlose Strafanzeige, bevor er 
den Privatklageweg beschreitet. Und die Kontrolle auf 
strafbare Handlungen verläuft durchgehends negativ. 
M ir selbst ist aus 30jähriger Praxis ein einziger Fall 
erinnerlich, in dem der dem Privatkläger vorgeworfene 
Diebstahl urteilsmäßig als erwiesen festgestellt wurde, 
so daß dieserhalb einzuschreiten war. Daß aber einmal 
ein wirklich schweres Verbrechen — etwa ein Meineid, 
dessen Vorwurf ja häufig Beleidigungsklagen auslöst — 
auf jenem Wege erst zur Kenntnis der Staatsanwalt­
schaft gelangt wäre, dürfte überhaupt noch nicht vor­
gekommen sein. Es würde daher vollends genügen, 
wenn in die Richtlinien für das Strafverfahren v. 13. April 
1935 eine Bestimmung aufgenommen würde, wonach die 
AG. verpflichtet werden, solche Fälle, in denen von 
Amts wegen zu verfolgende strafbare Handlungen 
urteilsmäßig festgestellt wurden, der Staatsanwaltschaft 
durch Aktenvorlage zur Kenntnis zu bringen.

Oberamtsanwalt Dr. Q u e n t e l ,  Wiesbaden.

Vern;tb?b- Dr. phil. E r i c h  Becker ,  Prof, an der Uni- 
Uiwl w !nnsbruck: V o l k  u n d  S t a a t  i n  L e h r e  
& H . W i r k l i c h k e i t .  Berlin 1941. Verlag Duncker 
Delumblot. 48 S. Preis brosch. 2,40 SUL.

bietet in seiner Schrift, der ein öffentlicher 
s’chtiJLZÜSrunde liegt, einen Überblick über einige der 
,!aat« een Lehrmeinungen zum Gesamtthema „Volk und 

®>eht ¡^V0Web er selbst Stellung nimmt, fußt seine An- 
(ischen ^ .esentlichen auf der Walzschen Lehre vom völ- 
eüiige bnhrerstaat. Im zweiten Teil der Schrift werden 
Ä  p Außenpolitische Probleme angeschnitten und mit 
^aafgJn^Sensetzung von Demokratien und autoritären 
Ziehen,n~~ e'n Pseudoproblem“  — und „Hegemonie und 
i'obgj “ S des deutschen Lebensraums“  umschrieben, 

-tischlsbes°ndere auf das autoritäre Prinzip im demo- 
A'ircl a„en Verfassungsrecht eingegangen und versucht 

De ,n deutschen Lebgnsraum begrifflich zu bestimmen. 
^  iL i  Erf- schränkt im Vorwort und in der Einleitung 
»rft^bt n-UiunS seiner Schrift selbst wiederholt ein. Er 
rArig ri„ cbt den Anspruch, zur wissenschaftlichen Klä-

Qer r-’_______iv ;_______hoirrp+ra.8er, Angeschnittenen Fragen Wesentliches beigetra-h 4 -̂U 1 ' &v-°'-nuiuuicu l lü g u i w eauimviiv- —ö ."
?Urdar,\!at)en- Der Wert seiner Ausführungen kann daher
¿11 ID .............1___ _• .1_______1___ipnn-anan i PCPT2U w ! n gesehen werden, daß sie den unbefangenen Leser 

eren Studien anregen können, wobei ihm das

beigegebene Schrifttumsverzeichnis brauchbare Dienste 
leisten, wird.

Zum Schluß bleibt die Frage offen, ob es zur Zeit 
viel Sinn hat und das Ansehen der deutschen Staats­
rechtswissenschaft fördert, wenn Grundfragen unseres 
völkischen Lebens vom Widerstreit verschiedener Lehr­
meinungen aus behandelt werden, ohne daß es der Autor 
unternimmt, den Dingen mit eigenem schöpferischen Be­
mühen auf den Grund zu gehen.

RegR. Dr. H e i n r i c h  M a l z ,  Berlin.

Das neue D e u t s c h e  R e i c h s r e c h t .  Neudruck-Aus­
gabe. He»-ausgegeben v. Hans  P f u n d t n e r ,  Staats­
sekretär i. RMdL; Dr. R e i n h a r d  N e u b e r t ,  JR., 
Präs. d. RRAK., unter M itwirkung von Dr. F. A. M e - 
d i c u s ,  MinDirig. i. RMdL Lief. 16 (184 BL); Lief. 17 
(172 Bl.); Lief. 18 (180 BL); Lief. 19 (162 BL). Berlin- 
Wien 1940/41. Industrieverlag Spaeth & Linde. Preis 
je Blatt 3 Rpf. und Porto für die Sendung.
Das „Reichsverteidigungsrecht“  von P f u n d t n e r -  

N e u b e r t ,  das seit Kriegsausbruch in Anlehnung an 
das Grundwerk der gleichen Verfasser „Das neue Deut­
sche Reichsrecht“  erscheint (vgl. die Besprechung DR. 
1939, 2040) und in den bisher erschienenen 3 Bänden
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auf etwa 3500 S. Text und Erl. die ges. Gesetzgebung 
seit Kriegsausbruch enthält, beschränkt sich schön längst 
nicht mehr auf diejenigen Gesetze und Verordnungen, 
die nur der Reichsverteidigung dienen. Das Hinauswach­
sen über den mit diesem Titel ursprünglich begrenzten 
Kreis von Rechtsvorschriften erklärt sich daraus, daß 
auch während des Krieges die gesetzgeberische Arbeit 
fortgesetzt wurde.

Um den Titel des Werkes seinem tatsächlichen Inhalt 
anzupassen, ist dieser — erstmalig mit der vorl. 16. Lief. 
— umgeändert und lautet jetzt1 „Das neue Deutsche 
Reichsrecht — N e u d r u c k - A u s g a b e “ . Der Unter­
tite l weist gleichzeitig auf eine wertvolle Erneuerung des 
Werkes hin: Es werden nunmehr neuen Ergänzungs­
verordnungen nicht nur — wie bisher — die Texte der 
vorangegangenen Gesetze und Verordnungen angefügt, 
die jeweiligen Gesetzesgrundiagen werden vielmehr wie 
bei dem Grundwerk in kommentierter Form geliefert. 
Darüber hinaus werden neben den neu herauskommen­
den Gesetzen und Verordnungen nach und nach laufend 
alle Gesetze der Jahre 1933—1939 in jüngster Fassung 
und mit neuester Erläuterung geliefert, so daß das Werk 
allmählich zu einer vollständigen Sammlung des ge­
samten Reichsrechts anwachsen wird. Dieser Ausbau 
der „Neudruck-Ausgabe“  ist besonders begrüßenswert, 
da der .große Pfundtner-Neubert —■ d ie  lückenlose 
Kommentarsammlung der gesamten Reichsgesetze seit 
1933 — vergriffen und nicht mehr lieferbar ist.

Die unter dem neuen Titel bisher erschienenen Liefe­
rungen weisen neben den Erläuterungen neuer Gesetze 
und Verordnungen bereits zahlreiche Neubearbeitungen 
älterer Gesetze auf.

L i e f .  16 enthält u. a. Übersichten über das in den 
eingegliederten Ostgebieten und in Eupen-Malinedy ein­
geführte Reichsrecht, die Neufassung des FamUnterllG. 
nebst DurchfVO. und das RArbDienstVersG. (Neube­
arbeitung).

Aus der L i e f .  17 seien erwähnt: Neubearbeitungen 
des BlutschutzG. sowie der Vorschriften über die Neu­
gestaltung deutscher Städte, die Neufassung des Schtild- 
BereinG. und die VO. über Berufsfürsorge für entlassene 
Soldaten und Arbeitsdienstmänner vor und nach dem 
Kriege.

Aus der L i e f .  18 bedürfen der Hervorhebung: Die 
Neubearbeitungen der RMeldeO., des WaffenG., des 
WehrG., der GBO. und des Ges. zur Vorbereitung des 
organischen Aufbaus der Deutschen Wirtschaft sowie 
die VO. zur Ergänzung des Jugendstrafrechts.

L i e f .  19 bringt u. a. Neubearbeitungen des RStatt- 
halterG., des Ges. über Titel, Orden und Ehrenzeichen, 
des. Ges, zum Schutze des Einzelhandels, des RabattG., 
der VO. über Handelsbeschränkungen, des Ges. über Aus- 
und Einfuhrverbote sowie der StraßVerkZuiO., ferner 
die LohnpfändungsVO., die VO. über wertbeständige 
Rechte, die Neufassung des MilitärStGB. und das Ges. 
Über die Unfallversicherung der Kriegsgefangenen.

Assessorin I l s e  R e d e c k e r ,  Berlin.

Dr. jur. W i l l i  G e i g e r :  D i e  R e c h t s s t e l l u n g  des 
S c h r i f t l e i t e r s .  Darmstadt-Leipzig 1941. Verlag Hans 
Buske, Nachf. 129 S. Preis kart. 6,40 31M.
Die Arbeit (eine Dissertation, da sie gleichzeitig als 

Heft 11 der Würzburger Staatswissenschaftlichen Abhand­
lungen erschienen ist) enthält eine umfassende Darstel­
lung der öffentlich-rechtlichen Stellung des Schriftleiters 
nach geltendem Recht und bedeutet mithin neben den 
vielfachen Darstellungen der privatrechtlichen Rechts­
stellung des Schriftleiters, wie sie sich aus dem mit dem 
Verlag bzw. Herausgeber abgeschlossenen Dienstvertrag 
ergibt, eine willkommene Ergänzung. (Über die außer­
ordentlich interessante, in das Thema dieser Arbeit jedoch 
nicht gehörende Frage des Verhältnisses von Schrift­
leiter und Verlagsvertrag ist auf H e i z  1er in Ufita 11 
[1938], 117 zu verweisen.)

Erfreulich ist die Geschlossenheit der Darstellung, die 
sich aus der klar erkannten und anschaulich ausgeführten 
Stellung des Schriftleiters als Angehörigen eines öffent­
lichen Berufs — analog den Rechtsanwälten und Ärzten 
als „Trägern geistiger Kräfte im Dienst des Gemein-

[Deutsches Recht,
Wochenausgabe

wohls“  (RGSt.66,143) — ergibt und die (das muß z“ *  
Lob dieser Schrift ausdrücklich festgestellt werden; ^  
Buch trotz vielfacher gründlicher Nachprüfung^ gr 
einzelnen Bestimmungen als ein einheitliches Oan s
scheinen läßt. Mag auch dem Verf. ein untnitt ...
lebendiges Verhältnis zur Presse fehlen (man sp 
an manchen Ausführungen, die rein akademischen 
rakters sind, der Berührung mit der Praxis e:tt:° 
so ist der Schrift doch wesentlich zugute ge» j,at,

Cha-

UUI
daß der Verf. aus dem reichen Material S^st7 p recht“ , 
das in den Fachzeitschriften „Archiv für i ' ress,t . sen- 
.,Deutsche Presse“ , „Zeitungsverlag“ , „Zeitung w ^re r 

t und dem praktischen Reel»1 ren 
fast durchweg unzugänglich ist. (Vgl. statt aller v ¿ß 
Beispiele Anm. 7 zu S. 58 bzgl. der den Schriftleitc B j er 
§ 15 SchriftleiterG. treffenden Standespflichten, wozu
Verf. mit Recht betont [S. 57J, daß die inhaltli
einstimmendc Regelung des Allgemeinverhaltens ^

schaft“  sich vorfindet und dem praktischen
iftleiter 
iten, w< 
ihaltlici

.............................. .............6 .............  laltens .
amte und Schriftleiter bei Auslegung dieser Norm 
zuziehen ist.) . . /iejder!)

Rechtsvergleichende Bemerkungen finden *.1rL 'qtellung 
nur spärlich. Ein Vergleich und eine Gegenub ße- 
mit der Stellung der ital. Journalisten wären „  aUßer- 
sonders interessant gewesen, aber das mag woi 
halb des Rahmens dieser Schrift gelegen haben. flgS.

Alles in allem genommen: Eine tüchtige t- ver-
schrift, mit der der Verf. sich wahrhaft seine 
dient hat. RA. Dr. W i 11 y H o f f m a n n , Leip

ii. 104.) I n
(Leipziger frechtswissenschaftliche Studien, ne i -z zUf

q u i s i t i o n s p r o z e ß  und  Rez e p t i o n -  s V0II1 
Geschichte des Strafverfahrens in Deutsen . d t. 
13. bis 16. Jahrhundert von E b e r h a r d  preis
Leipzig 1940. Verlag von Theodor Weicher­
brosch. 4 M l.

Die Deutsche Arbeitsfront. Amt Soziale seibst« i i
tung. L o h n p f ä n d u n g s t a b e l l e .  . , ^ i ‘ fsl!(terung.en 
von A l e x a n d e r  P a u l  F r  ö d e ,  m it L> { e n in1 
von Ministerialrat S t a u d  und LGR- Dr. A , peut- 
Reichsjustizministerium. Berlin 1910. Verlag 
sehen Arbeitsfront. 52 S. Preis kart. 1 ■

R e i c h s k n a p p s c h a f t s g e s e t z  von *2? 'usgabe:) 
T h i e I m a n n, ScnPräs. im RVersA. (Loseb * ,, preis
E r s . - L i e f . l  (Stand vom 21. Dez. 1938), ?9 B ^ / ]939),
3,45 SHM\ Ers.  
92 Blatt, Preis

L i e f. 2
4,60 9tM\

HaiU

vz Diau, rreis <t,ou :n.jn\ E rs. - L i e f. 3 ( ^ ‘*1938/̂ 0:
1. Aug. 1940), 72 Blatt, Preis 3,60¡UM. Bce,r‘!|stik, Pal1' 
Verlag für Sozialpolitik, Wirtschaft und brau 
Schmidt. ____

Handbu c h  der  J u g e n d h i I f e. Herausgege^ fjy 
Dr. H. W e b l e r ,  Direktor des Deutschen V ' „ r a t
Jugendhilfe. Heft 12: D er G e m e i n d  , M f e. Be'"
u n d  d ie  V o r m u n d s c h a f t s g e r i c h  _
lin 1941. Carl Heymanns Verlag. 
1,20 SUM.

39 S. PrelS
brosch-

im R e ichen  eimORegR. Dr. H e i n z  D o m m a s c h k  mI  sehe.  
Ernährung und Landwirtschaft: Das B s grjaßd
w e s e n  de r  E r n ä h r u n g s w i r t s c n _

Bezugs«-
, . .  _ c h a f t- tsChaft v' 

Reichsministers für Ernährung und Lan w lind & 
20. Juni 1940 (II C 1-2750) nebst Einleitunfe sellscliatt: 
läuterungen. Berlin 1941. Deutsche Ver B 
mbH. 128 S. Preis kart. 1,50 ä ä -

&  u ;fk “ 5?-, m e r 1K. „ ; +Schriften des Instituts für Arbeitsrecht an ,
Leipzig. 45. H e f t :  M a ß n a h m e n  “  e s c ; c h e r n «= ;  ; 

! *  .......................^ ai ! ; i lvers»chfd
r h e D

3 L u c u 1 ---------- A  ̂Î fl I V c ‘ ®  ̂„ I d
(Soc i a l  S e c u r i t y  Ac t )  m it s oz i a  Harai^
s e h e n  G e s e t z e s  f ü r  soz
( s o c i a l  s e c u r i t y  a c i ; n r  jur.
r u n g s a r t i g e m  C h a r a k t e r .  Von ' J n 
3. H a u p t .  Weimar 1941. Verlag Hern
r u n g s a r t i s r e m  U f t a r a K t e i .  »w»:,r._',nn ßöhla1'5

Nachf. U6S. Preis brosch. 5,80 Ä  deU{ung 
Die Schrift schildert Entstehung und1 jq35 atlf ¿er-

Sozialversicherungsgesetzes der USA- y h„glichen » 
Tintergrund der politischen und wiitse D- b-
lältnisse.
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
aus dem Strafrecht S. 921 ff. Nr. 1—4; aus dem Bürgerlichen Recht S. 931 ff. Nr. 7 und 8

S tra fre ch t
1 r.

Anff — § 73 StGB. Der 4. StrSen. schließt sich der 
nai>wSUn£ ^es 2- und 3. StrSen. dahin an, daß bei dem 
»e S 73 StGB, gebotenen Vergleich der Strafandrohun- 
t*etr Ü au* c*en E'nzelfaH abgestellte sogenannte konkrete 
Ein k * un£swe*sc anzuwenden ist, wonach nur der im 
hu-- , tatsächlich in Frage kommende Strafrahmen zu
0erucksichiigen ist. t )
V'gri'Y Frage des §73 StGB., welches der mehreren 
War i ■ Strafgesetze die schwerste Strafe androht, 
v 9,  ,!s zur Entsch. des Großen Senats für Strafsachen 
stänri- ärz 1939 (KOSt. 73, 148 =  DR. 1939, 1713 ^  nach 
'Untre!" KsPr - die allgemeine, sog. abstrakte Betrach- 
i'äch § l.®e maßgebend. Hieraus ergibt sich, daß bei dem

einerseits eine Strafverschärfung für besonders

Wut ^  Rspr. die allgemeine, sog. abstrakte Betrach- 
Uacb V̂eise maßgebend. Hieraus ergibt sich, daß bei dem 
hun' S 73 StGB, gebotenen Vergleich der Strafandro- 
9,."eri einerseits eine Strafverschärfung für besonders 

Fälle (§ 266 Abs. 2 StGB.) auch dann berück- 
Eall werden mußte, wenn kein besonders schwerer 
auch andererseits der ordentliche Strafrahmen
War n cl Vorliegen eines solchen in Betracht zu ziehen 
v k , anach haben der 2. und 3. StrSen. in den Entsch. 
neW rni 1939> 3 D 337/39, und v. 8. Juni 1939, 2 D 39/39, 
aut HUlngs v. 28. Nov. 1940, 2 D 509/40, nunmehr die 
W  <* Einzelfall abgestellte sog. konkrete Betrach- 
Eitizpife,lse für geboten erachtet, wonach nur der im 
Zu jjp ~ ,e tatsächlich in Frage kommende Strafrahmen 
Ents,.i!Uc*<sichtigen war, während der erk. Senat in der 
virierf ” ; v. 2. Juni 1939, 4 D 301/38 (nicht abgedruckt; 
1®49) 0lt in 4 D 289/39 v. 17. Juli 1939 =  DR. 1939, 
Besci.^ffgesprochen hat, daß zu dieser Frage durch den 
strauu Bv- 22. März 1939 nichts geändert und die ab- 
sei, p Betrachtungsweise auch weiterhin anzuwenden 
6angenr. *st dabei von folgenden Erwägungen ausge-

sondpr ^'ßstände, welche sich nach Einführung der be- 
abstraiSt ScEweren Fälle nach der bis dahin herrschenden

die M.'ß des Großen Senats für Strafsachen zu 1, daß 
schrif. Jnßeststrafe des milderen Gesetzes nicht unter­
teil n, Werden dürfe, beseitigt. M it weiteren Mißstän­
der ej damals nicht gerechnet worden. Ein Wechsel von 
'»als ,e.n zur anderen Theorie versprach dem .Senat da- 

Na k 6r keinerlei Nutzen für die Rechtspflege. 
NebgL^tm nach Ziff. 2 dieses Beschlusses nunmehr auch 
°ter JTMen und Nebenfolgen verhängt werden können 
sehet] ĈSsen, die nur in dem milderen Gesetz vorge- 
;iUc}, n ln<t> hatte die Streitfrage der Betrachtungsweise 
Wenn r,lr n?ch geringe Bedeutung. Praktisch wird sie, 
sbafe Ur eines der mehreren verletzten Gesetze Gcld- 
Auch i!!e“ en Freiheitsstrafe als Hauptstrafe vorsieht. 
ŝ rak*p IeF führt in zahlreichen Fällen sowohl die ab- 
*u die konkrete Betrachtungsweise gleichmäßig
?ehrerPSe !cn daß die nur von dem einen der
s n rtinR besetze vorgesehene Geldstrafe verhängt wer- 
»26q . , oder kann, so z. B. bei Zusammentreffen von 

* 1 mit §351 Abs. 2 StGB. Dieses Ergebnis 
V‘ 22 iu1-. aßein dem Grundgedanken des Beschlusses 
®.ereiCh arz 1939, daß es dem Täter nicht zum Vorteil 
eHies 11 dürfe, wenn er durch seine Tat nicht nur 
¡fifaill °udern mehrere Strafgesetze verletzt; Rechts- 

Cr Ur|d Schutzbedürfnis der Allgemeinheit erfordern, 
Venn af u5”  an seinem Vermögen bestraft werden kann, 
"der Vn 1 nur eines der verletzten Gesetze es zuläßt 

Schreibt. Ausnahmslos wird dieses Ergebnis von

keiner der beiden Theorien erreicht. Die allgemeine 
Theorie würde z. B. insoweit versagen bei Zusammen­
treffen von § 351 mit § 268 Abs. 1 Ziff. 1 StGB., die kon­
krete bei Normalfällen von Betrug und Untreue mit 
§ 153 oder mit § 351 Abs. 1 StGB., während die ab­
strakte Betrachtungsweise hier zu dem anzustrebenden 
Ziele führen würde. Ein Übergang von der allgemeinen 
zur konkreten Theorie versprach daher auch insoweit 
keinen Nutzen, vielmehr wird hier zu erwägen sein, ob 
in Fortentwicklung der Rechtsgedanken des Beschlusses 
v. 22. März 1939 dessen Entsch. zu Punkt 2 über die 
Verhängung von Nebenstrafen und Nebenfolgen, auch 
wenn sie nur in einem der mehreren verletzten Gesetze 
vorgesehen sind, auch auf Geldstrafen auszudehnen ist, 
die neben einer Freiheitsstrafe als zweite Hauptstrafe 
angedroht sind.

Zwingende Rechtsgründe sind nach Ansicht des erk. 
Senats weder für die eine noch für die andere Betrach­
tungsweise gegeben. Das gegen die allgemeine Theorie 
geäußerte Bedenken, daß sie z. B. bei Zusammentreffen 
von § 263 mit § 153 StGB, bei nicht besonders schweren 
Betrugsfällen kein Verhängen von Zuchthausstrafe er­
mögliche, weil Abs. 1 des § 263 sie nicht vorsehe, ver­
mag der Senat nicht als begründet anzuerkennen. Für 
den Tatbestand des Betruges stellt das Gesetz dem 
Richter einen Strafrahmen zur Verfügung, der von 3 dtM 
Geldstrafe bis zu 10 Jahren Zuchthaus (daneben Geld­
strafe) reicht. In diesem Rahmen sieht es drei Stufen 
vor, die es von dem Vorliegen gewisser Strafbestim- 
mungsgründe abhängig macht (mildernde Umstände, be­
sonders schwerer Fall, sonst Normalfall). Zu diesen 
Strafbestimmungsgründen gibt nun § 73 StGB, nach der 
ihm durch den Beschluß des Großen Senats für Straf­
sachen gegebenen Auslegung noch einen weiteren, näm­
lich dahin, daß bei einem Betrugsfall, der zugleich ein 
zweites Gesetz verletzt, die zu verhängende Strafe die 
in dem anderen Gesetz angedrohte Mindeststrafe nicht 
unterschreiten darf. Sieht dieses Gesetz (z. B. § 153 
StGB.) nur Zuchthausstrafe vor, so sind dem Richter die 
beiden unteren Straf stufen des § 263 StGB. (Abs. 1 u. 2) 
verschlossen; er darf nur noch die oberste Stufe anwen­
den, auch wenn er den Betrug als solchen nicht als 
besonders schwer, ja wenn er ihn sogar als unter m il­
dernden Umständen begangen ansieht. Dieses von der 
Billigkeit geforderte Ergebnis ist also auch nach der ab­
strakten Theorie zu erreichen.

Dagegen hat sich inzwischen bei Anwendung der all­
gemeinen Betrachtungsweise — auch unter Berücksich­
tigung der vom Großen Senat aufgestellten Grundsätze
— anderweit ein Mißstand ergeben. Wenn z. B. ein Be­
trug mit Beihilfe zum Meineid des § 153 StGB, zu­
sammenfällt, so führt die abstrakte Theorie zu einer Ein­
engung des Betrugsstrafrahmens nur dahin, daß ein 
Vierteljahr Zuchthaus gleich 41/2 Monate Gefängnis 
(§§ 49j 44, 21 StGB.) nicht unterschritten werden darf. 
Hier wäre der Richter, der den Betrug nach Lage des 
Falles — z. B. von einer Mutter für ihr Kind begangen
— als denkbar milde, das Eidesverbrechen nach den be­
sonderen Umständen aber als schwer und zuchthaus­
würdig ansieht, nicht in der Lage, diese Strafart zu ver­
hängen, da er einen besonders schweren Fall des Be­
truges verneint. Das aber wäre ein untragbares Ergebnis. 
Dagegen ermöglicht die konkrete Betrachtungsweise 
den Fall in der von der Billigkeit erforderten Weise zu 
entscheiden.

Der Senat gibt daher seine bisherige Ablehnung der 
konkreten Theorie auf und schließt sich, wenn auch

116
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aus abweichenden Gründen, den oben erwähnten gegen­
teiligen Entsch. an.

In dem zur Entsch. stehenden Falle entnimmt der 
Senat den Strafzumessungsgründen, daß das LG. für 
den mit dem Vergehen gegen §§ 266 Abs. 1 und 274 
Nr. 1 StGB, zusammenfallenden einfachen Rückfalldieb­
stahl mildernde Umstände zugebilligt hat. Ein Vergleich 
der Strafrahmen der §§ 266 Abs. 1, 274 Nr. 1 und 244 
Abs. 2 StGB, für einfachen Diebstahl ergibt, daß § 266 
Abs. 1 StGB, die schwerste Strafe androht (§ 73 StGB.), 
denn diese Bestimmung sieht im Gegensatz zu §§ 244 
Abs. 2 u. 274 Nr. 1 StGB, neben der Verhängung einer 
fünfjährigen Gefängnisstrafe noch die Auferlegung einer 
Geldstrafe zwingend vor.

Die Strafe ist vom LG. daher zu Recht aus § 266 
Abs. 1 StGB, entnommen. Sie ist, da sie das zu berück­
sichtigende Mindestmaß der in § 244 Abs. 2 StGB, für 
einfachen Diebstahl vorgesehenen Strafe (vgl. den oben­
erwähnten Beschluß des Großen Senats für Strafsachen 
v. 22. März 1939 [RGSt. 73, 141]) überschreitet, auch der 
Höhe nach nicht zu beanstanden.

(RG., 4. StrSen. v. 10. Dez. 1940, 4 D 569/40.) [He.]

Anmerkung: I. Es handelt sich um eine theoretisch 
und praktisch wichtige Entsch., die g r u n d s ä t z l i c h e  
B e d e u t u n g '  f ü r  d i e  B e h a n d l u n g  de r  I d e a l ­
k o n k u r r e n z  des §73 St GB,  besitzt.

II. Die E n t w i c k l u n g  des §73 St GB,  in der 
Praxis bedeutet Schritt für Schritt einen Abbau dessen, 
was _ der Paragraph seinem Wortlaut nach zu sagen 
scheint und was mindestens in weitem Umfang ursprüng­
lich vielleicht auch mit ihm gemeint war.

1. Nach § 73 StGB, soll, sofern kein Fall der sog. Ge­
setzeskonkurrenz gegeben ist, von den „mehreren“  Straf­
gesetzen „nur“  dasjenige Gesetz, „welches die schwerste 
Strafe, und bei ungleichen Strafarten dasjenige Gesetz, 
welches die schwerste Strafart androht, zur Anwendung“  
kommen. Die frühere Rspr. hat diese Bestimmung jeden­
falls in Ansehung .der S t r a f e  im Sinne eines „ P r i n ­
z i ps  de r  a b s o l u t e n  E x k l u s i v i t ä t  des h ä r t e ­
s t en  S t r a f g e s e t z e s “  verstanden: davon spricht schon 
der Beschluß der VerStrSen. RGSt. 6, 180 ff., 183. Er 
läßt — trotz der „höchst bedenklichen Konsequenzen“  
und der Tatsache, daß dies „dem Rechtsgefühle wider­
strebt“ , was aber „dem unbedingten Gesetzesgebote“  
gegenüber eine Bedeutung nicht beanspruchen könne — 
die Urteilsbekanntmachung aus dem milderen Strafgesetz 
(§ 200 StGB.), deren „pönaler Charakter“  anzunehmen 
sei, n i c h t  zu.

Die Frage, ob unter dem die schwerste Strafe andro­
henden Gesetze nur die Strafandrohung oder sämtliche 
Bestimmungen des Gesetzes, mögen sie auch eine Strafe 
nicht androhen, zu verstehen seien, läßt der genannte 
Beschluß (S. 181) offen. Dagegen läßt die spätere Rspr. 
M a ß n a h m e n ,  d i e  k e i n e  S t r a f e  s i nd  (polizeiliche 
Maßregeln, Bußansprüche usw.), ausdrücklich auch aus 
dem m i l d e r e n  Ge s e t z e  zu: so RGSt. 46,131; 53, 89 
die Einziehung; RGSt. 60, 285 die Eidesunfähigkeit. 
Auch im Schrifttum findet diese Ansicht Zustimmung: 
etwa bei L i s z t - S c h m i d t ,  „Lehrbuch“  (26. AufI. 1932) 
S. 360 und bei O l s h a u s e n ,  „Komm, zum StGB.“  
(11. Aufl. 1927), §73 Note32. Dagegen bleibt eine echte 
N e b e n s t r a f e  des milderen Gesetzes auf alle Fälle 
a u s g e s c h l o s s e n :  Nähere Nachweise bei O l s h a u ­
sen a. a. O. Note 31.

2. Aus der „absoluten Exklusivität“  des schwereren 
Strafgesetzes hat die Rspr. bis in die jüngste Zeit den 
Satz abgeleitet, daß das Gericht befugt sei, u n t e r  das 
S t r a f m i n d e s t m a ß  des m i l d e r e n  G e s e t z e s  
h e r a b z u g e h e n .  In RGSt. 3, 390 war zunächst vom 
I. StrSen. gegenteilig entschieden worden. Aber dieser 
Senat hat nach der Feststellung .des III. Senats RGSt. 8, 
84 diese Meinung später selbst preisgegeben. Hier wie 
weiterhin in RGSt. 16, 301; 39, 155 ff., 158 ist, freilich 
nicht ohne Widerspruch im Schrifttum, an der absoluten 
Exklusivität des strengsten Gesetzes auch für das Straf­
minimum festgehalten worden. Siehe dazu mein „Straf­
recht“  (1933) S. 478 (Anm. 24 steht im Text an falscher 
Stelle).

Von diesem Standpunkt ist die Rspr. der neuesten Zeit

abgegangen. Wir haben schon an anderer Stelle dies 
einen Fortschritt und heute mindestens durch § 2 bt ' 
n. F. als gerechtfertigt anerkannt: JW. 1937, 627;
1515; Grundriß (1938) S. 128. In diesem Sinne hat siu 
der Beschluß des Großen Senats für Strafsachen 
22. März 1939: RGSt. 73,148 zu dem Standpunkt bekanm- 
Verletzt eine und dieselbe Handlung mehrere o 
gesetze, so müssen das Mindeststrafmaß und die - ^
art des milderen Gesetzes eingehalten werden; bei _ 
einheit muß bzw. kann auf Nebenstrafen erkannt 
den, die in dem milderen Gesetz zwingend bzw. „ m. 
dem Ermessen des Richters vorgesehen sind. ZU
mende Anm. gibt AkadZ. 1939, 419. dab&

Von Interesse ist es, wie sich der Große Senat 
mit dem Wortlaut des § 73 StGB, auseinanderset . •

diesem P a ra g ra p h e n ,^ ^versteht das Wort
Verwendung „hauptsächlich zu der bisherigen Ausics1sel, 
Anlaß gegeben hat“ , dahin: das Ziel der Vorscnr 
klarzustellen, daß nur e i ne  Strafe verwirkt ist.

3. Bisher stand im wesentlichen fest, daß das j>s 1 , e. 
ste Gesetz“  i. S. des §73 StGB, nicht danach zu ^  
stimmen ist, nach welchem Gesetz im  honK da- 
F a l l e  die strengste Strafe v e r w i r k t  ist, sonaLerlgste 
nach, welches Gesetz in  a b s t r a c t o  die s ■? ¡n 
Strafe a n d r o h t :  so die Rspr. in RGSt. 24, '•’jy.
thesi“ ); 30, 284; 42, 427 („im  allgemeinen ); ^ ’g09) 
ferner v. Ba r ,  „Gesetz und Schuld III » 04 ¿min.
und ohne nähere Begründung O l s h a u s e n ,  >> ng, 
z. StGB.“  (11. Aufl. 1927) §73 Note 25 und r r *  d 
„Komm. z. StGB.“  (18. Aufl. 1931) § 73 JY-,“ e¿ « fr *  
also bisher ein bemerkenswerter Unterschiea g & ^ahL 
der konkreten Betrachtungsweise, wie sie für [ierr- 
feststellung des §2b  StGB. gilt. Diese *?. ’‘ „ a  bis- 
sehende „abstrakte Theorie“  haben die (anschem ^ rgerl 
her nicht veröffentlichten) Entsch. des 1L u- ,,nV,n\ und 
v. 5. Juni 1939 (3 D 337/39), 8. Juni 1939 (2 D ^  das 
28. Nov. 1940 (2 D 509/40) preisgegeben und d“ 0 (4D 
vorliegende Urteil des IV. StrSen. v. 10. Dez- , c |i- 
569/40) tr itt nunmehr der k o n k r e t e n  o 
t u n g s w e i s e  bei. . mdsSen,

II. Man wird sich darüber _ klar sel/Vndet] ge‘ 
daß diese Entwicklung, wie sie im vorsten i.annte

Sicher aIiei stöß*
der

schildert wurde, in Wahrheit das bisher ^ c 
sogenannte A b s o r p t i o n s p r i n z i p  des b 
preisgegeben und durch eine K o m b i  n a 1 ßegen 
v e r s c h i e d e n e n  S t r a f g e s e t z e  ersetzt • nun 
die Zulässigkeit eines solchen Verfahrens sen g wle 
aber zwingende Gründe des gesetzlichen una zu
der geschichtlichen Entwicklung der Besti
sprechen.

Hinsichtlich des W o r t l a u t s  kommt e Straf" 
wieder auf das Wort „n u r “  (sc. dem sc''w , , schein* 
gesetz zu entnehmen) an. Auf den ersten An ^en @e' 
danach allerdings eine Kombination des sen „  dessen 
setzes mit den milderen Gesetzen das Geg^ ohpr schon 
zu sein, was

n mnueren vjeseizeu „her sei*“
§73 StGB, verordnet. Hier hat ^39 eine

der Beschluß des Großen Senats v. 22. M; " tejit: der 
andere mögliche Auffassung zur Erörterung ß e stra>® 
Wortlaut bedeutet nach ihm nur, daß aut . e eine* 
erkannt werden muß. Daran w ill auch der ,i:eser ein” 
„Kombination“  der Gesetze bei der Bildung 
heitlichen Strafe nichts ändern.

Weiter 
s c h e i

V41VM w v.M .w  __________ * C I a t ° f ^
eher führt eine Betrachtung der le g *  g zu- 

. w . : n  G e s i c h t s p u n k t e ,  die der Bes .cj,e- Be­
gründe liegen. Es führt dies zu der Frag , „  gtral
deutung die Tatsache besitzt, daß „jn en rietzt vVC,r 
gesetze durch eine und dieselbe Handlung , . ng 
den, verglichen mit dem Fall, daß Fall der s0| ‘
e in  Strafgesetz verletzt. Es bedeutet diese ? ¡, •
Idealkonkurrenz jedenfalls n i c h t  Realko ^„inständig 
des §74 StGB., also n i c h t  dne Mehrheit selDS d e
Flandlungen. Und doch begründet m ■ lpcichtspdn, 
Verletzung m e h r e r e r  strafrechtlicher rafrechtliĉ ?L
in einer Handlung eine Verschärfung t o  . g0 W®L 
Situation, also eine e r h ö h t e  Strafwürdig! -g^ S. 5 
mit Recht schon B i n d i n g ,  „Handbuch grade “ f 
darauf hin, daß „außerordentlich hw M  J i g df„ 
Idealkonkurrenz eine erschreckende ¡t her«,
zu verbundener, also um so sicherer W irew t dabei 
fenen Pflichtmotive“  zeigt. Beachtenswert
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l , ’ ®?3) „die große Zahl der zusammengesetzten Ver­
s t e h 11’ d‘e gerade aus solchen Idealkonkurrenzen be­
straf11 u nd deren Strafen die eventuellen Resultate der 
einp nl?äufung weit übersteigen“ . Demgegenüber kann 
nah mi*dere Behandlung „sich lediglich auf die An- 
breoh6 gründen, daß die Ausführung mehrerer Ver- 
sität*1̂ 0 ald e‘nmal ein minderes Maß von Schuldinten- 
fail > ‘nsbesondere von Überlegung auf die einzelne Tat 
Verhn *asse, unmöglich aber darin, daß die mehreren 
verüht en größtmöglicher Ökonomie der Mittel

werden (das wäre gerade ein Zeichen größerer 
(lOnm'o^heit)“ . Auch v. Bar ,  „Gesetz und Schuld“  III 

/  538/39 hebt ähnliche Gesichtspunkte hervor und
(leri y s‘ch n‘cht ohne Grund gegen einen weitergehen- 
ton*Versuch der milderen Beurteilung bei Köhler. Er be- 
Meh3 ™ ^  auch seinerseits, daß gegenüber einer 
tr„,J1/  he i t  selbständiger Handlungen ein Milderungs-Sfund"lehrf Ii IS0̂ ern gegeben sei, als der Schuldige einen 
H i t ta, n Willensakt nicht vorgenommen hat. „Es 
Richti a*So> wenn nur e i ne ,  freilich nach mehrfachen 
zricli * en strafbare Handlung vorliegt, an dem Kenn­
gen 611 e‘nes strafbaren Hanges.“  Alle diese Erwägun- 
ein* erRgeben, daß aus inneren Gründen die Möglichkeit 
rHen i rhcksichtigung der verschiedenen ideell konkur- 
der 2aeiJ Gesichtspunkte, also ihre „Kombination“  bei 

^  e$limmiJno- Hpr Straff» nffpnctphpn <?n11tp

i iH  d 1 a g e der Bestimmung nicht. Im gemeinen Recht 
pzov  tr itt als Sinn des Absorptionsprinzips vor 

Polgl hervor, daß nichtkompatible, also unvereinbare 
konjjh ^er verschiedenen Gesichtspunkte, die in Ideal- 
H i* i.r,re.nz treten, zu vermeiden seien; eine völlige Nicht-

hmmung der Strafe, offenstehen sollte.
Q fy ’’1, l widerspricht auch die g e s c h i c h t l i c h e  
sei* Cf
ailem a r P z o v tr itt als Sinn des Absorptionsprinzips vor 
Folg-g llervor, daß nichtkompatible, also unvereinbare 
k°n|.11 ■Ier verschiedenen Gesichtspunkte, die in Ideal- 
^erückye-nz treten, zu vermeiden seien; eine völlige Nicht- 
offen] s'chtigung der absorbierten Strafbestimmung ist 
H l i a f f  n‘c'bt beabsichtigt gewesen (s. dazu Näheres bei 
Straf,- , t e i n , „Die Allgemeinen Lehren des gemeinen 
Bedp,,!chts“ , 1930, S. 212 ff., 216). Von entscheidender 
jedoeif'H.g tür das Verständnis der § § 73 ff. RStGB. ist 
die p Jhcht die gemeinrechtliche Entwicklung, sondern 
ft*- Umwicklung zum preußischen StGB, von 1851.
d * gt y ,  „Komm.“  (1851) S. 207/10 weist dabei auf 
fliscjj [ “ tverfahrensrechtliche Absorptionsprinzip des rhei- 
über ' ,r.anzösischen Rechts hin, betont aber ihn.. ihm gegen-
?tfafre p Selbständigkeit der preußischen Revision des 
HaierC7(is' Inwiefern in einem Zusammentreffen in sog. 
„eil, H  Konkurrenz (concursus delictorum simultaneus) 

..J.r,and vorliegt, bei der Strafzumessung darauf 
-cht zu nehmen, bleibt (sc. nach § 55 PrStGB.)

))Ctn p  w “ ftuucuz yjLUiiiui öUa uciiuiui um aimuuauvua/ 
H ko; 2*nd vorliegt, bei der Strafzumessung darauf 
H l  r; ,  ZV nehmen, bleibt (sc. nach § 55 PrStGB.) 
di dp^uHbehen Ermessen überlassen“ . Aufschlußreich 
gaben . esamtentwicklung sind die geschichtlichen An­
ist in ln dem RGUrt. RGSt. 18, 193 ff., 197/99. Danach 
ScH n  « Literatur der Gedanke einer o b l i g a t o r i -  
Straf„  S l r a f e r s c h w e r u n g  auf Grund des milderen 
haben es verteidigt worden. Bis zum Jahre 1850
■He Entwürfe zum PrStGB. in die Vorschrift über
Hatz a Konkurrenz (§ 55 de.s Gesetzes) demgemäß den 
i rafp ,auInehmen wollen, daß bei Anwendung .der 
eH t ( > r S scbwersten Verbrechens die Konkurrenz der 

srpen Delikte durch die Zumessung der Strafe für 
ßrnvve.rste Delikt berücksichtigt werden müsse.  In 

?1*c i!,euiif che Gesetz von 1851 ist dieser Zusatz aber 
■ IGr aH‘Senommen worden und so auch nicht in das 
H iim , , oulbält also das jetzige StGB, „keine An- 
Her k t*er obligatorischen (!) Strafzumessung“  und 

ist ?■*!: entsprechenden Verpflichtung, „so natürlich 
-Hkiirra 'n ijen meisten Fällen der Richter die Ideal- 

ri*cksi,.i,i-nz bei der Strafzumessung erschwerend be­
g e h t ulgen w ird (!) “ . Auch F r a n k  a. a.O. S. 228 
H d en aavon, daß die Berücksichtigung der konkurrie- 
■Satn - nder schweren Delikte „in der Form einer o b - 
isp, j Or i schen  Straferhöhung nicht vorgeschrieben 

¿‘ aus folgt nun aber n i c h t  (S. 230 oben), daß 
5fafe\ t''0nibinierung .der Gesetze (sc. hinsichtlich der 
Hat« ¿‘■¡zulässig“  wäre. Der Beschluß des Großen 
H fjn ii,- St. 73, 148 mit seiner Berücksichtigung des 
,Hs ■ “ innis und der Nebenstrafen des milderen Ge- 

■>Kom, ? t vielmehr in Wahrheit schon eine solche 
H ebai^ '^ung“ , und zwar wie bereits bemerkt, eine 

Ul berechtigte Kombination, 
eitip?'^ man ^em Übergang des vorliegenden Urteils 

r „konkreten“  Betrachtungsweise in § 73 StGB.

in Verbindung mit den Grundsätzen des Beschlusses 
RGSt. 73, 148, so gelangt man, was von jeher „das 
Natürliche und Sachgemäße“  gewesen wäre (siehe mein 
„Strafrecht“  1933 S. 478), wie sich gezeigt hat, zu 
einer „Kombination der verschiedenen Strafgesetze“ . 
Wenn dies auch nach dem Wortlaut des § 73 StGB, nicht 
ohne weiteres einleuchtet, so gewinnt der Gedanke bei 
Berücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung doch 
mehr und mehr an Überzeugungskraft. Dabei bleibt die 
Bestimmung des Gesetzes in §73 StGB, insofern g e ­
w a h r t ,  als die Strafbestimmung des „strengsten“  Ge­
setzes in F ü h r u n g  bleibt: i h m ,  wie es in „konkreter“  
Betrachtung gewonnen ist, ist die Strafe zunächst zu ent­
nehmen, mit ihr aber ist das Strafmindestmaß des 
milderen Gesetzes und sind seine Nebenstrafen usw. 
zu kombinieren. Jene Führung des strengsten Gesetzes 
zeigt sich darin, daß „nichtkompatible“  Maßnahmen des 
milderen Gesetzes nicht berücksichtigt werden können. 
Das Bestreben des vorliegenden Urteils, die b e s o n d e r e  
Schwere der einzelnen Gesichtspunkte (z. B. im Ver­
hältnis von Betrug und Eidesverletzung) zu berücksich­
tigen, dürfte im Sinne einer materiellen Rechtsbetrach­
tung zu begrüßen sein.

Prof. Dr. Edm.  M e z g e r ,  München.
*

** 2. RG. _  §§ 172, 185 StGB. Die Sonderregelung des 
§ 172 StGB, schließt die Anwendung des § 185 StGB, in 
den Fällen nicht aus, in denen sich eine Ehrenkränkung 
des verletzten Ehegatten nicht nur aus dem Ehebruch 
selbst, sondern auch aus den begleitenden Umständen oder 
aus besonderen nicht zum Tatbestand des Ehebruchs ge­
hörigen Merkmalen ergibt.

Der Eröffnungsbeschluß hat dem Angekl. Beleidigung 
nach § 185 StGB. i. Verb. m. Verbrechen nach § 4 Volks- 
schädlVO. zur Last gelegt. Die StrK. hat den Tatbestand 
des § 4 VolksschädlVO. verneint und den Angekl. wegen 
Beleidigung verurteilt. Die Beleidigung hat darin bestan­
den, daß der Angekl. während der Einberufung des Ehe­
mannes H. zum Heeresdienst mit dessen Ehefrau Ehebruch 
begangen hat.

Die Rev. der Staatsanwaltschaft, die zugunsten des 
Angekl. eingelegt ist, führt zur Aufhebung des Urteils.

I. Die StrK. stellt fest, der Ehemann H. habe Strafantrag 
gestellt. Das Vorliegen des Strafantrags als einer Ver­
fahrensvoraussetzung ist in jeder Lage des Verfahrens 
und auch vom Revu. zu prüfen (RGSt. 65, 150, 151; 67, 
172, 173). Der Ehemann H. hat gegen den Angekl. Straf­
anzeige wegen Verbrechens nach § 177 StGB, erstattet mit 
der Behauptung, der Angekl. habe die Ehefrau H. unter 
Anwendung von Gewalt zum außerehelichen Beischlaf ge­
nötigt. Die beiden Eheleute H. haben gemeinschaftlich 
gegen den Angekl. Strafantrag „wegen tätlicher Beleidi­
gung“  gestellt. Der Angekl. hat schon im Ermittlungsver­
fahren geltend gemacht, er habe schon vor dem Krieg mit 
der Ehefrau H. (während ihrer Ehe) geschlechtlich ver­
kehrt. Er sei am 6. März 1940 von Frau H. in ihre Woh- 
nung gerufen worden. An diesem Tage habe Frau H. ihn 
auf den nächsten Tag wiederbestellt. Am 7. März habe 
Frau H. nach seinem Eintritt in das Zimmer selbst die 
Vorhänge zugezogen und sich ihm freiw illig  hingegeben. 
Die Ehefrau H. hat den früheren Geschlechtsverkehr mit 
dem Angekl. zugegeben und auch eingeräumt, daß sie am
6. und 7. März 1940 den Angekl. in ihre Wohnung einge­
laden habe. Die Anklage hat deshalb den Tatbestand der 
Notzucht abgelehnt. Die Hauptverhandlung hat zu der 
Feststellung geführt, daß der Angekl. in den Jahren 1938 
und 1939 zur Zeit der gemeinsamen Beschäftigung des 
Angekl. und der Ehefrau H. in einer Fabrik ein regel­
rechtes Verhältnis mit Frau H. unterhalten und häufig mit 
ihr geschlechtlich verkehrt hat. Das Urteil hat weiter fest­
gestellt, daß Frau H. am 7. März 1940 in den Geschlechts­
verkehr mit dem Angekl. eingewilligt hat und daß sie den 
Anlaß dazu gegeben zu haben scheine. Die StrK. hat des­
halb die Annahme des Tatbestands des § 4 Volksschädl­
VO. abgelehnt und den Angekl. nur wegen Beleidigung 
des Ehemanns H. verurteilt. Der Sachverhalt, den die 
Hauptverhandlung ergeben hat, war danach wesentlich 
verschieden von dem, den der Ehemann H. bei Stellung 
des Strafantrags angenommen hatte. Im allgemeinen 
braucht eine Änderung des Sachverhaltes oder seiner
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rechtlichen Beurteilung keine Bedenken gegen die W irk­
samkeit des Strafantrags zu erwecken. Gegenstand des 
Strafantrags ist die Tat i. S. des § 264 StPO. (RGSt. 17, 
247). Der Strafantrag ist nach § 63 StGB, unteilbar (in 
persönlicher Beziehung). Der Antragsteller muß deshalb 
auch damit rechnen, daß möglicherweise an der Straftat 
Beteiligte ermittelt und mitverfolgt werden. Haben aber 
wie hier zwei Eheleute gemeinsam Strafantrag gegen 
einen Dritten wegen Beleidigung gestellt und hat das Ver­
fahren ergeben, daß einer von den Eheleuten selbst an 
der Beleidigung des anderen beteiligt war, so erhebt sich 
der Zweifel, ob der verletzte Ehegatte auch dann Straf­
antrag gestellt hätte. Es ist nicht ausgeschlossen, daß er 
die Verfolgung des anderen Ehegatten auf keinen Fall er­
möglichen wollte und deshalb bei Kenntnis des wahren 
Sachverhalts vorgezogen hätte, auf die Verfolgung der Tat 
ganz zu verzichten. Diese Möglichkeit liegt um so näher, 
wenn, wie hier nach dem Gesamtinhalt der Urteilsgründe 
angenommen werden muß, der hintergangene Ehemann 
seiner Ehefrau verziehen und die Ehe aufrechterhalten 
hat. Beim Wesen der Ehe verträgt es sich nicht mehr, nur 
das Vorliegen des schriftlichen Strafantrages festzustellen 
und einen solchen Willen des hintergangenen Ehemannes 
unberücksichtigt zu lassen. Die frühere Meinung (RGSt. 
6, 152), die geglaubt hat, allein darauf abstellen zu sollen, 
ob die Nichtverfolgung des anderen Ehegatten zur förm­
lichen Bedingung des Strafantrags erhoben war, ist zu­
treffend bereits im Schrifttum (LpzKomm., Anm. 1 zu § 63 
StGB.) abgelehnt. Der Strafantrag ist eine auslegungs­
fähige Willenserklärung. Es ist in der Rspr. anerkannt, 
daß zur Erforschung des Willens des Antragstellers auch 
außerhalb der schriftlichen Erklärung liegende Umstände 
herangezogen werden können und gegebenenfalls herange­
zogen werden müssen (RGSt. 64, 106, 107). Hätte der Ehe­
mann H. bei Stellung des Strafantrages die Verfolgung 
seiner Ehefrau, mit deren Möglichkeit er bei dem gemein­
samen Strafantrag nicht rechnen konnte, auf keinen Fall 
gewollt, wäre sein Wille vielmehr dahin gegangen, daß 
die Verfolgung sich auf jeden Fall auf den im Strafantrag 
genannten Angekl. beschränken solle, dann wäre der 
Strafantrag als unwirksam zu betrachten (RGSt. 54, 288; 
74, 185, 188 =  DR. 1940, 1232 <). Die StrK. hat den Willen 
des Ehemanns H., der zur Hauptverhandlung nicht zuge­
zogen war, nicht erforscht. Das angefochtene Urteil kann 
schon aus diesem Grunde nicht aufrechterhalfen werden.

II. Die StrK. geht zutreffend davon aus, daß der Ehe­
bruch mit einer Frau auch dann als eine Beleidigung des 
Ehemanns zu betrachten ist, wenn die Frau mit dem 
Beischlaf einverstanden war und deshalb eine strafbare 
Verletzung ihrer Ehre nicht gegeben ist (RGSt. 65, 1; 70, 
94, 99 =  JW. 1936, 930 10; RGSt. 70, 173, 176 =  JW. 1936, 
1673 RGUrt. 2 D 406/40 v. 26. Sept. 1940: DR. 1941, 
45 ;̂ RGSt. 74, 381 =  DR. 1941, 377 >). Sie hat aber § 172 
StGB, unbeachtet gelassen. Er läßt die Bestrafung des 
Ehebruchs nur zu, wenn seinetwegen die Ehe geschieden 
ist. Die Gesetzesbestimmung w ill im Interesse der Erhal­
tung der Ehe die strafrechtliche Verfolgung des Ehebruchs 
vermieden wissen, der nicht zur Scheidung der Ehe ge­
führt hat. Dieser Zweck der Sonderregelung würde ver­
eitelt, wenn der Ehebruch gleichwohl unter einem anderen 
rechtlichen Gesichtspunkt verfolgt werden müßte (vgl. die 
genannten Entscheidungen).

Gegen diese Auffassung sind Bedenken geäußert wor­
den: Das eigenartige Verhältnis des § 185 StGB, zu § 172 
StGB, müsse zur Zulassung der Verfolgung des Ehebruchs 
unter dem Gesichtspunkt der Beleidigung führen, wenn es 
aus irgendeinem, sei es auch nur aus einem verfahrens­
rechtlichen Grunde zu einer Bestrafung des Täters aus 
§ 172 StGB, nicht komme. Dem ist nicht zu folgen. Der 
Bestand einer Ehe kann in gleicher Weise gefährdet wer­
den, wenn der Ehebruch als Beleidigung verfolgt wird. 
Denn in jedem Falle erfordert die Hauptverhandlung eine 
Klärung des tatsächlichen Vorgangs, wenn das Gericht 
zu einer gerechten Beurteilung kommen soll. Gerade diese 
notwendige Aufklärung kann zu einer Erschütterung der 
aufrechterhaltenen Ehe führen, wenn sie ein wesentlich 
anderes Bild ergibt, als die beteiligte Ehefrau dem Ehe­
mann beim Eingeständnis des Ehebruchs gegeben hatte. 
Die Meinung, daß diese Auffassung der heutigen Rechts­
anschauung nicht entspreche, wird widerlegt durch die 
Tatsache, daß auch der Entwurf des neuen StGB, daran

festhält, daß der Ehebruch nur dann verfolgt wird, 
die Ehe seinetwegen geschieden ist ( Gür t ner ,  » 
kommende Strafrecht“ , besonderer Teil, S. 182ff-, l y l> ’ 
vgl. auch F r e i s l e r  zur Frage des Ehebruchs als ,> 
stige Straftat“  i. S. des § 4 VolksschädlVO.: DJ- 
917, 922). . . , , ,

Die Verfolgung des Ehebruchs als Beleidigung w>^ 
wie in RGSt. 65, 2 ausgeführt ist — dann zug a 
wenn die Ehefrau an dem Ehebruch „nicht schuld0 
und deshalb der Ehemann kein Recht auf Scheidu g ^je 
Ehe erlangt hat. Der Senat hält auch daran fest, d g j85 
Sonderregelung des § 172 StGB, die Anwendung ae s 
StGB, nicht ausschließt in Fällen, in denen S1 aUs 
Ehrenkränkung des verletzten Ehegatten nicht “  ¿en 
dem Ehebruch selbst, sondern auch aus, den beg (aI1d
Umständen oder aus besonderen nicht zum ta ^ fln
des Ehebruchs gehörigen Merkmalen ergibt, ua gj,e- 
nur dieser besondere Sachverhalt und nicht aucn p er 
bruch als solcher Gegenstand der Verfolgung s : aUf. 
Senat hat aber schon im Urteil 2 D 406/40 da ^  ¿ie 
merksam gemacht, daß Äußerungen und 1fandlu » ’ u„d 
dem Geschlechtsverkehr vorhergehen, ihn e,n _eI1 ihrer 
den anderen Teil dazu geneigt machen sollen, w „sonderten 
engen Verknüpfung mit dem Ehebruch einer g . |<ön-
rechtlichen Beurteilung dann nicht unterstellt w .- rjjCher 
nen, wenn sie einer Zerreißung eines nach 
Auffassung einheitlichen Vorganges gleichkame. ghe- 

Ob der Vollzug des Geschlechtsverkehrs in  ̂ zurn
wohnung für sich allein schon als ein nicht traChtet 
Tatbestand des Ehebruchs gehörender Umstatna wird
und als Beleidigung gesondert verfolgt werden k wird 
von den Umständen des Falles abhängen. P ‘eR su“ he des 
z. B. dann bejaht werden können, wenn die vorgenom- 
Ehebrechers vor den Augen anderer Personen » ^ n e  
men worden sind und schon dadurch der ü ' .  gültige 
Ehemann bloßgestellt worden ist. Für alle ^ '’Merk­
allgemeine Regeln darüber, wann Umstande y erf0jgung 
male i.S. der genannten Rspr. die gesonderte ¿er
als Beleidigung zulassen, lassen sich im Up..,R „jcht am" 
denkbaren Mannigfaltigkeit der möglichen ra . d ¿em 
stellen. Die Prüfung unter diesem Gesichtspun n0Cn
Einzelfall Vorbehalten werden müssen. Dazu s®' ^¡¿¡gutig 
bemerkt, daß der gesonderten Würdigung a is^  j e[I) Ehe­

nart des

:
selbst dann fähigsind, wenn sie eine natüihr ^  fort­
bilden (RGSt. 62, 83 ff.). Auch der Umstand, de

bemerkt, daß der gesonderten Würdigung **»., ¿em 
nicht etwa der Gesichtspunkt der Tateinheit u des jat- 
bruch entgegensteht. Es liegt in der Eige „[eich he- 
bestandes der Beleidigung, daß die mehreren ^ rdigung

uuueu r̂,cjcu. uz, oj u.j. /\ucn uci v/»*-—- / ijggenu>- 
gesetzte Beleidigung auch die im Ehebrucn | j e geso ' 
leidigung mitumfaßt, kann kein Hindernis ¿es Eh 
derte Verfolgung bilden, wenn die Dest^a„ rrp7relung 
bruchs als solchen auf Grund der Sonde s ̂  StG • 
§ 172 unterbleiben muß. Dem Gedanken fl j j ragen 
wird aber in allen Fällen dahin Rechnung g j j e Veo 
den müssen, daß der Wille des Verletzten 
gung entscheidend sein muß. , Beieidiftfnn.

Das LG. hat den Ehebruch als solchen . zutreh 
bestraft. Zu welchem Ergebnis es bei re  ̂ i.jgwirksa11!  ̂
der Würdigung — das Vorliegen eines „ laßlJLj.
............. ..........................oweit.die Rev-z“  {olgefl.
sprechung des Angekl. beantragt, ist l̂ ^ rüng ?ebv 0r-we tere AutKiaru& ,7 yo‘Die Sache muß vielmehr, da w eite re a.m*“ “ * atj ’ jje  
ist, zu neuer Verhandlung und Entschei s 
instanz zurückverwiesen werden. [He-J

(RG., 2. StrSen. v. 6. Febr. 1941, 2 D 519/40;.

*  a 19 s 0 * ”
3. RG. -  § 185 StGB. Die in dem Eh<;b^ „  Ehe****“ 

chen liegende Beleidigung des hinterga g ¡jm 
kann nicht mehr bestraft werden, wen 
ziehen hat. -  »matir l y ,

Der Angekl. hat mit der Ehefrau I
K. seit Frühjahr t. 

aUCi  ,m Heere5'Ehebruch getrieben und dieses Verhältnis ztIm Heer 
gesetzt, als der Ehemann K. i^ HepbVlSpmann K. haAS aber 
dienst einberufen worden war. Der Eh Angej9' t,at
Ehefrau den Ehebruch verziehen, gegen. „  gondGer. ^  
Strafantrag wegen Beleidigung £ej te RPieidigung va 
diesen wegen eines Vergehens der o 
StGB.) verurteilt.
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aus zwei Gründen nicht bestehenbleiben.Urteil kann

SondQer- hat °^ ne erkennbaren Rechtsirrtum 
bestanHd5r besonderen Umstände des Falles die zum Tat- 
Werfiipu, • § 4 VolksschädlVO. gehörende besondere Ver- 
totoenn ■ der Tat des Angekl. verneint. Zur Verfolgung 
deif Rs foc68 Vergehens der Beleidigung war aber nach 
lieb. D ' u *94 StGB, ein wirksamer Strafantrag erforder­
te Fh/t den jahrelang fortgesetzten Ehebruch, zu dem 
bhebrpru11 den An£ekl- „verführt“ hat, haben die beiden 
antra» jner £ertie'nsarn den Ehemann beleidigt. Der Straf­
maß L aef, betrogenen Ehemannes erstreckt sich daher ge- 
Ehe(ra„r Vorschrift des § 63 StGB, auch auf die beteiligte 
Schrem' ln seinem an die Staatsanwaltschaft gerichteten 
keit deqnctVOm ^7- Mai *94Ö hat er, auf diese Unteilbar- 
erklärt btrafantrages aufmerksam gemacht, ausdrücklich 
haßen se’ne Ehefrau keinen Strafantrag gestellt zu
*r mit nF ltlr? Strafverfolgung auch nicht zu wollen, da 
die Staa* r we'*er >n Ehegemeinschaft leben wolle“ . Er hat 
die Bei 'Anwaltschaft schließlich gebeten, in diesem Sinne 
sich, daR̂ 6 se*ner Ehefrau wahrzunehmen. Daraus ergibt 
hat/dgo5 ,?r zur Bedingung seines Strafantrags gemacht 
Ünde. f - dle Strafverfolgung nur gegen den Angekl. statt- 
H 2SR.1 bedingter Strafantrag ist unwirksam (RGSt.

SC,P  H  188 =  DR. 1940, 1232 <). 
a«f djp aJl? diesem Grund muß das Urteil des SondGer. 
aüfgeh0, Nichtigkeitsbeschwerde des Oberreichsanwalts

2 p °en und das Verfahren eingestellt werden, 
hin» ? / ehIt aber auch die weitere Verfahrensvorausset- 
Ehebruc^g recbtskräftigen Scheidung der Ehe wegen des

vâ W t re‘ts in R0 Si- 7.4> 331 =  DR- ,941> 377 1 m- Anm- kann die in dem Ehebruch a ls solchem
mehr Beleidigung des hintergangenen Ehegatten nicht 
b'He Vp-c-aR werden, wenn dieser ihn verziehen hat.
nur zuPj^Jgnng wegen Beleidigung wäre in diesem Fall
'°iidere‘ Ss'£> wenn sich eine Ehrenkränkung aus den be- 
jmif ¡hm ’ den Ehebruch begleitenden Umständen oder aus 
¿Nelis „ . ^ . adenen,  aber nicht zum Tatbestand des Ehe-
3°lche f  (hörenden Merkmalen ergäbe (vgl. RGSt. 65, 1). 
v°m Snni^'ände oder Merkmale liegen aber nach dem 
Ns festgestellten Sachverhalt nicht vor. Auch
tyęi!rüpnSem Grunde muß daher das Verfahren eingestellt

3- StrSen., Beschl. v. 27. Febr. 1941, C 55/41 [3 StS
[He.j

‘  4
’iV l i i r W  r  § 330 c in Verb. m. § 2 StGB. Der Begriff 
}  sjpi, s ab“ in § 330 c StGB, wird dahin bestimmt, daß 
n 8 erheiip1, e‘n plötzlich eintretendes Ereignis handelt, 
Ufsach( “chen Schaden an Personen oder Sachen ver- 

Irn r> , nc* weiteren Schaden zu verursachen droht, fahnÜ,tgliip, ('aen einer Krankheit kann es Fälle geben, die als 
, Aus o a" gemäß § 330 c StGB, anzusehen sind, 

t¡leiten 's* alckt eine Sonderpflicht für Ärzte
ii ran] ( (daß ein Unterlassen von Besuchen bei schwer 
Njer dl!» durch einen angerufenen Arzt ohne weiteres 

Für '¡ Se Strafbestimmung falle. 
n|8 Fälle”6, entsprechende Anwendung des § 330 c StGB. 
|j**t in r?er Einzelnot werden insbes. solche Vorkomm- 

Ver_e.,?ekt kommen, bei denen eine nicht unerheb- 
p .arten , 1'hmmerung schon eingetretenen Schadens zu 
sreifpn *eht und zugleich ein sofortiges helfendes Ein- 

Das , ',ens Dritter notwendig erscheint, f )
bat den Angekl. (Arzt) wegen Vergehens 

t a StGB, in zwei Fällen verurteilt, 
jssp^agek l. hat am 24. Jan. 1940 vor seiner Nachmit- 
J ; dem | tande das Gespräch seiner Hausangestellten 
li'N:ngeböK^hwiegersohn G. der erkrankten Frau Sch.

schw i wonach G. erklärte, seine Schwiegermutter 
oir Doktnerkrank im Bett, er wisse nicht, was ihr fehle, 

Welt/ mbsse kommen. Der Angekl. hat darauf 
hi“ , er u res dem G. zugerufen, er habe heute keine— - . . - - ^  TKrank ° m.rne morgen. Er hat aber bis zum 27. Jan. 

andpi-„'!!cb,t aufgesucht, so daß G. an diesem Tage 
,.i.aduh„  ren Arzt zuzog, der doppelseitige Lungenent- 

bei seinem zweiten Besuch am 30. Jan.sol Und
c e Verschlimmerung der Krankheit feststellte,

daß er die Überführung en ein Krankenhaus anordnete, 
wo die Kranke am l.Febr. verstorben ist.

Am 2. März 1940 suchte Frau St. den Angekl. wegen 
Halsbeschwerden auf. Er stellte Angina fest und bestellte 
die Kranke unter Verordnung von Bettruhe und Arznei 
zum 7. oder 8. März in seine Sprechstunde. Sie ist aber 
mcht gekommen; sondern es erschien am 11. März ihr 
Ehemann und bat den Arzt um eine Bescheinigung, daß 
seine Frau krankheitshalber sich nicht dem Vertrauens­
arzt vorstellen könne. Er erklärte dem Angekl. ferner, 
der Zustand seiner Frau habe sich nicht gebessert, son- 

eher leicht verschlechtert. Am vorhergehenden 
Abend habe sie keine Luft bekommen können. Er sei 
sehr beunruhigt und bitte dringend um den Besuch des 
Angekl. Dieser lehnte dies ab, da er keine Zeit habe 
und kein Auto benützen dürfe. Er verordnete aber Arznei 
zum Gurgeln. Am 13. März trat eine plötzliche Ver­
schlimmerung in dem Zustand der Kranken ein. Ehe 
noch ärztliche oder andere sachkundige Hilfe zu er­
reichen war, verstarb die Kranke am selben Tage.

Das LG ist davon ausgegangen, daß der Angekl. 
nur mangels guten Willens nicht zu den Kranken ge­
gangen ist, obwohl ihm bei den Aufforderungen zum 
Bewußtsein gekommen ist, daß schwere Erkrankungen 
Vorlagen. Die Verurteilung aus § 330c StGB, hat die 
btrK.. weiter dahin begründet, daß schwere Erkrankun- 
f etV .??, lnnerhalb verhältnismäßig kurzer Zeit den Tod 
herbenuhren, Unglücksfälle im Sinne der Bestimmung 
seien. Deren Sinn und Zweck würde man nicht gerecht, 
wenn bei derartigen Erkrankungen nicht Unglücksfälle 
angenommen würden. Denn §330c wolle die durch 

Unterlassen zutage tretende rücksichtslose Gesinnung 
bestraft wissen. Eine solche offenbare sich auch in der 
Unterlassung des Besuchs Schwerkranker durch einen 
angerutenen Arzt. Man könne darum dem Willen des 
uesetzgebers nur  ̂gerecht werden, wenn man Erkran­
kungen der geschilderten Art zu den Unglücksfällen im 
Sinne des Gesetzes rechne.

uie Kev., , , -  macht demgegenüber in erster Reihe gel-
daßi die hier festgestellten Krankheiten nicht als 

Unglucksfalle i. S. des § 330c StGB, angesehen werden 
können. Dem ist beizutreten.

Zum äußeren Tatbestand erfordert der § 330c StGB, 
das Vorliegen eines Unglücksfalles, gemeiner Gefahr 
jd-er getneiner Not und das Unterlassen von Hilfe durch 
den later, die nach gesundem Volksempfinden von ihm 
im Hinblick auf das Ereignis zu leisten ist. Das LG. hat 
dahingestellt gelassen, ob in den beiden von ihm be­
handelten Fällen der Tatbestand gemeiner Gefahr oder 
Not gegeben war, da es sich jedenfalls um Unglücks­
falle gehandelt habe.

Die Frage, ob gemeine Gefahr oder Not vorlag, ist 
bei dem festgestellten Sachverhalt zu verneinen. Denn 
die beiden Begriffe setzen voraus, daß die als gemeine 
Gefahr oder Not anzusehende Lage eine abstrakte Ge­
fährlichkeit in sich schließe, durch die die Allgemein- 
heit betroffen erscheint. In diesem Sinne ist auch aus 
dem Zusammenhang des §315 StGB, der in Abs. 3 dieser 
Vorschrift festgestellte Begriff Gemeingefahr zu ver­
stehen. An diesem Merkmal fehlt es aber, wenn es sich 
wie hier lediglich um die Erkrankung einer Einzelperson 
und die daraus für diese gegebene Gefahr oder Notlage 
handelt.

Aber auch als Unglücksfälle i. S. des § 330c StGB 
können entgegen der Ansicht des LG. die Krankheits­
zustände der beiden Frauen nicht erachtet werden Der 
Begriff Unglücksfall im § 330c StGB, wird allgemein 
dahin bestimmt, daß es sich um ein plötzlich eintreten­
des Ereignis handele, das erheblichen Schaden an Per­
sonen oder Sachen verursacht und weiteren Schaden zu 
verursachen droht.

Zu dem ebenfalls das Merkmal Unglücksfall auffüh­
renden § 360 Nr. 10 StGB. a. F. ist die Auffassung ver­
treten worden, der Begriff Unglücksfall gewinne seinen 
Inhalt durch Abgrenzung von den Begriffen Unfall und 
gemeine Gefahr oder Not. Unfall sei ein ä u ß e r e s  Er­
eignis, durch das Personen oder Sachen irgendwie ge­
schädigt worden sind, und ein Unglücksfall°ste!le einen 
Unfall von erheblicher Bedeutung hinsichtlich der Ver­
letzung von Personen oder Sachen dar, der auch den
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Eintritt weiteren Schadens besorgen lasse (vgl. O h l s -  
h a u s e n ,  „Komm. z. StGB.“ , ll.A u f l. ,  S. 1964 Anm. b 
zu § 360 Nr. 10 StGB.). Aus einer solchen Ableitung des 
Begriffs Unglücksfall aus dem des Unfalls ergibt sich die 
Beschränkung, daß als schädigendes Ereignis nur ein 
solcher Vorfall angesehen werden könnte, der von außen 
her auf das verletzte Gut eingewirkt hat. Danach könnte 
die Fortentwicklung einer Krankheit zu einem plötz­
lichen Ereignis, das eine erhebliche Schädigung ver­
ursacht und weiteren Schaden zu verursachen droht, wie 
z. B. ein schwerer Krampfanfall eines Epileptikers auf 
der Straße oder auch in seiner Wohnung, sofern er dort 
ohne Hilfe ist, und andere ähnlich liegende Vorkomm­
nisse im Laufe einer Krankheit, nicht als Unglücksfall
i. S. des §330c StGB, beurteilt werden. Das entspricht 
aber nicht dem Sinn und Zweck dieser Bestimmung. Sie 
stellt sich als eine sachlich umfassend erweiterte Vor­
schrift gegenüber dem § 360 Nr. 10 StGB. a. F. dar und 
bringt den Wandel der Auffassung über die Pflichten 
des einzelnen gegenüber der Volksgemeinschaft und 
sein Verhältnis zu den Volksgenossen zum Ausdruck. 
Ihr ist daher eine solche Einschränkung, die begrifflich 
nicht notwendig in dem Merkmal Unglücksfall zu finden 
ist, nicht zu entnehmen. Es bedarf demgemäß auch 
keiner Auseinandersetzung mit der Rspr. und Rechts- 
fehre zu den Begriffen Unfall und Betriebsunfall, bei 
denen eine äußere Einwirkung auf das verletzte Gut 
vorausgesetzt wird.

Nach alledem ist daher anzuerkennen, daß es Fälle 
im Rahmen einer Krankheit geben kann, die als Un­
glücksfälle gemäß § 330c StGB, anzusehen sind. Es 
ist dabei aber stets erforderlich, daß es sich um ei:n 
plötzliches Eintreten des jeweils schädigenden beson­
deren Ereignisses handelt.

Die im angefochtenen Urteil dargetanen Krankheits­
zustände der beiden Frauen zu den Zeiten, in denen sich 
der zu ihnen gerufene Angekl. der Unterlassung nach 
§330c StGB, schuldig gemacht haben soll, weisen kein 
plötzliches Ereignis der Art auf, das das Merkmal eines 
Unglücksfalles in dem erörterten Sinne erfüllt. Es han­
delt sich vielmehr nur um Krankheiten mit Erscheinun­
gen bei den Frauen, die deren Angehörigen den Ein­
druck schwerer Erkrankung machten, so daß sie zur 
Aufklärung eine Untersuchung der Kranken durch den 
Angekl. begehrten.

Zu den sonstigen Erwägungen des LG., weshalb es 
hier von Unglücksfällen ausgegangen ist, ist noch zu 
bemerken: Die StrK. leitet ihre Ansicht auch daraus her, 
daß die Erkrankung als schwere zu erachten war, weil 
sie innerhalb verhältnismäßig kurzer Zeit den Tod her­
beigeführt habe. Diese Betrachtung von dem späteren 
Verlauf der Krankheit her zur Begründung, daß sie in 
der vorhergehenden Zeit als Unglücksfall zu erachten 
war, ist verfehlt. Denn für die Frage der Anwendbarkeit 
des §330c StGB, kann nur das Bild der Sachlage zu 
dem Zeitpunkt in Betracht kommen, der für die Fest­
stellung der allgemeinen Pflicht zur Hilfeleistung maß­
gebend ist. Die Gesetzesstelle geht von Ereignissen aus, 
bei denen in der Regel die unmittelbare Gefahr für Leib 
oder Leben von Menschen oder für bedeutende Sach­
güter und damit die Pflicht zur Nothilfe auch für jeden 
Unbeteiligten sofort erkennbar in die Erscheinung tritt. 
Gerade an diesen Merkmalen fehlt es auch bei Erkran­
kungen, die als schwer zu erachten sind. Eine Beurtei­
lung einer Erkrankung hinsichtlich des Grades ihrer 
Schwere ist zudem vielfach nicht auf Grund des äußeren 
Erscheinungsbildes zu treffen, sondern setzt auch für 
den Sachkundigen mehr oder weniger umfangreiche 
Feststellungen und Beobachtungen aller A rt voraus. 
Auch diese Umstände schließen es aus, in einer Krank­
heit aus dem Grunde, weil sie sich bei Nachprüfung 
vom medizinischen Standpunkt aus als schwerer Krank­
heitsfall darstellt, einen Unglücksfall gemäß § 330c 
StGB, zu sehen.

Fehl geht auch der weitere Grund des LG., daß nach 
dem Sinn und Zweck des §330c StGB, bei schweren 
Erkrankungen ein Unglücksfall angenommen werden 
müsse, weil diese Bestimmung die durch Unterlassen zu­
tage tretende rücksichtslose Gesinnung bestraft wissen 
wolle. Eine solche Gesinnung offenbare sich auch in der

[Deutsches Recht, Wochenausg^

Unterlassung des Besuchs Schwerkranker durch den an 
gerufenen Arzt. . ,

Der Umstand, daß das Unterlassen von Hilfe sic „g 
einer Sachlage als Ausdruck rücksichtsloser Gesin ^  
kennzeichnet, vermag nichts dafür zu beweisen, da . eS 
Sachlage gerade den begrifflichen Voraussetzungen 
Unglücksfalles gemäß §330c StGB, entspreche.^
LG. hat offenbar den Sinn der Darlegungen ue ; 
Senats in der Entsch. RGSt. 71, 200, 203 zu dem 1̂  
auch unter dem Gesichtspunkt einer Anwendbar)'
§ 330c StGB, behandelten Straffall verkannt. De ¡j
hat dort nach der Erörterung, daß ein Tatbestai ^
§330c StGB, in Rede stehe, darauf hingewiese > 
die Schuld des Täters nicht deshalb in Zweifel Sbetrof' 
werden könne, weil die von dem Unglückstall 
fene Person tatsächlich seiner Hilfe zur V.eri7r]assen 
weiteren Schadens nicht bedurft und sein Un f zU 
keine weiteren Folgen nach sich gezogen ,,Erlassen
dieser Frage wird ausgesprochen, daß das un der 
als solches nach dem Sinn des § 330 c StGB- W zU. 
rücksichtslosen Gesinnung bestraft wird, die m ^ c lie  
tage getreten ist, unabhängig davon, ob un , gs 
Folge das Unterlassen der Hilfeleistung gehaD dje 
handelt sich somit nur um die Klarstellung, , als 
Tat nach §330c StGB, nichts weiteres vorau 
daß der Täter pflichtwidrig keine Hilfe leistet. aUS 

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, abge' 
§ 330c StGB, nicht eine Sonderpflicht für A „ eslicjiet' 
leitet werden kann, daß ein Unterlassen von ^ tL\ 
bei schwer Erkrankten durch einen angerurf jje. Das 
ohne weiteres unter diese Strafbestimmung 2330c 
Entstehen einer Pflicht zur Hilfeleistung an die
StGB, ist auch für den Arzt danach im Einze „eknüpf*’ 
gleichen Voraussetzungen wie für jedermmm J=HothiIfe 
Ist nach diesem Gesichtspunkte eine Pflicht z r(jernden 
zu bejahen, wird sich Art und Maß ^es,.zU„ Allerdings 
Helfens hinsichtlich der beteiligten Pflichtigen - ê en 
je nach der Art des Unglücksfalles und den ,gn Hilfe 
der einzelnen zur Leistung der in Rede ste • „mlich det 
richten. Dafür, daß diese Auffassung mm ,]ein dem 
Stellung des Arztes gegenüber §330c Stuts- QeSetz- 
Gesetze entspricht, sei noch angeführt, dal) Aufhebung 
geber den Abs. 2 des §144 GewO, über di § 330 c 
des Zwanges zu ärztlicher Hilfe bei Einfuge 
StGB, in das StGB, nicht geändert hat. y erstöße

Soweit aber in dem Verhalten des Arz . ergebeU' 
gegen seine aus den §§ 1 u. 12 RÄrzteO. ^ ^|,nduno 
den Berufspflichten zu sehen sind, ist mr 1 ..¡nar- un 
durch das in der RÄrzteO. vorgesehene Dis zu 
berufsgerichtliche Verfahren Vorsorge get des Am 

Das LG. hat noch untersucht, ob zu Las• der bei
gekl. Körperverletzung oder fahrlässige * ¡sf im Z 
den Frauen i n Frarrf» b-nmmpn könne. FJär , u. -rti 
sammenhang

in Frage kommen könne. Da , u zU e? , 
r mit dem sonstigen Urteils^ daß d^

nehmen, daß das LG. davon ausgegangen pf|jchten^aß

liât,
Kranke"

Angekl. aus Gleichgültigkeit gegen seine - ,iat -■ß 
Arzt die Besuche bei den Frauen untcria  ̂ u,t. a 
er aber nicht damit gerechnet noch es ge der 
durch das Unterbleiben einer Behandlung £lu .. 
auf Grund der Untersuchung ihres Zus jjt w?r , 
lieber Ausgang der Krankheiten mitve it ¿er §§ ¡,eii 
könne. Die StrK. hat eine Anwendbar« nachwe - j  
223, 230 StGB, verneint, weil sich nicht nau de„ i 
lassen, daß das Unterlassen des Auge • rling i 
der beiden Frauen oder für die Verse :st. An ja 
Krankheitszustandes ursächlich ge wese ejjjjnden> e
Feststellung des Tatrichters ist das Ke ¿eT An«3 
hier die, wenn auch knappe Darlegt g ■
des LG. keinen Rechtsirrtum erkennen Fatu4aS,

Wie sich aus den Urteilsausführungen dern A ^ L ^ t
keit ergibt, geht das LG. dav(m an% pefn-esetzten * per 
abgesehen von der im § 330c StGB. ; de[n obj3£' 
zur Nothilfe, eine Rechtspflicht zum H der K r ,  er 
Angekl. hatte im Fall Sch. die ^ ellii!L rrl0mrnen> zu 
durch die Zusage seines Besuchs up Äblehnua° ’jter 
hat im Falle St. die Kranke auch bei erordnunS w 
ihr zu kommen, durch eine ärztliche 
behandelt. . AnWetldpaf|

Die Frage, ob bei dieser Sachlage em gr den
des § 221 in Betracht kommen könne, s
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»ertoVui assens in hilfloser Lage regelt, an den hier nur 
Eraiirh+ werden könnte, hat das LQ. nicht erörtert. Es 
Kes e h 6 auch darauf nicht näher einzugehen, da es, ab- 
der m «  V° n den Bedenken, die gegen eine Annahme 
O h h .u l.-^ k e it  durch Krankheit, des Bestehens einer 
einp ^fdhcht in dem in § 221 StGB, gedachten Sinne und 
vvP:to verlassen seitens des Angekl. bestehen, an dem 
durchren- Tatbestandsmerkmal fehlt, daß der Angekl. 
lassen SiTln Verhalten die Kranken in hilfloser Lage ver- 
nidltn. hat- Als hilflos ist eine Person anzusehen, die 
'hr i 1,ais*ande ist, sich ohne Hilfe anderer gegen eine 
helfn e oder ‘hre Gesundheit bedrohende Gefahr zu 
der ? -lRGSt- 7> » 1 /I 2; 31, 165/67). Eine hilflose Lage 
3118711 lp”  Frauen in diesem Sinne ist schon deshalb 
Sen Hs.c'djeßen, weil ihnen nach den Urteilsfeststellun- 
hörii» 16 der mit ihnen zusammenlebenden Ange-
als dp11.2111 Verfügung stand, durch die ein anderer Arzt 

Na n ,2ekl. herbeigerufen werden konnte.
\vejSpch alledem liegt in der festgestellten Handlungs- 
Straf,, des Angekl. keine Verletzung eines bestimmten 
ob 1?esê zes. Es bleibt daher nur noch zu untersuchen, 
oder , e entsprechende Anwendung des S330c StGB. 
Fälle dei  § StGB, gemäß § 2 StGB., sei es auf beide 

Gr,.°jer e‘nen von ihnen in Frage kommen kann, 
geme ndgedanke .des § 330c StGB- ist> in Fällen a11’ 

oder F‘nzelnot der im Gesetz besonders ge­
r e c h n e te n  Art die Erfüllung der Pflicht zur Hilfe- 
Sundem ,s,edens def Personen zu sichern, die nach ge- 
dafür • Volksempfinden im Hinblick auf den Einzelfall 
düB„  Jn Betracht kommen. Eine entsprechende Anwen- 
An|a(>KFa.nn hiernach nur dann in Frage stehen, wenn der 
seB de rcdas Erfordern der Hilfeleistung in seinem We- 
gan? J?, Fällen entspricht, für die der Gesetzgeber die 
Nothii?;Seme*n also jedermann betreffende Pflicht zur 
Art vviM an£eordnet hat. Denn nur um der besonderen 
herjn-p etn hat das Gesetz in Fortentwicklung des bis- 
¡̂nsichti- i hts dieser Pflicht eine solche Ausweitung 

¡Usovvpu'y/ des Personenkreises gegeben. Es werden 
StQB i D r eine entsprechende Anwendung des §330c 
k0nima-S Fälle der Einzelnot insbesondere solche Vor- 
llnerhp|If-S u *n Betracht kommen, bei denen eine nicht 
detis , , lche Verschlimmerung schon eingetretenen Scha--‘IO 7li uviuumm. 1  OLULMl ClllgCUClUlCU OV.II«-

iendes up| rwar.fen sieht und zugleich ein sofortiges hel- 

w&etide

..ucs oiuu uxiu ¿UgICILli CU1 bUlUILIgCb HCl-

Man L- ^ g re ife n  seitens Dritter notwendig erscheint. 
^0r£enrinn k*ar z‘ B- an eine durch die bisher für sie 

sei es aus Pflichtwidrigkeit oder auch un- 
licht zii u m Anlaß verlassene Kranke, die sich allein 
^ nkenU •leken vermag, oder an ähnlich gelagerte Fälle
Sofpv * hl denen pflrh crpQUtirlpm 'V/rJlrcamrvfin/’fAn pin
Ä '  f « ^ e

Q?e . In Ihrem
fe i t *

Forti ’ nL .denen nach gesundem Volksempfinden eine 
chla~e Fürsorge Pflichtgebot für jeden ist, der die 
ti Q” f  ln ihrem äußeren Erscheinungsbild erkennt. 

Veits phehnisse solcher Art handelt es sich nach dem 
„allen nV lSia^ en Bei den vom LG. festgestellten beiden 
«OB 11,! Eine entsprechende Anwendung des §330c 

Daj . demnach hier ausscheiden.
Jen, s0l? •icke !lat hinsichtlich des § 221 StGB, zu gel- 

irPed ‘n ‘hm der Fall des Verlassens in hilfloser 
r erden ist, der hier allein in Betracht gezogen
^ esetzeJ * Hi1’ da auch nach dem Grundgedanken dieser 
j^kl. «eile die festgestellte Handlungsweise des An- 
“ ii die q. , a's strafwürdig erscheint. Es handelt sich 
&atiz bec j :run£ des Erfüllens von Obhutpflichten in 
,r5uen '° ! lderen Fällen. Da hier die beiden erkrankten

?taticlcn 2 *^  der betätigten Fürsorge ihrer Angehörigen 
Lage“  L ,hlt es schon an einer dem Begriff „hilflose 

Nac  ̂ J<jh nur ähnlichen Not.
(Rq  a|ledein war der Angekl. freizusprechen.
^  •> 2- StrSen. v. 19. Dez. 1940, 2 D 445/40.) [He.]

\V7nklichr*CUn̂ : P en Leitsätzen der Entsch. kann unbe- 
v > t laut "“ gestimmt werden. Es hieße in der Tat, dem 
Serin m,’ .lnn und Zweck des Gesetzes Gewalt antun, 
t 33°c ¿ r - lede Erkrankung als „Unglücksfall“  i. S. des 
2®lt“  b u B. ansehen wollte. Ob gerade die „Plötzlich- 
plerkmarS Ereignisses als das maßgeblichste Begriffs- 
auSchein+ ZU- Selten hat, mag- dahinstehen. Wesentlicher 
tn «eiten ̂  die aus den Umständen des Einzelfalles 
’■ l11“ . der t - otwend‘Skeit des Einschreitens von jeder­
z e i t  . ( " ig  zur Hilfe ist, also die mangelnde Mög- 
et*iäße’ dem gewöhnlichen Wege bestimmungs- 

n dfe zu erhalten. Ich würde daher auch bei

H

gewöhnlichen Erkrankungen eine Strafbarkeit des die 
notwendige und sachgemäße Hilfe verweigernden Arztes 
dann bejahen, wenn ein anderer Arzt nicht zu erreichen 
ist ( Sc h wa r z :  AkadZ. 1936, 121 betont die Pflicht des 
Arztes zur alsbaldigen Vornahme einer unaufschiebbaren 
Operation), Zu dieser Ansicht scheint ja auch die Entsch. 
ZH. nf.‘Sen- Es handelt sich dann um den Fall einer selb­
ständigen Pflicht zum ärztlichen Handeln kraft Gesetzes 
( C o e r m a n n -  W a g n e r ,  „Deutsches Ärzterecht“  S. 78; 
iu r eine weitgehende Anwendung scheinbar L i e r t z -  
• a f f / a f h ,  „Handbuch des Arztrechts“  S. 185, 378, 
öS/, 434).

Bßi dem mehr als auf den Schutz der Einzelperson 
auf die Erfüllung .fler Pflichten des einzelnen gegen- 

der Volksgemeinschaft hinzielenden Zweck des 
ihor o (Er. S c h m i d ,  „Deutsches Strafrecht“ ,
ly jo, S. 424) kann es bei der Beurteilung der Frage, in- 
wiewed ein Arzt diese Nothilfepflicht verletzt hat, auch 
nicht entscheidend darauf ankommen, ob der Arzt die 
Behandlung und den Abschluß eines Arztvertrages über­
haupt von vornherein ablehnt (was er im Bereiche 
seiner Tätigkeit als Kassenarzt ja nicht ohne weiteres 
därt), oder ob er nach dem Zustandekommen eines Be- 
nandlungsvertrages die Versorgung des Kranken schuld- 
natt vernachlässigt oder ohne berechtigten Grund eine 
bestimmte oder begehrte Art der Hilfe (Besuch in der 
Wohnung) ablehnt. Die Nothilfepflicht ist völlig unab- 
urteflen V° n der Frage vertraSlicher Bindungen zu be-

Kann aus §330c StGB, auch kein ärztliches Sonder­
strafrecht abgeleitet werden, so liegt es doch in der 
Natur der Sache, daß dem Arzt, dessen Aufgabe und 
Beruf es ist, zu helfen, auch die Pflicht zu dieser Hilfe 
häufiger und schwerer obliegen wird, und auch daß sie 
weiter in den Bereich der Einzelnot hineinreichen wird, 
raus andere ärztliche Hilfe nicht zu erreichen ist, kann 
jede ernste Erkrankung zum Notfall und zum Unglücks- 
fall i. S. des § 330 c StGB, werden, mindestens eine 
analoge Anwendung des Gesetzes rechtfertigen.

Standesgemäß liegt dem Arzt stets die allgemeine, 
nach den Vorschriften der RÄrzteO. und der Berufs-

+!• achatztO. näher zu bestimmende Pflicht ob, seine 
ärztliche Hilfe jedem, der sie begehrt und benötigt, zu 
widmen, und er darf sich dieser Pflicht nur aus objektiv 
dringendsten Gründen entziehen ( C o e r m a n n - W a g -  
w?if a- a-° /  s - 13)- Grundlose Versagung der ärztlichen 
nute wird meist eine, Standesverfehlung darstellen 
( l e r t z -  P a f f r a t h  a. a. O. S. 97; ein interessanter Fall 
vum ° e r Jn a n n - W a g n e r  a. a. O. S. 78; ein weiterer 

L-B w p', ,Nordd- AusS- v- 25. Febr. 1938, Nr. 56 S. 4 
und Ka I f e l z :  DÄrzteBl. 1938 Nr. 20 S. 374). Die A r­
gumentation des RG. aus der Aufhebung des früheren 
fwanges zur ärztlichen Hilfe durch § 144 Abs. 2 GewO, 
ist daher recht schwach.

E)l®.u!JnBedingte Rechtspflicht des Angekf. zu einer 
sorgfältigen und sachgemäßen ärztlichen Hilfe stand in 
den beiden Fällen der Anklage aber schon deshalb zwei- 
ienos fest, weil er in beiden Fällen die Behandlung über­
nommen hatte, also auch zur gewissenhaftesten Erfül­
lung seiner aus den abgeschlossenen Behandlungsver- 
‘:ra2.eu erwachsenen Pflichten gehalten war. Ein ab- 
schheßendes Urteil darüber, ob und in welchem Umfange

+dleife R ichten verletzt hat, oder ob ihm ausreichende 
Entschuldigungsgründe zustanden, hätte aber wohl noch 
eingehenderer tatbestandsmäßiger Feststellungen be­
durft, als die Entsch. sie erkennen läßt und wiedergibt. 
Dies würde insbesondere für die Frage gelten, welche 
Rolle eine heute ja besonders mögliche nicht zu bewäl­
tigende berufliche Überlastung gespielt hat. Hätte aber 
der Arzt seine Pflichten, wie die Vorinstanz angenom­
men hatte, tatsächlich nur aus Gleichgültigkeit gröblich 
vernachlässigt, so würde sich seine Strafbarkeit aus dem 
Gesichtspunkt der fahrlässigen Tötung jedenfalls nicht 
so ohne weiteres mit der Verneinung der Nachweisbar­
keit des Kausalzusammenhanges und der Voraussehbar­
keit ausschließen lassen, wie die Entsch. das tut. Wenn 
der Arzt durch eine wirklich leichtfertige oder gar bös­
willige Vernachlässigung seiner ärztlichen Pflichten den 
Tod der Kranken insoweit mitverschuldet hat, als er 
nicht das Erforderliche zur möglichen Abwendung eines



928 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

derartig unglücklichen Ausganges (Erfolges) getan hat, 
so scheint mir in solchen Fällen das gesunde Volksemp­
finden (siehe hierzu die ausgezeichneten Ausführungen 
von P e t e r s :  DStrR. 1938, 337) durchaus für die Straf­
würdigkeit eines derartigen Verhaltens zu sprechen. Als 
„Träger höherer Verantwortung“  (siehe h ie rzu K u ne rt: 
DR. 1939 2008) muß der Arzt, der die ihm kraft seines 
Berufes gegenüber der Gemeinschaft und dem einzelnen 
obliegenden hohen Pflichten schwer vernachlässigt, auch 
strafrechtlich hierfür in besonderem Maße zur Verant­
wortung gezogen werden können. Eine zu weitgehende 
Verweisung auf die Standesgerichtsbarkeit würde in 
schweren Fällen dem Sühne- und Schutzbedürfnis der 
Volksgemeinschaft nicht genügend gerecht werden. Nach 
geltendem Recht steht der Arzt auch bei der Ausübung 
seines Berufes unter den allgemeinen Strafgesetzen, wie 
ja andere Berufe auch. Wie immer bei der Erörterung 
solcher Fragen möchte ich allerdings den Wunsch aus­
sprechen, daß sowohl auf dem Gebiete des bürgerlichen 
wie auch des Strafrechts der besonderen A rt ärztlicher 
Tätigkeit durch die Schaffung besonderer gesetzlicher 
Bestimmungen und Tatbestände entsprochen, und so eine 
bessere Erfassung ermöglicht werden möge, als sie nach 
dem heutigen Recht möglich ist.

AGR. Dr. K a l l f e l z ,  Cottbus.
1 *

5. RG. — §§11 Abs. 2, 42 Abs. 1 Nr. 4 DevG. 1935; 
§8 StGB.

1. Unter das Verbot des §11 Abs. 2 DevG. 1935 fällt 
nicht die Verfügung eines Ausländers zu seinen eigenen 
Gunsten. Der Ausländer kann daher nicht Täter oder M it­
täter eines Vergehens gegen §11 Abs. 2 i. Verb. m. §42 
Abs. 1 Nr. 4 DevG. 1935 sein; die Annahme der Anstif­
tung oder Beihilfe eines Ausländers zu der Tat eines In­
länders ist jedoch rechtlich möglich.

2. Über die Frage, ob die Verfügung eines Ausländers 
über eine Reichsmarkforderung eines anderen Ausländers 
gegen einen Ausländer zugunsten des Gläubigers der Ge­
nehmigung nach § 11 Abs. 2 DevG. 1935 bedurfte.

3. Die Verfügung über eine Forderung ist auch als im 
Inland begangen anzusehen, wenn sie zwar im Ausland 
vorgenommen wurde, aber tatbestandsmäßig Inlandswir­
kungen gehabt hat.

I. R e v. des A n g e k 1. R.
Die StrK. hat angenommen, daß der Angekl. R. als Aus­

länder (Danzig) mit H. als Inländer in zwei Fällen einen 
Doppelkauf von Briefmarken vorgenommen hat unter der 
gleichzeitigen Vereinbarung, daß die beiderseitigen Kauf­
preisforderungen, die dieselbe Höhe hatten, durch Auf­
rechnung getilgt würden. Der erste Vertrag nebst der Auf­
rechnungsvereinbarung wurde in Danzig geschlossen; R. 
lieferte Daposta- (Danziger Postwertzeichen-Ausstellung-) 
Blocks, H. sandte später aus Berlin nach Danzig WHW.- 
Marken. Der zweite Vertrag nebst der Aufrechnungsver­
einbarung wurde in Berlin geschlossen; R. lieferte in Ber­
lin Daposta-Blocks. H. lieferte Kolonialmarken. Die StrK. 
hat einen Verstoß gegen §11 Abs. 2 DevG. 1935 darin 
erblickt, daß H. durch die nach den erfolgten Markenliefe­
rungen wirksam gewordenen Aufrechnungsvereinbarungen 
über seine anbietungspflichtigen Reichsmarkforderungen 
gegen den Ausländer R. zugunsten dieses Ausländers ohne 
Genehmigung verfügte und sie zum Erlöschen brachte. 
Den Angekl. R. hat die StrK. einer Mittäterschaft an 
dieser Straftat des H. in beiden Fällen für schuldig be­
funden.

Hinsichtlich des Tatortes ist die StrK. zutreffend davon 
ausgegangen, daß das Kolonialmarkengeschäft ganz im In­
land getätigt wurde. Bezüglich des WHW.-Markengeschäf- 
tes hat sie gleichfalls ohne Rechtsirrtum insofern auch 
eine Inlandstat angenommen, als die zwar im Ausland 
vorgenommene Aufrechnungsvereinbarung gleichwohl tat­
bestandsmäßig Inlandswirkungen gehabt hat.

Gegen die Annahme einer Mittäterschaft des R. be­
stehen aber durchgreifende rechtliche Bedenken. Nach fest­
stehender Rspr. kann Mittäter nur derjenige sein, der hin­
sichtlich der konkreten Tat auch Täter sein kann (vgl. 
RGSt. 59, 79, 81; auch RGSt. 62, 369, 390; 63, 313, 315; 
64, 422, 425). Die StrK. hätte daher prüfen müssen, ob R. 
als Ausländer die Tat des H. selbst begehen konnte. Diese

zu R .sFrage ist zu verneinen. Die Tat des H. ging - , eI1 
eigenen Gunsten insofern, als seine Schuld zum Bi'I°s. „ 
gebracht wurde. Eine Verfügung des Ausländers zu se 
eigenen Gunsten fällt jedoch nicht unter das Verbot
§11 Abs. 2 DevG. 1935"; es muß stets die Verfügung e'ap 
anderen als des Begünstigten vorliegen (RGEntscn. _ 
787/35 v. 13. Jan. 1936: JW. 1936, 991 5; RGEntsch. -V 
42/39 v. 6. Juli 1939: RGSt. 73, 263, 264 Ziff. 2). R. 
mithin nur eine Selbstbegünstigung vorgenommen, 
derer er aber nicht Tätsr, also auch nicht Mittäter 
konnte.

Diese rechtsirrige Annahme einer Mittäterschaf  ̂
eschwF. R. nötigt zur Aufhebung des Urteils. *'e(r ocjer 

möglich wäre dagegen die Annahme einer Anstiftung ^
einer Beihilfe zu der Tat des H., wobei bemerkt s 
eine notwendige Teilnahme des R. an der Tat des n- 
Lage der Sache im Anschluß an RGSt. 73, 1, 2 z j,at 
neinen sein wird. Von einer Berichtigung des Un 
der Senat absehen müssen, da noch weitere tatsa . ng 
Feststellungen auf Grund der neuen Hauptverna ^e\t 
notwendig sind. Dabei wird die StrK. auch Gei g ejneS 
haben, die von der Rev. angegriffene Feststellung ^  
Doppelkaufes (statt eines Tausches) einer erI1j ß  es sich 
prüfung zu unterziehen. Bemerkt sei hierzu, ^ • Vier]iche 
bei dieser Frage in erster Linie um eine tatric bandelti 
Auslegung und Würdigung des Parteiwillens .^„d- 
welche der beiden, nach der Übung der Bnefmar 
ler und den bestehenden Richtlinien möglichen u  evvr0llt 
formen (Doppelkauf oder Tausch), die Beteiligte! g a]jer- 
und durchgeführt haben. Bei dieser Auslegung errechts 
dings die Heranziehung von Grundsätzen des bt gjelIer- 
nicht ohne weiteres angängig, da das DevG. hei 
gesetz ist (RGSt. 69, 388).

II. Rev.  d e r  A n g e k l .  D. u n d  W. npvisenaus‘
Die StrK. hat angenommen, daß sich de^ G,;iterschaB 

länder D. und die Deviseninländerin W. in M 't ^ bs. 2 
mit dem Angekl. R. eines Vergehens gegen 8., r ,rehens 
DevG. 1935, die Angekl. W. außerdem eines v «aben. 
gegen §11 Abs. 1 DevG. 1935 schuldig g,emax L  darin 
Hei flptii Ancrpkl. D. Hat Hip StrK. dieses Verge

juuu uaposta-DiocKs zum verKaui in L'cu ‘ n \\xx 
und mit der Einziehung des Erlöses durch <•■ en der
— D.s — Rechnung einverstanden war. 1S f^glock5 

Einziehung des Verkaufserlöses aus 3000 Dal weitereh 
„für Rechnung des D.“ sowie des Erlöses bniigteö 
3500 Daposta-Blocks für sich selbst einer un® te„  eine5

“  J Ä I c h u lc b j lVerfügung über Reichsmarkforderungen nls für sch
Auslanders gemäß §11 Abs. 2 DevG. 1935 ¿¡e V9r
befunden worden. Der Angekl. W. hat die a • FH)' 
nähme von Verkäufen von Daposta- 'Ä is C s c h a f tI i a m i l C  V U U  V C I K 4 U 1C U  V U l l  • + t ä + p r s c n a i l

Ziehung des Erlöses in Deutschland als M it uaniit “I
R. (§11 Abs. 2 DevG. 1935) und in Tateinheit a„  K- 
Aushändigung der von ihr eingezogenen v> geleg ■
als Verstoß gegen § 11 Abs. 1 DevG. 1935.zur W »*s*<*' 

Die tatsächlichen Feststellungen der bt • cböpfenj 
verhalt sind nicht klar genug und nich noCjj
Weder das Rechtsverhältnis von D. zu

da5
erkenn^weuer uas itcciusveiuaiuiia vv« , 11̂  et»*1 jat

Rechtsverhältnis der W. zu R. ist so eind .K ¡iung a 
daß schon jetzt eine devisenrechtliche Bern ^  Sacn 
Handlungen möglich wäre. Die StrK. hat 
verhalt insoweit näher aufzuklären.

A D * daß R* ^1. Es ist zunächst die Möglichkeit gegeben, turn er 
0 von D. erhaltenen D a p o s ta -B lo c k s ^  Nan | ’>

ein
den JUUU von u. ernaitenen uapuoi« p.venefl ^  
langte. Er verkaufte dann diese Blocks im s i ngekl- 
und Zwar zum Teil selbst, zum Teil dur ^
zog den Erlös für sich von den Kund ¿anh
und wurde Eigentümer des Geldes. U- porderung .
Grund seiner Vereinbarung mit K- e n über die K- flij 
diesen auf die Erlössumme gehabt haö , leistete

a«zog den Erlös für sich von den Kunden una^ bar)n al
ii nH tiriirrfp FirrPtitiimPr Hpfi Geldes. D» llHi?

uicscn aui uic juiiuöDuiimiv. &X**7T' ’ n  iei3lw:'
sofern verfügte, als er die Zahlung , Niederle»“  ̂
indem er das Eigentum an dem Geld ) eanspruchs
in der Kassette, Abtretung des Herausgabean
Übergabe der Schlüssel an D. übertrug. erfolgie me

a) In diesem Fall würde die zunächst^ R über gfl 
Ziehung des Kaufpreises eine Verfügung QUnsten d n 
Forderungen an Inländer zu seinen *-> Verstoß 8 
stellen. Dieser Sachverhalt wurde kein Qriinden>
§11 Abs. 2 DevG. 1935 enthalten aus eien
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h '?.1 i dieses Urteils bei Würdigung der Handlungen des 
a «nd des R. dargelegt sind.
w ... dein Erfüllungsgeschäft gegenüber D. würde der 
schaff 6r durch die Zahlung und die Eigentumsver- 
ijer Ti!ng an dem Gelde über die Forderung des Auslän­
der F i i  ZU dessen Gunsten verfügt haben. Es läge also 
derun vo.r> da^ e*n Ausländer über die Reichsmarkfor- 
der 7 611 e'nes anderen Ausländers gegen einen Auslän- 
barke-'t . sen (des anderen) Gunsten verfügte. Die Straf- 
äiiscro ,eiIler solchen Verfügung ist an sich rechtlich nicht 
Qeppn ossen’ da der Abs. 2 des §11 DevG. 1935 im 
die v Sa(i? zu Abs. 1 a. a. O. seinem Wortlaut nach auch 
hat „• ügungen von Ausländern umfaßt. Der erk. Sen. 
feo 'ae Strafbarkeit in der Entsch. 2 D 125/38 v. 7. April 
Hie,;, °.St- 72> 152 ff- für § 20 Abs. 1 DevG. 1935 bejaht, 
nicht U| ls* für §11 Abs. 2 DevG. 1935 eine Strafbarkeit 
»De, , - 1 ne weiteres zu entnehmen (vgl. H a r t e n s t e i n ,  
Sch f f nnotrecht I 935“  zu § 11 S. 116; G u r s k i -Z « ..K"r»mmPtitar 7 1 1m 1 QQQ** 'tu & ^ 4  (j3 ?

zu § 14
*, a z > „Kommentar zum DevG. 1938“  zu 
HevQUeir,S i O j e s e -  N i e m a n n ,  Anm. 18
Aiifk]:',1938). Die Frage bedarf vielmehr einer weiteren 
der T~lunS *n der Richtung, ob unter Berücksichtigung 
viSenja&e,ües vorl. Falles ein Interesse der Deutschen De- 
tnitjfL ^'rtschaftung an der Verfolgung solcher ungeneh- 
eings r Verfügungen besteht. Es wird sich die Anhörung 
Frage ^^verständigen zur wirtschaftlichen Seite der 
nicht .fropfehlen. Dabei wird weiter zu prüfen sein, ob 
ffnvPi Vr5 OevG. 1938 insoweit gegenüber §11 Abs. 2 
§14 /■!, das mildere Gesetz ist (§2a StGB. n. F.), da 
michpfff meffr w ’e §11 Abs.2 nach seinem Wortlaut 
stehen °rr(*erungen umfaßt, die zwischen Ausländern be- 
Mittütp .e‘n Verstoß zu bejahen, so könnte D. nicht 
Wiirde-r se‘n’ c*a nur e‘ne Selbstbegünstigung vorliegen 
hanripil ?r könnte aber als Anstifter oder Gehilfe ge- 
letzt d üaben. §11 Abs. 1 DevG. 1935 wäre nicht ver- 

2 P a R. kein Inländer, sondern Ausländer ist. 
der 3n0nesteht weiter die Möglichkeit, daß D. Eigentümer 
4üft uu Daposta-Blocks blieb und daß R. in seinem 
den v„" , ür ihn, teils selbst, teils durch die Angekl. W., 
diesen . p U f  und die Einziehung des Erlöses vornahm. In 
, n) tj ,all können sich folgende Rechtslagen ergeben: 
fügte ndelte als offener Stellvertreter des D. Er ver- 

Bevollmächtigter durch Einziehung der Kauf­
en über Forderungen des Ausländers D. 

ihn p “ uci zu dessen. Gunsten und erwarb unmittelbar 
,r „.k-'^entum an dem Gelde. Er kann dadurch als

haben. D. 
der weiteren

knn § 0  Abs. 2 DevG. 1935 verstoßen
i-fdllun 'f*er oder Gehilfe sein. Hinsichtlich dt* „w.ww.. 
fall 1 i,nk D. gegenüber würde dasselbe gelten wie im
°rderu e’n Ausländer über die gegen ihn bestehenden 

W ü J n£ en eines anderen Ausländers zu dessen Gunsten 
ffhirid ] ^ e- Wird ein strafbarer Verstoß des R. auf 
h' 5n cp r n<;uen Verhandlung angenommen, so könnte
&eSünst; S6ni Vergehen aus dem Gesichtspunkt der Selbst- 
°üer q  nicht als Mittäter, sondern nur als Anstifter 
¡¡ach sa unte beteiligt sein. Aufzehrung der Tat des R. 
9 t Abs. 2 durch die Aushändigung des Geldes an 

68, 136, 146 Nr. II; RGUrt. 4 D 142/38 vom
fielet

. Sem , 1-ni. 11, iw ju n . -t u  iw /jo
ScheirL; 1938: JW. 1938, 3107, 3108 Spalte 1 Nr. III a)

4i,

da R. sich nach §11 Abs. 1 DevG. 1935 nicht 
b) pk flachen konnte.

im V  , ndelte als verdeckter Stellvertreter des D. Ink esem V ,,n
,°.r(ferun verfügte er nach außen hin über eine eigene 
v'jjre itk®' erwarb selbst Eigentum an dem Erlös; dies
Abs. 
1 a
er

C u v-ivvd.IL> dCIUbl JL.lg Cll IUI II all VlcIIl LI iDo, 1

, 2 r? Selbstbegünstigung kein Verstoß gegen § 11 
er(WevG- 1935. Zu beachten sind auch hier die unter 

d
n

s l
"9̂ anf«-nst-en ües” Ausländers D. über diesen Heraus-

v üatin ef? möglichen Rechtsfolgen. D. gegenüber war 
ir^ Itn ia  dem zwischen ihnen bestehenden Auftrags- 
■ H  Cp ZUr Herausgabe des Erlöses verpflichtet. Ob R.

1935 straf-2Uff„ Erfüllung gemäß §11 Abs. 2 DevG.
(> 'atisn'nsten ües Ausländers D. über dies~------------
r,rtert6nIUl<-'h verfügte, ist wiederum von der zu lb  er- 

ybün-^Hfffchen Vorfrage abhängig. Nur im Fall einer 
, /-iir 1? könnte D. Anstifter oder Gehilfe sein.
> d  a,,fS e der offenen und verdeckten Stellvertretung 

- 2ln. nd!e Entsch. RGSt. 67, 130, 136, 401; 68, 136; 
n 2s2 ’ i£ GUrt- 2 D 177/37 v. 14. Juni 1937: JW. 1937, 

nOUrt. ID  1290/33 v. 20. Nov. 1934: JW. 1935, 
'j1°7. a,„?GUrt. 4 D 142/38 v. 20. Sept. 1938: JW. 1938,3108 Spalte 2 c, verwiesen.

In keinem dieser möglichen Fälle würde R. ein Vergehen 
gegen §11 Abs. 1 DevG. 1935 begangen haben, da Täter 
insoweit nur ein Inländer sein kann.

(RG., 2. StrSen. v. 11. Nov. 1940, 2 D 483/40.) [Sch.]
*

**  6 . RG. — §§40, 69 Abs. 1 Nr. 4, 82 DevG. 1938; §8 
Abs. 1 VO. über den Einsatz des jüdischen Vermögens 
v. 3. Dez. 1938.

1. Wird über das Recht eines Ausländers an einem im 
Inland gelegenen Grundstück ohne Devisengenehmigung 
verfügt, so ist das Vergehen vollendet und nicht etwa 
deswegen nur versucht, weil die Verfügung mangels devi- 
senrechtlicher Genehmigung nichtig ist. Ist die Verfügung 
schon aus anderen, bürgerlich-rechtlichen Gründen un­
wirksam, so liegt nur ein versuchtes Devisenvergehen vor; 
der abweichenden Auffassung des 4. StrSen. des RG. wird 
entgegengetreten.

2. Auf die Einhaltung der Förmlichkeiten des § 82 DevG. 
kann der Einziehungsbeteiligte verzichten.

3. Der Verfügung über ein Grundstück i. S. des § 8 
Abs. 1 VO. über den Einsatz des jüdischen Vermögens 
ist die Abtretung einer Eigenfümergrundschuld gleich­
zuachten. Die absolute Verfügungsbeschränkung in der 
genannten Vorschrift steht einem gutgläubigen Erwerb 
der Grundschuld durch spätere Erwerber nicht entgegen.

I. Der Fall S.
Die Mitangekl. Frau S., Jüdin i. S. des RBürgerG., ist 

am 20. Aug. 1938 ausgewandert und seitdem Devisenaus­
länderin. Sie hatte zwei ihr gehörende Grundstücke in 
Berlin am 18. Aug. 1938 mit Eigentümergrundschulden 
belastet und hinsichtlich dieser Rechte am 24. Aug. 1938 
Blankoabtretungserklärungen unterzeichnet. Sie wollte 
mit Hilfe dieser Grundschulden ihre Grundstücke ver­
werten. Der Angekl. R. hatte sich bereit erklärt, dabei 
mitzuwirken. Beide kamen überein, die öffentlich be­
glaubigten Blankoabtretungserklärungen mit dem Namen 
eines Fräulein Ro., einer ungarischen Jüdin, auszufüllen. 
Das geschah am 7. Dez. 1938. Am Tag darauf trat Fräu- 
Iein Ro., die nach den Ausführungen des LG. in W irk­
lichkeit keine Rechte an den Grundschulden erwerben, 
sondern nur nach außen hin für Frau S. in Erscheinung 
treten sollte, unter M itwirkung des Angekl. R. die 
Grundschulden an den Einziehungsbeteiligten F. ab. Die 
Abtretungserklärungen auf Fräulein Ro. und die Grund­
schuldbriefe, die der Hausverwalter der Eheleute S., 
der Mitangekl. K., in Besitz hatte, lagen bei der Ab­
tretung an F. vor, wurden aber dann dem K. zurück­
gegeben. Von diesem verschaffte sich der Angekl. R. 
Anfang Januar 1939 die Urkunden unter der Angabe, 
sie würden nochmals für kurze Zeit gebraucht, und über­
mittelte sie durch einen Herrn von M. dem Einziehungs­
beteiligten F.

Das LG. hat auf Grund dieses Sachverhalts die M it­
angekl. S. nach §11 der 10. DurchfVO. zum DevG. 1935 
v. 16. Sept. 1937 i. Verb. m. §42 Abs. 1 DevG. 1935 ver­
urteilt. weil sie über ihre Grundschulden — Rechte eines 
Ausländers an im Inland gelegenen Grundstücken -  
ohne Genehmigung der Devisenstelle verfügt habe. Den 
Angekl. R. und den Mitangekl. K. hat das LG. wegen 
Beihilfe zur Tat der Mitangekl. S. verurteilt (§§ 40, 69 
Abs. 1 Nr. 4 DevG. 1938; §49 StGB.).

L Die Rev. des Angekl. R. ist insofern begründet, als 
sie rügt, daß R. wegen Beihilfe zu einem v o l l e n d e t e n  
Vergehen der Mitangekl. S. verurteilt worden ist.

Das LG. hat insbesondere übersehen, daß am 5. Dez. 
1938 die VO. über den Einsatz des jüdischen Vermögens 
v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 1709) in Kraft getreten ist und 
hat daher nicht geprüft, welche Bedeutung der § 8 dieser 
VO. für die Wirksamkeit der Verfügung über die Eigen­
tümergrundschulden hat.

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken:
Das LG. hätte zunächst die rechtlichen Beziehungen 

untersuchen müssen, die zwischen der Mitangekl. Frau 
S. und Fräulein Ro. bestanden. Was das LG. über die 
Abtretung der Grundschulden an die Ro. ausführt, läßt 
nicht erkennen, wie das LG. diese Abtretung rechtlich 
beurteilt hat. Danach bleiben vielmehr zwei Möglich­
keiten offen: >
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a) Fräulein Ro. sollte nach dem Willen der Betei­
ligten die Grundschulden als Treuhänderin in der Weise 
erhalten, daß sie im Innenverhältnis Bevollmächtigte der
S. blieb und für diese über die Grundschulden ver­
fügen sollte, daß ihr aber nach außen die volle Rechts­
stellung einer Zessionarin eingeräumt wurde.

b) Die Abtretung an die Ro. war ein Scheingeschäft.
Im zweiten Fall würde kein ungenehmigtes Verfügen

über die Grundschuldcn i. S. der Devisenvorschriften an­
genommen werden können, weil die Beteiligten die Ab­
tretung nur zum Schein Vornahmen und in Wirklichkeit 
keine Rechtsänderung bewirken wollten. In diesem Falle 
könnte erst die Abtretung an F. unter dem Gesichts­
punkt einer ungenehmigten Verfügung über die Grund­
schulden Grundlage der strafrechtlichen Beurteilung sein.

Dagegen würde im ersten Fall schon die Abtretung 
an Fräulein Ro. nach den in Betracht kommenden De­
visenbestimmungen strafrechtlich zu würdigen sein. Da­
bei wäre zu prüfen, ob ein vollendetes oder nur ein ver­
suchtes Devisenvergehen anzunehmen ist. Die Voll­
endung des Vergehens würde nicht dadurch ausge­
schlossen werden, daß sich die Nichtigkeit der Abtretung 
aus Art. II § 10 der 10. DurchfVO. zum DevG. 1935 
i. Verb. m. § 38 DevG. 1935 (§ 64 DevG. 1938) ergibt 
(vgl. RGSt. 73, 1, 4, 337, 339). Denn nach §42 Abs. 1 
DevG. 1935 (§ 69 Abs. 1 DevG. 1938) wird bestraft, wer 
vorsätzlich in einer devisenrechtlich verbotenen Weise 
ohne Genehmigung verfügt, also eine Verfügung vor­
nimmt, die nach § 38 DevG. 1935 (§ 64 DevG. 1938) 
nichtig ist. Diese Nichtigkeit wird also schon in der 
Strafandrohung vorausgesetzt und von ihr umfaßt, sie 
kann daher nicht zu der Annahme führen, daß nur ein 
versuchtes Vergehen vorliege, wenn ohne die devisen­
rechtliche Genehmigung verfügt wird. Dagegen ist zu­
nächst immer zu prüfen, ob eine nach den im übrigen 
maßgebenden Vorschriften rechtswirksame Verfügung 
vorliegt. Dann erst ist zu untersuchen, ob diese Ver­
fügung einer devisenrechtlichen Genehmigung bedurfte. 
Liegt eine an und für sich rechtswirksame Verfügung 
vor, ist aber die erforderliche devisenrechtliche Geneh­
migung nicht erteilt, dann ist ein vollendetes Devisen­
vergehen anzunehmen. Dagegen ist nur der Versuch 
eines solchen Vergehens gegeben, wenn die Unwirk­
samkeit der Verfügung auf anderen Gründen als dem 
devisenrechtlichen Verbot beruht. Auch in einem solchen 
Falle würde aber unter Umständen ein vollendetes De­
visenvergehen anzunehmen sein, wenn den Ausführun­
gen des 4. StrSen. des RG.: RGSt. 74, 263, 266 =  DR. 
1940, 1141 (1943) beizupflichten wäre, wo — über die in 
RGSt. 73, 337, 339 entwickelten Grundsätze hinaus — 
mit Rücksicht auf eine Veräußerung von Aktien gesagt 
wird, auch eine auf anderen Gründen als dem devisen­
rechtlichen Verbot beruhende Unwirksamkeit der Ver­
äußerung (in Betracht kamen: Ungültigkeit der Veräuße­
rung mangels Einantwortung der Erbschaft, Bedenken 
gegen die Gültigkeit, weil nicht alle Miterben mitge­
w irkt hatten und die Zustimmung des Ehemannes der 
Angekl. nicht ersichtlich war) sei dann strafrechtlich 
unerheblich, wenn tatsächlich ein Zustand hergestellt 
worden sei, der einen solchen Einfluß auf die Aktien 
gehabt habe, wie ihn im ordentlichen Verkehr eine 
Veräußerung ausübe. Dieser Entsch. kann der erk. Senat 
indes nicht beitreten. Sie steht im Widerspruch zu der 
ständigen Rspr. des RG. über den Begriff der Verfü­
gung im Devisenrecht, der dieselbe Bedeutung hat wie 
im allgemeinen bürgerlichen Recht, sich also nach recht­
lichen, nicht nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten be­
stimmt. An dieser Rspr. (vgl. z. B. RGUrt. 1 D 389/37 v. 
30. Nov. 1937 =  HRR. 1938 Nr. 946 a. E., 3 D 947/38 v. 
29. Juni 1939 =  DR. 1940, 1066, 107/108; s. dazu auch 
H a r t e n s t e i n ,  „Devisennotrecht 1935“ , Erl. 7, 8 zu 
§9 DevG. 1935, S. 100, 101) ist im Interesse der Rechts­
sicherheit im Wirtschaftsleben festzuhalten. Die Entsch. 
des 4. StrSen. ist von dieser Rspr. abgewichen, sie bin­
det den erk. Sen. daher nicht.

Im vorliegenden Fall muß damit gerechnet werden, 
daß die Abtretung der Grundschulden ungeachtet der 
sich aus § 38 DevG. 1935 (§ 64 Dev. 1938) ergebenden 
Nichtigkeit schon aus einem anderen Grund unwirksam 
geblieben ist. Die Abtretung der Grundschulden an die

Ro. konnte erst mit dem Zeitpunkt wirksam we ^
als ihr Name in die Blankoabtretungserklärungen .
eingefügt wurde (RGRKomm. z. BGB., 9. Aun. __ 
Erl. 2 zu §1154 und RGUrt. V338/28 v. 3. Okt. 19^ 
JW. 1930, 61 »). Das geschah am 7. Dez. 1938. Am &• ff 
1938 ist die VO. über den Einsatz des jüdischen ^  
mögens v. 3. Dez. 1938 in Kraft getreten. Nach^
dieser VO. i. Verb. m. §6 der VO. über die A ®  ^ j ,  
des Vermögens von Juden v. 26. April 1938 ( K rUtIcl- 
414) bedarf die Verfügung über Grundstücke u^ . ° k m. 
stücksgleiche Rechte durch Juden zu ihrer Wi_ „ rj e. 
keit der Genehmigung der höheren VerwaltungsD ' ¡t 
Nach dem Sinn und Zweck der VO. sollte der z srz
ihres Inkrafttretens einem Juden gehörende Grün ^
aus staatspolitischen Gründen in Übereinstimmu &̂ ejse 
den Belangen der deutschen Wirtschaft in 9er j eS 
erfaßt und sichergestellt werden, daß zuguns r£sse 
Reichs und somit im allgemeinen öffentlichen * ¡¡uße- 
der Grundbesitz und der für ihn etwa erzielte » ‘ pcrn 
rungserlös in Anspruch genommen werden konn - ^
entsprechend enthält der § 8 Abs. 1 der VO. .ungs- 
solute im öffentlichen Interesse erlassene Ver y 
beschränkung, die gegen jedermann w irkt (so a ¡¡¡ch 
ver :  DR. 1939, 1203, 1205). Sie bezieht sicn
nur auf Grundstücke und grundstücksgleiche „ ^ e t i 
nicht auf Rechte an einem Grundstück (z. B. Hy P O  ¿¡e 
und Grundschulden). Es fragt sich aber, ob j S.
Abtretung einer Eigentümergrundschuld desn nj .
des §8 Abs. 1 der VO. einer Verfügung ü ,.r ,a :ne neue 
stück gleichzuachten ist, weil sie wirtschafthcb p iese 
Fremdbelastung des Grundstücks herbeitun- 2gg/39 
Frage ist zu bejahen. Wie schon das KG. U £ienden 
v. 11. Mai 1939 =  DR. 1939, 1251 12) mi* zJ“ r darge- 
Gründen ausgeführt hat, würde es dem ° D vvenn
legten Sinn und Zweck der VO. widerspreci ^  -
man bei der Auslegung des § 8 Abs. 1 der Verfü" 
tretung einer Eigentümergrundschuld nicht “  genat 
gung über das Grundstück ansehen wollte. jeden 
schließt sich dieser vom KG. eingehend o & RecU 
Auffassung an. Ihr steht, wie das KG. a.ä.G Reichs'
ausführt, auch der 1. Durchführungserlaß 0 Aq von1
Wirtschaftsministers v. 6. Febr. 1939 zu_der,, Minis*e,' 
3. Dez. 1938 (MinBl. des Reichs- und Preuß- 265fi ) 
riums des Innern, Ausg. A Nr. 7 v. 15. Febr. 19 ’ 
nicht entgegen. . durch

Die Abtretung der Eigentümergrundschu Qe
die Mitangekl. S. an Fräulein Ro. hätte dame* l93g be 
nehmigung nach §8 Abs. 1 der VO. v. , j j e Genê ®t
dürft und würde unwirksam sein, wenn

lei
igi

Verfügen i. S. der Devisenvorschriften dar^ e' das *-0

wurde unwirksam sein, wen» “  wordefl 7, 
gung, wie zu vermuten steht, nicht erteilt rgrund' 
Dann würde aber die Abtretung der Eigen ^¡gte. 
schulden an die Ro. nur ein versuchtes t|n&.

gleiche würde gelten, wenn Frau S. -7 .je Gllint}l 
prüfen muß — etwa zu der Verfügung ube bedur 
schulden der Zustimmung ihres Ehema 
hätte und diese nicht erteilt worden wäre. j gCjuilde* 

Für den Fall, daß die Abtretung der Gi ejn uri 
an die Ro. ein Scheingeschäft war, wurc\ c.tir ifteri, vV' 
genehmigtes Verfügen i. S. der Devisenvo vorgen°nut

: ..1
hat. Auch insoweit ist nach den oben dargel g __ n,,r ve

g c u c u im g ic a  v c u u g c u  i.  o .
schon dargelegt, erst die über Fräulein k • Betrag1' 
mene Abtretung der Grundschulden an ■ evVürdiiä 
kommen, die allein das LG. bisher rech ,e„  Gr*111 
hat. Auch insoweit ist nach den oben darg ,& f nlir v 
Sätzen zu untersuchen, ob ein vollendetes 
suchtes Devisenvergehen vorliegt. erfolg*-

Die Abtretung an F. ist am 8. Dez. 1938J  j anV‘ 
Grundschuldbriefe hat er aber ers*. s,P,atV d6v. sind

ic
l

er
ist zu entnehmen, daß die Grundschuiam^.^ dur

Entgegen der Ansicht der Ĵ ev/ en 
117, 1?54, 1192 BGB ü bergeh  us- 
Mitangekl. K- zur « ¿ f e d e r n  Vfcfg

1939 — erhalten, 
ihm gemäß §§ 111
den, obwohl der MitangeKi. iv. zui c“ 'J§~nn“ dem 
gäbe der Urkunden nicht bereit war. 1 .
ist zu entnehmen, daß die Grundschul j „  S- d1 „
mit dem Willen der Grundstückseigenturne komrnemir uem wmen uer F gCKul j„rri
deren Beauftragten R. in den Besitz■ d chujdbriefe deIJli 
sind. Damit ist die Übergabe der Grün rcien. D .
§ 1117 Abs. 1 BGB. entsprechend bewirkt Urkunde f,
K. hatte kein eigenes Recht zum Besitz de u0te 
er war Angestellter der S. und ihren V entgeS 
worfen. Auf seinen der Übergabe der ts
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d.rp ncPn Willen kam es für die Frage, ob dem Erfor- 
AtRU h des J  B17 Abs. 1 BOB. genügt wurde, nicht an. 
(¡e r dem Gesichtspunkt einer unwirksamen Übergabe 
die H,r.u!ldschuldbnefe an F. läßt sich somit nichts gegen 
kan, ■lrksamkeit der Abtretung herleiten. Ebensowenig 
Jijn ? den Vorbehalten, die auf Verlangen des F.

tlich der Zahlung des Kaufpreises vereinbart 
der n ’ etwa geschlossen werden, daß die Abtretung 
noch .u[]^schu!den nach dem Willen der Beteiligten 
¿etr ,nic“ t wirksam sein sollte. Denn diese Vorbehalte 
nioD S" nur d‘e Zahlung des Kaufpreises und berührten 

c'u die Abtretung selbst.
sich1'?"1 b*.er ‘s* aber zu untersuchen, welche Folgen 
Ahs i Uj  d*e Wirksamkeit der Abtretung aus dem §8 
dieser u  V- 3- Gez- 1938 ergeben, sofern die nach
liegt Vorschrift erforderliche Genehmigung nicht vor- 
F. er Entscheidend ist dabei, daß Fräulein Ko., die dem 
Schul ,̂ er|üher als Inhaberin und Zedentin der Grund- 
an n„  auftrat, nach außen hinsichtlich des Rechts 
gitiin i"+Qrundschulden .nach den §§ H55, 1192 BGB. le- 
^hulri War- P; war hiernach Zweiterwerber der Grund- 
ten en' seinen Gunsten kamen daher die Vorschrif- 
cles r'Cr §§ ®91 ff. BGB. über den öffentlichen Glauben 
ein rr r,L|udhuchs zur Anwendung. In seiner Person war 
äbsohn l̂aubiger Erwerb der Grundschulden trotz der 
Vo , J1 Verfügungsbeschränkung des §8 Abs. 1 der 
Wer'b h 3' Dez' 1938 mög l‘ch (RGZ. 156, 89, 93). Der Er- 
er ¡m c,er. Grundschulden durch ihn hangt davon ab, obim 7 • , “ “ uäuiumcu uuicn um nangi uavun au, uu
der i 'jk edPunkt der Vollendung der Abtretung, also bei 
160/ifi, rgabe der Grundschuldbriefe (vgl. RGZ. 89, 152, 
BQB ; P 8.’ 276- 278 u- 140> 35f f -)> 1- S. der §§ 1155, 892 
Ro. 'gutgläubig war, d. h. den Mangel des Rechts der 
Ro. -ii ' kannte. Denn dann galt ihm gegenüber die 
Sie wrS d‘e berechtigte Inhaberin der Grundschulden. 
Hand „re, aber als solche, da die Grundschulden in ihrer 
stei[tcnsc ?on -e‘ne Premdbelastung der Grundstücke dar- 
n‘cht ,"kIn der Verfügung frei gewesen, weil sie damit 
VerfüJi0ei Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte 
den d i e' Einern gutgläubigen Erwerb der Grundschul- 
der ¡ , „ o  den Zweiterwerber F. steht auch der Inhalt
VerfQ,r § 8 Abs. 1 der VO. v. 3. Dez. 1938 bestimmten 
$o Je sb e s c h rä n k u n g  nicht entgegen. Diese ist zwar 
Kq m ihrer Wirkung, daß ihr gegenüber, wie das 
AnwP i ffend entschieden hat, der §878 BGB. keine 
JFq findet (KG. 1 Wx 25/39 v. 26. Jan. 1939 =
y°- v P p 29 S- 103 f f -. 106/107), es läßt sich aber der 
yerfßjv.!, 3- Gez. 1938 nicht entnehmen, daß durch die 
rterew eschränkung des § 8 Abs. 1 der VO. die im 
Ifehrs bL+fur B'cberhe*t des rechtsgeschäftlichen Ver-t ou.nei neu ues recntsgescnaitucnen ver-

entii 5. ebenden grundsätzlichen Vorschriften über den 
s)mkeir P  Glauben des Grundbuches in ihrer Wirk- 
einer beeinträchtigt werden sollten. Dazu hätte es 

Gas j Sdrücklichen gesetzlichen Vorschrift bedurft. 
ErwCru "G. wird festzustellen haben, ob F. bei dem 
Gabei * Grundschulden gut- oder bösgläubig war.

bloß, foI2endes zu beachten:
^richt? ?vmfel des Erwerbers stehen der Kenntnis der 
®eilen Q-k.Clt nicbd gleich; Kenntnis der Tatsachen, aus 
röteres1C’ .nacb dem Gesetz die Unrichtigkeit ohne 
■Giibim V"Efibt, wird zwar im allgemeinen den guten 
1? Einzpit u Erwerbers ausschließen, es können aber 

besondere Umstände vorliegen, die trotz 
p rber<j d?r Tatsachen bei einem Rechtsirrtum des Er-
asSen

j i * • J u
2g95 i \929> 581io

W h

. -v.il /v . ~ zMincmmc uci vjiutnauDigKeii Kaum
§89o8n'oSQRKomm- z- B0B-> 9- Aufl. 1939, Erl. 10 

& Igo ? £ B' ; R 0Z- 91- 218’ 221~224; 116, 102, 106; 
P rnR7 ’ 1S7-189; RGUrt. V 88/14 v. 22. Juni 1914 =  

1914 N r-253, V 106/14 v. 27. Juni 1914 =  
J'V. inS2 r - 1914 Nr. 288, V 701/27 v. 19. Nov. 1928 =  

V 375/28 v. 24. Jan. 1931 =  JW. 1931,
war F

v Orben’ .S^oläubig, so würde er die Grundschulden 
! e.rgehe,/ haben. Dann würde ein vollendetes Devisen- 
Viirde n. Vo.r liegcn. War er dagegen bösgläubig, so 
ein. Ur ein versuchtes Devisenvergehen anzunehmen

rLn°nimn Be* der Erörterung der Abtretung S.—Ro. an- 
t er ihreneJ  Eall a würde die Mitangekl. S. mit der 
tl,tig a e Bevollmächtigte Ro. vorgenommenen Abtre- 

E- ihr ungenehmigtes Verfügen fortgesetzt

haben. Insoweit würde dann eine fortgesetzte Handlung 
anzunehmen sein, die im Falle der Gutgläubigkeit des 
F. ein fortgesetztes vollendetes, im Falle der Bösgläu­
bigkeit des F. ein fortgesetztes versuchtes Devisenver­
gehen darstellen würde.

Sofern Frau S. ohne eine erforderliche Genehmigung 
ihres Ehemannes verfügt haben sollte, würde die Rechts­
lage nicht anders zu beurteilen sein. Auch dann würde 
es hinsichtlich der Wirksamkeit des Erwerbes durch F. 
auf den guten Glauben des F. an das Recht der Ro. 
ankommen.

2. Die Rev. des Einziehungsbeteiligten F.
a) Die Verfahrensrüge ist unbegründet. Nach § 82 

DevG. 1938 (§ 31 der DurchfVO. zum DevG. 1935) hätte 
der BeschwP. als Beteiligter zur Hauptverhandlung 
unter Mitteilung der Anklage geladen werden müssen. 
Das ist nicht geschehen. Der BeschwF., der als Zeuge 
zur Hauptverhandlung geladen worden war, hat aber in 
dieser am 18. Nov. 1939, nachdem er auf § 82 DevG. 
1938 (§ 31 der DurchfVO. zum DevG. 1935) hingewiesen 
worden war, keine Vertagung beantragt, sondern erklärt, 
daß er dem Verfahren als Einziehungsbeteiligter bei­
trete. Damit hat er auf die Einhaltung der Förmlich­
keiten des § 82 DevG. 1938 (§ 31 der DurchfVO. zum 
DevG. 1935) verzichtet. Das Urteil kann daher nicht auf 
dem Verfahrensverstoß beruhen.

(RG., 2. StrSen. v. 14. Nov. 1940, 2 D 207/40.)

Z iv ilre c h t

Bürgerliches Gesetzbuch
** ’' ’- .R G -— §§276, 823 BGB. Aus der bloßen Tatsache, 
aals eine Operation nicht den erwarteten Verlauf nimmt, 
sondern zu einer Gesundheitsbeschädigung führt, kann 
allein noch nicht ein Schluß auf ein Verschulden des Arztes 
gezogen werden. Die Unaufklärbarkeit des ursächlichen 
Zusammenhanges kann nicht zu Lasten des Arztes gehen.

. , ist I nicht eines Arztes, seine Patienten vor jeder An- 
steckung durch äußerste Vorsicht zu bewahren. Die Grund­
sätze über den Beweis des ersten Anscheins sind sehr wohl 
anwendbar, wenn es sich darum handelt, ob eine Anstek- 
kung, c!. h. die Übertragung eines Krankheitserregers von 
einer I erson auf die andere, stattgefunden hat; denn die 
Ansteckung ist nach gefestigter wissenschaftlicher Erfah- 
! ln der Regel von dem Vorhandensein bestimmter 
äußerer Umstände wie gewisser körperlicher Zustände 
(Ansteckungsbereitschaff) abhängig, während das Fehlen 
schloßt ^ ls(ände die Ansteckung in der Regel aus-

,rP P  —. damals 6jährige — KI. wurde am 2. Sept. 1936 
Halserkrankung in die Hals-, Nasen- und 

Ohrcnabtcilung der städtischen Krankenanstalten der Bekl.
Kpfo 'P f rt Und am- 3-Sept. 1936 an Rachenmandel- und 
Nasenpolypen operiert. Am 7. Sept. erkrankte sie an 
Scharlach, am 9. Sept. begann als Folge der Scharlach­
erkrankung eine doppelseitige Mittelohrentzündung, die 
zur Ertaubung beider Ohren führte. Auf demselben Zim­
mer der Ohrenabteilung hatte mit ihr mehrere Tage auch 
der Knabe n . B. gelegen. Dieser war am 17. Juli 1936 
wegen Scharlacherkrankung in die medizinische Kinder- 
abte'kmg eingehefert worden, hatte hier ebenfalls eine 
Mittelohrentzündung bekommen und war nach Operation 
des Ohres am l.Sept. 1936 in die Ohrenabteilung verlegt, 
mußte aber am 5. Sept. wieder auf die Kinderabteilung 
zurückverlegt werden, da seine Erkrankung eine beson­
dere Tag- und Nachtpflege erforderte. Am 10. Sept. 1936 
ist er an Lungenentzündung mit eitriger Rippenfellentzün­
dung verstorben.

Die KI. führt ihre Scharlacherkrankung und Ertaubung 
auf eine Ansteckung durch B. zurück und erblickt ein 
Verschulden der Ärzte darin, daß B. trotz der noch be­
stehenden Ansteckungsgefahr auf die Ohrenabteilung ver­
legt worden sei, obwohl gerade die an Hals und Ohren 
erkrankten Kinder besonders ansteckungsempfindlich seien. 
M it der im Dez. 1938 erhobenen Klage verlangt sie ein 
vom Gericht festzusetzendes angemessenes Schmerzens­
geld, sowie die Feststellung der Verpflichtung der Bekl.,

117*
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ihr allen aus der Scharlachansteckung entstandenen und 
noch entstehenden Schaden zu ersetzen.

LO. und OLG. haben nach den Klageanträgen erkannt. 
Das RG. bestätigte hinsichtlich der vermögensrechtlichen 
Ansprüche die Urteile der Vorinstanzen, hob aber wegen 
der nichtvermögensrechtlichen Ansprüche das Urteil des 
OLG. auf.

Das OLG. hat die Klageansprüche aus den Rechts­
gründen der Vertragsverletzung und der unerlaubten 
Handlung als begründet angesehen.

Es hält den Nachweis des ursächlichen Zusammen­
hanges nach den Grundsätzen des Beweises des ersten 
Anscheins als geführt. Denn beide Sachverständige, so­
wohl der im ersten Rechtszuge vernommene Prof. Dr. G. 
wie der im zweiten Rechtszuge gehörte Prof. Dr. K., seien 
darüber einig, daß bei B. zur Zeit seiner Einlieferung in 
die Ohrenabteilung noch Ansteckungsgefahr bestanden 
habe. Wenn auch die Ohreneiterung die Ansteckungs­
gefahr nicht wesentlich erhöht habe und bei den Unter­
suchungen des Nasen- und Rachenraums vor und nach 
der Überweisung sich keinerlei Krankheitserscheinungen 
mehr gezeigt hätten, wie auf Grund der unbestrittenen 
Behauptung der Bekl. zu unterstellen sei, so sei doch 
nach beiden Gutachten eine erhebliche Ansteckungsgefahr 
auch bei Verschluß des Ohres bestehen geblieben. Es sei 
aber allgemein bekannt, daß gerade bei Scharlach eine 
große Gefahr der unmittelbaren Ansteckung durch an­
dere Scharlachkranke bestehe, und deshalb sei nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge anzunehmen, daß eine 
Scharlacherkrankung auf die Ansteckung durch einen 
anderen Scharlachkranken, mit dem das Kind in der 
Inkubationszeit in Berührung gekommen ist, zurück­
zuführen sei. Eine ernstliche Möglichkeit, daß die Kl. 
schon bei ihrer Einlieferung in die Ohrenabteilung von 
anderer Seite durch Scharlach angesteckt gewesen sei 
und nun die Scharlacherkrankung ausgebrochen sei, als 
ihre Widerstandsfähigkeit gegen die Krankheitserreger 
durch die Mandeloperation besonders geschwächt wurde, 
sei nicht dargetan.

Diese Ausführungen sind frei von Rechtsirrtum. Zu­
nächst ist es nicht zu beanstanden, daß das BG. hier 
die Grundsätze über den Beweis des ersten Anscheines 
herangezogen hat. Zwar ist der Verlauf einer Krankheit 
nicht bloß von dem Vorhandensein bestimmter äußerer 
Entstehungsursachen, sondern auch von der körperlichen 
Veranlagung und dem augenblicklichen körperlichen Zu­
stand des Erkrankten abhängig, die dem Arzt nicht 
immer hinreichend erkennbar sind, und deren Einfluß er 
nicht immer genau beurteilen kann. Ein außergewöhn­
licher Verlauf einer Krankheit rechtfertigt also nicht ohne 
weiteres die Annahme eines Kunstfehlers oder eines Ver­
schuldens des Arztes, so daß dieser die Gründe und 
Ursachen für den nichttypischen Verlauf der Krankheit 
angeben müßte. Namentlich bei Operationsschäden hat 
es der erk. Sen. in ständiger Rspr. (RGZ.78,432; 128,121 
=  JW. 1930, 1591; JW. 1933, 2701 1935, 3540 U; Warn-
Rspr. 1936 Nr. 169 u. a.) abgelehnt, aus der bloßen Tat­
sache, daß die Operation nicht den erwarteten Verlauf 
nahm, sondern zu einer Gesundheitsbeschädigung führte, 
einen Schluß auf ein Verschulden des Arztes zu ziehen 
und die Unaufklärbarkeit des ursächlichen Zusammen­
hanges zu Lasten des Arztes gehen zu lassen. Indessen 
sind die Infektionskrankheiten — um eine solche handelt 
es sich hier — eine Massenerscheinung, die in leichteren 
Fällen und namentlich in ihren Anfangserscheinungen im 
allgemeinen einen typischen Verlauf zu nehmen pflegen. 
Vor allem ist die Ansteckung, die Übertragung des Krank­
heitserregers nach gefestigter wissenschaftlicher Erfahrung 
von dem Vorhandensein bestimmter äußerlicher Um­
stände wie gewisser körperlicher Zustände (Ansteckungs­
bereitschaft) des Menschen abhängig, so daß, mag auch 
die Empfindlichkeit und der Widerstand des mensch­
lichen Körpers gegenüber den Krankheitserregern im ein­
zelnen nicht aufklärbar sein, doch das Vorhandensein 
bestimmter Umstände die Ansteckung gerade auf diesem 
Wege nahelegt, das Fehlen dieser Umstände anderer­
seits sie in der Regel ausschließt. Insoweit sind die von 
der Rspr. aufgestellten Grundsätze über den Beweis des 
ersten Anscheines sehr wohl anwendbar.

Gegen diese Grundsätze hat das BG. nicht, wie die 
Rev. meint, verstoßen. Es hat nicht etwa von der Bekl.

[Deutsches Recht, Wochenausga^

gefordert, daß sie den Gegenbeweis gegen die 
scheinlichkeit der Ansteckung der KI. durch B. ° “(j 
ihres Zusammenseins auf demselben Zimmer währe 
mehrerer Tage führe, sondern ist gerade den BeliaaU 
tungen der Bekl. nachgegangen, die KI. könne schon 
einer bereits vorhandenen Ansteckung in die Klinik 8 
kommen oder dort durch Mittelspersonen angesteckt s • 
Wenn es aber die Möglichkeit der unmittelbaren U 
tragung der Ansteckungskeime auf die KI. in der ¡n
kubationszeit durch einen anderen ScharlachkraiiKe 
S. deshalb verneint, weil infolge der räumlichen * 
nung eine Berührung der Kl. mit den anderen Kfa j er 
nicht in Frage komme, so liegt das auf dem Gebiet 
tatrichterlichen Würdigung der Umstände.

Unberechtigt ist auch der Vorwurf, daß tJ33. ^Stiels- 
Möglichkeit der Übertragung _der Krankheit d u re h ^  ^
personen unterschätzt habe. Denn um die Annahme
Ansteckung durch einen bestimmten Kranken ausz.u ¡f, 
ten, genügt nicht schon die theoretische Möghc Q 
daß irgendeine Mittelsperson irgendwie und „ ir? fa,11T12
mit einem Träger von Scharlachkeimen in Bert wgg. 
gekommen ist und sie weitergegeben hat. Diese 
lichkeit besteht immer und würde bei der Unaut*41 ¡m 
keit des Vorgangs der Ansteckung und Erkrankt 
einzelnen jeden Beweis, daß die Ansteckung aui ^ s_ 
bestimmten Kranken zurückzuführen ist, überhaupt^f(ir
schließen. Es müssen daher bestimmte Umstande 
vorhanden sein, daß nicht bloß eine unbestimmt ^
lichkeit, sondern eine gewisse Wahrscheinlich* ^ n c rn  
solche mittelbare Berührungen des Erkrankten nu j jes 
anderen Scharlachkranken bestand. Wenn das B ' r.lChWidersinn |

Mög'
für

solche mittelbare Berührungen des Erkrankten mi j jes 
anderen Scharlachkranken bestand. Wenn das o  ■ rü C \i  
mit Rücksicht auf die von der Kl. ohne w w e und 
der Bekl. dargelegten örtlichen Verhältnisse vern . e|ne 
deshalb die Möglichkeit der Ansteckung' c urrt.vVölin- 
solchc Mittelsperson gegenüber der nach dem g  <.UI1g 
liehen Lauf der Dinge viel näher liegenden Ans ■ -<■* 
durch

ich*
eh B. als so fernliegend bezeichnet^ daß s ^  ge- 

ernstlich als Krankheitsursache der KI. in Beti j tat­
zogen werden könne, so liegt dies wiederum ßSpr. 
sächlichem Gebiet und entspricht nur dem von 374sl)
(RGZ. 159, 290 mit Nachweisungen — D R - ’-n dem 
aufgestellten Grundsatz, daß ein anderer Ablar 
Bereich einer e r n s t l i c h  in Betracht zu ziehend 
lichkeit liegen müsse. . „dein-

M it Recht hat das BG. einen Verstoß der b pflicht 
den Ärzte gegen ihre Pflichten bejaht. Denn es• und
jedsa Arztes, seinen Patienten vor jeder Anstecn Vor. 
den damit verbundenen Gefahren durch aU"  n geiner
sicht zu bewahren, namentlich wenn dieser weg j<-rank' 
Erkrankung für die Ansteckung mit einer anat mctlt
heit besonders empfindlich ist. Er darf ihn . welin 
■ ~ - • -- - , hrincren. aum*in Berührung mit anderen Kranken bringen, den an." 
er eine Ansteckung wegen des Befundes b ^  do^1 
deren Kranken nicht für wahrscheinlich halt’ h ärz*' 
noch eine nicht bloß theoretische, sondern . mög­
lichen Erfahrungen praktisch in Betracht darf er
lichkeit der Ansteckung besteht. Insbesona j n i n e n -  
nicht in solchem Falle beide Kranken duren j,ringe!l 
legen auf ein Zimmer in dauernde B e r ü h r »  j\jacn 
und die Gefahr der Ansteckung dadurch er abe(
dem Gutachten der beiden Sachverständigen sChlossen> 
nicht jede Ansteckung der Kl. durch B. au vL,fflen n ,,
denn gerade bei Scharlacherkrankungen *  ^ireich^1
diesem Gutachten trotz äußerer Heilung i n .. .  j,eii A11' 
Fällen Ansteckungen auch nach Ablaut ° er nfe H ein1’ 
sonderungszeit von 6 Wochen noch vor f?°j>_mniikati°.Ij“,r 
kehrfälle) und besteht namentlich bei K *. darin1 
wie Mittelohrentzündung die Ansteckungsg ^  tro 
hinaus fort. Nach beiden Gutachten ka chenrap
fehlender Krankheitserscheinungeu im Nas„fcheninfe^
bei Mittelohrerkrankungen noch eine 3 r°P ¡nsbes- a 
eintreten, und nach dem Gutachten KI.s k vorhaim. 
der Feststellung, daß Krankheitserreger n A b s o n Q  
sind, kein Schluß über die Notwendigkeit■ Qe‘ iden Gu? 
rung gezogen werden. Deshalb besteht na ^¡nder, a  
achten im allgemeinen die Gepflogenhe ,hrentzündu”f  
infolge Scharlacherkrankung eine Mitt altch na 
haben, während der Dauer dieser Erkran ¡n
der äußerlichen Abheilung des SeharlacI  ̂ erkrank
Zimmer zu legen, in dem nicht an bmia 
Kinder liegen, sondern sie in der Isolierst
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niuf»n ei^en m  behandeln. Diese Erfahrungsgrundsätze 
sein t£n ?UCJ’ den behandelnden Ärzten der Bekl. bekannt 
Vor Uu^ s'e durften sich deshalb nicht über die übliche 
(je ^btsmaßnahme hinwegsetzen. Wenn sie trotzdem
ginn noch vor Ablauf der siebenten Woche seit Be-
so h ŝ lner Erkrankung auf die Ohrenabteilung verlegten, 

naben sie gegen ihre Sorgfaltspflichten verstoßen, 
über f nnacfl die vertragliche Haftung der Bekl. gegen- 
dpI  der KI. begründet, so sind dagegen nicht frei von 
er<5-l+tS1r rtum die Ausführungen des BO. zur Schadens- 
Bn i Blicht der Bekl. aus unerlaubter Handlung. Das 
Assi«* •• *1'er ^en von der ßnhh für die behandelnden 
BQRtenzärzte angetretenen Entlastungsbeweis aus § 831 
UnH i 1?1* der Begründung ab, daß der Leiter der Kinder- 
Ser .‘n^ktionsabteilung Prof. Dr. K. bei der Leitung die- 
heo], i^dung nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
seine3 a - habe- Er hätte allgemein^ Anweisungen an 
ûtin Ass's êniiärzte geben müssen, Infektionskranke nur 

stec,’ aul andere Stationen zu verlegen, wenn eine An- 
sC|, ^H&sgefahr nach den Regeln der ärztlichen Wissen- 
anschI• nic“ t mehr bestände, für Scharlacherkrankte mit 
grunri- eader Mittelohrentzündung also die Verlegung 
nah^Sat̂ ich verbieten müssen. Zunächst steht die An- 
abte'l ’̂ Prof. K. Leiter der Kinder- und Infektlons- 
nici., ’.,ng 'st, mit dem bisherigen unstreitigen Vorbringen 
N|a 1111 Einklang. Denn danach ist Prof. K. Leiter der 
](| , n" U|id Ohrenabteilung gewesen, ebenso wie die die 
hö'rt handelnden Assistenzärzte zu dieser Abteilung ge- 
tyg,. jj[K, ,? kann aber für die Frage Bedeutung haben,

ren
Infpuras EO- nicht geprüft, ob nicht das Verbleiben eines^ cKtlc

. ... iU11III dUCl IUI U1C 1 tage DCUCUlUll^ wauv.ii,
ander 16r ĉ e Verlegung eines Kranken von der einen zur 
ab*r Abteilung zu entscheiden hat. Vor allem hat 
t»,f , BO. nicht (Tcnriift nh nicht
iNacL,-onskranken auf der Infektionsabteilung auch bei 
AnSC| ,raaEheiten und insbes. die Absonderung eines im 
erkrV l P an Scharlach an einer Mittelohrentzündung 
krankt Cn lindes von anderen an Nase oder Ohr er- 
fortbe *n. Kindern wegen der erfahrungsgemäß weiter 
kann* steilenden Ansteckungsgefahr ein so allgemein be- 
al|„ê r . Grundsatz ist, daß darüber keine besonderen 

als r>en An°rdnungen erlassen zu werden brauchten, 
hätte °u ^ r°E K. die Beachtung dieses Grundsatzes nicht 
BpiaP° i ne weiteres erwarten können. Bei Prüfung dieser 
U„bl,.durften andererseits die Behauptungen der Kl. nicht 
SW  Ucksichtigt bleiben, daß schon mehrfach solche An- 
durc|Urig von Kindern in der Nasen- und Ohrenabteilung 
daß. frühere Scharlacherkrankte vorgekommen seien, 
in die *3e’ seiner Verlegung von der Ohrenabteilung 
verleM. Kinderabteilung nicht in die Infektionsabteilung 
Bekl • Wor(ten sei, wie auch, daß der Prof. K. und die 
bei p11?. Rechtsstreit stets die Ansicht vertreten haben, 
Rachp, cn von Krankheitserscheinungen im Nasen- 
CrRranl-aum bestehe trotz Vorhandenseins einer Ohrcn- 
^nsteck bei sorgfältigem Abschluß des Ohres eine
legunp. .Hgsgefahr nicht mehr und sei eine Zusammen- 
tion rn’*eines sofeben Kindes nach sorgfältiger Desinfek- 
lltlgefäh ,andcren an Nase oder Ohr erkrankten Kindern 
"^rden n *1' Denn es könnte daraus der Schluß gezogen 
Sesondn f ' n den Krankenanstalten der Bekl. die ab- 
'hit erte Behandlung von scharlacherkrankten Kindern
Setnpi,.0 'folgender Mittelohrentzündung entgegen all- 
bekann+r wissenschaftlicher Erfahrung kein allgemein 
¡v'frt|e ,cr ut.1(f durchgeführter Grundsatz war, und es 
i ersclii nfn 'n dem Fehlen allgemeiner Anordnungen ein 
Rön,le “ ‘den der dafür verantwortlichen Personen liegen

Wer i ,
Saann *ür den Erlaß solcher allgemeinen An-I - yQün~ a u “  IU1 UCJI i - i ‘ au s u ie u e i allgemeinen « ii-

beß ¡s.8®n und für die dauernde Beachtung verantwort- 
e°f .V  .durfte der Prüfung. Für das Verschulden des 
cntljst,'. Warde die Bekl., ohne daß ihr die Führung des 
bafte "'gsbeweises versagt werden könnte, nur dann 
üQp ’ Wenn er ein besonderer Vertreter i. S. des §30 
"  ’  '  ' ----------  JW. 1938, 189331). Das« ' iw ' ; ar (vgl. RGZ. 157, 235 
ubg pj s oG. offenbar an, dr¡sag ,jvj. onenoar an, da es ja der Bekl. die Füh- 
Rinsip. ,nes Entlastungsbeweises offensichtlich auch in 
• Ilunn °es f>r°f. K. versagen w ill. Irgendwelche Fest- 

f'biHal rpn ^ fü r  hat es aber nicht getroffen, ja sich nicht 
i Schrift .us" un(f Aufnahmeordnung oder die Dienst- 

? fen j,* ten für die Ärzte vorlegen lassen, die, wie bei 
“ein Unc[ r enansta'ten> aucb bei der Bekl. vorhanden 
< Jf die .“ Stimmungen über die Verteilung der Kranken 

einzelnen Abteilungen enthalten werden.

Wegen dieser Mängel unterlag also das BU., soweit 
es die Ersatzpflicht wegen des nichtvermögensrechtlichen 
Schadens betrifft, der Aufhebung. Die Sache ist daher 
zur Verhandlung und Entscheidung über den Schmerzens­
geldanspruch und den Feststellungsanspruch hinsichtlich 
des nichtvermögensrechtlichen Schadens zurückzuver­
weisen. Hinsichtlich der Schadensersatzpflicht der Bekl. 
aus dem Vertrage über ärztliche Behandlung und Auf­
nahme im Krankenhaus war die Rev. dagegen zurück­
zuweisen.

(RG., III. ZivSen., U. v. 13. Dez. 1940, III 46/40.) [N.)
Anmerkung: Die grundsätzlichen Ausführungen des 

Urteils über die Anwendbarkeit des sog. Anscheins­
beweises auf dem Gebiete der ärztlichen Haftpflicht im 
allgemeinen, wie in dem besonderen Falle, sind be­
denkenfrei. (Siehe hierzu: L i e r t z - P a f f r a t h ,  „Hand­
buch des Arztrecht“  S. 333ff.; F r. Fr. K ö n i g ,  „H aft­
pflichtrechtliche Fragen im ärztlichen Gutachten“ , Son­
derdruck aus „Das ärztliche Gutachten im Versicherungs­
wesen“ , 1939 S. 1168; K ö n i g - K ö s t l i n ,  „Haftpflicht 
des Arztes“  S.83; G o l d h a h n - H a r t m a n n ,  „Chirur­
gie und Recht“  S. 211; v. N e u r e i t e r - P i  et  r u s k y -  
S c h ü t t ,  „Handwörterbuch der Gerichtlichen Medizin 
und Naturwissenschaftlichen Kriminalistik“ , Stichwort 
„Ärztliche Kunstfehler“ , S. 17 Sp. 2; RG. v. 2. Okt. 1940, 
VI 124/39: DJ. 1940, 373; RG. v. 6. Jan. 1939, III 26/38: 
DR. 1939, 374, 31; RG. v. 10. Mai 1939, VI 286/38: DR. 
1939, 1466, 34; RG. v. 11. Dez. 1936, VII 172/36; RGZ. 
153, 135 =  JW. 1937, 880, 5 m. Anm. P ro  Iß; RG. v.
2.Aug. 1935, III 326/34: JW. 1935, 3540, 11 m. Anm. 
K a l l f e l z ;  RG. v. 26. April 1937, VI395/36: JW. 1937, 
2-49, 1 m. Anm. Lehma nn . )
... Eier vorl. Fall bietet sogar ein klassisches Beispiel 
tur die Notwendigkeit, bei der Suche nach der Ursache 
eines festgestellten Schadens sich der natürlichen Beweis­
e t  aus der Typizität gleichartiger Geschehnis-
ablaufe zu bedienen. Andernfalls geriete der Geschädigte 
zu oft in eine ungerechte Beweisnot. Freilich kann in 
solchen Fällen allerdings auch der als Schädiger in An­
spruch Genommene oft in eine rechtsgefährliche Lage 
geraten. Dieser Gefahr muß und kann dadurch begegnet 
werden, daß die strengen Erfordernisse, die bei der An­
wendung des Anscheinsbeweises schon bei der Feststel­
lung der ursächlichen Verknüpfung zwischen Ereignis 
und Ereignis gestellt werden müssen, bei der weiteren, 
hiervon scharf zu trennenden Beweisführung bezüglich 
der Verschuldensfrage noch besonders verschärft wer­
den. Unter keinen Umständen darf eine Verwechslung 
zwischen den Beweiserfordernissen der §§ 286 u. 287 
Zt O. I latz greifen. Der Anscheinsbeweis folgt immer 
der strengeren Gebundenheit des Richters aus §286 
5 {G ., ‘uclit der völlig freien Überzeugung, die §287 
ZPO. lediglich bezüglich der Feststellung von Ent­
stehung und Höhe des Schadens zuläßt, nicht aber hin­
sichtlich der Ermittlung des schädigenden Ereignisses 
und des Kausalzusammenhanges und erst recht nicht 
des Verschuldens.

Weiter ist grundsätzlich zu unterscheiden zwischen 
dem Anscheinsbeweis als solchem und der allgemeinen 
Beweiswürdigung. Zu letzterer gehört der Satz, daß auf 
vielen Gebieten kraft der Unzulänglichkeit menschlicher 
Erkenntnis und Erkenntnismöglichkeiten für die richter­
liche Überzeugung .keine völlige Gewißheit gefordert 
werden kann, sondern eine an Gewißheit grenzende 
Wahrscheinlichkeit genügen muß.

Bei Würdigung des Anscheinsbeweises und der ihm 
gegenüber geltend gemachten Gegenbeweise, die sich 
nach der Natur der Sache oft ihrerseits wieder auf dem 
Gebiete tatsächlicher Vermutungen bewegen, hat sich in 
dem vorliegenden Falle die Tatsacheninstanz auf über­
einstimmende Sachverständigengutachten gestützt. Be­
merkt sei hierzu, daß die Inkubationszeit bei Scharlach 
im allgemeinen zwei bis sieben Tage beträgt. Die An­
steckungsfähigkeit hängt von der Dauer der Erkrankung 
ab, erstreckt sich also im allgemeinen auf einen Zeit­
raum von sechs bis acht Wochen. Jedoch ist hierbei 
zu bedenken, daß der Krankheitserreger (Virus) sich 
außerhalb des menschlichen Körpers monate-, ja jahre­
lang lebensfähig halten kann. Daher die Notwendigkeit 
einer Desinfektion.
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Die Ausführung .des Urteils über die Verschuldungs-, 
Haftungs- und Entlastungsfragen geben zu besonderen 
Bemerkungen keinen Anlaß.

AGR. Dr. K a l i f e l z ,  Cottbus.
*

8 . OLG. — § 1353 BGB. Eine Klage auf Herstellung 
der ehelichen Gemeinschaft ist auch nach dem neuen 
EheG, grundsätzlich zulässig. Das Rechtsschutzbedürfnis 
entfällt jedoch, wenn der Ehegatte, der die Gemeinschaft 
wiederhersteilen soll, von seiner Ehefrau hierzu aufgefor­
dert, seine Wiederherstellungspflicht ausdrücklich aner­
kennt. f )

Die Klage auf Wiederherstellung der ehelichen Gemein­
schaft ist auch unter der Herrschaft des neuen EheG, 
grundsätzlich als zulässig zu erachten, ohne daß es der 
Darlegung besonderer das Vorliegen eines Rechtsschutz­
bedürfnisses rechtfertigender Umstände bedürfte (vgl. 
RGZ. 160, 252 — DR. 1939, 12446). Gleichwohl können im 
einzelnen Fall Umstände vorliegen, die ein Rechtsschutz­
bedürfnis ausschließen. Dies tr ifft im gegenwärtigen Falle 
zu: Der Ehegatte, welcher hier auf Wiederherstellung 
der ehelichen Gemeinschaft verklagt wird, ist mit seiner 
vorausgegangenen Klage auf Scheidung der Ehe eben 
erst rechtskräftig abgewiesen worden. Er hat daraufhin, 
von seiner Ehefrau zur Wiederherstellung der ehelichen 
Gemeinschaft aufgefordert, erklärt, anzuerkennen, daß er 
zur Wiederherstellung der ehelichen Gemeinschaft ver­
pflichtet sei. Damit ist der Klage auf Wiederherstellung 
der ehelichen Gemeinschaft, deren Sinn es ist, dem 
widerstrebenden Eheteil nachdrücklich zur Gewißheit 
zu bringen, er sei zur Wiederherstellung der ehelichen 
Gemeinschaft verpflichtet (RGZ. 160, 112 ff. =  DR. 1939, 
1071 16), ejn begründeter Anlaß entzogen. Hieran ändert 
auch die Tatsache nichts, daß der widerstrebende Ehe­
gatte mit der vorgenannten Anerkennung seiner Rechts­
pflicht die weitere Erklärung verknüpft hat, er komme 
der von ihm anerkannten Rechtspflicht nicht nach; denn 
ein Zwang zur Wiederherstellung der ehelichen Gemein­
schaft könnte gegen den widerstrebenden Ehegatten auch 
dann nicht aüsgeübt werden, wenn er zur Herstellung 
der ehelichen Gemeinschaft verurteilt werden würde 
(§ 888 Abs. 2 ZPO.). Ein solches Urteil hätte allerdings 
auch nach neuem Recht insofern Bedeutung, als im 
allgemeinen eine grundlose Nichterfüllung des Urteils­
spruchs einen Scheidungsgrund bilden würde (vgl. RGZ. 
160,112 ff.), allein die gleiche Wirkung kommt insoweit 
auch der Nichterfüllung einer von dem widerstrebenden 
Ehegatten außerhalb eines Rechtsstreites anerkannten 
Rechtspflicht zur Wiederherstellung der ehelichen Ge­
meinschaft zu. Es kann deshalb auch von dem Gesichts­
punkt aus, daß die Klage auf Wiederherstellung der ehe­
lichen Gemeinschaft geeignet ist, die Rechtsgrundlage für 
ein etwaiges späteres Scheidungsbegehren zu schaffen, 
im gegenwärtigen Falle ein Rechtsschutzbedürfnis für die 
beabsichtigte Klage auf Wiederherstellung der ehelichen 
Gemeinschaft nicht anerkannt werden. Dem BeschwF. 
kann deshalb nicht zugemutet werden, der Beschwerde­
gegnerin die zur Durchführung der im gegenwärtigen 
Falle zwecklosen Klage erforderlichen Geldmittel zur 
Verfügung zu stellen.

(OLG. München, Beschl. v. 19. Nov. 1940, 4 W 846/40.)
[R-I

Anmerkung: Das Problem dieser grundsätzlich wich­
tigen Entsch., der ich z u s t i m m e ,  sieht einfach aus, 
ist es aber nicht:

Z w e i  Sätze hat das RG. bereits sozusagen unantast­
bar gemacht: 1. auch nach neuem Eherecht ist eine 
Klage auf Herstellung der ehelichen Gemeinschaft grund­
sätzlich zulässig (RGZ. 160,112 =  DR. 1939,1071 16); 2. der 
an der Ehe festhaltende Gatte hat auch nach oder bei 
Abweisung der Scheidungsklage des anderen Teiles ein 
berechtigtes Interesse an dessen Verurteilung zur Wieder­
herstellung der Gemeinschaft (RGZ. 160, 250 =  DR. 1939 
1244°).

Nun besteht aber die B e s o n d e r h e i t  des d i e s e r  
Entsch. zugrunde liegenden Falles darin, daß der von 
der ehelichen Gemeinschaft fernbleibende Gatte die Auf­
forderung zur Heimkehr und das Verlangen um Kosten- 
vorschuß für den im Weigerungsfall zu führenden Her­

stellungsprozeß unverzüglich damit beantwortet hat, e 
a n e r k e n n e  seine Rechtspflicht zur Wiederherstellung 
der ehelichen Gemeinschaft und erkläre gleichzeitig e 
für allemal seine Weigerung, der Aufforderung Folge z 
leisten.

M it dem p r o z e s s u a l e n  Anerkenntnis, das in Ehe­
sachen anders als in gewöhnlichen Prozessen zu wert 
ist (§§ 307, 617 ZPO.), hat diese Erklärung des 
abtrünnigen nichts zu tun. Sie ist ein bloßes Bekennt 
zur ehelichen Rechtspflicht der Gemeinschaft, un^ , zi n. 
a u ß e r h a l b  des Prozesses, verbunden mit der b^tinu 
ten Kundgebung: was auch geschehen mag, *ctl . u 
nicht; ich kehre nicht in die eheliche Gemeinschaft zurr •

Nun sagt RGZ. 160,115: „Der Si nn  der Wiederherstel­
lungsklage liegt darin, daß sie dem verurteilten <-• .
gatten nachdrücklich zur G e w i ß h e i t  bringt, er 
zur Wiederherstellung der ehelichen Gemeinschaft 
pflichtet.“  . i

Wenn es der „ S i n n “ des Herstellungsurteils 
dem abtrünnigen Ehegatten seine Herstellungspfhcht n _ 
drücklich zur Gewißheit zu bringen, und wenn ari' ^  
seits in einem Fall wie dem hier vorliegenden 
Betreffende s c h o n  o h n e  Urteil seiner Rechtsp g
g e w i ß  ist, dies auch ausdrücklich !?e,kkn.n ti;nn ver- 
die Erwirkung der Herstellungsurteils ihren Sinn 
lieren, also unsinnig werden, und das Prozessiere 
an der Ehe festhaltenden Gatten sowie die von t n 
herbeigeführte Verursachung von Prozeßkosten en 
praktisch nur noch den Zweck haben, dem an 
Schaden zuzufügen (§ 226 BGB.). _ darum

Der Fall liegt sofort anders, wenn es sich c ejn 
handelt, „fü r beide Eheleute k l a r z u s t e l l e n ! , m  ßjf. 
Recht zum Getrenntleben gegeben sei oder nicht l ¡ se 
160,115), o d e r  wenn der Fall auch nur möghene
so liegt, „daß . . .  trotz der Abweisung der

Scheidung?
_ . J ••• w v ii uu nuwLioung «*-* .. Jpf

klage auch die Herstcllungswiderklage unbegrum n0Ch 
kann, sich aus der Versagung der Scheidung a ® -„¡bt“
nicht die Berechtigung des Herstellungsverlangens b ^ef
(RGZ. 160, 252). Auch der Fall in RGZ. 137,102, daß, 
fernbleibende Ehegatte irrigerweise g e g l a u b t  n.,’ ehe- 
sich der andere Teil während der Trennungsze i ßg 
widrig verhalten habe, rechtfertigt die Durcn 
eines Herstellungsprozesses. _ ,, n(j von

Ist aber die Herstellungspflicht unzweifelhaft erst 
dem Pflichtigen ausdrücklich anerkannt, also 01 tgnde 
richterlich „klarzustellen“ , liegen auch nicht u ^age 
vor, durch die Zweifel gerechtfertigt sind, 0“  na s olme 
des Falles die Abweisung des Scheidungsbegelir,|(ingS' 
weiteres der richterlichen Feststellung der Hers fällen 
pflicht gleichzusetzen ist, so wird in den meist un­
dauernden Getrenntlebens zweier Eheleute nie , ||UI1gs- 
verhältnismäßig hohen Kosten verbundene Her j^eCj,ts- 
klage ihren Sinn verlieren, was im praktische ^ e{Ste\- 
leben dadurch seine Bestätigung findet, , a^ erschwin' 
lungsklagen ganz allgemein eine statistisch Anwäl*e 
dend geringe Zahl aufweisen, da pflichtbewußt 
von ihrer Erhebung fasf immer abraten. starke

In diesem Zusammenhang verdient RGZ. 160, , jaß
Beachtung, wo mit Nachdruck hervorgehoben 
die Weigerung eines Ehegatten, die häuslich ^  Ge­
schäft herzustellen, auch dann nach § 49 tn rJerStelIt1!1̂  
urteilen ist, wenn keine Verurteilung zur n  (iitt 
vorliegt; wo also für die auf bösliche Vei eStiitzte 
heutigen, nicht mehr verklausulierten ,,inn^£.urteil a,s 
Scheidungsklage das vorgängige Herstellung 
entbehrlich erklärt wird. herstellun^S”

Freilich wird man einwenden, daß der n pb'
berechtigte Ehegatte ” ~ m i t  ein
sitiven Eindrucks, de 
bei dem anderen Gatten hervorrufen

man einwenueu, u«,, , .. Pjnes 1' .,
gatte auf die i M ö g l i c h k e i  (en
s, den das gerichtliche Herstellung ver 
i Gatten hervorrufen l<.e>n.n ’ rahr 

zichten brauche. Das HansOLG. hat ein ha . „ f j 258/3.1 
RGZ. 160,115 in einer Entsch. v. 17. Nov. 1938 U ^ e ü  
ausgeführt: „Das zugunsten der Kl. ?esPn,irchführUIl®' 
-'-ne t sich ... nicht zu einer zwangsweisen uau...... .... cu eint, —, , , „„(renstan1-
Damit ist aber die Klage aus § 1353 nicht » ° aCh vvi 
los geworden; ihre Bedeutung liegt vielme m ßek*- 
vor darin, daß das auf sie ergehende Urtel RechR'
in nachdrücklicher und maßgeblicher Form herbe*'
Widrigkeit seines Verhaltens und des von “  
geführten Zustandes zum Bewußtsein bring • .¡nter die- 

Wer im praktischen Rechtsleben steht, mu
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®en Satz des HansOLO. ein großes Fragezeichen setzen; 
¡Jlnn ,ein nicht vollstreckbares Urteil (§ 888 Abs. 2 ZPO.) 

Wle e'n Soldat ohne Waffen, wie der Schuldspruch 
es Strafrichters, dem die Macht zum Strafvollzug 

bei h * '  ^ er verurteilte Ehegatte weiß durch die Rechts- 
Her+ Vn^  seines Anwalts genau, daß die Befolgung des 
liegt 6 'Un̂ surteils n'c*1* erzwingbar ist. Und vielleicht
lieh so'chen Gerichtsentscheidungen, denen die staat- 
CÜ e ollzugsgewalt ihre unterstützende Faust versagt, 
str- hi °  keine Macht und Stärke aus ihrem Inneren 
Gpr' u — vom Standpunkte des An s e h e n s  staatlicher 
mi 'chtsbarkeit aus —, mehr Schaden als Nutzen. Zum 
Anr f Ŝ n 's* n,cbt einzusehen, weshalb der moralische 
Uilc|Ufeines nicht vollstreckbaren Richterspruchs stärker
Qpo e!ndrucksvolIer sein soll als der Imperativ des 
schiiiu es s e Ihst ;  denn daß es Pflicht ist, mit einem 
'VeiR • 0Sen Gatten in guter Ehe Gemeinschaft zu halten, 
__ Jeder verheiratete Volksgenosse, braucht ihm also 
v0tl ° i rn d'e Bage nic l̂t zweifelhaft ist (s. o.), sondern 
durch m- a*s unzw<dfelhaft anerkannt wird — nicht erst 
be\vVi c‘nen seitens des staatlichen Vollstreckers un-

J^chrten Frichterspruch zum Bewußtsein gebracht werden. 
sajiP ist ‘m GR. 1940,11424 anderer Meinung. Es
WiTir' ,” ^ n der richterlichen Feststellung der Rechts- 
ma' 'ßkeit des Sichfernhaltens des Kl. von seiner Fa- 

hat die Bekl. schon der möglichen Folgen für die 
r h a 11 s pflicht halber selbst dann ein rechtliches

i f 'e  hatU
•nti

nte
gen £sse> wenn dadurch eine Änderung des gegenwärti- 
Auff- tanc*es nicht 7Ü erwarten ist.“  Ich vermag dieser 
Fassung nicht zu folgen. Sieht mau die „möglichen 
z'vis i" ^ 'r die Unterhaltspflicht“  in dem Unterschied 
§ 1361 n ^cr Auswirkung des § 1350 und derjenigen des 
halt, “ OB., so ist entgegenzunalten, daß es dem unter- 
V(/ier. 1 ® r e c h t  i g t e n Ehegatten (sofern d i e s e r  die 
Ujite '^Heilung der Ehe wünscht) doch freisteht, im 
der '"altsprozeß i n z i d e n t e r  feststellen zu lassen, daß 
Üerstn re naC^ Bage des Falles eben n i c h t  „die 
f l i es ! ?nS des ehelichen Lebens verweigern d a r f“ . Um 
einers Gesichtspunktes a l l e i n  willen die Zulässigkeit 
Herst a?11 der Unterhaltsfrage losgelösten, selbständigen 
in pp,| Ungsklage und des Kostenvorschußverlangens auch 
oben etl zu bejahen, in denen Klage und Urteil — wie 
er]<p„ ailsgefiihrt — mit Rücksicht auf das klare An- 

nntnis des ah
bi die

3 des abtrünnigen Ehegatten und mit Rücksicht 
„ ire völlige Aussichtslosigkeit einer nicht vollstreck- 
$in a Verurteilung den vom RG. umrissenen Zweck und 
Von: Ver'oren haben, dürfte in Übereinstimmung mit dem, 
atvi.r^Hden Beschluß des OLG. München als verfehlt 

^mehnen sein.
ijwiß mag nacjj dem neuen Eberecht eine KlageG

UUs
schak ^53 BGB. auf Herstellung der ehelichen Gemein- 
beSon. grundsätzlich zulässig sein, „o  hne  daß etwa 
bedürf -re Umstände für ein bestehendes Rechtsschutz- 
1940 icJ?"dargetan werden müßten“  (RGZ. 162, 33 =  DR. 
M & ß l 1)- Aber u m g e k e h r t  ist es nach der obigen 
Ziitlln ll(?r Entsch. zulässig, besondere Umstände dar- 
Vnd ’ | d>e ein Rechtsschutzbedürfnis a u s s c h l i e ß  en. 
lose a S so*cher besonderer Umstand ist das vorbehalt- 
9;itte„ lerEenntnis des die Gemeinschaft verweigernden 
Herst ,’r verhunden mit der für alle Zukunft erklärten 

De *Unßsweigerung, zu erachten, 
der i, | dständigkeit halber sei hier auch noch kurz zu 
8estattpfe.utsamen Entsch. RGZ. 162, 32 eine Bemerkung 
Sitte» et.;, Gas RG. verneint dort gegenüber einem Ehe- 
Segeh’ 1 u.r den der Tatbestand des §55 Abs. 1 EheG. 
herSip lst, dessen Ehe also o h n e  j e d e  W i e d e r -  
Recht , ‘ u n g s a u s s i c h t  unheilbar zerrüttet ist, ein 
«’der Getrenntleben; läßt die Herstellungsklage des 
“ egrün, Te'Ies zu und gibt ihr statt. Die Art, wie die
« c L '^ n g  entwickelt wird, erscheint durchaus folge- 
»^bsf'ri- ^ doch faucht bei diesem Ergebnis ganz von 
Afathern e,.,^raße auf ; ist es nicht für den der höheren
den, „ ¡aJd< solcher eherechtlicher Dialektik fernstehen- 
i erstan i ac^cn Volksgenossen vom gesunden Laien- 
u ststeiH a.us unbegreiflich, daß der gleiche Richter, der 
beilbar d*e Wiederherstellung der tiefgreifend und un- 
e'her a Zar.rütteten Ehe sei „nicht zu erwarten“ , d. h. mit 
Rescbi '’ ieherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit a u s - 
1̂. zu ? ssen, auf eine Herstellungswiderklage hin den 

SeIbst .,<ilner Handlung verurteilen soll, die das Gericht 
ais nach menschlicher Voraussicht psychologisch

unmöglich und daher faktisch ausgeschlossen bereits vor­
weg erkannt hat?! — Man sieht hier deutlich eine un­
heilvolle Überschneidung des Zerrüttungs- und des Ver- 
schuldensprinzjps: ein Ehezustand, der zunächst — wenn 
kein Widerspruch erhoben wird — dem Kl. ohne wei­
teres wegen Z e r r ü t t u n g  den Scheidungsanspruch und 
damit das Recht auf Getrenntleben gibt, soll d an n ,  
we n n  der andere Teil dem Scheidungsbegehren aus 
V e r s c h u l d e n s  gründen beachtlich widerspricht, den 
Kl. verpflichten, etwas zu tun, was bei einer mindestens 
für ihn subjektiv gegebenen unheilbaren Zerrüttung der 
Ehe ihm innerlich und äußerlich (sonst wäre die Zer­
rüttung keine totale!) u n m ö g l i c h  ist. Was in RGZ. 
162, 35 vom Kl. verlangt wird, „daß er sich trotz der 
bestehenden völligen Ehezerrüttung u m s t e l l t  und über 
die von ihm für u n ü b e r w i n d l i c h  gehaltenen Hinder­
nisse eines Wiederzusammengehens mit dem anderen 
Gatten h i n w e g z u k o m m e n  trachtet“ , scheint mir mit 
dem Begriff und der richterlichen Feststellung der jede 
Wiederherstellung ausschließenden „tiefgreifenden, un­
heilbaren Zerrüttung“  des § 55 Abs. 1 EheG, unvereinbar 
zu sein.

Wegen des Kompromisses zwischen den Prinzipien 
der Z e r r ü t t u n g  und des V e r s c h u l d e n s ,  deren 
Zeiger nicht einheitlich ausschlagen können, muß hier 
wieder einmal der Versuch, gesetzgeberische Gedanken 
folgerichtig an ein bestimmtes Ziel zu führen, vor ab­
gebrochenen Brücken haltmachen.

Es bleibt deshalb in Fällen wie diesem nichts anderes 
übrig, als im Sinne des hier vorliegenden Beschlusses 
des OLG. München den p r a k t i s c h e n  Bedürfnissen des 
Rechtslebens die entscheidende Rolle zuzubilligen.

RA. Dr. G. v. S c a n z o n i ,  München.

Grundbuchordnung
9* KG. — §§ 18, 74 GBO. Wird ein Eintragungsantrag 

vom GBA. mit Recht beanstandet und nach fruchtlosem 
Ablauf der gesetzten Frist zurückgewiesen, so muß gleich­
wohl eine Beschw. bei nachträglicher Behebung des Hin­
dernisses Erfolg haben.

Die Gläubigerin einer Grundschuld hat dieses Recht 
abgetreten und die Umschreibung im Grundbuche be­
antragt. Das GBA. erklärte mittels Zwischenverfügung 
die Vorlegung des Grundschuldbriefes für notwendig 
und wies nach fruchtlosem Ablauf der gesetzten Frist 
den Antrag zurück. Die Antragstellerin reichte den 
Grundschuldbrief nach und legte Beschwerde ein. Das 
Lu. wies die Beschwerde zurück, weil ein Antragsteller 
die ihm durch die Zwischenverfügung aufgegebene Be­
hebung eines Hindernisses nicht mehr nachholen könne, 
wenn der Antrag wegen Fristablaufs zurückgewiesen sei. 
Die hiergegen eingelegte weitere Beschwerde hat Er­
folg gehabt.

Das LG. irrt in der Annahme, daß die im Verfahren 
vor dem GBA. versäumte Behebung eines durch Zwi­
schenverfügung ordnungsmäßig gerügten Eintragungs­
hindernisses nach der Zurückweisung des Antrages mit 
e*ner Beschwerde nicht nachgeholt werden könne. Die 
Zulässigkeit der Nachholung ergibt sich aus § 74 GBO. 
Dort ist ausdrücklich bestimmt, daß die Beschwerde 
auch auf neue Tatsachen gestützt werden kann. Die 
neue Tatsache ist hier die Beibringung des Grund­
schuldbriefes. Dafür, daß eine solche nur dann noch be­
rücksichtigt werden dürfte, wenn der Eintragungsantrag 
ohne weiteres zurückgewiesen worden ist, und nicht 
auch dann, wenn das GBA. vorher ohne Erfolg eine 
Zwischenverfügung erlassen hat, bietet das Gesetz kei­
nen Anhaltspunkt. § 18 Abs. 1 Satz 2 GBO. bestimmt 
zwar, daß ein Eintragungsantrag nach fruchtlosem Ab­
lauf einer zur Behebung eines Hindernisses gesetzten 
Frist zurückzuweisen ist. Die Vorschrift sieht aber in 
Abs. 1 Satz 1 ebenso die s o f o r t i g e  Zurückweisung 
für den Fall vor, daß eine Behebung des Hindernisses 
nicht möglich oder auch nur innerhalb angemessener 
Frist nicht zu erwarten ist. Zwischen den beiden Fällen 
der Zurückweisung darf daher bei der Beurteilung der 
Frage, ob eine Beschwerde auf neue Tatsachen gestützt 
werden kann, kein Unterschied gemacht werden.
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Es ist auch nicht richtig, daß eine solche Gesetzes­
auslegung — wie das LG. meint — „der Grundtendenz 
der GBO.“  widersprechen würde, möglichst beschleu­
nigt klare Verhältnisse zu schaffen, wovon im § 18 nur 
eine eng auszulegende Ausnahme vorgesehen sei. Wird 
der Antrag gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 GBO. zurück­
gewiesen, so sind zunächst einmal klare Verhältnisse ge­
schaffen. Der Antragsteller kann aber keinesfalls gehin­
dert werden, seinen Antrag unter Behebung des dem 
früheren Anträge entgegenstehenden Hindernisses zu er­
neuern. Das GBA. muß dann auf diesen Antrag die 
Eintragung vornehmen. Eine andere verfahrensmäßige 
Wirkung als die Antragserneuerung hat nun zunächst — 
abgesehen von dem Kostenpunkt — auch die unter Be­
hebung des Hindernisses eingelegte Beschwerde nicht 
Denn auf diese hat das GBA. gemäß § 75 GBO. ebenso 
wie bei einer Erneuerung des Antrages in erster Linie 
selbst zu prüfen, ob es nunmehr die beantragte Ein­
tragung vornehmen muß. Ob es aber einem erneuerten 
oder ob es einem wieder aufgenommenen, ursprünglich 
unbegründet gewesenen Anträge stattzugeben hat, ist, 
da auch der letztere nur mit dem Range seines neuen 
Einganges erledigt wird (KGJ. 52, 122), vom Stand­
punkte der Schaffung klarer Verhältnisse aus ohne Be­
deutung. Ebensowenig kann anerkannt werden, daß bei 
einer vom G r u n d b u c h a m t e  zu Unrecht verweigerten 
Abhilfe irgendwelche Bedenken beständen, in einem Falle 
der vorliegenden Art das B e s c h w e r d e g e r i c h t  ge­
mäß § 74 BGO. unter Berücksichtigung der neuen Tat­
sache der Behebung des früheren Hindernisses über den 
wieder aufgenommenen Antrag entscheiden zu lassen.

In demselben Sinne hat sich das OLG. in Braun­
schweig (JFG. 10, 219) ausgesprochen.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 23. Jan. 1941, 1 Wx 636/40.)
*

1.0. KG. — § 36 GBO. Soll ein Nachlaßgrundsfück, das 
bei der Auseinandersetzung einem Miterben zugeteilt 
wird, auf dessen Anweisung unmittelbar auf seine Kinder 
übertragen werden, so kann das Nachlaßgericht hierfür 
kein Überweisungszeugnis aus § 36 GBO. erteilen.

Eine aus zwei Personen bestehende Erbengemeinschaft 
w ill ein auf den Namen des Erblassers eingetragenes 
Nachlaßgrundstück statt auf einen der beiden Miterben 
unmittelbar auf dessen Kinder übertragen und hat eine 
entsprechende Auflassung erteilt. Das Nachlaßgericht hat 
es abgelehnt, für die Umschreibung im Grundbuche ein 
Auseinandersetzungszeugnis gemäß § 36 GBO. zu erteilen. 
Das ist vom LG. und vom KG. gebilligt worden.

Das im § 36 GBO. vorgesehene Zeugnis soll die grund­
buchmäßige Durchführung der Auseinandersetzung einer 
Erbengemeinschaft durch Übertragung von Nachlaß- oder 
Gesamtgutsgegenständen auf Beteiligte dieser Gemein­
schaften erleichtern und vor allem verbilligen (vgl. die 
§§ 103, 99 KostO.). Bei einem Nachlaß sind aber nur die 
Erben, die Erbeserben oder die Erwerber von Erbanteilen 
beteiligt ( H e n k e - M ö n c h ,  „GBO.“ , 2. Aufl., §§ 36, 37 
Erl. 4 A), während hier unmittelbar die Töchter einer M it­
erbin als Eigentümer eingetragen werden sollen. 8 36 
GBO. ist daher nicht anwendbar. Das Erläuterungsbuch 
von H e n k e - M ö n c h  (§§ 36, 37 Erl. 5 a am Ende) be­
sagt nichts Abweichendes. Dort ist lediglich ausgeführt, 
daß das Zeugnis für das Grundbuchverfahren auch dann 
genüge, wenn ein Miterbe weiter verfügt, ohne daß seine 
Eintragung n o t w e n d i g  wird. Dem ist unbedenklich 
zuzustimmen. Ein solcher Fall (z. B. die Weiterübertra­
gung der einem Miterben abgetretenen Briefhypothek aus 
dem Nachlaß) ist aber hier nicht gegeben. Für die Her­
beiführung der von den Beteiligten gewünschten Um­
schreibung des Eigentums auf die Kinder der BeschwF. 
bieten sich zwei Wege dar: entweder es verfügt die Erben­
gemeinschaft durch eine den Erwerbern unmittelbar er­
teilte Auflassung, was auch dann geschieht, wenn ein ein­
zelner Miterbe auf Grund einer ihm von der Erbengemein­
schaft erteilten Auflassung ohne seine vorgängige Eigen­
tumseintragung, also als Nichtberechtigter aus dem Rechte 
D^T,^rbengetneinschait mi* deren Genehmigung (§ 185 
BGB.) verfügt; oder es verfügt der einzelne Miterbe nach 
Erwerb des Alleineigentums aus eigenem Recht weiter. Im 
ersten Falle ist für die Anwendung des § 36 GBO. kein

Raum, weil auf Grund einer Verfügung der Erbengeme>n' 
Schaft dritte Personen als Eigentümer eingetragen werden 
sollen. Im zweiten Falle aber ist die vorgängige Eigen" 
tumseintragung des Miterben, ganz abgesehen davon, dal 
er ohne eine solche das Alleineigentum nicht erwerben 
kann, auch schon nach §§ 39, 40 GBO. unerläßlich. Ln® 
Erbengemeinschaft selbst ist zwar bei der Übertragm^ 
des Eigentums auf einen Miterben oder auf einen Dritten 
nach § 40 GBO. von der Notwendigkeit der vorgängifP] 
(lediglich berichtigenden) Eintragung ihres Eigentums b 
freit, nicht aber der einzelne Miterbe, der seinerseits da 
ihm bei der Auseinandersetzung zugedachte (nur dur 
Eintragung zu erwerbende) Eigentum weiter übertrag 
will. Ein solcher Miterbe muß, um aus eigenem Re(r” 
weiter verfügen zu können, vorher in das Grundbuch el 
getragen werden. Nur hierzu kann er ein Zeugnis au 
§ 36 GBO. erwirken. Ein Zeugnis solchen Inhalts begeb 
aber die Antragstellerin nicht (ebenso wie hier aub 
H e n k e - M ö n c h  a. a. O. und Anm. 4 ferner Güt n  
T r i e b e 1, „GBO.“ , § 36 Anm. 6). Die Erwägung der we 
teren Beschw., daß auch die Eintragung eines an “ 
Erbengemeinschaft nicht beteiligten Erwerbers durch 
Zulassung des Überweisungszeugnisses erleichtert wei  ̂
würde, hat den Gesetzgeber nicht veranlaßt, den s 
GBO. auf einen solchen Fall zu erstrecken, und zwar 
halb nicht, weil eben nur die Auseinandersetzung u 
den Beteiligten erleichtert werden sollte. Auch von ü1)  
Gesichtspunkte aus läßt sich daher gegen die Steim s 
nähme der Vorinstanzen nichts einwenden. .

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 2. Jan. 1941, 1 W x591/404

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
11. KG. — §91 ZPO. Die Anerkennung der JŜ°*Vpe- 

digkeit der Beobachtung eines Ehegatten durch v0n 
tektiv hängt zwar regelmäßig, nicht aber schlechthin * n 
ab, daß der beobachtende Ehegatte einen bestimmten ,^  
dacht hat. Auch ohne solchen können die durchgei ^  
Ermittlungen als sachgemäß anerkannt werden, we ' ¡ 0  

in einwandfreier Weise Belastungsmaterial ergeben, wje 
Prozeß gegen den anderen Ehegatten von der I a^.|]ung 
vom Gericht auch verwertet wird. — Zusammensi 
der grundlegenden Entscheidungen betr. Detektivkos ^

Die im Scheidungsprozeß siegreiche I<1. hat im  ̂oetek' 
festsetzungsverfahren u. a. auch die Erstattung von v  deS 
tivkosten in Höhe von 514,80 ¿RJl für die Beobachtu „  j 
Bekl. durch den Detektiv W. in der Zeit vom 6. bis - • > 
1940 verlangt. Der UrkB. hat diesen Posten abgese«-^. 
die Tätigkeit des Detektivs nur bezweckt habe, 
welch belastendes Material gegen den Bekl. zu bes 
LG. hat antragsgemäß festgesetzt. Die Beschw. “L^^tiv- 
hiergegen konnte nur hinsichtlich der Höhe den v  
kosten Erfolg haben. Fntschei'

Der Senat hat sich bereits in einer Reihe von pvkosten 
düngen mit der Erstattungsfähigkeit von Detern 
als Rechtsstreitskosten gemäß § 91 ZPO. befaßt. * v0ni

In der grundlegenden Entscheidung 20W 6146 ge. 
26. Okt. 1935: JW" 1935, 3483 ist die grundsätzlich eß 
rechtigung, Detektivkosten, welche im Scheidung^ als 
für die Beobachtung einer Partei aufgewendet w , pUnkt 
Rechtsstreitskosten zu behandeln, unter dem Gesi 1 >j)|lieii 
anerkannt worden, daß es sich dabei um Hillsma ¿eio 
zur sachgemäßen Durchführung des Prozesses ‘ flZefl 
kann. Die Erstattungsfähigkeit in angemessenen. ^ 0 -
ist bejaht worden, wenn der eine Ehegatte einen des 
ten Verdacht hat, andere Maßnahmen zur Festst 1 , niclü
Tatbestandes und Beschaffung des Beweismater flgefl
geeignet erscheinen und so die angestellten t r u  ßecjits'
und Beobachtungen als zur zweckentsprechend w*e
Verfolgung sicfl herausstellen. Der Höhe nach du natur« 
der Senat ausgeführt, hat, die aufgewendeten Ko ¿weck
gemäß weder außer Verhältnis zu dem e r s t - e\\sch^' 
bestehen, noch dürfen sie über die durch die U , ¡eti ge­
liehen und wirtschaftlichen Verhältnisse der J. pscjen v0"_ 
botenen Grenzen hinausgehen (ebenso OLG. H vef' 
12. Dez. 1938: JVB1. 1940, 24: Die Kosten sind nui 
nünftigen Grenzen erstattungsfähig). 193®;

In der Entsch. 20 W 2307/38 v. 11. Jum IW -  h einefl 
2287 ist die Zweckmäßigkeit von Ermittlungen d
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etektiy bejaht worden, um die Glaubwürdigkeit von Be- 
astungszeugen im Eheprozeß nachprüfen zu können, da 

q ™ solche Maßnahmen im Einzelfall der erfolgreichen 
urchführung des Eheprozesses dienen können.

18 n der Entsch. 20 W 606/39 v. 15-Febr. 1939: DR. 1939, 
dp r nc* d’e Grundsätze behandelt worden, nach denen bei 
Vo p Heilung der Zweckmäßigkeit des Kostenaufwandes 
aut, Ermittlungen durch einen Detektiv überhaupt wie 
Hch dem Umfange nach zu verfahren ist. Es bedarf, um 
'^  sichere Grundlage für diese Beurteilung zu gewinnen, 

ein 6 c ßi^ e’ner genauen Substantiierung unter Beifügung 
a \er.Erläuterung durch die beobachtende Person über die 
lieh •- Durchführung ihres Auftrages, wobei grundsätz-

, ein strenger Maßstab anzulegen ist.
J n der Entsch. 20 W 4179/39 v. 21. Okt. 1939: DR. 1940, 
hi>d,e im übrigen eine zusammenfassende Darstellung der 

snerigen Rspr. enthält, ist erneut betont worden, daß die 
ein e 6 im einzelnen zu belegen sind. Ausnahmsweise ist 
darf Scilätzung über den Umfang der Tätigkeit und die 
d a n u *1 entstandenen Kosten und die Zubilligung eines 
kost ?.re’ zu schätzenden Pauschbetrages für Detektiv- 

sien für zulässig erklärt worden.
4i n. der Entsch. 20 W 321/40 v. 27. Jan. 1940: DR. 1940, 
Stei/S* zu detn Zeitpunkt der Beauftragung eines Detektivs 
se*. UnS genommen und sind möglichst frühzeitig ein- 
Sch » de Ermittlungen im Interesse einer rechtzeitigen Be- 
r. , ung des Beweismaterials und damit einer glatten und 
Ave u ..Prozeßdurchführung als in der Regel durchaus 

eekmäßig anerkannt worden.
Gri f r Heranziehung dieser vorstehend aufgeführten 
Nmndsätze muß man im vorl. Falle zu einer Bejahung der 

Wendigkeit des Kostenaufwandes für BeobachtungenNot
W e k i. ' gelangen. Die Kl. hatte den Bekl. in den letzten
ha®’ Wochen vor dem in der Berufung anstehenden Ver- 
ge 8 ’" ’gstermin beobachten lassen. Das Ergebnis dieser 
t|v öa.chtung ist in einem eingehenden Bericht des Detek- 
Wd n'edergelegt, welcher den vom Senat aufgestellten Er- 
t e i h n'ssen durchweg entspricht und eine genaue Beur- 
/  des Umfanges der Tätigkeit des Detektivs und der 
Be oh <mäl̂ igkeit seiner Beobachtungen ermöglicht. Diese 
Sei, ■ ^tungen, welche an den ersten sieben Tagen er- 
sPät i!°s verBefen, führten am achten Tag und auch 
8etm-r ■ ?rneu* zu einem positiven Ergebnis. Dieses Er- 
daR !?• ' s* *rn Rechtsstreit in der Weise verwendet worden, 
sprp 7,le Kl. in der Berufungsverhandlung dem Bekl. ent- 
der n , de Vorhaltungen gemacht hat. Auf diese hin hat 
L e h r - *' Beziehungen zu einer auch namentlich genannten 

r!n zugegeben und weiter zugegeben, daß er beab- 
hat e’ diese Lehrerin zu heiraten. Das Prozeßgericht 
ges(p,a[aufhin grob ehewidrige Beziehungen des Bekl. fest­

ig  r>Und gegen ihn verwertet.
Beo]/ hält gleichwohl die gegen ihn durchgeführten
gunjr^htungen als zur zweckentsprechenden Recntsverfol- 
ehien i shalb nicht notwendig, weil die Kl. nicht etwa für 

bestimmten Verdacht sich nur Beweismaterial habe 
seinf> ,affen wollen, sondern weil sie mit Rücksicht auf 
grün , erufung nur vorsorglich nach neuen Ehescheidungs- 
gen ¡*et* gefahndet habe, „um allen etwaigen Überraschun- 
Von ¡f der Rechtsmittelinstanz zu begegnen“ . Vordem sei 
zi, t lr niemals die Behauptung ehewidriger Beziehungen 
s i e b e n  Frauen aufgestellt worden. Im übrigen hätte 
üntpru , r zunächst über ihren Verdacht mit dem Bekl. sich 

jy  lahen müssen.
der vae Einwendungen vermögen den Erstattungsanspruch 
lieh a n’cht zu Fall zu bringen. Wenn auch grundsätz- 
Wei, '.’ Bern Erfordernis eines bestimmten, nur mit Be- 
Ehev? f t?n zu belegenden Verdachts einer bestimmten 
in de/jfhluug festzuhalten sein wird, so ist doch schon 
es «.• , E^tech. v. 27. Jan. 1940 ausgesprochen worden, daß 
Auch tl , r e g e l mä ß i g  um einen solchen handeln müsse, 
ist. laft°hne daß ein solcher zunächst vorhanden gewesen 
rrjäßj .s‘ch naturgemäß die Notwendigkeit und Zweck- 
^eiahe ei* e’ner durchgeführten Beobachtung auch dann 
8itiv„ n> wenn diese in wirklich einwandfreier Weise po- 
erbrf„. Belastungsmaterial gegen den anderen Ehegatten 
Parte,-* Bat, welches auch im Scheidungsprozeß von der

verwertet und vom Gericht i. S. einer Eheverfehlung
der ei: Worden ist. Es erscheint keinesfalls angängig, daß 
ändern Ehegatte die Sachgemäßheit von Maßnahmen des 
8invua/ i i  begatten, durch welche er einer Eheverfehlung 

uufrei überführt wird, lediglich deshalb in Frage

stellt, weil der andere Ehegatte vielleicht vorher keinen 
oder keinen genügend bestimmten Verdacht in dieser 
Richtung gehabt habe oder habe haben können. Dies würde 
im Ergebnis bedeuten, denjenigen Ehegatten, der seine 
Verfehlungen besonders geschickt geheim zu halten ver­
steht, schließlich aber doch überführt wird, kostenrecht­
lich zu belohnen und den siegreichen Ehegatten mit den 
entsprechenden Kosten zu belasten.

Davon abgesehen behauptet die Kl. auch in an sich 
glaubhafter Weise, einen Verdacht über ehewidrige Be­
ziehungen des Bekl. schon lange gehabt, auch ihrem An­
walt gegenüber geäußert zu haben. In der Tat w ird im 
allgemeinen wohl kaum ein Ehegatte das Risiko einer Be­
lastung mit Kosten für eine langandauernde und intensive 
Beobachtung des anderen Ehegatten auf sich nehmen, wenn 
er nicht gewisse Anhaltspunkte dafür zu haben glaubt, 
durch diese Beobachtungen positive Eheverfehlungen des 
anderen Ehegatten feststellen und nachweisen zu können.

Daß derartige Ermittlungen möglichst frühzeitig ein­
zusetzen haben, hat der Senat bereits ausgesprochen. M it 
Recht weist hier auch LG. den Einwand des Bekl., die Kl. 
hätte sich mit ihm erst über ihren Verdacht unterhalten 
sollen, mit der Begründung zurück, daß sie dann be­
fürchten mußte, mit ihren Beobachtungen keinen Erfolg 
haben zu können.

Ist danach der Anspruch auf die Erstattung der Detek­
tivkosten im vorl. Falle dem Grunde nach gerechtfertigt, 
so sind auch der Höhe nach keine Bedenken zu erheben, 
soweit es sich um den Umfang der Beobachtungen im 
ganzen, wie auch um den Stundenlohn im einzelnen han­
delt. Ein Stundensatz von 2,80 JMH hält sich ohne Frage 
an der unteren Grenze des Zulässigen. So ergibt sich für 
130 V2 Stunden ein Gesamtbetrag von 365,40 Auch 
die verauslagten Fahrgelder und allgemeinen Auslagen im 
Interesse der Sache mit 25,95 und 23,45 bieten zu Be­
anstandungen keinen Anlaß.

Wohl aber mußte das außerdem vom Detektiv in Rech­
nung gestellte Sonderhonorar mit 100 ¿RJl als nicht er­
stattungsfähig abgesetzt werden. Was es damit für eine 
Bewandtnis hat, ist von der Kl. nicht erklärt worden. Als 
vorher zugesagtes Erfolgshonorar würde es schon aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht als zur zweckentspre­
chenden Rechtsverfolgung notwendig anerkannt werden 
können. Als nachträgliche Belohnung für die erfolgreiche 
Durchführung des Auftrages würde dieser Aufwand gleich­
falls nicht mehr als notwendiger Aufwand der unterlege­
nen Gegenpartei zur Last gelegt werden können, zumal 
nach den wirtschaftlichen Verhältnissen der Parteien für 
eine großzügige Handhabung der Honorarfrage dem De­
tektiv gegenüber kein Raum wäre.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 3. Febr. 1941, 20 W 164/41.) 
*

12. OLG. — §§114 ff. ZPO. Nach neuerer Anschauung 
ist das Armenrecht nur subsidiär und kann deshalb auch 
dann versagt werden, wenn zwar die nachsuchende Partei 
selbst arm ist, aber sich von unterhaltspflichtigen Eltern 
den für die Kosten eines Scheidungsprozesses erforder­
lichen Geldbetrag verschaffen kann; denn der Unterhalt 
ifmfaßt mindestens die Kosten für lebenswichtige Pro­
zesse des Unterhaltsberechtigten, f )

Das LG. hat das für eine Ehefrau nachgesuchte Armen­
recht verweigert, obschon der Ehemann nicht in der Lage 
ist, seiner Ehefrau den Prozeßkostenvorschuß zu zahlen. 
Das Armenrecht kann ihr nicht bewilligt werden, weil sie 
ihre Eltern in Anspruch nehmen kann. Zu dem bei eigenem 
Unvermögen von den unterhaltspflichtigen Eltern zu ge­
währenden Lebensbedarf gehören nach neuerer Anschau­
ung auch die Kosten lebenswichtiger Prozesse des unter­
haltsberechtigten Kindes. Daß zu diesen Prozessen auch 
die auf Untreue des Mannes gestützte Scheidungsklage 
gehört, bedarf keiner Ausführung (vgl. P a 1 a n d l , 
„BGB.“ , Anm. 3 zu § 1610).

Die Hilfe, die der Staat den Armen durch Übernahme 
der Anwaltskosten und der Auslagen und durch Befreiung 
von Gebühren gewährt, ist ein Ausfluß der Volksgemeii? 
schaft. Es widerspricht aber dem Wesen dieser Gemein­
schaft, daß ihre Hilfe da in Anspruch genommen wird, wo 
die nächsten unterhaltspflichtigen Verwandten helfen kön­
nen. M it Recht hebt daher der Bekl. hervor, daß es im 
Volke nicht verstanden werden würde, wenn die Kinder
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wohlhabender Eltern ihre wichtigsten Prozesse auf Ko­
sten der Allgemeinheit führen dürften.

Das OLG. hat diese Gründe gebilligt und noch folgen­
des hinzugefügt:

Umfaßt die Vorschrift des § 1610 BGB. unzweifelhaft 
den gesamten Lebensbedarf und nicht bloß die rein kör­
perliche Pflege des Unterhaltsberechtigten, ist nicht ein­
zusehen, weshalb hiervon die Unkosten lebenswichtiger 
Prozesse ausgeschlossen sein sollen, da deren Führung 
für die Existenz des Berechtigten kaum minder dringend 
und notwendig sein kann wie Maßnahmen zur Erhaltung 
r«,- ,Wlederherstellung seiner Gesundheit, für welche der 
Pflichtige unbestreitbar aufzukommen hat. Wenn der 
RGRKomm. in Anm. 4 zu § 1610 meint, insoweit sei für 
den Bedürftigen bereits durch § 114 ZPO. hinreichend ge­
sorgt, so ist das nicht überzeugend, denn arm i.S. des 
9 114 z p o - ist eben diejenige Partei nicht, welcher lei­
stungsfähige Verwandte für die Aufwendungen des Pro­
zesses gemäß den §§ 1601 ff. BGB. haften. Greift sonach 
das Armenrecht bloß subsidiär Platz, ist aus dieser Ein­
richtung nicht herzuleiten, daß zum gesamten Lebens­
bedarf des § 1610 BGB. nicht auch die durch lebenswich­
tige Prozesse verursachten Unkosten rechnen.

Der in der Beschwerdeschrift enthaltene Hinweis auf 
etwaige Schwierigkeiten bei der Verwirklichung des für 
den fraglichen Zweck gegebenen Unterhaltsanspruchs ver­
mag die Rechtslage nicht zu ändern; zudem lehrt die täg­
liche Erfahrung bei der Durchsetzung der Prozeßkosten­
vorschußpflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau, daß 
das Ziel im Wege einer einstweiligen Verfügung verhält­
nismäßig leicht und rasch zu erreichen ist.

(OLG. Köln, Beschl. v. 31. Dez. 1940, 2 W 129/40.) [He.]

Anmerkung: Vorstehende Entscheidungen behandeln in 
wenigen Sätzen eine Frage von außerordentlicher sachlich- 
wie verfahrensrechtlicher Tragweite, deren Lösung — wenn 
man von einer solchen sprechen w ill —- keineswegs zuge­
stimmt werden kann. Es wäre vielmehr bedauerlich, wenn 
diese Entscheidung Schule machen würde. Denn sie kann 
kaum als Fortschritt der Rechtsentwicklung angesehen 
werden.

I. Nachprüfung unter dem Gesichtspunkt der A r m e n ­
r ech t s be s t i mmu ng en .

Die Armenrechtsvorschriften der ZPO. gehen für die 
physische Person davon aus, daß dieser das Armenrecht 
dann bewilligt werden muß, wenn s ie  arm i.S. des 8 114 
ZPO. ist. Ob der zu führende Prozeß von anderer Seite 
d. h. aus dem Vermögen Dritter, nicht an dem Prozeß als 
Partei beteiligter Personen finanziert werden könnte, ist 
belanglos. Das Gesetz hätte naturgemäß die Möglichkeit 
gehabt, irgendeine diesbezügliche Bestimmung aufzuneh­
men. Es hat dies aber nicht getan, diesen Gesichtspunkt 
vielmehr nur für eine besondere A rt von Parteien, nämlich 
die Partei kraft Amtes und die juristische Person, und 
zwar durch die Novelle von 1933 in die Armenrechtsvor- 
schnften aufgenommen (§ 114 Abs. 3 und 4). Daran darf 
aber niemand vorübergehen, der glaubt, die gleiche Er­
wägung nun einfach unter dem Motto: neue Rechtsauf- 
fasung, Recht der Volksgemeinschaft, auch auf das Armen­
recht für die physische Person übertragen zu können, 
während ja wohl die andere Erwägung am nächsten liegt, 
daß der nationalsoz. Gesetzgeber, wenn er eine solche 
Einengung des Mußarmenrechts des § 114 Abs. 1 (und da­
mit zugleich eine Ausdehnung des sachlich-rechtlichen Be­
griffs des Unterhalts) gewollt hätte, sie bei Gelegenheit 
der in der Novelle von 1933 vorgenommenen Revision 
des § 114 ZPO. in das Gesetz aufgenommen hätte. Das ist 
aber nicht geschehen. Um so weniger spricht für die Be­
rechtigung der Gerichte, mit Hilfe „neuerer Anschauung“ 
einen vom Gesetz bisher mit Vorbedacht abgegrenzten Be­
griff wie den des Unterhalts auszuweiten und damit zu­
gleich willkürlich in die wohldurchdachte Regelung eines 
anderen Rechtsinstituts, eben des Armenrechts, einzugrei­
fen. So entfällt grundsätzlich die Rechtsgrundlage dafür, 
dritte Personen mittelbar oder unmittelbar zu den Kosten 
eines Rechtsstreits heranzuziehen, indem der nachweislich 
armen Partei, die also aus eigenen Mitteln die Kosten für 
die Prozeßführung nicht aufbringen kann, die Anerken­
nung ihrer Armut solange verweigert wird, als sie sich 
diese Kosten von anderer Seite, nämlich auf dem Wege der

Geltendmachung ihrer Unterhaltsansprüche, beschaffen 
kann.

Dazu sei noch auf folgendes Moment hingewiesen. 
Selbst der Umstand, daß neben der Partei kraft Gesetzes 
andere Personen für die Kosten haften, schließt die Be" 
willigung des Armenrechts nicht aus, da diese Haftung 
des Dritten die Partei zunächst nicht von der eigenen *er- 
auslagung der Kosten befreit. Nur wenn und soweit der 
Dritte die Kosten sogar v o r z u s c h i e ße n  verpflichtet is 
(Ehemann, Vater), muß auch erst seine Armut feststehe i 
wenn die Partei das Armenrecht erhalten soll (J °na ’
1 zu § 114)- • Ml-Das ist also der v e r f a h r e n s r e c h t l i c h e  Ges ich ' 
punkt, vorn Institut des Armenrechts her gesehen, untei 
dem die Frage beleuchtet werden muß, w ill man zu ei 
rechtlich einwandfreien Lösung kommen. .

II. Nachprüfung unter dem sachlich-rechtlichen Gesic 
punkt des Un t e r ha l t s .  o.

Hier ist die Frage dahin zu stellen, ob auch Pr?ze‘
kosten des Unterhaltsbedürftigen vom .Unterhalt mitum 
faßt werden. Das hängt davon ab, welche Leistungen 
Unterhalt — äußerstenfalls — beinhaltet. Nach 9 1

umfaßt Hai- TTn(Arli<»H Ham crASiimtefl LCDAbs. 2 BGB. umfaßt der Unterhalt den gesamten v 
bedarf einschließlich der Kosten der Erziehung und 
bildung zu einem Beruf. Schon dieser Zusatz zeigt*) ’ 
daß mit „Lebensbedarf“  nicht etwa selbstverständhc
____j t - , ....................... . IxLU
viaij ,jL,cucllbUcUdI I mcm cTWa SclLJolVC-i o
weise die gesamte wirtschaftliche Existenz, sondern 
all das verstanden werden soll, was zur Aufrechternan & 
der Lebensgrundlage im engereil Sinne — Ernan ; 
Kleidung, Gesundheit, Wohnung und Ausbildung 
wendig ist. Unterhalt umfaßt also alles, was „*eu 
wichtig“ in diesem nicht nur umgrenzten, sonder 
rade auch gegenüber allen sonstigen Bedürfnissen . 
abgegrenzten Sinne ist. Es gibt selbstverständlich 
darüber hinaus „persönliche Bedürfnisse“ , und 
je nach der Einstellung des einzelnen und seine 
Sprüchen an das Leben, solche größeren und jf, 
neren Ausmaßes. Aber sie haben mit dem uwe „
jedenfalls mit dem vom Gesetz für die ™ezie3\;c\\te- 
zwischen unterhaltsberechtigten und unterhaltsverp» ](s 
ten Personen aufgestellten Rechtsbegriff des u f! f rung 
nichts zu tun. Deshalb fördert es die zur tro  £)
stehende Frage nicht, wenn man (wie Ope t -u   ̂
2 zu § 1610) statt Lebensbedarf i.S. des § lolü ^  
BGB. den Begriff der „persönlichen Bedürfnisse ^  
um so mehr Spielraum zu gewinnen und nuInInL ri1alts- 
Möglichkeit zu haben, auch Prozeßkosten des um ^  be. 
bedürftigen, sei es überhaupt, sei es irgendweicn ^  
stimmter Prozesse (über „persönliche Bedürfnisse u. 
„lebenswichtiger Prozesse“ ) in den Unterhalt m zU 
reihen und dafür den Unterhaltspflichtigen ha 
machen. pRkoste*1

Damit ist zur Genüge klargestellt, daß Pr° zjijcj1tiget1 
irgendwelcher Prozesse nicht vom Unterhaltsp p nan- 
zu tragen und nicht dem Unterhaltsbedürftigen zu 
zierung seiner Prozesse zur Verfügung zu stellen (je- 
noch vorzuschießen sind. Dies ist als der wwe /gd.4 
setzgebers auch bereits in den Motiven zum p u * ; 7 voh 
S. 697) ausdrücklich erklärt und in der Folgezeit a„ er- 
der gesamten Rspr. und Rechtslehre als zutrei |6i0;
kannt worden (zu vgl. S t a u d i n g e r ,  2 e zu » 010;
Soer ge l ,  2a zu 1610; A c h i l l e s - G r e i f ,  1 ' > jölOl 
RGRKomm. 1940, 4 zu 1610; Wa r ne y e r ,  t 32I; 
OLG. Hamburg v. 17. Febr. 1906: OLGRspf- ’ v0ln 
OLG. Darmstadt: JW. 1938, 1586; OLG. Karl 
8,Okt. 1935: JW. 1936, 344). Die gegenteilige! Au t. 
findet sich nur bei dem oben schon erwähnt 
B l ume und neuerdings bei Pal and t, 3 zu 1 \. erlj ob

Dabei kann immer noch die Frage offen Qes(a]tutig 
nicht aus nah ms wei se bei ganz besciricierer spfiich- 
des Falles einmal die Partei auf den ihr Unte £ ar[sruhe 
tigen verwiesen werden kann, wie dies OLU- ‘ Vor'
(vgl. oben) beim Zusammentreffen zweier, bes uch f?e’
aussetzungen getan hat. Der als Bekl. in a  * nj1 
nommene Sohn, der das Armenrecht nachsut > .rtsCjian' 
Haushalt seines Vaters auf einem großen JaI*R r<j ern be' 
liehen Grundstück auf Kosten des Vaters, a an jern 
stand unmittelbares eigenes Interesse des va _ un£jstüc* 
Obsiegen des Sohnes, weil andernfalls da? 0fjiek v° „ 
wegen einer auf ihm lastenden Höchstbetragshyl ^  jjese 
Kl. in Anspruch genommen worden wäre. Du
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S i^hm e  wirklich gerechtfertigt war, kann offen bleiben, 
dem i r S’ĉ  'mrnerh 'n unter einem generellen, an sich mit 
d,i„, .Unterhalt nicht einmal zu verknüpfenden Gesichts-n.. t . — u i u u  u m u c u  ¿u  v c u v u u j j ic u u c u  v j w i u u ö -

Mißi! begründen: nämlich dem der Vermeidung eines 
p„ll rauchs des Armenrechts, der je nach der Lage des 
lehn aus c*en verschiedensten Gründen heraus die Ab- 
n , i1"  des Armenrechts rechtfertigen kann (vgl. dazu 
a.,„5,.e^e> „Mißbrauch des Armenrechts“ : JW. 1936,2117; 
sch' i Q',.14- ZivSen. v. 11. Jan. 1938: JW. 1938, 696: Vor- 
Such 6n e’nes nlittellosen Miterben ist sittenwidriger Ver- 
, ui zur Erlangung des Armenrechts und bedeutet Miß- 
rjmch des Armenrechts).

ge ®, fragt sich nur, ob, abgesehen von der allgemein 
• Ebenen Möglichkeit der Versagung des ArmenrechtsWeo- . iic iik c ii uei verbaguug ues /tr ir iem c im s
yn®5n mißbräuchlicher Inanspruchnahme, wozu aber das 

Werden 
te den
-ew'SSe Arten von Prozessen eine E»urchbrechung erfah-

w. andensein eines Unterhaltspflichtigen nicht gezählt 
zu d obiger Grundsatz, daß Prozeßkosten nicht

Qen Lnterhaltsleistungen gehören, vielleicht doch für

»--• oder gar muß. Das wollen LG. und OLG. Köln 
is für le i

zupl ’ ~y“ rfr*gen fr ,
~Äe|eh Armenrechtsrecht der ZPO. neu eingeführte Be-

«hintiatln 0c*er &ar
halt,KStens ?ar l e b e n s w i c h t i g e  Prozesse des Unter- 

bedürftigen bejahen. Dieser in das Unterhalts- und

ti,j. des „lebenswichtigen“  Prozesses bestiefit zunächst 
näheseitleni schlagwortartigen Charakter, ist aber bei 
tiicl.trer Betrachtung praktisch und damit auch rechtlich 
Wer v®rwertbar. Was soll darunter verstanden werden? 
IW 1 darüber entscheiden? Es darf sich doch, da dieser 
Beir'ff ’’lebenswichtig“ offenbar in Beziehung zu dem 
^cht ” fr?bensbedarf“ gesetzt werden soll, dabei nur um 
diese-Tätigkeiten handeln, die der Sicherstellung eben 
alSo s Lebensbedarfs, sagen w ir selbst in weitestem Sinne, 
dien s°gar der Ex i s t e n z  des Unterhaltsberechtigten 
jei(tivn',^b e r selbst diese Definition gestattet keine ob- 
zutrifl. a'are Abgrenzung. Denn ob diese Voraussetzung 
0(3er ’ darf natürlich nicht nach der Behauptung der einen 
tiven ®nderen Partei, sondern kann nur nach dem objek- 
LaU[. ~.achverhalt beurteilt werden, der vielleicht erst im 
dann ^es anzustrengenden Prozesses, vielleicht aber selbst 
steiij. n°Sh n' cht, für das Gericht erkennbar oder klar fest- 
Prüfu r 's*' Wie w ill es dann aber bei der Armenrechts- 
Urtej] g Schon die Lebenswichtigkeit des Prozesses be- 
dairr, 6!1 und je nachdem der nachweislich armen Partei 
den t , as Armenrecht trotzdem versagen, weil sie sich an

Unterhaltspflichtigen halten soll?
sicherr davon Sanz abgesehen: eines scheint mir ganz 
Üxiste Zu sein: Sc h e i dungs p r oz es s e ,  die mit der 
ünter ?',,raSe nichts zu tun haben, können niemals dar- 
Begrijf'jen! Welchen Zweifeln obiger Versuch, mit dem 
herein1 -lebenswichtiger Prozeß“  zu operieren, von vorn- 
dnn„ *dr und Tor öffnet, zeigt ja schon obige Begrün- 
Schgj’j e'ne auf U n t r e u e  des M a n n e s  gestützte 
die m ’.'Hgsklage für die Frau lebenswichtig sei. Leider laßt

chen SAheidung jedwede Begründung für diesen apodik- 
aüf ¡„, Ausspruch vermissen, der nun schon weiter dar- 
des plrL die Lebenswichtigkeit nicht nach dem Z i e l e  
¡äit (jp^'frsstreits, sondern nach der B e g r ü n d u n g ,

1 CI C1 1 c 1 ct 1 l W V1 U W1J öv/1 ly CA KJ vw*

„  d damit wahrscheinlich „abzustufen“ . Dann wäre 
teichr oh 6 beim Scheidungsprozeß, schon richtiger, die 
Grade i r weniger große „Lebenswichtigkeit“  je nach dem 
hei k ]„aer Z e r r ü t t u n g  der Ehe zu entscheiden, also 
i errütt^en ai,s § 55, die als einzige eine u n h e i l b a r e  
Kla„ Ung voraussetzen, die Lebenswichtigkeit stets, bei

aus § 49 dagegen erst je nach dem Ausfall der 
hein aumahme zu bejahen. Man gelangt also, w ill man 
S k *  LG. Köln eigentlich nur erst angedeuteten Ge- 
f'litial -ng ^°'Sen> unrettbar in eine Sackgasse. Und nun

Beispiel über die Konsequenzen solcher Auf- 
balten V  LJie Tochter, die eine ansehnliche M itgift er- 
Sut p.„. . ’ hat gegen den Willen des Vaters einen Tunicht-

eJJatet, der denn auch nichts Eiligeres zu tun hat, 
Zittau Lield durchzubringen, so daß er und die Frau 
>chteiiQS, dasitzen. W ill wirklich jemand ernsthaft für 
aSehp “ alten, daß der Vater nun auch noch aus seiner 

> r Tn t ° w°hl an Stelle des Ehemanns als auch an Stelle 
.°chterClter, die Mittel dafür hergeben soll, damit die 
•er dieser Ehe wieder loskommt? Ich möchte viel

ei®entii, V.1en> daß die Volksgemeinschaft für solch eine 
kön1 ( e Rechtsauffassung kein Verständnis aufbrin-

939

Jedenfalls läßt sich das eine sagen: ein ungeeigneteres 
Beispiel als gerade den Scheidungsprozeß hätten sich LG. 
und OLG. Köln zur Demonstrierung ihrer neuen Rechts­
auffassung über den Begriff „arm“ i. S. des § 114 ZPO. 
nicht aussuchen können.

Aber noch ein weiterer, vor allem praktisch sehr wich­
tiger Gesichtspunkt: Wie gestaltet sich das Verfahren, 
wenn man das Armenrecht so handhaben w ill wie in 
obigem Falle? Das Prozeßgericht lehnt ab und verweist 
die arme Partei auf den Unterhaltspflichtigen. Dieser muß 
in besonderem Prozeß — gleich ob durch EinstwVfg. oder 
ordentliches Verfahren — in Anspruch genommen wer­
den. Das dafür zuständige Gericht lehnt aber, sei es aus 
grundsätzlicher Erwägung, sei es, weil es mindestens kei­
nen lebenswichtigen Prozeß anerkennt, im Gegensatz zu 
dem anderen Gericht diesen Unterhaltsanspruch ab. Quid 
iuris? Bleibt dann das erste Gericht auf seinem Stand­
punkt, dann ist die Partei das unglückliche Opfer. Das 
Gericht versagt ihr dann die Möglichkeit der Durchfüh­
rung dieses ihres von ihm selbst für lebenswichtig gehal­
tenen Rechtsstreits gerade und nur deshalb, weil er lebens­
wichtig ist, seine Durchführung für die Partei doch also 
für die Fortführung ihres Lebens wirklich wichtig, d. h. 
also eine Lebensfrage und dringlich ist! Sicherlich ein 
geradezu groteskes Ergebnis. Oder meint OLG. Köln mit 
dem letzten Satz seiner Gründe gar, daß das Prozeßgericht 
als solches sogar unmittelbar durch EinstwVfg. gegen den 
Unterhaltspflichtigen — wie im Eheprozeß den Ehemann 
nach § 627 ZPO. — diesen zur vorschußweisen Erlegung 
der Prozeßkosten für den Unterhaltspflichtigen anhalten 
konnte? Dafür würde es fraglos an jeder Rechtsgrundlage 
fehlen.

Alle diese Erwägungen führen zu der Erkenntnis, daß 
diese neue Rechtsauffassung über Armenrecht und Unter­
halt unserer heutigen geläuterten Rechtsauffassung durch­
aus nicht entspricht und es nicht rechtfertigt, dem Armen­
recht nur subsidiären Charakter zuzuweisen auf die Ge- 
lahr hin, so der Partei die Durchführungsmöglichkeit für 
ihr Recht abzuschneiden.

Damit komme ich zum Schluß noch auf die Beweisfüh­
rung obiger Entscheidungen. Sie dreht sich im Kreise.

geht von der Voraussetzung aus, arm i. S. des § 114 
'  l * * LL ist diejenige Partei nicht, welcher leistungsfähige 
unterhaltspflichtige Verwandte haften. Dieser Satz enthält 
aber das thema probandum, nicht die probatio. Der Satz: 
Greift sonach das Armenrecht nur subsidiär Platz ... , 
kann also nur hypothetisch verstanden werden, solange 
bis der Beweis dafür, daß das Armenrecht nur subsidiär 
(nämlich im Verhältnis zur Unterhaltspflicht) Platz greift, 
geführt ist. Und daran fehlt es.

KGR. Dr. Gaedeke,  Berlin.
*

13. KG. — §§124, 91 ZPO.; §4 ArmAnwG.
1. Notwendigkeit des Anwaltswechsels ist auch dann 

zu prüfen, wenn mehrere ArmAnw. ihr Beitreibungsrecht 
nach § 124 ZPO. geltend machen. Ist die Niederlegung 
des Armenmandats auf berechtigte Vorwürfe der Partei 
dem Anwalt gegenüber zurückzuführen, so liegt kein un­
verschuldeter und somit kein notwendiger Anwaltswechsel 
vor.

Die Voraussetzungen hierfür sind im Fesfsetzungsver- 
fahren nachzuprüfen.

2. Eine im Verfahren nach § 4 ArmAnwG. betr. die Er­
stattung durch die Reichskasse ergangene Entscheidung 
ist für das Verfahren nach § 124 ZPO. ebensowenig bin­
dend wie eine im letzteren Verfahren ergangene Entschei­
dung im Verhältnis zwischen ArmAnw. und Reichskasse 
präjudiziell ist.

RA. M. ist dem Bekl. im ersten Rechtszugp als Arm­
Anw. beigeordnet gewesen. Er hat im Laufe der ersten 
Instanz sein Mandat niedergelegt. An seiner Stelle ist der 
jetzige Prozeßbevollmächtigte beigeordnet worden.

RA. M. hat die Festsetzung der Kosten beider Anwälte 
gemäß § 124 ZPO. beantragt, der UrkB. hat jedoch die 
Kosten des -RA. M., soweit dieselben Gebühren auch in 
der Person des zweiten Rechtsanwalts entstanden sind, 
nicht berücksichtigt, weil ein notwendiger Anwaltswechsel 
nicht vorliege. Dieser Auffassung ist LG. in seinem die 
Erinnerung zurückweisenden Beschluß unter Hinweis auf 
die schon im Verfahren betr. die Festsetzung der Armen-
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anwaltskosten gemäß § 4 ArmAnwG. in gleichem Sinne 
ergangene Entscheidung beigetreten. Die Beschw. hier­
gegen ist nicht begründet.

Allerdings ist die im Verfahren betreffend die Armen­
anwaltskosten getroffene Entscheidung für das jetzige 
Kostenfestsetzungsverfahren nicht bindend. Im ersteren 
Falle handelt es sich um den Erstattungsanspruch des 
ArmAnw. an die Reichskasse (§§ 1, 4 ArmAnwG.), bei der 
Kostenfestsetzung unter den Parteien dagegen steht die 
kostenmäßige Abwicklung des Prozesses unter diesen zur 
Entscheidung. Dies gilt, da die Festsetzung aus § 124 
ZPO. nur eine Unterart des Kostenfestsetzungsverfahrens 
überhaupt ist, gleicherweise auch für die vom ArmAnw. 
auf Grund seines Beitreibungsrechts gegen die unter­
legene Gegenpartei betriebene Festsetzung. Selbst wenn 
in dem einen Verfahren die gleiche Frage zur Entschei­
dung steht wie in dem anderen Verfahren, so schafft selbst 
eine etwa eintretende formelle und materielle Rechtskraft, 
wie sie für das Kostenfestsetzungsverfahren aus §§ 104, 
124 ZPO., nicht allerdings für das Erstattungsverfahren 
gegenüber der Reichskasse vorgesehen ist, für das andere 
Verfahren gleichwohl keinerlei Rechtskraft oder auch nur 
präjudizielle Bindung. Es bedarf daher hier keines Ein­
gehens auf die Begründung der in dem früheren Verfah­
ren ergangenen Entscheidung dahin, daß eine Nieder­
legung des Mandats wegen Mißhelligkeiten der Parteien 
zu einer Mehrbelastung der Reichskasse nicht führen 
dürfe.

Der BeschwF. ist der Ansicht, daß die Niederlegung 
des Armenanwaltsmandats durch ihn ihn seines Beitrei­
bungsrechts aus § 124 ZPO. nicht berauben könne. Denn 
der dadurch bedingte Anwaltswechsel sei durch Verhalten 
seiner Partei notwendig geworden. Diese habe ihm Scha­
densersatzansprüche wegen angeblich säumiger Prozeß­
führung angekündigt. M it Rücksicht darauf habe er die 
Vertretung des Bekl. niedergelegt. Dazu sei er um so mehr 
berechtigt gewesen, als der Bekl. seine Regreßandrohung 
insofern in die Tat umgesetzt habe, als er beim LG. um 
die Bewilligung des Armenrechts für den von ihm beab­
sichtigten Schadensersatzprozeß — wenn auch vergeb­
lich — nachgesucht habe. Somit habe der Bekl. durch zu­
mindest unangemessenes Verhalten die Niederlegung des 
Mandats verschuldet.

Diese Ausführungen ergeben bereits, daß ein notwen­
diger Anwaltswechsel i. S. des § 91 Abs. 2 Satz 2 ZPO. 
nicht vorliegt. Diese Bestimmung, welche in gleicher 
Weise für den Kostenerstattungsanspruch der Partei selbst, 
wie auch für das auf diesem beruhende Beitreibungsrecht 
des ArmAnw. der Partei aus § 124 ZPO. gilt, stellt es in 
erster Linie auf den Gebührenanspruch der mehreren An­
wälte an die Partei ab. Denn nur wenn die mehreren 
Prozeßbevolmächtigten der Partei an diese einen Gebüh­
renanspruch haben, kann die Erstattungsfähigkeit dieser 
verschiedenen Gebühren überhaupt zur Erörterung kom­
men. Entfällt also für den Gebührenanspruch eines der 
Anwälte die Grundlage, dann entfällt damit zugleich die 
Grundlage für das Recht dieses Anwalts, als ArmAnw. 
Kosten im eigenen Namen aus § 124 ZPO. festsetzen zu 
lassen. Denn dem ArmAnw. ist nicht etwa unter allen 
Umständen sein Beitreibungsrecht auf § 124 ZPO. ver- 
brieft, wie der Senat bereits in seiner grundsätzlichen 
Entsch. 20 W 1671/35 v. 16. März 1935: |W. 1935 1799 (bei 
Gaedeke,  „KostRspr.“  1938 Nr. 752 B und 753) ausge­
sprochen hat. Andererseits bedarf es nicht etwa der Fest­
stellung, daß der ArmAnw. durch sein Verhalten seines 
Gebührenanspruchs an die Partei verlustig gegangen ist. 
Die Notwendigkeit des Anwaltswechsels i. S.& des § 91 
Abs. 2 Satz 2 ZPO. ist vielmehr stets schon dann zu ver­
neinen, wenn die siegreiche Partei den Anwaltswechsel zu 
vertreten hat, wobei sie sowohl für eigenes Verhalten, 
durch welches sie den Anwaltswechsel verursacht hat, als 
auch für Verhalten ihres Prozeßbevollmächtigten, welches 
schließlich zur Aufhebung des Mandats und Betrauung 
eines neuen Prozeßbevollmächtigten geführt hat einzu­
treten hat (zu vgl. Entsch. v. l.M a i 1930 und 1. März 1933 
bei Gaedeke,  Nr. 492 und 491). Nur wenn das Ver­
trauensverhältnis zwischen der Partei und dem Anwalt 
ohne eigentliches Verschulden der einen oder anderen 
Seite erschüttert ist, so daß eine gedeihliche Vertretung 
der Partei durch den Anwalt in Frage gestellt ist, kann 
im Falle von Mißhelligkeiten zwischen Anwalt und Partei

(von denen LG. in seiner früheren Entscheidung sprich) 
der dadurch bedingte Anwaltswechsel als notwendig»’ 
weder von der Partei noch von ihrem Anwalt zu vertre- 
tender Wechsel sich darstellen (Entsch. v. 20. Okt. 190* ■ 
JW. 1937, 3042 bei Gaedeke N r.497). Im Falle schul 
hafter Zerstörung des Vertrauensverhältnisses dageg^u, 
gleichgültig von welcher Seite diese ausgeht, sind die fe­
sten des ausscheidenden Anwalts insoweit nicht zu e 
statten, als die gleichen Kosten auch für den neu eintret 
den Anwalt entstanden sind (so auch OLG. Dresden v 
11. Okt. 1935: HöchstRRspr. 1936 Nr. 426).

Eine solche schuldhafte, und zwar auf den ArmAnw. 
Partei zurückzuführende Zerstörung des Vertrauens 
hältnisses muß aber hier festgestellt werden. Sie kom 
insbes. dann in Frage, wenn der Anwalt selbst durch 
A rt seiner Vertretung der Partei, ohne daß diese ber 
Schadensersatzansprüche der Partei begründen nu> ’ 
dieser berechtigterweise zu dem Vorwurf SC*JU. ß _e. 
Verletzung der Vertragspflichten des Anwalts Anlan B 
geben hat, die in ihrer Auswirkung schließlich zur ‘  ̂
datsniederlegung geführt haben, ein Vorwurf, der !Oi£ ,
der Nachprüfung im Kostenfestsetzungsverfahren De
da seine Berechtigung für das Bestehen des Beitreu? » 
rechts des Anwalts von entscheidender Bedeutung 1 ■  ̂

Die Differenzen zwischen der Partei und dem Kef 
sind hier dadurch hervorgerufen worden, daß der n 
ihm in der Zeit vom l.Aug. bis 14. Sept. 1936 von ^  
Partei zugegangene Information zunächst unverwer 
liegen lassen und erst unmittelbar vor dem am i • , -t 
1936 anstehenden Termin in einem Schriftsatz nie<i „Jitderri 
hat. Diese Information enthielt Gegenbeweise, n ufl(j 
zunächst durch Beweisbeschlüsse ‘ vom 24. Ja‘ • da. 
30. März 1936 Beweis über die Behauptungen j,en 
maligen Kl. angeordnet und in der Folgezeit aucli s0. 
worden war. Diese Gegenbeweise sind vom Lu. rcjen. 
dann auch vom BG. als verspätet zurückgewiesen gq .
Darauf beruht die Verurteilung des Bekl., welche 
bestätigt worden ist. ‘ ¿üfCh

Dieser Sachverhalt läßt zwar nicht erkennen, o vgr. 
Schuld des Anwalts der Prozeß für seine 1 f .  rtung 
lorengegangen ist, insbes. ob bei sofortiger L  patung 
der Information die Zurückweisung wegen v „glichen 
vermieden worden wäre und der Prozeß infolge s anderes 
Eingehens auf die Gegenbeweise des Bekl. ein erwä(,n- 
Ergebnis gezeitigt hätte. Diese Frage hat in dem en 
ten Armenrechtsverfahren, in welchem der t gc)iadens- 
seinen Anwalt um das Armenrecht für eir*f Roiie ge' 
ersatzklage nachgesucht hat, die entscheidende . auf 
spielt. Doch kommt es hier darauf nicht, ebens, j den 
die Erwägungen an, aus denen das Armenrec nach 
Bekl. versagt worden ist. Hier genügt vielmen ejjjafte 
dem an sich unstreitigen Sachverhalt nicht .,wischen
Feststellung, daß die Meinungsverschiedenheit ¿es
dem Anwalt und seiner Partei durch das v „leichgültifh 
Anwalts hervorgerufen worden sind, der |  js schon 
ob er sich davon etwas versprach oder auch dt ¡̂¡jes- 
das Vorbringen seiner Partei für verspätet hie gn In­
falls dem klaren Wunsch der Partei en*Se£ abschl'e,'
forniation monatelang bis unmittelbar vor u aisbalu
ßenden Termin zurückbehalten durfte, sonn» • j„-ingel1 
schriftsätzlich dem Gericht hätte zur Kenn - Vei" 
müssen. So hat er der Partei Anlaß gef>e~ (¡mlen u,nd 
halten zd beanstanden, sich geschädigt z . [lurch das 
Schadensersatzansprüche anzudrohen. Wenn wor£jen >s 
Vertrauensverhältnis zwischen ihnen zers*°lrie8 Man“ 3!- 
und der Anwalt sich zur Niederlegung ” 
veranlaßt gesehen hat. so trifft die Schuld

seines nicht cudie
veranlaßt gesehen hat, so trifft die Schuld < ¡¡egt nu ' 
Partei, sondern ausschließlich den Anw al. eigen ’
hin nicht einer derjenigen Fälle vor, m den notweU' 
liches Verschulden eines von beiden T elli>,-schüttert wo 
dige Vertrauensverhältnis zwischen ihnen e 
den ist- , n Namen de(

Somit würden bei einer Festsetzung auf den ^  seirt,
Partei nur die Kosten eines Anwalts z eine p
so daß auch auf dem Wege über § 1 2 4 .  nljt d 
lastung der erstattungspflichtigen Gegenp kann- 
Kosten eines zweiten Anwalts nicht erf » g_ der 
liegt also kein notwendiger Anwaltswecn 
örterten Bestimmung vor. .  W 3724/40-/

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 27. Jan. 1941, zu
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a / v̂ q  KQ- ~  § 13 Z iff- 3 RAGebO.; §69 EheG.; § 1 Arm-

i],!', ^[".tln te rha ltsxrerg le ich  kann wie in den Fällen des 
nur a 3 lS aus § 68 EheG, im Falle des § 69 Abs. 2 EheG, 
keits - annt werden, wenn für den daselbst aus B illig ­
e n d e n  vorgesehenen Unterhaltsanspruch die tatsäcn- 
der Fi Voraussetzungen im Zeitpunkt der Vereinbarung 
ZmWfgatten entweder bereits vorliegen oder als in der 
dp5(„'n e‘ntretende bereits voraussehbar oder doch min- 

u«» wahrscheinlich sind.
¡m p ,.achHquidation der Vergleichsgebühr in Ehesachen 
zula„a- e e'nes Gesamtvergleichs ist ab Anfang 1940 für 

j?SSlg. zu erachten.
*!r d’e Frage der Nachliquidation wegen Änderung der 

*Ur p®.®nägl deren grundsätzliche Änderung. Der einzelne 
den ~rorterung stehende Fall braucht noch nicht entschie- 
en zu sein.

•eien V^Eandlungstermin vom 8. Jan. 1940 haben die Par- 
n0cu übereinstimmend erklärt, Klage und Widerklage nur 
Ehe ^  EheG, zu stützen. Demgemäß ist dann die
ander Parteien unter Aufhebung der Kosten gegenein- 
koli r geschieden worden. Ausweislich des Sitzungsproto- 
z*chtet a° en Eeide Parteien danach auf Rechtsmittel ver­
klärt 1 und haben sodann weiterhin übereinstimmend er- 
schJp^Senseitig auf Unterhalt zu verzichten. Der Be- 
Veru ‘ hat am 8. Jan. 1940 die Erstattung der Prozeß- und 
beantäncilungsgebiihr mit je 24 MJC aus der Reichskasse 
erstatfaf  ‘ ^ ' ese Kosten sind antragsgemäß festgesetzt und
Weiip'?: worden. M it Antrag vom 30. Dez. 1940 hat er 
den p l noc'’ die Erstattung der Vergleichsgebühr für 
hat die temittelverzicht mit 24 MJl beantragt. Der UrkB. 
bei d' 6 Festsetzung abgelehnt, weil eine Nachliquidation 
inehr,esem vollständig abgeschlossenen Verfahren nicht 
die t  zugelassen werden könne. Das LG. ist, gestützt auf 

lono' d-es Senats 20 w  521/40 v. 12. A p rif 1940: DR. 
Bescjlv', 8, cbeser Entscheidung beigetreten, hat aber die
1^4tT' gernäß § 7 Abs-2 VO. v. 4. Okt. 1939 (RGBl. I, 

Z,zl.l.SeJassen, um eine Entscheidung des Senats darüber 
IW  n°ghchen, in welchem Zeitpunkt die Änderung der 
die jo- anzusehen und bezüglich welcher Fälle
len Sea'chliquidation demnach als unzulässig zu erwar-

Hie ti‘
aus ana erge^en erhobene Beschw. konnte — wenngleich 
|eten p £en als den vom LG. für durchschlagend erach- 
Eotscir'runden — keinen Erfolg haben. In der erwähnten 
äelt öi V‘ 12- April 1940 hat der Senat die Frage behan- 
Solc’her J 111d 'n welchem Umfange eine Nachliquidation 

dp • slen ,durcb den ArmAnw. zulässig ist, welche 
W  mi ZeiJPunkt der Geltendmachung seines Ersätz­
en» Un',s ratl die Reichskasse herrschenden Rechtsauffas- 
er8f  „  Rspr. abgelehnt werden mußten oder aber nicht 
W eh* ltend gemacht worden sind, weil sie mit Erfolg 
aenat ; hätten geltend gemacht werden können. Der 
pspr, SJ dabei, gestützt auf seine gleichartige frühere 
Sgt' 7'1® auch die anderer OLG., zu dem Ergebnis ge- 
tj raufmii der Grundsatz der Rechtssicherheit einer Wie- 
nereoii„ *ung solcher Verfahren zum Zwecke anderweiterak ^Gnunrr \ ....... ........M....... ...................9ls

Nu
etidar1}? der Ärmenanwaltskosten entgegensteht, welche 
< gültig erledigt zu betrachten sind.

Seben ebr steht zur Entscheidung die Frage, wo im ge- 
F?chträ,rr  u'Ie d'e Grenze zu ziehen ist, von der ab eine 

esaeh «e Geltendmachung der Vergleichsgebühr in 
. An<v 1. zl*lässig zu erachten ist. Der BeschwF. ist 

¡?iißten 1 , » diese Grenzen schärfer Umrissen werden 
i acht s dies bisher in der Rspr. zum Ausdruck ge- 
?'<np w°rden sei. Dazu hatten die bisher zur Entschei
letzi ~2ipe®pa,ngten Fälle keine Veranlassung gegeben. Der 
W t , a‘I gestattet diese Grenzziehung auch nur inso- 
ri rSleini,es Slcb utrl die nachträgliche Geltendmachung der 
l Mt, u,p,®j£ehühr in Ehesachen bei einem Vergleich han- 
!> ei"haii er die Beendigung des Eheprozesses und die 
L?rgleipuSreSehmg> das heißt einen sogenannten Gesarnt- 
i'Met si : umfaßt. Denn eine a l l g eme i n e  Regelung ver- 

^Snr1 ° bnehin deshalb, weil stets nur die Entwicklung 
> tn tPn i u einer bestimmten Frage, richtiger einer be- 
muchuj, Gehühr, das Maß für die nachträgliche Geltend- 

0er g dieser A rt Gebühren abgibt, 
f/hrriai p?"1 BeschwF. gemachte Hinweis, es solle, wenn 
**es®tzt w  neue Rechtsauffassung in der Rspr. sich durch- 

nabe, der ArmAnw. nicht weiterhin mit einer als

unrichtig erkannten Auffassung benachteiligt werden, viel­
mehr solle man ihm die neue Erkenntnis zugute kommen 
lassen, ist im Grundsatz ohne weiteres richtig und muß in 
weitestem _ Umfange auch dann Geltung beanspruchen, 
wenn es sich in der Tat um eine i r r i g e  Auffassung ge­
handelt hat, welche bisher die Geltendmachung weiter­
gehender Gebührenansprüche verhindert hat. Davon kann 
aber in den zur Erörterung stehenden Fällen keine Rede 
sein. Vielmehr ist die Frage der Vergleichsgebühr in Ehe­
sachen einer Entscheidung in positivem, eine solche recht­
liche Möglichkeit anerkennendem Sinne überhaupt erst 
durch den durch das EheG. v. 6. Juli 1938 neu geschaffenen 
Rechtszustand, und zwar materiellrechtlich durch § 80 
daselbst, verfahrensrechtlich durch den neu eingefügten 
§ 627 b ZPO. zugeführt worden. Nur die dadurch in Lauf 
gesetzte Rechtsenfwicklung hat im Bezirk des KG. erst­
mals durch die Entsch. v. 19. Aug. 1939: DR. 1939, 1926, 
ihm folgend die OLG. Dresden v. 13. Dez. 1939: DR. 1940, 
465, Breslau v. 14. Dez. 1939: DR. 1940, 466, Jena vom 
29. Okt. 1940: DR. 1941, 283, Celle v. 29. Okt. 1940: DR. 
1941, 283, eine grundsätzliche Klärung im Sinne einer An- 
erkennung einer v e r g l e i c h s w e i s e n  Beendigung des 
Eheprozesses durch eine sogenannte Gesamtvereinbarung 
(Gesamtvergleich) gefunden, wonach die Beendigung des 
Lheprozesses ohne weiteres Urteil durch Rücknahme des 
Rechtsmittels gegen das bereits vorliegende Scheidungs­
urteil gegen ein Nachgeben des anderen Ehegatten in 
bezug auf seine Unterhaltsansprüche oder auch durch 
wechselseitiges Nachgeben herbeigeführt werden kann. 
Der weitere Ausbau dieser neuartigen, nur durch das neue 
Verfahren des § 627 b ZPO. überhaupt ermöglichten 
Rechtsentwicklung ergibt sich dann aus den Entscheidun­
gen des Senats vom 2. Dez. 1939: DR. 1940, 210, vom 
20. Jan. 1940: DR. 1940, 466, vom 9. Aug. 1940: DR. 1940, 
1739, vom 9. Sept. 1940: DR. 1940, 1956.

Die im vorl. Falle zur Erörterung stehende besondere 
Frage, ob auch durch Rechtsmittelverzicht in dem erörter­
ten Rahmen eine vergleichsweise Beendigung des Ehe­
prozesses möglich ist, ist sodann vom Senat zuerst in 
seiner Entsch. v. 20. Sept. 1940: DR. 1940, 2122 behandelt 
und grundsätzlich bejahend entschieden worden, hat aller- 
d 'ngs alsbald eine gewisse Einschränkung in der Entsch. 
v* 4ß- Dez. 1940: DR. 1941, 603 dahin erfahren, daß nicht 
SCn t !  *n jeder Rechtsmittelverzicht genügt.

L>ab selbst mit diesen Entscheidungen die angeschnitte- 
" en Fragen noch nicht erschöpfend beantwortet sind, die 
Kechtsentwicklung daher noch nicht als völlig abge­
schlossen angesehen werden kann, w ird sich aus den 
weiter unten angestellten Erwägungen, welche der jetzt 
zur Entscheidung stehende Fall veranlaßt,, ergeben. Immer-

f • ?mTn* es darauf nach Ansicht des Senats nicht ent­
scheidend an. Denn einmal zeigen die vorstehenden Aus­
führungen, daß es verfehlt wäre, von einer i r r i g e n  
Kechtsauffassung der bisherigen Rspr. zu reden, die nun­
mehr endlich richtig gestellt worden ist und danach schon 
aus Gründen der Wiedergutmachung eines Unrechts dem 
ArmAnw. weitgehend rückwirkend zugute gebracht wer­
den müßte. Scheidet diese Überlegung aber aus, dann 
erweist sich weiterhin der vom Senat in seiner Entsch. 
v. 12. April 1940 ausgesprochene Grundsatz als richtig, 
daß aus Gründen der Rechtssicherheit einem Rückwärts- 
Aufrollen der Verfahren in kostenrechtlicher Hinsicht 
Grenzen gesetzt werden müssen, und zwar auch dann, 
wenn die in Frage stehende Gebühr vom ArmAnw. noch 
nicht geltend gemacht war. Daran hat der Senat auch 
gegenüber den Einwendungen von Ku b i s c h :  DR. 1940, 
1209 bereits in seiner Entsch. v. 31. Juli 1940: DR. 1940, 
1741 festgehalten. Dabei muß es auch — in Übereinstim­
mung mit den diesbezüglichen Ausführungen des LG. — 
jetzt verbleiben.

Danach kann von einer unzulässigen nachträglichen 
Geltendmachung der Vergleichsgebühr in Ehesachen dann 
nicht mehr gesprochen werden, wenn im Zeitpunkt der 
früheren Geltendmachung des Ersatzanspruchs des Arm­
Anw. an die Reichskasse nach der damaligen Rechtsauf­
fassung bereits die Möglichkeit bestanden hätte, mit Er­
folg den Anspruch auf diese Gebühr zu erheben. Für die 
Feststellung des dafür maßgeblichen Zeitpunktes ist es 
nicht auf den Ab s c h l u ß  der Entwicklung — der, wie 
gesagt, auch jetzt noch nicht restlos angenommen werden 
kann — aber auch durchaus nicht auf die Entscheidung
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gerade des einzelnen einschlägigen Falles abzustellen, also 
nicht darauf, wann der V e r z i c h t  auf ein Rechtsmittel 
als Teil eines Oesamtvergleichs in der Rspr. anerkannt 
worden ist. Vielmehr muß es genügen, daß grundsätzlich 
die Rspr. die Möglichkeit eines Gesamtvergleichs aner­
kannt und daraus eine gefestigte Rechtsansicht in der 
Praxis sich Geltung verschafft hatte. Als dieser Zeitpunkt 
ist etwa der Beginn des Jahres 1940 anzusehen. Damals 
lag bereits die erste grundlegende Entscheidung des Se­
nats (vom 19. Aug. 1939) vor, waren auch bereits die Ent­
scheidungen des OLG. Dresden und des OLG. Breslau 
im gleichen Sinne ergangen.

Ob der BeschwF., wenn er bei Geltendmachung seines 
Ersatzanspruchs am 8. Jan. 1940 bereits auch die Ver­
gleichsgebühr liquidiert hätte, damit durchgedrungen wäre, 
kann dahingestellt bleiben. Denn der Senat hat in seiner 
Entsch. v. 12. A pril 1940 das Recht des ArmAnw. aner­
kannt, in denjenigen Fällen, wo von einem Rechtsmittel 
gegen die ergangene (ablehnende) Festsetzung noch kein 
Gebrauch gemacht worden ist, dieses Rechtsmittel nun­
mehr gerade erst auf Grund der geänderten, dem Arm­
Anw. günstigeren Rspr. einzulegen und durchzuführen, so­
fern nicht etwa der seit der anzufechtenden Entscheidung 
verflossene Zeitraum auf den Willen des Anwalts schließen 
läßt, die kostenrechtliche Erledigung als eine endgültige 
anzusehen. Hätte vorliegend also der BeschwF. selbst erst 
nach Veröffentlichung der Entscheidungen der OLG. Dres­
den und Breslau Beschw. gegen die etwaige Absetzung 
der Vergleichsgebühr eingelegt, so hätte er damals bereits 
in zulässiger Weise sich gegen die Ablehnung dieser Ge­
bühr gewandt. Folglich hätte er in gleicher Weise damals 
die Gebühr nachträglich liquidieren können. Es kann ihm 
mithin nicht zum Nachteile gereichen, daß er erst Ende 
1940 mit diesem nachträglichen Anspruch hervortritt. Die 
Rechtslage in diesem Zeitpunkt ist gegenüber der im 
Frühjahr 1940 nicht als wesentlich andere zu betrachten.

Es besteht somit hier an sich kein rechtliches Hindernis, 
die nachträgliche Geltendmachung der Vergleichsgebühr 
für zulässig zu erachten.

So war nur noch zu prüfen, ob in der Tat ein Gesamt- 
vergleich in Ehesachen, wie er die Zubilligung der Ver- 
gleichsgebühr rechtfertigen würde, vorliegt. Daß ein 
bloßer auch gegenseitiger Rechtsmittelverzicht für sich 
allein einen Prozeßvergleich im Eheprozeß nicht darstellt, 
hat der Senat in seiner Entsch. v. 25. Okt. 1940 (DR. 
1941, 658) ausgesprochen. Vielmehr bedarf es dazu 
einer Gesamtvereinbarung, welche zur Beilegung des 
Eheprozesses als auch zur Regelung der Unterhalts­
ansprüche geschlossen wird. Auch dann aber gewinnt der 
vereinbarte Rechtsmittelverzicht die Bedeutung eines Pro­
zeßvergleichs zur Beilegung des Eheprozeßes nur dann, 
wenn er ein wirkliches Aufgeben einer Rechtsposition der 
verzichtenden Partei darstellt. Dies ist nur der Fall, wenn 
die verzichtende Partei gerade unter Berücksichtigung 
ihres Verhaltens bis zum Urteil durch dieses tatsächlich 
beschwert ist und ohne die Vereinbarung sonst beabsich­
tigt haben würde, ein Rechtsmittel einzulegen (Entsch. 
des Senats v. 18. Dez. 1940: DR. 1941, 603). Diese Voraus­
setzungen hat der Senat in der letztgenannten Entschei- 
dung mcht anerkannt, wenn die Scheidung entsprechend 
dem Einvernehmen der Parteien ausgesprochen worden ist 
weil dann der Verzicht in Wahrheit nur der beschleunigten 
Herbeiführung der Rechtskraft dient. So ist es auch im 
vorl. Falle. Das Urteil auf Scheidung aus § 55 EheG, ohne 
Schuldausspruch gegen eine der Parteien ist auf Grund der 
insoweit übereinstimmenden Anträge auf Klage und Wider­
klage hin, das heißt durchaus im Einvernehmen der Par­
teien, ergangen. Der dann erklärte Rechtsmittelverzicht ist 
somit im Sinne eines gegenseitigen Nachgebens und Auf­
gebens wirklicher Rechte bedeutungslos. Eine v e r ­
g l e i c h s w e i s e  Beendigung des Eheprozesses ist daher 
durch diesen beiderseitigen Verzicht nicht herbeigeführt 
worden.

Aber auc^ für den bloßen Unterhaltsverzicht ist eine 
Vergleichsgebühr hier nicht erwachsen. Äußerlich stellen 
sich zwar auch hier die Erklärungen der Parteien als 
gegenseitiger Verzicht auf ihre Unterhaltsansprüche und 
damit als Vergleich dar. Erforderlich ist jedoch ein Ver­
trag, ^er e'n b e i d e r s e i t i g e s  Nachgeben, das heißt ein 
Aufgeben von Rechten jedes der Ehegatten, zum Inhalt 
hat. Ob diese Voraussetzung hier, wo auf Klage beider

Ehegatten aus § 55 die Scheidung erfolgt ist, erfüllt ist, 
kann dahingestellt bleiben. Denn ein wirkliches Aufgehen 
von Rechten liegt nicht vor. Der Senat hat bereits in seiner 
Entsch. 20 W 63/41 v. 20. Jan. 1941 (bisher nicht veröSent- 
licht) einem gegenseitigen Unterhaltsverzicht der Ehe­
gatten die Bedeutung eines Vergleichs abgesprochen, wenn 
dieser Verzicht nicht das Aufgeben einer wirklichen Rechts­
position, eines konkreten Unterhaltsanspruchs der Parteien 
gegeneinander bedeutet, es sich vielmehr nur um entfernte) 
in der Zukunft liegende Möglichkeiten für eine Unterhalt 
gewährung unter den Ehegatten aus Billigkeitsgründe« 
handelt. Diese Fälle werden, wie in jener Entscheid1111” 
erörtert, regelmäßig dann vorliegen, wenn die Ehe ausui ich, icgeimaDig aann vornegen, wenn aie , 
beiderseitigem gleichem Verschulden geschieden wird, 
daß nur ein aus Billigkeitsgründen zuzugestehender Einte 
haltsbeitrag auf Grund des § 68 EheG, in Frage komme« 
könnte.

Im Falle des hier zur Erörterung stehenden Unterha 
lf Grund des § 69 Abs. 2 EheG, ist allerdings die Re“ '? 
ge insofern etwas anders, als beim Vorliegen der 
69^Abs. 2 EheG, genannten besonderen Voraussetzung^

» w w i i w f t u o ü i u u i  u c s  U C l V i d g  IC H  J _ I i e g a i l C l I  U C O i w ; -

rend § 63 EheG, auch dann nur die Möglichkeit . 
Unterhaltsbeitrages vorsieht. Trotzdem muß man aucn 
den Fällen des § 69 Abs. 2 EheG, an dem Erfordern 
eines konkreten, nach der augenblicklich vorhandenen 0 
bereits übersehbaren Sachlage jetzt schon bestehenden ou 
in Zukunft mit Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Un 
haltsanspruchs festhalten. Keinesfalls genügt die aus “ 
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse der l , 
gatten in der Zukunft vielleicht sich ergebende _Mog _ 
keit, daß für den beklagten Ehegatten einmal ein .t! nte, 
haltsanspruch aus Billigkeitsgründen erwachsen ¿en 
um einem gegenseitigen Unterhaltsverzicht bereits ;.s{ 
Charakter eines Vergleichs beizulegen. Im vorl. raue 
nicht der geringste Anhaltspunkt für einen der„euen. 
Unterhaltsanspruch der Parteien gegeneinander ge§'. .¡n 
Die Kl. und Widerbeklagte aus § 55 ist als StenotyP1 j  
beschäftigt und hat eigenes Einkommen. Der BeM- . 
Widerkläger aus § 55 hat eine Stellung als Fleische r. 
hat eigenes Einkommen. Der gegenseitige Unterhai ( 
zieht umfaßt also inhaltlich allenfalls unbestimmte, en ^ei- 
liegende Möglichkeiten und beinhaltet nicht ein ge§.L zu 
tiges Aufgeben wirklich vorhandener oder in f y oraus- 
erwartender Ansprüche, erfüllt somit nicht die » ¡neS 
Setzungen eines Vergleichs und damit auch nie»1 
Prozeßvergleichs über Unterhaltsansprüche der Ehe» 

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 3. März 1941, 20 W 3

15. KG. -  § 13 Ziff. 3 RAGebO. efr0f-
1. Ein vor Einleitung des Scheidungsprozesses ^

fenes Abkommen, wonach einer der Ehegatten ^  a“e„den 
Scheidung erheben soll, während der andere den klag ^  
Teil wegen seiner Unferhaltsansprüche nach Scheiüm 6ff 3 
Ehe sicherstellt, ist kein Vergleich i. S. des §
RAGebO. uf

2. Eine Abrede, nach der die Parteien sich nich 0hne 
beschränken, den bereits schwebenden Rechtsstr ^ (|S. 
Urteil zur Erledigung zu bringen, sondern die ei ¡jClie 
dehnung des Rechtsstreits durch Erhebung neuer An l gjcb 
vorsieht (z. B. Widerklage auf Scheidung), s <rejts £e' 
grundsätzlich nicht als zur Beilegung des Rechtssi 
schlossener Vergleich dar. ¡sauf-

Ausweislich des Sitzungsprotokolls hat nach BeW ß u 
nähme über die Scheidungsklage des Ehemannes gcjiul£* 
Widerklage mit dem Antrag erhoben, die Ehe a ge- 
des Kl. zu scheiden. Der Kl. hat darauf ehewiang 
Ziehungen zugegeben und unter Einwilligung ^¡iie 
seine Klage zu rückgenommen, zur Widerklage a ßhe 
Anträge .gestellt. Danach ist auf die Widerkla„ fjutf' 
der Parteien aus Schuld des Kl. geschieden w°T  | /et u«« 
mehr haben beide Parteien auf Rechtsmittel ver^ic[1tlicliel1‘ 
anschließend eine Unterhaltsvereinbarung zu ge 
Protokoll getroffen. •+*piverzic'1

Der ArmAnw. der Bekl. hat für den Rechtsrrn abef 
eine Vergleichsgebühr in Ansatz gebracht, welcn . u0ter 
von den Vorinstanzen abgelehnt worden ist, ein j-,loBe 
Hinweis darauf, daß nach der Rspr. des Senats ghe" 
Rechtsmittelverzicht eine Vergleichsgebühr m
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Wrfo nieht erwachsen lasse (Entsch. v. 25. Okt. 1940, 20 
limt j/40)> ierner weil auch kein Gesamtvergleich vor- 
j j  Se> durch welchen einerseits der Eheprozeß, andererseits 

e Unterhaltsansprüche der Parteien ihre vergleichsweise 
uegung gefunden hätten, und schließlich weil der An- 

Rpa , nicht noch nachträglich die Vergleichsgebühr der 
■cnskasse gegenüber in Ansatz bringen könne, 
yie hiergegen gerichtete, vom LG. zugelassene und da- 

l i1' zulässige Beschw. (§ 7 Abs. 2 VO. v. 4. Okt. 1939 
die r 4^94]) konnte keinen Erfolg haben. Zwar können 
reit , ^enken des LG., daß hier unzulässigerweise ein be- 
mi;s apstenrechtlich endgültig abgeschlossenes Verfahren 
der d cksicht auf die inzwischen eingetretene Änderung 
Wejvi P1"' wieder aufgerollt werden solle, nicht geteilt 
dpfden. Abgesehen davon, daß der seit Geltendmachung 

ersten Ersatzanspruchs des ArmAnw. (12. Sept. 1940) 
g uossene Zeitraum (bis zum 26. Nov. 1940) eine solche 
dafi ei*un£ n‘cht rechtfertigen würde, trifft es auch nicht zu, 
rün ^ rade ersl ¡n diesem Zeitraum die grundlegende Ände- 
°elv i er- ^ sl?r- zu der einschlägigen Frage der Vergleichs- 
? uhr in Ehesachen eingetreten wäre. Diese Änderung
1Sf vielmehr bereits durch die Entsch. des Senats vom 
sich V,8’’ 192^) angebahnt worden und hatte
19.

schaftt'n wesen« iChen bereits Anfang 1940 Geltung ver- 
der\;  w.enngle>ch die einzelnen Fälle, so insbes. gerade 
glei r erzicht auf Rechtsmittel als Teil eines Gesamtver- 
anrrt-*, ers* später, vor allem in dem vom LG. zutreffend 
1940 Uorten Beschluß des Senats vom 20. Sept. 1940 (DR.
c]erU’o 2122) zur Entscheidung gelangt sind. Deshalb hat 
3 a* in seiner inzwischen ergangenen Entsch. vom 
iräo-rr£ ^ 1 >  20 W 356/41 als den für die Möglichkeit nach- 
ärtfa .. Geltendmachung der Vergleichsgebühr in der- 
l94n n Fällen maßgebenden Zeitpunkt Anfang des Jahres 

u angenommen.
gleich^ a^er is* ^er Anspruch des ArmAnw. auf eine Ver- 
gle; ¡'s&ebühr deshalb unbegründet, weil von einem Ver- 
geiiPn gesprochen werden kann. Daß der — selbst 

nseitirro _  Rechtsmittelverzicht im Eheprozeß für sicha C s,ei!ige ........................ ............. ................................
zütroff eine Vergleichsgebühr erwachsen läßt, ist vom LG. 
d, (, f .er,d . dargelegt. Ob für eine Gesamtvereinbarung, 
seif- Iur Gnen *nneren Zusammenhang und eine wechsel- 
eineiT,e Beziehung des Rechtsmittelverzichts der Parteien 
dern .e' s. und der Unterhaltsvereinbarung andererseits aus 
Sitzüla'sächlichen Verfahrensverlauf, wie er sich aus dem 
han^pSsprotokoll ergibt, hinreichende Anhaltspunkte vor- 
am sin, s’nd, kann dahingestellt bleiben. Desgleichen kann 
ist beruhen, ob die Behauptung des BeschwF. richtig 
bereif16 ®eEl. habe sich erst auf Grund des — vordem 
haitSvs zw‘schen den Parteien abgesprochenen — Unter- 
hcbener8'e' chs überhaupt entschlossen, Widerklage zu er­

be

Klare'1 ■t' er e'genen Darstellung des BeschwF. konnte die 
nicht durchdringen. Damit war für eine Unterhalts-re

?Ur Ä cJJ.d so auf diesem Wege die völlig zerrüttete Ehe 
Rriinn ÖSUng zu bringen, was auf die nicht hinreichend 

«ahnVe" • e K lage hin nach dem Ergebnis der Beweisauf- 
einer uicht möglich gewesen wäre. Denn selbst wenn von 
äieSe y e.sarntvei'einbarung ausgegangen wird, so stellt 

hjn„P e,lchwohl keinen Gesamt v e r g l e i c h  dar.
|a“ cn der iim n m  w

Sl,n rl1̂  ,in Verbindung mit der Klage weder Veranlas 
“e<iiirf*0C”  ^?um- Um die Ehe zur Auflösung zu bringen 
erbobi' es v*elmehr erst der Widerklage, die bisher nicht 
äer g .n war und eigens nur zur Erreichung der Scheidung 
Partei“ nunrr>ehr auf Grund besonderer Vereinbarung der 
entSp ‘pn erhoben worden ist, nachdem die Bekl. durch 
sPrjLr cllende Vereinbarung wegen ihrer Unterhaltsan- 
"fär. p- nach Scheidung der Ehe sichergestellt worden 
bCh <jpltl“  s° lche Vereinbarung ist materiell-rechtlich an 

^äß^der heute maßgebenden
aicht zu beanstanden.___ I  -
sie die Voraussetzungen eines (Prozeß-)

Mn _  ̂ VMIVW MV„  __
Rppuiro^en w>rd. Von^einer Beilegung des schweben- 

Sericut,; Jsstreits, d. h. seiner Erledigung ohne (weiteres) 
^spro !c“ es Urteil kann aber grundsätzlich dann nicht 
a ächr:inien werden, wenn die Parteien sich nicht darauf 
PUgenhr f n’ den schwebenden Rechtsstreit so, wie er im 
N lgUn‘lck der Abrede sich darstellt, ohne Urteil zur Er- 
rt Kebm, zu bringen, sondern wenn sie im Gegenteil durch 
ölttl2ski, neuer Ansprüche — hier Erhebung der Schei­

n e  der Ehefrau im Wege der Widerklage — den

\°cb n>cbJ zu beanstanden. Daraus folgt indes
jerMp. J-ht, daß sie die Voraussetzungen eines (Prozeß-) 
Me Vpr»' , erJdllt. Ein solcher liegt nur dann vor, wenn 

„ einbarung zur Beilegung eines schwebenden Rechts- 
ffen wird. Von einer Beilegung des schweben- 
treits, d. h. seiner Erledigung ohne (weiteres) 
1 Urteil kann aber grundsätzlich dann nicht 

/s c h r ! - n werden, wenn die Parteien sich nicht darauf 
r^Senki- i 0» den schwebenden Rechtsstreit so, wie er im

Prozeß ausdehnen, um auf diese Weise, durch Erwirkung 
eines gerichtlichen Urteils, den erstrebten Zweck doch zu 
erreichen, welcher mit einem Urteil auf die Klage nicht 
erreichbar sein würde. Wollte man in derartigen Fällen 
einen zur Beilegung des Rechtsstreits geschlossenen Ver­
gleich anerkennen, so würde man in innerem Widerspruch 
mit Sinn und Zweck der Vergleichsgebühr diese ihres 
eigentlichen Charakters als einer Vergütung für eine Tätig­
keit entkleiden, welche die gütliche Erledigung von An­
sprüchen, und deshalb eine Erledigung eines schwebenden 
Prozesses ohne (weiteres) Urteil des Gerichts zum Ziele 
hat. Wenn die Parteien hier in der Erkenntnis, mit der 
Klage auf Scheidung nicht durchzudringen und auf diese hin 
die Ehe nicht zur Auflösung zu bringen, dahin überein­
gekommen sind, daß die Bekl., welcher ausreichende Schei- 
dungsgründe zur Seite standen, ihrerseits die Scheidung 
der Ehe durchsetzen sollte, wogegen sie vom Kl. wegen 
ihres Unterhalts sichergestellt würde, so erfüllt mithin 
dieses Abkommen die Voraussetzungen eines Prozeßver­
gleichs und damit für eine Vergleichsgebühr aus § 13 
Ziff. 3 RAGebO. nicht. Der Sachverhalt ist in solchem Falle 
jucht anders zu werten, als wenn die Parteien vor Ein­
leitung des Scheidungsprozesses ein entsprechendes Ab­
kommen getroffen hätten, wonach nicht der Ehemann, dem 
keine Gründe zur Seite standen, sondern die Ehefrau Klage 
auf Scheidung erheben sollte, während der Ehemann die 
Unterhaltsansprüche der Ehefrau für die Zeit nach Schei­
dung der Ehe sicherstellte. Es liegt auf der Hand, daß ein 
solches Abkommen, welches gerade die Erhebung einer 
Klage überhaupt erst vorsieht und ermöglichen soll, keinen 
Prozeßvergleich bilden kann.

Zu erwägen war immerhin, ob etwa das Erfordernis 
„zur Beilegung des Rechtsstreits“  eine andere Auslegung 
in denjenigen Fällen verlangt, in denen die Parteien selbst 
bei voller Einigkeit über die Berechtigung ihrer Ansprüche 
und über das beiderseits erstrebte Ziel, ihre Ansprüche 
doch nur mit Hilfe des Gerichts durchsetzen und ihr Ziel 
nur durch— rechtsgestaltendes — Urteil des Gerichts er­
reichen können, wie dies im Eheprozeß der Fall ist 
(§ 46 EheG.: „Die Ehe w ird durch gerichtliches Urteil 
geschieden“ ). Doch mußte der Senat diese Frage verneinen. 
Denn der innere Grund, weshalb die Scheidung der Ehe 
nur durch gerichtliches Urteil zu erreichen ist, liegt in der 
Rechtsnatur des Rechtsinstituts der Ehe begründet, bei 
welchem es sich um ein der Verfügungsmacht der Parteien 
entzogenes Rechtsgut handelt (V o 1 k m ar , „Großdeutsches 
Eherecht“ , Anm. 2 c vor § 56, S. 213: „Der Grundsatz des 
Dispositionsrechts der Parteien im schuldrechtlichen Sinne 
g ilt im Familienrecht nicht“ ; RGZ. 123, 87: „Der Bestand 
4er Ehe kann nicht von der Privatverfügung der Ehegatten 
abhängig gemacht werden“ ). Gerade aus dieser Erwägung 
heraus ist ein Vergleich, wie er hinsichtlich sonstiger 
Rechtsgüter ohne weiteres zulässig ist, in Ehesachen nicht 
denkbar und w ird deshalb auch grundsätzlich verneint.

Um so weniger Berechtigung ist dafür vorhanden, ein

fesetzliches — und zwar gerade das charakteristische — 
atbestandsmerkmal der Vergleichsgebühr des § 13 Ziff. 3 

RAGebO., nämlich die „zur Beilegung des Rechtsstreits“  
getroffene Vereinbarung, im Eheprozeß als rechtlich ent­
behrlich anzusehen, wollte man selbst an sich die recht­
liche Zulässigkeit eines solchen Vorgehens für unbedenk­
lich halten. In derartigen Fällen ist vielmehr für die An­
wendung des § 13 Ziff. 3 RAGebO. schlechthin kein Raum.

Auch auf dem Wege über § 89 RAGebO. kann in der­
artigen Fällen eine Gebühr in entsprechender Anwendung 
des § 13 Ziff. 3 RAGebO. nicht zugebilligt werden. Für 
die Anwendung des § 89 RAGebO., welche Bestimmung 
als Generalklausel nur dazu da ist, etwa sich zeigende 
Lücken in gerechter Weise auszufüllen, ist niemals Raum, 
wo wegen Fehlens eines gesetzlichen Tatbestandsmerkmals 
einer in der Gebührenordnung vorgesehenen Gebühr diese 
Gebühr nicht zur Entstehung gelangen kann. Andernfalls 
würde auf dein Wege über'§ 89 RAGebO. jeder einzelnen 
Gebühr ihre Bedeutung und gesetzliche Voraussetzung ge­
nommen werden können.

Bei der gegebenen Sachlage ist ohne weiteres klar, daß 
auch der Rechtsmittelverzicht der Parteien in Verbindung 
mit der Unterhaltsregelung keinen Gesamtvergleich dar­
stellt. Denn von einem Aufgeben eines wirklichen Rechts, 
wie es Voraussetzung eines jeden Prozeßvergleichs ist (zu 
vgl. Entsch. v. 18. Dez. 1940: DR. 1941, 6032S), kann dann
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nicht die Rede sein, wenn der Ausgang des Prozesses dein 
ausdrücklichen Willen und den Maßnahmen der Parteien 
entspricht. Diesfalls hat der Rechtsmittelverzicht nur die 
Bedeutung, der beschleunigten Herbeiführung der Rechts­
kraft des Scheidungsurteils zu dienen. Damit entfällt das 
Ziel der „Beilegung“  des Rechtsstreits.

Dem Beschwr. steht mithin ein Anspruch auf die Ver­
gleichsgebühr im Eheprozeß nicht zu. Für die Unterhalts­
vereinbarung aber, welche danach für sich allein einen 
Vergleich darstellen kann, ist ihm die Gebühr bereits an­
tragsgemäß festgesetzt worden.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 7. März 1941, 20 W 547/41.) 
*

16. KG. — § 13 Z iff.3 RAGebO.; § 627 b ZPO. Die 
Annahme eines Gesamtvergleichs im Eheprozeß wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß die Vereinbarungen der Par­
teien nicht geschlossen im Sitzungsprotokoll erscheinen, 
dieses vielmehr nur die prozessuale Erklärung (Rechts- 
mitfelverzicht, Rechtsmittelrücknahme) enthält, die Unter­
haltsregelung dagegen anderweit in besonderer schrift­
licher Erklärung niedergelegt wird.

Die Beschw. richtet sich gegen die Absetzung der Ver­
gleichsgebühr in Höhe von 24 ¿RJl für einen Gesamtver­
gleich, in welchem die Parteien gegen beiderseitigen Un­
terhaltsverzicht auf Rechtsmittel gegen das Urteil auf 
Scheidung auf Klage und Widerklage aus beiderseitiger 
Schuld verzichtet haben. Die Beschw. ist nicht begründet. 
Denn ein Vergleich im gebührenrechtlichen Sinne liegt 
nicht vor. Ausweislich des Sitzungsprotokolls haben die 
Parteien verhandelt. Der Bekl. hat sodann Beschimpfungen, 
die Kl. hat zugegeben, den Bekl. verlassen zu haben und 
nicht zu ihm zurückkehren zu wollen. Danach ist Urteil 
auf Scheidung aus Klage und Widerklage aus Schuld beider 
Parteien ergangen. Die Anwälte haben nunmehr unter 
Zustimmung der Parteien den Verzicht auf Rechtsmittel 
erklärt. Der BeschwF. behauptet, daß in Verbindung mit 
diesem Rechtsmittelverzicht die Parteien auch einen Unter­
haltsverzicht vereinbart und gegenseitig erklärt hätten. 
Allerdings habe das Gericht es abgelehnt, auch diesen Ver­
zicht zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen mit dem Hin­
weis, diesen Verzicht könnten die Parteien auch außer­
halb des Gerichts durch einen einfachen Austausch von 
Urkunden vornehmen. Das Armenrecht werde jedenfalls 
dafür nicht bewilligt. Dadurch seien die Parteien genötigt 
gewesen, anschließend — im Anwaltszimmer — durch ihre 
Prozeßbevollmächtigten die beiderseitigen Unterhaltsver­
zichtserklärungen niederschreiben zu lassen. Gleichwohl 
müsse dieser Unterhaltsverzicht als ein wesentlicher Be­
standteil einer Gesamtvereinbarung angesehen werden, 
welche auch den Rechtsmittelverzicht mit umfaßt. Dem­
gegenüber ist LG. der Auffassung, daß die Tatsache, daß 
die Parteien den Rechtsmittelverzicht erklärt hätten, ohne 
Zug um Zug damit einen Unterhaltsverzicht auszuspre­
chen, beweise, daß vorliegend der Rechtsmittelverzicht der 
einen Partei schlechterdings nicht die Gegenleistung für 
den Unterhaltsverzicht der anderen Partei gewesen sei.

Gegen diese Auffassung wendet sich die Beschw. mit 
Recht, ohne aber im Ergebnis Erfolg haben zu können. 
Der Senat hat bereits wiederholt ausgesprochen, daß es 
für die Annahme einer Gesamtvereinbarung, welche als 
Gesamtvergleich eine Unterhaltsregelung zwischen den 
Ehegatten für die Zeit nach Scheidung der Ehe als Gegen­
leistung für die Beendigung des Eheprozesses durch 
Rechtsmittelrücknahme (gegebenenfalls auch Rechtsmittel­
verzicht) umfasse, weder auf die Reihenfolge der zu Pro­
tokoll des Gerichts abgegebenen Erklärungen noch darauf 
ankommen könne, ob die als Vergleich sich darstellenden 
Erklärungen hinsichtlich des Unterhalts vor oder nach 
Erlaß eines die Scheidung aussprechenden (oder bestäti­
genden) Urteils, oder ob sie auch nur in bedingter Form 
für den Fall der Scheidung abgegeben werden (Entsch. vom 
15. Aug. 1939: DR. 1939, 1926). Wesentlich ist allein die 
innere Beziehung der beiderseitigen Verpflichtungen zu­
einander, sofern diese nur in entsprechender vergleichs­
weiser Regelung ihren Ausdruck findet. Nur auf diese 
Weise w ird den Zufälligkeiten gesteuert, von welcher je­
weils nicht nur die Fassung der Vereinbarungen der Par­
teien, sondern auch die äußere Reihenfolge ihrer Erklärun­
gen dem Gericht gegenüber und die Protokollierung dieser 
Erklärungen durch das Gericht sonst abhängig werden

würden. Es liegt auf der Hand, daß diese Zufälligkeiten 
nicht die rechtliche und damit gebührenrechtliche Beurtei­
lung bedingen können.

Da es sich bei dem von der Rspr. entwickelten, aus der 
Übung der Praxis herausgebildeten sogenannten Gesamt- 
vergleich im Eheprozeß in keinem Falle um einen den t-ne- 
prozeß unmittelbar beendigenden Prozeßvergleich i. S. de 
§ 794 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO. handelt, der Eheprozeß vielmehr 
stets nur durch die — sei es auch auf Vergleichs weiser Gruna- 
lage vorgenommenen — Prozeßhandlungen der Parten- 
(Rechtsmittelrücknahme, gegebenenfalls auch Rechtsmitte 
verzieht) seine Beendigung findet, der Gesamtverglei 
mithin mindestens, soweit er den Ehescheidungsproz 
berührt, sich als gerichtlicher Vergleich im eigenelicn 
Sinne nicht darstellt, können die gleichen Vereinbarung* 
im vollen Umlänge, d. h. auch bezüglich der Unternai 
regelung, auch in einem ausschließlich außergerichtlich 
Gesamtvergleich getroffen werden. Dieser beinhaltet da 
die Vereinbarung betreffend die Unterhaltsregelung, ge»
welche die Beendigung des Eheprozesses durch entsp ^ 
chende prozessuale Maßnahmen ausgehandelt wird (so . 
reits Entsch. des Senats v. 2. Dez. 1939: DR. 1940, *' >£ 
Wird der äußere Ablauf der Parteivereinbarungen, vve 
im inneren Zusammenhang miteinander gedacht und 
sächlich getroffen sind, durch irgendwelche nicht aut 
Willen der Parteien zurückzuführende Maßnahmen _ 
rissen, so wird dadurch gleichwohl der Charakter der 
einbarungen in ihrer Gesamtheit als eines Gesam ,. 
gleichs in dem oben erörterten Sinne nicht beeintracn 
Eine Abgabe der Erklärungen „Zug um Zug“ , wie si ^ u. 
LG. verlangt (womit offenbar nur ein' enger äußerer 
samtnenhang gemeint ist), kann daher regelmäßig ^  
verlangt werden. Unterstellt man somit den tatsacn 
Verlauf so, wie ihn die Beschw. schildert, daß als . 
Gericht die Entgegennahme der Protokollierung de r 
derseitigen Unterhaltsverzichts abgelehnt hat undn:ec|er- 
Verzicht infolgedessen später im Anwaltszimmer n 
geschrieben worden ist, so steht dieser Verlauf d 
nähme eines Gesamtvergleiches nicht entgegen^ ..„„„gen 

Gleichwohl fehlt es aus anderen rechtlichen Erwäg
an einem Vergleich. n

Der Senat hat bereits in seiner Entsch. v. 18. Vez
1940:

chts als
DR. 1941, 603 für den Fall eines Rechtsmittelverzu- ^  
Bestandteil einer Gesamtvereinbarung zur Pel daß 
Eheprozesses und von Unterhaltsansprüchen v*ir an&echts" 
dem Wesen eines Vergleichs entsprechend htsPosi- 
mittelverzicht ein wirkliches Aufgeben einer Pec.ncj,{ ¿er 
tion der verzichtenden Partei darstellt. Dies ist n p^en 
Fall, wenn die Scheidung entsprechend dem b }nv®1 jne de* 
der Parteien ausgesprochen worden ist. Dann ist k ^e.
Parteien tatsächlich durch die ergangene Entschei ^ y .
Schwert, der Verzicht dient dann lediglich der jer 
nigten Herbeiführung der Rechtskraft. Vereinbaru 
Parteien, welche auf einen derartigen — Gnversu ihr*111 
— Ablauf des Scheidungsprozesses hinzielen, b’lc zm' 
Wesen nach keinen zur Beilegung, sondern nur e;nefl

teil!vereimacnien uurcniunrung gesemosseueu, -- , si 
der Prozeßlenkung dienenden Vergleich. Ein soi y el-- 
sich aber nicht als Vergleich dar und vermag ,gseri 
gleichsgebühr aus § 13 Ziff.3 RAGebO. nicht a jg40: 
(Entsch. v. 25. Febr. 1939: DR. 1939, 190; v. 25. Dm- 
DR. 1941, 658). ich nad'

Um eine derartige Vereinbarung handelt es tatsäch' 
den eigenen Ausführungen der Beschw. und de, rtjegend- 
liehen, aus den Akten ersichtlichen Verlauf vo ;grl.¡eden

ent'
liehen, aus den Akten ersichtlichen Verlaut 
Schon aus diesem Grunde ist eine Vergleichsgen ip 
falls soweit der Eheprozeß in Frage stellt, 
standen. , en daß

Im übrigen hat der Senat weiterhin ausgespro j er bC' 
bei Scheidung aus gleicher Schuld der I arte ]<einen 
derseits erklärte Unterhaltsverzicht regelmäßig klichen 
Vergleich darstellt, weil es insoweit an e>neF  v0n Afl" 
gegenseitigen Nachgeben, d.h. einem Anigeo nac 
Sprüchen, fehlt. Denn solche Ansprüche b , , . . „ jjcbkc||’ 
8§ 66 ff. EheG, gegeneinander nicht. Die bR».e, jä Untel' 
daß in Zukunft aus Billigkeitsgründen vielleicht e frage 
haltsbeitrag des einen oder anderen Enegatreii pofl- 
kommen könnte (§ 68 EheG.), bedeutet n°  Inh3 .
kreten Ansprüche einer Partei, deren Aufgeben\ a 
eines Vergleichs bilden könnte (Entsch. v.
DR. 1941, 659).
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So erweist sich also der Anspruch des BeschwF. au! eine 
Vergleichsgebühr hier unter jedem rechtlichen Gesichts­
punkt als unbegründet.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 19. März 1941, 20 W 704/41.)

17. OLG. — 
v- 4. Okt. 1939.

13 Ziff.3, 89 RAGebO.; § 6 Z. 1 VO.

„1* Für die in der Mitwirkung des Anwalts zur Aus­
söhnung der Ehegatten liegende vergleichsartige Tätig­
keit erwächst ihm eine Gebühr entsprechend der Ver­
gleichsgebühr.

2- Nachträgliche Zulassung der Beschw. gegen einen 
Beschluß betr. Armenanwaltskosten ist unzulässig, f )

Der Eherechtsstreit hat damit seine Erledigung gelun­
gen, daß im Termin die klagende Ehefrau die Klage und 
der widerklagende Ehemann die Widerklage zurückgenom- 
nien haben. RA. F. ist der Kl., RA. L. dem Bekl. als 
^rrnAnw. beigeordnet gewesen. Der UrkB. hat die von 
beiden Anwälten der Reichskasse in Rechnung gestellte 
Vergleichsgebühr nicht als erstattungsfähig anerkannt. 
LQ. hat die Erinnerungen der ArmAnw. durch zwei Be­
schlüsse zurückgewiesen. In dem letzten hat es gemäß § 7 
Abs. 2 VO. v. 4. Okt. 1939 (RGBl. I, 1994) wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der zur Entsch. stehenden 
Rechtsfrage die Beschw. zugelassen; durch nachträglichen 
Beschluß aber die Beschw. auch in dem anderen Fall für 
zulässig erklärt.

In dem letztgenannten Falle ist die Beschw. unzulässig. 
Db diese nach der genannten VO. erforderliche Zulas- 
sung g l e i c h z e i t i g  mit der sachlichen Entsch. erfolgen 
niull oder ob sie noch n a c h  dieser Entsch. ergehen kann, 
kann zweifelhaft sein. Die letztere Meinung ist z. B. ver­
boten in der Entsch. des KG. im DR. 1940, 749 und in 
öeni Aufsatz von G a e d e k e  im DR. 1939, 1933 unter 
r'u- III. Für die erstere Meinung haben sich z. B. er­
wart die Entsch. des OLG. Celle in DR. 1940, 1022, des 
DLG. Dresden ebenda S. 1071, des LG. Berlin in DR. 
*941, 282 und H o r n i g  in den Aufsätzen DR. 1939, 
ly36 unter Ziff. B II und 1940, 1614 unter Ziff. III 2. Der 
?rk. Sen. hält die Rechtsauslegung, daß die Zulassung der 
Beschw. in der anzufechtenden Entsch. selbst ausgespro­
chen werden muß und nicht durch eine spätere Entschlie- 
mng nachgeholt werden kann, für richtig. Für diese Auf­
fassung spricht namentlich die Erwägung, daß eine ohne 
den Vorbehalt der Beschwerdezulassung ergangene Ent­
scheidung alsbald die formelle Rechtskraft erlangt und da- 
jhit für ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr zugäng- 
leh ist. Diese Gesetzesauslegung ist ferner auch in den 
aderen Fällen anerkannten Rechtens, in denen die neuere 
Jesetzgebung die Zulässigkeit eines Rechtsmittels von 
C'ner Zulassung durch das Gericht, dessen Entsch. an- 

«elochten werden soll, abhängig gemacht hat. Das gilt 
,Cf der Zulassung der Rev. in Ehesachen, für die aller­
e s  in der NotVO. v. 14. Juni 1932 (RGBl. I, 287) aus- 
rdcklich gesagt ist, daß sie „in  dem Urteil“  für zulässig 

erklärt sein muß (RG.: JW. 1935, 3464“); das gilt aber 
&ll,„  grundsätzlich bei der Zulassung der Beschw. nach 
i  13 Abs. 3 und §156 Abs. 2 der KostO., wo nicht aus- 
rücklich hervorgehoben ist, daß die weitere Beschw. „in 

ner Beschwerdeentscheidung“  zugelassen sein muß (KG.: 
HNotZ. 1936, Q72 Nr. 4 und OLG. München in DNotZ.

82 Nr. 6). Weitere Fälle, in denen ein Beschwerde- 
®cht nur bei besonderer Zulassung gegeben ist, sind z. B. 
" d e r  VO. zur Durchführung des Ges. zur Vereinheit- 

der Fideikommißauflösung v. 24. Aug. 1v3d 
?n » !• !> H03) in § 31 und in der DVFidErl. G. vom 
lj März 1939 (RGBl. I, 509) in § 47 enthalten. Für den 
u‘er vori. Fall des §7 Abs. 2 der VO. v. 4. Okt. 1939 
,-l mmt noch besonders in Betracht, daß diese VO. nach 
jnrS? §§6, 7 eine weitgehende Beschränkung der Beschw. 
O Kostensachen zum Ziele hat. Danach sind überwiegende 

rund® fjjr ¿je Annahme vorhanden, daß nach dem Wil- 
„9  des Gesetzgebers in der hier zur Entsch. stehenden 
¡ die Zulassung der Beschw. in der Entsch. des erst- 

stanzlichen Gerichts ausgesprochen sein muß. 
k A anach ist die Beschw. des RA. L. unzulässig, die des 

j- F- zulässig und auch begründet. .
in der gaché selbst handelt es sich um die häufig er- 
erte Streitfrage, ob dem Rechtsanwalt in einer Ehe­

sache eine Vergleichsgebühr erwachsen kann. Wegen der 
mannigfaltigen Stellungnahme der Gerichte zu dieser 
Frage kann auf die Angaben bei G e 1 i n s k y - M ey e r , 
„Armenanwaltskosten“ , 3. Auflage, unter „Vergleichs­
gebühr VII, Vergleiche in Ehesachen“ , S. 232—236 und 
auf die Ausführung bei G a e d e k e ,  ArmAnwKostG. un­
ter X V II4 e „Vergleich in Ehesachen“ , verwiesen werden. 
Für die Möglichkeit einer Vergleichsgebühr haben sich in 
neuer Zeit z. B. das KG. (DR. 1939, 1654 und 1940, 1739) 
und das OLG. Dresden (DR. 1941, 111) erklärt, dagegen 
das OLG. Düsseldorf (DR. 1939, 1655). Der erk. Sen. hat 
sich wiederholt zu der Auffassung bekannt, daß keine 
grundsätzlichen Bedenken bestehen, für den im Eheschei­
dungsprozeß bei der Aussöhnung der Ehegatten m itw ir­
kenden Rechtsanwalt eine Vergleichsgebühr erwachsen zu 
lassen. Mag auch im Eheprozeß die Hauptsache einem 
Vergleich nicht zugänglich sein, so steht doch in gebüh­
renrechtlicher Hinsicht eine v e r g l e i c h s a r t i g e  
Tätigkeit des Anwalts in Frage, deren Entlohnung an­
gebracht und bei unmittelbarer Anwendung des § 89 
RAGebO. und entsprechender Anwendung des § 13 
RAGebO. nach dem für Vergleiche gegebenen Gebühren­
satz gangbar ist. Allerdings muß an die ursächliche M it­
wirkung des Anwalts für den Erfolg der Aussöhnung 
ein strenger Maßstab angelegt und der Nachweis verlangt 
werden, daß gerade dem Einfluß des Rechtsanwalts eine 
entscheidende Wirkung für die Aussöhnung der Parteien 
zu verdanken ist. Diese Voraussetzung ist nach der Fest­
stellung des LG. im vorl. Fall erfüllt.

(OLG. Karlsruhe, Beschl. v. 20. Febr. 1941, 1 W 9/10 41.)

Anmerkung: In meiner Besprechung der Entsch. des 
OLG. Dresden v. 18. Sept. 1940: DR. 1941, 111 hatte ich 
bereits der Erwartung Ausdruck gegeben, daß diese 
Entsch. für die Rspr. der bisher in der Frage der An­
wendbarkeit des § 89 RAGebO., um auf diesem Wege die 
M itwirkung der Prozeßbevollmächtigten der Ehegatten 
zur Aussöhnung zu honorieren, noch zurückstehenden Ge­
richte förderlich sein werde. Nunmehr b illig t auch OLG. 
Karlsruhe die Anwendbarkeit des § 13 Ziff. 3 RAGebO. 
über § 89 daselbst, um so der vergleichsartigen Tätigkeit 
des Anwalts gerecht zu werden. Diese Auffassung hat sich 
demnach — soweit bekannt geworden — in den Bezirken 
des K a m m e r g e r i c h t s  (v. 8. Febr. 1939: DR. 1939, 
187), des OLG. D r e s d e n  (v. 18. Sept. 1940: DR. 1941, 
111), des OLG. K a r l s r u h e  s. oben, des OLG. K i e l :  
Schl,-HA. 1939, 98 und des OLG. O l d e n b u r g  (vom
10. JVlärz 1938: JW. 1938, 1198) durchgesetzt und wird, 
da sie ohne Frage nichts anderes als eine gerechte Lösung 
bedeutet, im Laufe der Zeit auch von der Rspr. der an­
deren Gerichte übernommen werden.

Die v e r f a h r e n s r e c h t l i c h e  Frage nachträglicher 
Zulassung der Beschw. läßt sich mit den obigen Grün­
den nicht überzeugend lösen. Die eingehend begründete 
Rechtsauffassung des KG., welches insbes. auch wegen des 
damit erzielten praktischen Erfolges an der Möglichkeit 
nachträglicher Zulassung festhält, wird dadurch also nicht 
erschüttert. Die erneute Stellungnahme des KG. insbes. zu 
den Gründen von H o r n i g  in der Entsch. v. 25. Okt. 
1940: DR. 1941, 107 hat OLG. Karlsruhe nicht berück­
sichtigt.

Der von OLG. Karlsruhe entschiedene Fall w irkt noch 
besonders unbefriedigend dadurch, daß nunmehr dem 
einen der beteiligten Anwälte die wohlverdiente Ver­
gleichsgebühr zugebilligt, dem anderen die ebenso wohl­
verdiente Gebühr dagegen aus verfahrensrechtlich keines­
wegs zwingenden Gründen jedoch versagt wird. Nur ein 
Beweis dafür, daß der materiellen Gerechtigkeit — also 
dem allein erstrebenswerten Ziel — weitgehend nur mit 
der nachträglichen Zulassung der Beschw. gedient wird.

Ich bin im übrigen der Ansicht, daß kein rechtliches 
Hindernis besteht, daß die erste Instanz, da die höhere 
Instanz sachlich zu dem Anspruch des einen Anwalts nicht 
Stellung genommen hat, auf erneute Vorstellungen des An­
walts hin seinen früheren ablehnenden Beschluß, der ja 
nicht in formelle Rechtskraft erwachsen ist, weil eine 
solche (entgegen OLG. Karlsruhe) nur bei sofortigen 
Beschw. vorgesehen ist, ändert und so dem berechtigten 
Anspruch des Anwalts doch noch genügt.

KGR. Dr. G a e d e k e ,  Berlin.
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18. KG. -  § 84 GKG.
Auch der nur gegenbeweislich gegenüber dem Beweis­

antritt der an sich beweispflichtigen Partei erfolgte Be­
weisantritt ist ein Antrag i. S. des § 84 GKG. und be­
gründet die Haftung des Gegenbeweisführers für die 
durch die Beweiserhebung der Reichskasse erwachsenden 
baren Auslagen.

Haben beide Parteien sich beweislich und gegenbeweis­
lich auf dasselbe Beweismittel berufen, so haften sie für 
die baren Auslagen als Gesamtschuldner.

Für die den Zeugen gezahlten Gebühren haftet der 
Bekl., und zwar nach §84 GKG. Nach dem Beweis­
beschluß und gemäß einer beigezogenen Auskunft des 
Einzelrichters sind die vernommenen Zeugen von b e i ­
den Parteien als Beweismittel benannt worden. Damit 
haftet aber der Erinnerungsführer als Antragsteller für die 
durch die Vernehmung dieser Zeugen erwachsenen baren 
Auslagen der Reichskasse gemäß § 84 GKG., wobei es 
gleichgültig ist, ob er an sich der Beweisführer für die 
zu klärende Frage war oder ob er sich gegenüber einem 
Beweisantritt der beweispflichtigen Gegenpartei seiner- 
seits gegenbeweislich auf dasjenige Beweismittel, dessen 
Benutzung der Reichskasse bare Auslagen verursacht 
hat, berufen hat. Auch ein solcher Beweisantrag ist ein 
Antrag i. S. des § 84 GKG. und macht dementsprechend 
den Antragsteller zum Kostenschuldner der Reichskasse, 
Haben sich beide Parteien beweislich und gegenbeweis­
lich auf dasselbe Beweismittel bezogen, so haften sie 
für die durch dessen Benutzung entstandenen baren Aus­
lagen gesamtschuldnerisch (§ 82 Abs. 1 GKG.).

Die Erinnerung ist daher unbegründet.
(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 20. Jan. 1941,20 Wa 155/40).

Recht der Ostmark
** 19 . RG. — § 17 Abs. 3 EGBGB.; § 111 ABGB.

1. Nach österreichischem Recht ist, wenn auch nur einer 
der Ehegatten Inländer ist, einer Scheidung oder Tren­
nung der Ehe durch ein ausländisches Gericht die An­
erkennung jedenfalls dann zu versagen, wenn die Voraus- 
sefzungen des inländischen zwingenden Rechts dafür nicht 
erfüllt sind. Im Ergebnis stimmt das mit den Grundsätzen 
des reichsdeutschen zwischenstaatlichen Rechts überein 
(Art. 17 Abs. 3 EGBGB.).

2. Eine gültige, lediglich von Tisch und Bett getrennte 
Ehe zwischen katholischen Personen konnte nach österrei­
chischem Recht nicht durch Eingehung einer zweiten im 
Auslande geschlossenen und für den ausländischen Rechfs- 
bereich gültigen Ehe ihre Geltung verlieren. Auch die mit 
dem neuen Eherechf einsetzende Rechtsentwicklung hat an 
dieser Rechtslage nichts geändert, f )

Der Arzt und städtische Magistratsbeamte in Brünn, 
Dr. K., heiratete am 15. Nov. 1898 vor dem römisch-katho­
lischen Pfarramt die Babette geb. P., die jetzige Kl. Die 
Ehegatten waren beide römisch-katholisch. Die Ehe blieb 
kinderlos und wurde am 30. Nov. 1911 gerichtlich von 
Tisch und Bett einverständlich geschieden. Um eine — 
nach dem damals in Österreich geltenden Recht gemäß 
§§111 und 62 ABGB. unzulässige — weitere Ehe ein­
zugehen, ließen sowohl er wie auch seine Braut Emma H., 
die jetzige Bekl., sich je von einem ungarischen Staats­
angehörigen an Kindes Statt annehmen, wodurch beide die 
ungarische Staatsbürgerschaft erwarben. Der Mann wurde 
auch aus dem österreichischen Staatsverband entlassen. 
Diese Entlassung erstreckte sich aber nicht auf die Kl., 
die Inländerin blieb und in der folgenden Zeit tschecho­
slowakische Staatsangehörige wurde. Nun erreichte der 
Mann durch Klage vor dem ungarischen Gericht die 
Lösung seiner Ehe mit der Kl. durch Säumnisurteil vom
23. Aug. 1912. Darauf heiratete er in Ungarn am U.Sept. 
1912 seine gleichfalls Ungarin gewordene Braut, die 
jetzige Bekl. Noch vor Eingehung dieser zweiten Ehe be­
schloß der Stadtrat in Brünn am 22. Jan. 1912, daß, falls 
Dr. K. eine neue Ehe nach ungarischem Recht eingehen 
sollte, der Anspruch auf eine Witwenpension der ersten 
geschiedenen Gattin so lange zustehen würde, als diese 
die Pension allein zu beziehen Anspruch habe. Außerdem 
erklärten Dr. K. und seine zweite Frau, vor dem Stadtrat

am 28. Okt. 1912 ausdrücklich anerkannt zu haben, daß 
der zweiten Frau bei Lebzeiten der ersten (geschiedenen) 
Gattin kein Pensionsanspruch zustehe und die zweite 
Frau einen solchen Anspruch bei Lebzeiten der ersten 
Gattin auch nicht erheben werde. Der Stadtrat verstän­
digte hiervon auch die erste Frau. Der Mann lebte mit der 
zweiten Frau in Brünn und war als Stadtphysikus tätig- 
Aus der Ehe stammt ein Kind. Nach Angabe der zweiten 
Frau hat Dr. K. infolge zehnjähriger Abwesenheit von 
Ungarn am 17. Sept. 1922 die ungarische Staatsangehörig' 
keit verloren. Die Ehe dauerte bis zum Tod des Dr. K- 
am 13. März 1937.

Nach dem Tod des Mannes machten beide Frauen Pelj ' 
sionsanspriiche geltend. Die Verwaltungsbehörden verwei­
gerten beiden Frauen die Witwenpension, insbes. der KU 
weil die Ehe getrennt sei und darüber, ob das ungarische 
Trennungserkenntnis im Inland gelte, nur die Gerichte zu 
entscheiden hätten.

Daher beantragte die Kl. festzustellen, daß im Gebiet 
des österreichischen Rechtes sowohl das Trennungsurteu 
wie auch die zweite Ehe des Mannes keine Rechtswir- 
kung hätten, und daß sie die, d. h. die alleinige, Witwe 
nach Dr. K. sei. Die beklagte zweite Frau beantragte die 
Abweisung dieses Klagebegehrens, weil das rechtliche 
Interesse an der alsbaldigen Feststellung fehle, denn Dr- 
K. sei zur Zeit seines Ablebens nicht Inländer, sondern 
Staatenloser gewesen, so daß ein Witwenversorgungs- 
anspruch nach ihm nicht bestehe; außerdem aber auch, 
weil das Begehren unbegründet sei, da die zweite Eh 
gültig und die erste dem Bande nach gelöst sei.

Das Gericht des ersten Rechtsganges erkannte i. S. des 
Klagebegehrens.

Das BG. wies infolge Berufung der beklagten zweiten 
Frau das Feststellungsbegehren ab.

Die Kev. ist teilweise begründet.
1. Die klagende Frau begehrte die Feststellung, daß da® 

ausländische Erkenntnis auf Trennung ihrer Ehe den 
Bande nach im Gebiet des österreichischen Rechtes kein 
Wirkung habe und daß sie die Witwe nach dem Man» 
sei, mit dem sie die Ehe verband. Gegenwärtig ist “  
Ehe jedenfalls durch den Tod des Mannes aufgelöst; a 
steht aber nicht der Feststellung entgegen, daß sie v o ­
ller nicht aufgelöst gewesen und die Kl. daher die Wi‘V 
des Mannes sei. Diese Feststellung setzt voraus, daß s 
mit dem Mann in der Ehe bis zu seinem Tod verbuna 
gewesen ist. Daher kommt es darauf an, ob diese i»r 
Ehe durch das ausländische Trennungserkenntnis oc 
etwa auch durch den Abschluß der zweiten Ehe des M» 
nes gelöst worden ist. Beiden Umständen kommt aber ei 
die Ehe auflösende Wirkung nicht zu. (2

a) Zur Zeit des ausländischen Urteiles v. 23. Aug. 1 '  
war der Mann nach Entlassung aus dem österreichiscn 
Staatsverband Ausländer, während die Frau Inländer 
geblieben war. Der Wechsel der Staatsangehörigkeit a 
Mannes war für die Frau ohne Rechtsfolge, denn die p- 
war von Tisch und Bett geschieden (§11 Ges. v. 3. D 
1863 [RGB. Nr. 105]). ..

Wieweit ein ausländisches Erkenntnis auf Auflösu 8 
einer Ehe zwischen einer inländischen Frau und e i n  
ausländischen Mann Rechtswirkungen hat, ist eine r r  s 
des sog. internationalen Privatrechts, des zwischensi 
liehen bürgerlichen Rechtes. Dieses bestimmt, unter '  
chen Voraussetzungen ein fremder Staat die Ehe * 
Inländerin durch den Akt eines fremden Staates mit w 
kung für das Inland rechtlich umgestaltet werden ! \ . etl 
Damit, ob nach den einschlägigen verfahrensrechtu 
Bestimmungen eine Zuständigkeit im Ausland geS_ 
war, hat das nichts zu tun. Die Wirksamkeit des au 
dischen Ehetrennungsaktes ist nach der Rechtst u maß' 
Zeitpunkt des Aktes zu beurteilen. Für das danach 
gebende österreichische Recht ist von folgenden Erwan 
gen auszugehen: af

Die Ehe ist ein persönliches Rechtsverhältnis, das 
auf einem Vertrag beruht, bei dem aber der Ven ®eJ1 
Charakter stark zurücktritt. Der Inhalt der Ehe, *urpartei- 
Abschluß es einer bestimmten Form bedarf, ist der ‘ U p  
Willkür vollständig entrückt, es gibt keine Verträgst»" ''
Der Eheabschluß fällt daher nicht als Vertrag in das f 
biet der gemischten Satzungen, maßgebend ist viel»
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des
der

grundsätzlich das Personalstatut des Mannes. Dabei ist 
J*r die Scheidung und Trennung der Ehe dasjenige zur 
. e.'1 der Umgestaltung der Ehe maßgebend. Dies begegnet 
einen Schwierigkeiten, soweit beide Ehegatten dem glei- 
nen Personalstatut unterstehen. Ist aber, wie hier, die 
rau Inländerin geblieben, so tr itt der Anwendung 
jatntes des Mannes der Umstand entgegen, daß 
taat ein besonderes Interesse daran hat, aui seine Staats­

angehörigen die von ihm gesetzten Normen über die 
, cneidung und Trennung der Ehe anzuwenden. Der Staat 
Jp diese Normen, auf deren Beobachtung er besonderen 

ert legt, zu zwingenden Vorschriften gestaltet. Er allein 
estiinmt also, ob und unter welchen Umständen das seine 
’aatsangehörigen bindende Eheband zu lösen ist und die 
etlichen Interessen eine Entbindung von den Pflichten 

v^s. der Ehe gestatten. Dieser Grundsatz muß in gleicher 
lä eäSe ®uc*1 gehen> wenn nur e i n e r  der Ehegatten In- 
■J'der ist, und daher dazu führen, einer Scheidung oder 

ennung durch ein ausländisches Gericht die Anerken- 
jedenfalls dann zu versagen, wenn die Voraussetzun-

¡L?, des inländischen zwingenden Rechtes dafür nicht er- 
p j* sind. Erforderlich ist danach, daß die Trennung der 
-ne dem Bande nach auch nach dem inländischen Recht
^lässig ¡st. Im Ergebnis stimmt dies mit den Grund- 
... zen des reichsdeutschen zwischenstaatlichen Rechtes 

nrein (V&L Art- 17 Abs-3 EGBGB.).
Uer Trennung der Ehe dem Bande nach stand nach 

enf11 'ländischen Recht das Hindernis des § 1 1 1  ABGB. 
¡i-pifeSen> denn beide Ehegatten waren zur Zeit der Ein- 
k nung der Ehe katholisch, und das Band einer gültigen 
Torf jW'scben katholischen Personen konnte nur durch den 

.5 ües einen Ehegatten gelöst werden.
Ein e e konnte ihre Geltung auch nicht durch die 
für u un£ einer zweiten im Auslande geschlossenen und 

den ausländischen Rechtsbereich gültigen Ehe ver- 
da ea- ^ azu -fehlt im Gesetz jeder Anhalt. Wenn auch 

Ifestehen zweier Ehen nebeneinander ohne weiteres als 
oppJ1 den Begriff der Ehe und das Gesetz verstoßend an- 

enen werden muß, so folgt daraus ohne gesetzliche Be­
gütig noch keineswegs, daß die zweite Ehe die ersteauf~ s uucn Keineswegs, uau uie zwenc juiic

H jffes t hätte. Ebensowenig folgt daraus, daß durch das 
uis ^treten der zweiten Ehe nun das Trennungserkennt- 
(ra a" ch gegenüber der Inländerin gebliebenen ersten Ehe- 
Ges’ u S M ®111163 Geltung erlangt hätte, etwa unter dem 
lanr, tspunkt, daß der Mann sich als Ausländer im Aus- 
kon m'l  einer Ausländerin gültig wieder verheiraten 
nicJl e Und die Ehe als begrifflich zweiseitiges Verhältnis 
PflivL ür e'nen Teil weiterbestehen kann, wenn die Ver- 
Hi„r‘'hingen für den anderen Teil gelöst sind. Dies trifft 
Teil' das wesentliche, denn die Ehe ist auch hier für beide 
de, g le ic h  zu behandeln, nur eben verschieden, je nach 
4jp Jfecht, das infolge des zwischenstaatlichen Rechtes auf 
erst» c anzuwenden ist. Nach inländischem Recht ist die 
¿lieh für beide Gatten weiterhin von Bestand ge­
löst ei ’ nach dem ausländischen Recht ist sie für beide ge- 
glpj' Eer Staat muß eine und dieselbe Ehe immer vom 

rt en Recht aus beurteilen, und zwar, wenn es sich 
deuaas eheliche Schicksal eines eigenen Staatsbürgers han- 
k a ’ na<jh den von ihm aufgestellten Normen (vgl. P i e - 

a s k i , „Ehescheidung und Ehetrennung“ , S. 20). 
en(.,u.cv die mit dem neuen Eherecht einsetzende Rechts- 
z^pl'^lung ergibt nicht, daß die erste Ehe als durch die 
ias ~e Se'öst angesehen werden könnte. Allerdings kennt
Zw^klung ergibt nicht, daß die erste Ehe als durch die 
ias 'e £e'öst angesehen werden könnte. Allerdings kennt 
cljp \vrUe Eherecht zwei Fälle einer solchen Auflösung: 
beidpcC*erverheiratung nach einer Todeserklärung, wenn 
erkia Ehegatten im guten Glauben waren, daß der lod- 
Ump/n auch nicht mehr lebe (§43 Abs. 2 EheG.), und 
Rarr peschränkung auf das Land Österreich — die unter 
EhenS'ĉ t vom Ehehindernis des Ehebandes geschlossenen 
I930 ’ Wenn die Ehegemeinschaft am Stichtag des 1. April 
traa0 besiand und nicht auf Grund eines befristeten An- 
Ehpp\ Ehe für nichtig erklärt wurde (§122 Abs. 1 
üpr In beiden Fällen handelt es sich aber um beson- 
Set, geregelte Einzelfälle, die nicht auf einen vom Ge- 
lassp„ , aufgestellten allgemeinen Grundsatz schließen 
ßerpi '• Inshes. kann nicht daraus, daß das EheG, bei der 
der "'S.ung des Problems der Dispensehen grundsätzlich 
9'tnnWê en Ehe die stärkere Wirkung beigelegt hat, etwa 
geipiy'nrr|en werden, daß es auch sonst i. S. des Gesetzes 

&en sei, Ehen, die schon früher unter gewisser obrig­

keitlicher Duldung in Umgehung der Unlösbarkeit einer 
bestehenden Ehe geschlossen waren, eine die frühere Ehe 
lösende Wirkung beizumessen.

2. Die klagende erste Gattin des Mannes hat ferner auch 
beantragt, festzustellen, daß die zweite in Ungarn ge­
schlossene Ehe mit der Bekl. in dem Gebiet des österrei­
chischen Rechtes keine Rechtswirksamkeit habe.

Für die Frage, nach welchem Recht die Gültigkeit einer 
von Ausländern im Ausland geschlossenen Ehe zu be­
urteilen ist, ist, wie bereits oben erwähnt, das Statut der 
Ehegatten im Zeitpunkt der Eingehung der Ehe maß­
gebend. Eine Änderung des Statutes in der Folgezeit kann 
die Beurteilung nicht mehr ändern. Die Gültigkeit der 
zweiten Ehe ist daher, da beide Ehegatten im Zeitpunkte 
der Eheschließung die ungarische Staatsangehörigkeit be­
saßen, nach ungarischem Recht zu beurteilen, und zwar 
einschließlich der Vorfrage, ob die erste Ehe des Mannes 
dem Bande nach damals noch bestand oder bereits ge­
trennt war. Die erste Ehe war für den Bereich des unga­
rischen Rechtes wirksam aufgelöst, so daß der zweiten 
Ehe in Ungarn das Ehehindernis des bestehenden Ehe­
bandes nicht entgegenstand. Die zweite Ehe ist daher nach 
zwischenstaatlichem Recht als gültig anzusehen. Dem steht 
auch nicht entgegen, daß unter Zugrundelegung des maß­
geblichen Rechts auch die nach inländischem Recht zu 
beurteilende erste Ehe als gültig anzusehen ist. Eben­
sowenig wie sich aus der Gültigkeit der zweiten Ehe die 
Ungültigkeit der ersten ergeben muß, ist aus der Gültig­
keit der ersten Ehe auf die Ungültigkeit der zweiten denk­
notwendig zu schließen. Beide Ehen sind eben von ver­
schiedenen rechtlichen Standpunkten aus zu betrachten.

Dazu kommt aber noch, daß die Möglichkeit, einen der 
zweiten Ehe zunächst anhaftenden Mangel geltend zu 
machen, nach dein für sie maßgebenden ungarischen Recht 
zu beurteilen wäre. Das ungarische Recht kennt aber in 
seinen Bestimmungen des Gesetzes über das Eherecht, 
Art. 31 aus 1894, keine Anfechtung der Gültigkeit einer 
Ehe von Amts wegen, sondern nur während des Bestan­
des der Ehe die Einleitung des Nichtigkeitsprozesses 
durch jeden, der bzgl. der Gültigkeit der späteren Ehe ein 
rechtliches Interesse hat (§ 47 lit. c), schließt aber nach 
Aufhören der Ehe jeden Nichtigkeitsprozeß aus (§ 49) 
und läßt die Ehe mit dem Tod eines Ehegenossen auf­
hören (§ 73 lit. a). Ein Mangel der Ehe heilt also nach 
ungarischem Recht in jedem Fall mit der Auflösung; der 
Ehe durch den Tod des Mannes. Das ungarische Recht 
läßt es also, wenn die Ehe aufgehört hat, bei ihrem Be­
stände und ihrer Wirksamkeit bewenden, auch wenn sich 
später heraussteilen sollte, daß die Ehe mit einem Nich­
tigkeitsgrunde, insbes. auch dem der Doppelehe, behaf­
tet war.

Das großdeutsche Eherecht hat im § 28 EheG, übrigens 
die Geltendmachung der Nichtigkeit einer Ehe — auch 
wegen Doppelehe — in ähnlicher Weise dahin ein­
geschränkt, daß eine bereits aufgelöste Ehe nur vom StA. 
und nach dem Tode beider Ehegatten überhaupt nicht 
mehr angefochten werden kann. Es kann sich danach auch 
nach dem geltenden inländischen Eherecht ergeben, daß 
mangels Geltendmachung der Nichtigkeit durch den StA. 
die Rechtswirksamkeit zweier miteinander im Widerspruch 
stehender Ehen bestehen bleibt, denn gemäß § 27 EheG, 
ist von der Gültigkeit der Ehe auszugehen, solange nicht 
das Gericht im gegenteiligen Sinn erkannt hat.

Ist somit nach dem für die Frage der Gültigkeit der 
zweiten Ehe maßgebenden ungarischen Recht die Ehe end­
gültig als eine gültige anzusehen, so kommt es darauf, wel­
cher Staatszugehörigkeit die beklagte Frau zweiter Ehe 
gegenwärtig ist, nicht an.

Dem Klagebegehren, die Rechtsunwirksamkeit der zwei­
ten Ehe festzustellen, kann daher nicht entsprochen wer­
den. Dementsprechend kann auch nicht festgestellt werden, 
daß die klagende erste Frau die — d. h. die alleinige — 
Witwe nach dem verstorbenen Mann ist, sondern nur, 
daß sie Witwe nach ihm ist.

3. Die Kl. w ill die Wirkungen der Feststellung auf das 
Geltungsgebiet des österreichischen Rechtes einschränken. 
Diese Einschränkung würde aber dem öffentlich-recht­
lichen und daher jeder Einflußnahme der Parteien ent­
rückten Grundsatz widersprechen, daß die von einem deut­
schen Gericht gefällten Erkenntnisse alle deutschen Ge-
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richte binden und 'im  ganzen Deutschen Reich Geltung 
haben. Werin auch heute im Deutschen Reich noch ver­
schiedene Rechtsgebiete bestehen, so folgt daraus noch 
nicht eine Beschränkung der Geltung der Erkenntnisse der 
Gerichte auf diese einzelnen Gebiete. Ohne daher gegen 
den Grundsatz der Bindung an den Antrag der Parteien 
nach §405 TschechZPO. zu verstoßen, hat die Beschrän­
kung auf das Geltungsgebiet des österreichischen Rechtes 
zu unterbleiben.

Andererseits ist die Feststellung nur mit Wirkung unter 
den Parteien zu treffen. Dem Urteil kommt auch im statt­
gebenden Teil keine absolute — sich auch auf Dritte er­
streckende — Wirkung zu.

(RG., IV. ZivSen., U. v. 2. Dez. 1940, IV 240/40.) [R.]

Anmerkung: I. Das RG. hatte sich hier erstmalig mit 
dem Problem der Gültigkeit und den Wirkungen der 
sog. u n g a r i s c h e n  ( s i e be n b  ü r g i s c h e n )  Ehe zu 
befassen. Denn da im früheren Österreich das Eheband 
zwischen Katholiken nur durch den Tod, nicht aber 
durch Richterspruch getrennt werden konnte, wurde viel­
fach zu dem Mittel gegriffen, daß die Ehegatten die 
ungarische Staatsangehörigkeit erwarben, was nach vor­
heriger Adoption durch einen ungarischen Staatsange­
hörigen auf keine besonderen Schwierigkeiten stieß, sich 
dann durch ein ungarisches Gericht scheiden ließen und 
anderweitig verheirateten. Es handelte sich also ebenso 
wie bei der später in Brauch kommenden Dispensehe 
um ein Mittel, trotz der an sich untrennbaren Ehe doch 
zur Wiederverheiratung zu kommen. Besondere recht­
liche Schwierigkeiten ergaben sich bei den ungarischen 
Ehen naturgemäß, wenn ein Ehegatte die österreichische 
Staatsangehörigkeit behalten hatte. Es- handelte sich 
dann wie liier um die F r a g e n :  Löst das ungarische 
Scheidungsurteil auch die Ehe des zurückgebliebenen 
Ehegatten auf oder blieb er (einseitig) verheiratet? War 
die zweite in Ungarn geschlossene Ehe des anderen 
Ehegatten ungültig, wobei oft noch die weitere Kompli- 
kation hinzutrat, daß diese mit einer Österreicherin ge­
schlossen wurde?

Diese Fragen haben die österreicherischen Gerichte 
sehr häufig und seit langem beschäftigt. Die Stellung­
nahme hat gewechselt. Zunächst wurde die Trennung 
des Ehebandes durch die ungarischen Gerichte auch für 
den Ehegatten, der die ungarische Staatsangehörigkeit 
erworben hatte, nicht anerkannt. Infolgedessen wurde 
seine zweite in Ungarn geschlossene Ehe für ungültig 
erklärt, da er nach wie vor an seine erste Ehe gebunden 
sei. Begründet wurde das mit dem Ehehindernis des 
Katholizismus und der Doppelehe (§111 i. Verb. m.
§ 62 AGBGB.). Der Staatsangehörigkeitswechsel sei ohne 
Belang, da die Beurteilung der Auflösungsmöglichkeit des 
Ehebandes nur auf den Grundlagen zu erfolgen hätte wie 
sie zur Zeit der ersten Eheschließung bestanden hätten (vgl. 
z. B. die Entsch. des obersten österr. Gerichtshofes v 
30. Nov. 1880, G1U 8201; 6. Dez. 1892, G1U 14 504: 
26. Sept. 1906, G1UNF 3527). Diese Erwägung war un­
zutreffend. Denn es handelte sich um die Beurteilung 
der Ehe eines Ausländers. Dieser unterstand auch nach 
der Aushgung, die die Lehre und Rspr. §34 ABGB 
schließlich gab, seinem Heimatrecht ( W a l k e r  bei
£  anig U A üm- IIB  zu §§ 33~ 37 AB0B- Note 69 und 
71, j „  1chw-; das war übrigens mit Rücksicht dar­
auf, daß §34 ABGB. zunächst den Wohnsitz und erst 
an zweiter Stelle die Untertanschaft als Anknüpfungs­
punkt nennt, zunächst keineswegs unbestritten gewesen- 
vgl. W a l k e r  a. a. O.). Das Heimatrecht des Ausländers 
mußte also auch über die Vorfrage entscheiden, welche 
Wirkungen der Eheauflösung für die neue Eheschließung 
beizulegen waren. Hinzukommt, daß die ungarischen 
Gerichte a u s s c h l i e ß l i c h  für den Scheiduimsstreit 
von Ungarn zuständig (§114 UngEheG.) sind. Schließ­
lich sagt § 37 ABGB., daß Rechtsgeschäfte, die Aus­
länder mit Ausländern oder Österreichern im Auslande 
vornehmen, nach den Gesetzen des Ortes zu beurteilen 
sind, wo das Geschäft abgeschlossen wird. Diese Vor­
schrift wurde nämlich nicht nur auf die äußere Form 
erstreckt (wie Art. 11 EGBGB.), sondern auch auf den 
Inhalt (vgl. z. B. Entsch. v. 17. Okt. 1911; J u n k e r -  
F uc h s  Nr. 97 und die nachfolgend genannten Entsch.).

Der österr. Oberste Gerichtshof hat daher auch in der 
Entsch. v. 18. Juni 1907 (G1UNF. 3811) seinen früheren 
Standpunkt aufgegeben, indem er u. a. betonte, daß eS 
sich bei Ehehindernissen um die Einschränkung der 
persönlichen Fähigkeit zur Eheschließung handele. Diese 
sei aber gemäß § 34 ABGB. nach dem Heimatrecht des 
Eheschließenden, also nach ungarischem Recht, zu be­
urteilen. Man dürfe auch nicht so weit gehen, etwa 
§§ 62, 111 ABGB. als allgemein zwingendes Verbots­
gesetz anzusehen, dem dann also im Wege der Vorbe­
haltsklausel zur Geltung zu verhelfen sei; denn das 
würde dazu führen, daß alle im Ausland geschlossenen 
Ehen von Ausländern durch die österr. Gerichte darauf­
hin geprüft werden könnten, ob ihnen die Ehehinder­
nisse des ABGB. entgegenständen. „Daraus würde sic 
eine mit allen Grundsätzen des internationalen Rech1 
im Widerspruch stehende Weltjudikatur der österr. tö ­
richte ergeben.“  Ob der Eheschließende nur die Staats 
angehörigkeit gewechselt habe, um seine nach öst«1■ 
Gesetzen unlösbare Ehe aufzulösen, sei gleichgültig- y  J 
mals wurde übrigens bereits darauf hingewiesen, a 
infolgedessen das Gebundensein des österreichisch Sh 
bliebenen Ehegatten an die Ehe trotz ihrer auch « 
Österreich für den anderen (ungarischen) Ehegatten wir« 
samen Auflösung durch das ungarische Gericht n'cn 
ausgeschlossen sei (Entsch. v. 17. Dez. 1907, GIB1?! 
4024). Diese Ansicht, die sich mit der des RG. deck > 
ist lange Zeit die der österr. Gerichte geblieben! . 
dann OG. Wien (Entsch. v. 11. Mai 1932, SZ. 357 f f - )1® 
Anschluß an W a l k e r  (vgl. JPR., 5. Auf!., S-6350 
seinen Standpunkt folgendermaßen erweiterte: Die u 
sei ein zweiseitiges Rechtsverhältnis, das nicht für “ . 
einen Ehegatten aufhören, für den anderen aber f 
bestehen könne. M it Rücksicht hierauf sei zu sage i 
daß die im Auslande ausgesprochene Auflösung der 
wenn sie für den einen Ehegatten, der Ausjänder 
den sei, anzuerkennen sei, auch für den anderen wi 
sam würde. -

Das RG. is t  dem  n i c h t  g e f o l g t .  M it Recht, & 
auch das Ergebnis der einseitig bestehen bleibenden 
zunächst merkwürdig anmuten. Auch das RG. ¡na n- 
h i e r  das JPR.  des A B G B.  z u g r u n d e  1 e2 
denn es handelte sich um eine Ehe, die diesem ReL1nis 
unterstand. Der Gesichtspunkt, daß das Ehehmmu 
des Katholizismus auch für das Gebiet des fri}P he. 
Österreich nicht mehr besteht und in der früheren * ^  
choslowakei, wo der verstorbene erste Ehegatte der , 
bis zu seinem Tode wohnte, schon durch das tsch ^  
slowakische EhereformG. v. 1919 gefallen war, u m . 
außer Betracht bleiben, da es hier, wie das RG- .er 
hervorhebt, nur auf die Rechtslage im Zeitpunkt 
Ehetrennung und des Abschlusses der zweiten tn  
kommen kann, also auf das Jahr 1912; die damai  & 
R e c h t s l a g e  g e s t a l t e t e  d i e  Be z i e h u n g e n  
P a r t e i e n  e n d g ü l t i g ,  ohne daß spätere Oese 
anderungen darauf einwirken konnten. Die Erwagu“ bls0 
die das RG. aus dem neuen EheG, anstellt, sinil nnse- 
vielleicht unter diesem Gesichtspunkt nicht ganz k 
quent. Das RG. verneint zunächst die Anerkennung ^  
ungarischen Urteils insofern, als es die Lösung oer ^  
auf Seiten der früher österr. Kl. ausspricht. Es hat ,^n. 
unter Berufung auf § 81 Ziff.3 östExekutionsO. tu“  atlS. 
nen, aus dem die österr. Rspr. den Anspruch auf dI.nneri- 
schließliche Gerichtsbarkeit hinsichtlich des Ber „ eiiö- 
stands, also auch der Ehesachen österr. Staatsans 
riger folgerte (vgl. die Nachw. W a l k e r s  bei -  g5, 
Anm. V A zu §§ 33-37 ABGB. Note 168; auch K ^ j^ e  
135); demgemäß war das auch früher die gebraui a
Begründung für die Ablehnung der Trennungswiru ‘ 
auf den österr. Ehegatten (vgl. z. B. W a l k e r , , Jp ez,
5. Aufl., S. 635 und die obengenannte Entsch- v- J v eflt, 
1907). Das RG. hat sich dieses Grundes nicht d 
vielleicht, um nicht hier schon zu der umstrittene zll 
legung des § 81 Ziff. 3 ExekutionsO. Stellung nenn
müssen (vgl. dazu Sa t t e r  in „Rechtsverlolgung J '11 bej 
nationalen Verkehr“ , Bd. IV: Eherecht S. 213ff-)> nCjefl 
mag vielleicht die Abweichung dieser weitgen yn1a' 
Auslegung von § 606 ZPO. mitgesprochen haben, ^ er
rloo l-moli Olli 711 (Yoli nn nnin \IT1 f" n .«,1’das RG., worauf noch einzugehen lsein wird, e’l eübung, 
einstimmung der österr. und altreichlichen RQ + AMich 
soweit möglich, herbeizuführen bestrebt ist. Tatsa
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Ziff61̂  ra*r auc^ diese weitgehende Auslegung des § 81 
in rf  ̂ ExekutionsO. nicht gerechtfertigt zu sein, sondern 
hah m ®e?treben der österr. Gerichte ihren Grund zu 
h u n ’ d’e *m Näheren Österreich konfessionell stark ge- 
aurh 6nen Ehevorschriften für Österreicher auf jeden Fall 
5 ."  gegenüber nicht so strengen Eheschließungs- und 
Dneidungsvorschriften anderer Staaten sicherzustellen, 
st-n-fx ' beruft sich vielmehr auf die zwingende Vor- 
besf' des früheren § 111 ABGB. Der Staat müsse daher 
S t * » * « ,  ob und unter welchen Umständen das seine 
gfjg^Hgehörige bindende Eheband zu lösen ist und die 
t u c h e n  Interessen eine Entbindung von den Pflich- 

äus der Ehe gestatten. Es handelt sich also um eine 
j S  W i r k u n g  de r  V o r b e h a l t s k l a u s e l ,  freilich 
ge “ er Beschränkung, daß sie hier nur die Auswirkun- 
schl I on. der österr. Einrichtung abhält, nicht aber 
RechfC u *n dem unter der Herrschaft ausländischen 

hergestellten Rechtsverhältnis die Anerkennung ver- 
Bei ' Praktisch w irkt sich das hier als ein Schutz der 
So 3nRf der dem österr. Recht unterstehenden Kl. aus. 
vvipj  1 es jedenfalls das RG. auch aufgefaßt wissen, 

üer Hinweis auf Art. 17 Abs. 3 EGBGB. zeigt, 
ge,llch die w e i t e r e  F r a g e ,  ob e t w a  d i e  E i n -  
ren S e i n e r  z w e i t e n  Ehe d u r c h  den ande -  
Ej- Y h e g a t t e n  a l s  s o l c h e  s c hon  d i e  ers t e  
^ .  h i n f ä l l i g  m a c h t ,  v e r n e i n t  das RG. Mit 
ebent; dcn.n ^säch lich  kann aus dem österr. Recht — 
Eher°Wen'? -w‘e aus denl des Altreichs und jetzt dem 
Sie ir *o~ ?ine derartige Folge nicht abgeleitet werden. 
Recht e d'e e’£ene Einrichtung vorbehaltlos der anderen 
SfaJ sau«assung des Auslands unterwerfen, den eigenen 
Ehe sangehörigen aber auch ganz dem Willen des anderen 
Schiit • urder Verzicht auf die jedem Recht eigenen 
Desi^.yfrhungen für eigene Staatsangehörige ausliefern. 
des /!., ' st auch die Ansicht der obengenannten Entsch. 
gewi Wien v. 11. Mai 1032 abzulehnen, bei der ein 
n„n ss.e8 Bestreben, den katholischen österr. Ehegatten 
friih nicht mehr am Ehebande bis zu seinem oder des 
hatter6n Ehegatten Tode festzuhalten — inzwischen 
stei, das Ehehindernis des Katholizismus und des be- 
eine "öen Ehebandes durch die Dispensehen ohnehin 
Eher- btoß erhalten —, mitgespielt haben dürfte. Das 
die s i5 • jetzt einem derartigen Ehegatten ohne weiteres 
Be ^ U n m ö g l ic h k e i t  unter Wahrung seiner Rechte. 
Auff-i * se‘> daß auch, im Altreich unter einer anderen 
v0n ?SUng als der heutigen über die Verbindlichkeit 
vcrtrP+aad'cüen Einrichtungen und Gesetzen die Ansicht 
Jty Jfru worden ist, die neue Ehe löse die alte (KG.: 
hat' ali ’ 2146, deren Tatbestand entsprechend lag). Sie 
den v,, >r bereits damals wegen der Auswirkungen auf 
jeden ^gebliebenen Ehegatten, der dann ohne weiteres 
gefwj'Uerhalt- und Erbanspruch verlöre, keinen Anklang 
§ l34fien;  Ebenso wurde eine ausdehnende Auslegung des 
erstcn p,bs' 2. (jetzt § 43 Abs. 2 EheG.: Auflösung der

^ e r k lä r
>üc].aSt vertritt dann weiterhin die Auffassung, daß 
riellennpC.. dem JPR- des ABGB. die Frage der rnate- 
SesChiFJüÜigkeit einer von einem Ausländer im Ausland 
t>Hnkt ,®eneY Ehe nach seinem Heimatrecht im Zelt- 
hcht;„c!er Eingehung der Ehe zu beurteilen ist. Folge- 
gültijf • Pmnat es zu dem Ergebnis, daß die zweite Ehe 
deitlenlSt; dcnn vom Standpunkt des danach anzuwen- 
"jehr. p,Hngarischen Rechts bestand die erste Ehe nicht 
ir^chgebr6i . ^ ldlassunS öes österr. Rechts, das für die zu- 
i rnnit -benen österr. Kl. zur gegenteiligen Lösung 

’ 18t für die Beantwortung dieser Frage bedeutungs­
volle ¿cT knüpft also das RG. an die oben wiedergege- 
H s  in' J . ®  gewandelte Rspr. des Obersten Gerichts- 
shtzen , Wien an, die sich im Einklang mit den Grund- 

1, ‘ des JPR. befindet.
'Vähnt '6 Eeurteilung des Sachverhalts hatte, wie er- 
5 s° a’inilacb österreichischem Recht zu erfolgen, mithin 
Privat  unter A n w e n d u n g  der  i n t e r n a t i o n a l -  
yiese c b 11 i c h e n V o r s c h r i f t e n  des ABGB.

^ t e n  P i , U V  ö ™  n u u ^ u ..6  -
°iipso i .  durch Eingehung einer zweiten Ehe nach 
D .'« « ra n g ) mit Recht abgelehnt.

a6s ECiHr' ^3—37, 300) sind noch spärlicher als die
V reh (v insbesondere fehlen dort auch die beson- 

°- ls*onsnormen für das Familienrecht, die das 
S anüiß-k •!? verhältnismäßiger Reichhaltigkeit und Voll- 

fc>Keit aufweist. Die Grundsätze des Rechts des

Altreichs und der Ostmark decken sich auf diesem Ge­
biet auch nicht Insbesondere hat noch keine Ver­
einheitlichung der besonders für das Eherecht in Be­
tracht kommenden Kollisionsnormen staitgefunden, so 
daß also an sich die Möglichkeit besteht, daß die Ent­
scheidung nach dem österr. Recht insofern trotz son­
stiger Vereinheitlichung des EheG, eine andere ist als 
die nach dem Recht des Altreichs. Das RG. is t  o f f e n ­
s i c h t l i c h  b e m ü h t ,  auch i n s o f e r n  e i n e r  V e r ­
e i n h e i t l i c h u n g  v o r z u a r b e i t e n  und möglichst 
auch jetzt schon ein Auseinanderfallen der Lösungen zu 
vermeiden. Die vorl. Entsch., die sich übrigens jeder 
direkten Anführung einer Vorschrift des ABGB. enthält, 
liefert hierzu folgenden Beitrag:

a) Das RG. l e h n t  d i e  H e r a n z i e h u n g  der  „ g e ­
m i s c h t e n  S t a t u t e n “ , d. h. der Rechtsnormen des 
Ortes, an dem die Handlung vorgenommen wird, also 
§ 37 ABGB. für die Beurteilung der materiellen W irk­
samkeit oder Unwirksamkeit der Eingehung einer Ehe 
s c h l e c h t h i n  ab. Damit wendet es sich insofern end­
gültig von der früheren Praxis des österr. Obersten Ge­
richtshofes ab (vgl. die oben genannten Entsch.).

b) Vielmehr läßt es auch insoweit a l l e i n  das S t a ­
t u t  de r  E h e g a t t e n  i m Z e i t p u n k t  de r  E i n g e ­
h u n g  d e r Ehe m a ß g e b e n d  sein (unter 3), und 
zwar ist die Wirksamkeit der Ehe, mithin auch die 
Frage, welche Ehehindernisse (Eheverbote) ihr etwa ent­
gegenstehen nach dem Personalstatut jedes Ehegatten

die also unter Umständen verschiedene sein können 
— zu beurteilen; hier kommt das Personalstatut des 
Mannes in Betracht (in diesem Sinne ist auch der sonst 
leicht mißverständliche Satz unter 2 a der Entsch. „maß­
gebend ist vielmehr grundsätzlich das Perspnalstatut 
des Mannes“  zu verstehen). Dieser Satz g ilt für ln- wie 
Ausländer. Für den Inländer hat das die österr. Rspr. 
aus §4 ABGB. gefolgert (vgl. W a l k e r :  JPR. S.620f. 
und z. B. Entsch. v. 19. Dez. 1905, G1UNF 3250). Für den 
Ausländer kann das aus § 34 ABGB. abgeleitet werden 
(so auch die oben genannte Entsch. v. 18. Juni 1907); 
denn die Ehehindernisse bedeuten eine Einschränkung 
der persönlichen Fähigkeit zur Eheschließung.

Dieselben Rechtssätze ergeben sich aus Art. 13 Abs. 1 
EGBGB. und dem hieraus abgeleiteten allgemeinen 
Grundsatz, daß die Eingehung der Ehe, mithin auch die 
dieser entgegenstehenden Eheverbote bei jedem Ver­
lobten nach seinem Heimatrecht zu beurteilen ist (RGZ. 
132, 418). v

c) Ein s p ä t e r e r  S t a a t s a n g e h ö r i g k e i t s w e c h -  
s e 1 (hier also, daß der verstorbene Ehegatte der Kl. 
möglicherweise die ungarische Staatsangehörigkeit wieder 
verloren hat) ändert daran nichts (zu 3). Ebenso die 
Ansicht des EGBGB. (vgl. S t a u d i n g e r - R a a p e  S.232; 
P a l an d t ,  Anm. 1 zu Art. 13 EGBGB.).

d) Ob der Staatsangehörigkeitswechsel zu dem Zwecke 
erfolgt, um eine sonst nicht statthafte Scheidung und 
Wiederverheiratung zu ermöglichen, bleibt außer Be­
tracht; denn ausschlaggebend ist für die Gültigkeit der 
zweiten Ehe der_ zu b genannte Grundsatz. Nach dem 
Rechte des Altreichs wäre nicht anders zu entscheiden.

e) Eine derartige Scheidung im Ausland hat aber für 
den Ehegatten, der Inländer geblieben ist, jedenfalls 
dann keine Wirkung (wird nicht anerkannt), wenn von 
zwingenden Verbotsnormen zu seinem Nachteil abge­
wichen ist. Einen ähnlichen Gedanken enthält S 328 
Abs. 1 Ziff. 3 PZO.

KGR. Dr. L a u t e r b a c h ,  Berlin.
*

20. RG. — § 1041 ABGB. Der Tatbestand des § 1041 
ABGB. setzt nicht voraus, daß der Mittelsmann bei der 
Eingehung der Verbindlichkeit zum Ausdruck bringt, daß 
er im Interesse des Begünstigten handelt. Es genügt, daß 
er diese Absicht hat und demnächst verwirklicht.

Die Bekl. und ihr Ehemann Josef K. haben sich in 
den Jahren 1928/1929 in K. gemeinsam ein Einfamilienr 
haus erbaut. Die Bestellungen der Materialien und der 
Bauarbeiten hat zum größten Teil der Ehemann vorge- 
nommen. Dieser hat sich auch zur Bezahlung von dem 
Spar- und Vorschußkassenverein in K. zweimal je 
15 000 K. geliehen und darüber die Schuldscheine vom
12. Mai 1929 und 14. Dez. 1930 ausgestellt. Für diese
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Schulden des Josef K. hat der KI. die Haftung als Bürge 
und Zahler übernommen. Da Josef K. nicht zahlte, hat 
der Kl. im Jahre 1935 an den Spar- und Vorschußkassen­
verein zahlen müssen. Josef K. hat die aufgenommenen 
Gelder für den Hausbau verwandt, am 17. Okt. 1933 ist 
das Eigentumsrecht an dem Baugrundstück auf Grund 
einer Zuteilungsurkunde v. 16. Okt. 1933 für Josef K. 
und seine Ehefrau, die Bekl., je zur Hälfte ins Grund­
buch einverleibt worden.

M it der Klage verlangt der Kl. von der Bekl. die 
Zahlung von 16625 K. und stützt seinen Antrag auf 
§ 1041 ABGB. Beide Vorinstanzen haben der Klage in 
Höhe von 15 000 K. stattgegeben. Die auf § 503 Nr. 2—4 
ZPO. gestützte Rev. der Bekl. ist nicht begründet.

Nach den Feststellungen der Untergerichte hat Josef 
K. die Gelder beim Spar- und Vorschußkassenverein für 
den von ihm und seiner Ehefrau, der Bekl., gemeinsam 
geplanten Hausbau aufgenommen, allerdings ohne zum 
Ausdruck zu bringen, daß er zugleich im Interesse seiner 
Ehefrau handle. Er hat dann die aufgenommenen Gelder 
zur Bezahlung von Bauschulden verwandt, die er auch 
wieder im gemeinsamen Interesse eingegangen war. Das 
Hausgrundstück ist dann auch, wie beabsichtigt, in das 
Eigentum beider Eheleute je zur Hälfte übergegangen. 
Unter diesen Umständen haben die Untergerichte mit 
Recht den Tatbestand des § 1041 ABGB. für eine an­
teilige Haftung der Bekl. gegenüber dem Spar- und 
Vorschußkassenverein für gegeben erachtet, der Kl. aber 
ist durch die erfolgte Zahlung an den Verein - nach 
§ 1358 ABGB. in dessen Rechte eingetreten.

Ohne Bedeutung ist hierbei, ob die Bekl. selbst noch 
Aufwendungen für den Hausbau gemacht hat, es kommt 
nur darauf an, ob die Verwendung der Gelder des Ver­
eins für den Bau und damit in ihrem Interesse er­
folgt ist.

Der Tatbestand des § 1041 ABGB. setzt, anders als 
die gemeinrechtliche actio de in rem verso utilis (ygl. 
RGZ. 43, 161) nicht voraus, daß der Mittelsmann bei der 
Eingehung der Verbindlichkeit zum Ausdruck bringt, 
daß er (auch) im Interesse des Begünstigten handle, es 
genügt, daß er diese Absicht hat und demnächst ver­
wirklicht. Beides aber haben die Untergerichte bei dem 
Handeln des Josef K. festgestellt.

(RG., VIII. ZivSen., U. v. 11. Jan. 1941, V III 370/39.)
[N.]

*

21. RG. — §§ 36, 39, 276 ZPO.; §§ 29, 47 ÖstJN. An 
Gerichte außerhalb des Geltungsbereiches der ZPO. kann 
eine Verweisung nach § 276 ZPO. nicht stattfinden. Das 
RG. kann, obwohl es das gemeinsame obere Gericht ist, 
nicht durch eine Streitentscheidung nach § 47 ÖstJN. das 
zuständige von zwei Gerichten, die verschiedenen Prozeß­
gebieten angehören, bezeichnen.

Der Antrag des AG. Königsberg i. Pr. auf Bestimmung 
des zuständigen Gerichts, und zwar des deutschen AG. 
in Pilsen, w ird a b g e l e h n t .

Zunächst ist zu bemerken, daß gemäß Art. 1 Abs. 1 u. 
Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 der SchutzVO. v. l.Sept. 1939 (RG­
Bl. I, 1656) das Verfahren m it  d e r K l a g e z u s t e l ­
l u n g  in Königsberg u n t e r b r o c h e n  ist, weil der be­
klagte Wehrmachtsangehörige nicht durch einen Prozeß­
bevollmächtigten vertreten ist, noch einen anderen zur 
Wahrnehmung seiner Rechte berufenen Vertreter hat. 
Das Verfahren konnte und kann also bis zur Bestellung 
eines Prozeßvertreters nach A rt., 2 nicht fortgesetzt 
werden.

In zweiter Linie ist zu sagen:
Ein Fall des §36 ZPO. liegt nicht vor, insbesondere 

nicht der Fall der Nr. 5, daß sich in einem Rechtsstreit 
verschiedene Gerichte rechtskräftig für unzuständig er­
klärt haben. Dazu fehlt es an einem r e c h t s k r ä f t i g e n  
Beschluß schon auf seiten des antragenden Gerichts. 
Denn der Beschluß, den es am 14. Okt. und wieder am
11. Nov. 1940 nach Ergehen eines Versäumnisurteils im 
Einspruchsverfahren erlassen hat, im ersten Zeitpunkt 
auf Verweisung an das deutsche Gericht in Pilsen „auf 
übereinstimmenden Antrag der Parteien“ , ohne daß da­
bei die Unzuständigkeit des Gerichts erklärt worden 
wäre, im zweiten Zeitpunkt unter Erklärung der Unzu-

[Deutsches Recht, Wochenausgäb^

ständigkeit „auf Grund der übereinstimmenden Erk 
rungen der Parteien“ , entspricht nicht dem § 276 Z* ’’ 
weil er nicht auf Grund mündlicher Verhandlung, ■> . 
dern im schriftlichen Verfahren erlassen ist. Er kon 
daher nicht in Rechtskraft übergehen. Selbst wenn 
das schriftliche Verfahren mit gleicher Wirkung der, 
viel zu ersehen, den Parteien nicht zugestellten 
Schlüsse auf Grund des § 10 der VO. über AVanna*1 
auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung und der Ke 
pflege v. l.Sept. 1939 (RGBl. I, 1658) hätte statttmu
können oder der Beschluß auf Unzuständigkeitse ^ 
rung und Verweisung auf Grund müdlicher Verhana

' ---------------  -----------------—  worden ware>
Gebiete denach § 276 ZPO. unanfechtbar erlassen worden . 

wäre eine solche Verweisung an ein im Gebie. 
Protektorats bestehendes Gericht, auch ein deu iArt167unstatthaft und unverbindlich gewesen (R G Z . 159, ^
[1711 =  DR. 1939, 24618; RGZ. 159, 319 =  I| 0 B 
45421 * 23 und Beschluß dieses Senats v. 6. N o v. 1940, 
119/40, betr. Verweisung von einem altdeutschen ¡jj 
sudentendeutsches Gericht). Denn im Protektoi s°n. 
auch für die deutschen Gerichte nicht die RZ1 u A enso 
dem für die Zuständigkeits- und VerfahrensO. ^¡ge 
wie im sudetendeutschen Gebiet die vordem S £̂fr. 
Jurisdiktionsnorm und ZPO. v. l.Aug. 1895 l  , j„ 
RGBl. Nr. 111 u. 113), wie vom deutschen Ge' jgft 
Pilsen der Verweisung entgegengehalten. Es j eres 
sich auch bei diesen deutschen Gerichten um ein . j,eS 
Prozeßrechtsgebiet des großdeutschen Gesam un(j 
(RGZ. 161, 18 =  DR. 1939, 1910»; RGZ. l62\ \  o’zpO-
an Gerichte außerhalb des Geltungsgebietes der aus 
kann eine Verweisung nach § 276 nicht statttut .¿¿¡gt, 
guten Gründen, wie gerade der vorliegende »a 
weil die Fortsetzung des Verfahrens im andere . ejten 
mit anderen Vorschriften die größten Schwie' =|irens- 
ergeben kann. Jedes Gericht hat nach seinen ve /.ejnem 
Vorschriften vorzugehen und kann nicht uacj für 
Ermessen Vorschriften aus einer anderen °auch nicllt 
seine Maßnahmen heranziehen. Deshalb ist es d cinsame 
angängig, daß das RG., wiewohl es das ge' ^  Aö- 
obere Gericht für die hier sich gegenü b" s,- Ä ' £
ist, im Verhältnis dieser beiden Gerichte Vu-— , 
Prozeßrechtsgebietes nach § 47 JN. verfährt Qerjclits 
Streitentsch. durch Bestimmung des zuständigen oZeß-

daß
trifft, wie es zwischen Gerichten desselben jg95 
rechtsgebiets nach Maßgabe der Gesetze v. 1- ue< daß 
möglich wäre, einfach auf Grund der Tats fatiden
unter den Gerichten ein Zuständigkeitsstreit e per 
ist. Ein derartiges Verfahren kennt die RZPG- , ßZPU- 
Fall, daß das RG. nach beiden Gesetzen, 8 vor- 
und §47 JN., zur Entsch. berufen ist, liegt hier‘‘ d e r e n 

Jedenfalls wäre aber die Bestimmung e‘nefk nn dies?! 
Gerichts, als des antragenden, abzulehnen.
Gericht is t  gar n i c h t  u n z u s t ä n d i g .  Die £.tande|1S 
Abs. 1 RZPO. mit der Erhebung der Klag«< e“}f)  2, da» 
Rechtshängigkeit bewirkte nach § 263 Abs. 2 g’tand°.r 
die die Zuständigkeit begründenden Umstand .
Königsberg nach § 9 BGB., § 13 RZPO., -- h|ie u»-

‘ ‘ ..........................  konnten, u vViirae
______ ichts berühr t ”

(== § 29 JN.). Auch der übereinstimmende JV£it
"loriinrr i iKai* HlP ZUSltlflvl &

der Standort des Bekl. sich ändern konnten, -- vVli 
dadurch die Zuständigkeit des Gerichts b frl^ nfrag

also Sfrj aß 
irde 
der 
von

Parteien, als Vereinbarung über die Zuständig^ njChts 
Pilsen nach §39 RZPO. aufgefaßt, konnte ÜJ^ ei t erg 
ändern; die Vereinbarung konnte nur eine f - r nie» _ 
Zuständigkeit begründen. Wäre sie aber, v atis 
vorliegt, als n a c h t r ä g l i c h e  Vereinbarung ware 5 
s c h l i e ß l i c h e n  Zuständigkeit aufzufassen, - y erfahre| 
dem beim zuständigen Gericht anhängigen ^  Ab-j- 
gegenüber unwirksam ( J o n a s - P o  h l e 1 ? k„ ahi»e 
am Schluß). Sie könnte so nur durch Zuruc £li (J 
alten und Erhebung einer neuen Klage am 
durchgesetzt werden. _R 123A»W

(RG., II. ZivSen., Beschl. v. 27. Nov. 1940, II UD [M.j

22. RG. — § 2 östKrafthaftG. Ver-k u  8 ‘  usm ram itm u. y
i. Wird der erste Haftbefreiungsgrund des 

:hulden eines Dritten, bewiesen, so muß “ er “ h£etV'eS 
jfreiungsgrund (höhere Gewalt) nicht auch na 
erden.
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2. Wird als Ursache des Unfalles ein Verschulden des 
Dritten nachgewiesen, das zur Erklärung der Verursa­
chung ausreicht, so muß nicht noch der Nachweis erbracht 
Werden, daß auch jede Möglichkeit eines mitverursachen­
den Verhaltens des bekl. Autolenkers ausgeschlossen ist. 
Eine Haftung kann daher nicht angenommen werden, wenn 
die Frage, ob der Bekl. eine Mitursache gesetzt hat, offen­
gelassen wird.

Das von V. gelenkte Motorrad ist am 18. Aug. 1934 
| egen 11 Uhr vormittags durch die Sokolstraße in Wal. 
Meseritsch gegen die Straßenbiegung gefahren, die recht­
winklig um das Gebäude der Bezirksbehörde weiterführt, 
'■'or dem Motorrad wurden Pferde scheu. Der Motor­
radfahrer lenkte von seiner linken Straßenseite, die er 
damals einzuhalten hatte, auf seine rechte Straßenseite 
Und fuhr an den Pferden vorbei. Als er dies tat, 
vv’ar er nach der Feststellung des BG. ungefähr 26 m 
von der Straßenbiegung entfernt. Er fuhr auf seiner 
[echten Straßenseite weiter. Aus der entgegengesetzten 
Wichtung kam um die Straßenbiegung der Kraftwagen 
des Bekl.; er hatte eine Geschwindigkeit von 20 km/st 
und gab mehrere Hupensignale, bevor er die Biegung 
nahm. Als der Bekl. um die Biegung fuhr, sah er 8 m 
vor sich den Motorradfahrer; er bremste, das Motorrad 
Richte seine linke Straßenseite zu gewinnen, streifte aber 
oeim Voriiberfahren den Kraftwagen. Hierbei wurde der 
?,n Soziussitz sitzende Kl. am Bein verletzt. Offenbar 
■st der Ki. unentgeltlich vom Motorradfahrer befördert 
Worden, ln diesem Fall haftet ihm der Motorradfahrer 
n,cht nach dem KrafthaftG., sondern nach den Bestim­
mungen des ABGB. Der Motorradfahrer ist kein abstrakt 
haftpflichtiger. Da der Unfall des KI. nicht durch den 
Zusammenstoß zweier haftpflichtiger Fahrzeuge herbei- 
S'eführt wurde, so findet § 3 Abs. 4 KraftfG. nicht An­
wendung. Der Bekl. haftet ihm zwar nach § 1 KraftfG., 
wann sich aber darauf berufen, daß den Motorradfahrer 
das Verschulden an dem Unfall tr ifft; vgl. Jud. 46 (SZ 

184) u. Entsch. SZ XVI 182.
Der Bekl. hat auch die Einwendung erhoben, daß den 

Motorradfahrer V. das Alleinverschulden trifft. V. ist 
om Strafgericht wegen Übertretung gegen die Sicher­

e t  des Lebens nach § 335 StG. verurteilt worden, weil 
f r durch zu große Geschwindigkeit, unrichtiges Vor- 
ahren und zu langes Verweilen auf seiner unrichtigen 
traßenseite den Zusammenstoß verursachte. 

r  Der KI. hat behauptet, daß der Bekl. infolge zu großer 
eschwindigkeit in der Kurve auf seine rechte Straßen- 

¡v l hinausgetragen worden sei und deshalb, weil er 
■ent auf seiner linken Seite gefahren ist, mit dem 

, , otorrad des V., der nach dem Passieren der T ferde 
j l^der auf seine linke, auf des Bekl. rechte Straßenseite 

m, zusammengestoßen sei.
„ Das BG.läßt die Frage offen, ob der Bekl. seine linke 
n,^u?enseite eingehalten hat, es erklärt, daß der Bekl. 
]■ , t verläßlich beweisen konnte, daß er aut seiner 
nken Straßenseite gefahren sei. Nach Ansicht des BG. 

^ t  der Bekl. daher nicht den Beweis erbracht, daß der 
„'^unimenstoß durch das Alleinverschulden V.s ver­

pacht wurde, es liege daher kein Haftbefreiungsgrund 
weshalb V. und der Bekl. dem Kl. solidarisch haften. 

-7 u as BG. nahm ferner zwar als erwiesen an, daß „der 
sammenstoß der Fahrzeuge gleich hinter der reent- 
" k!igen Kurve“  erfolgte, daß der Bekl. bloß eine Ge- 

i.^Wjudigkeit von 20 km hatte, auf 5 Schritte anhalten 
„Flinte und daß bei dem Anhalten des Wagens eine 
(l.vujsspur von 1 m entstand, es fand aber ein Verschulden 
fe “ okl. gegeben, weil er das Motorrad aut 8 m tn t- 
anmu,nS gesehen und trotzdem sein Fahrzeug nicht so 

Sehalten hat, daß ein Zusammenstoß vermieden wurde, 
v er erste Haftbefreiungsgrund des § 2 KraftfG hegt 
pr ’..Wenn der Unfall von einem Dritten verschuldet wird. 
h J 'h t das Beweisverfahren, daß nicht bloß das Ver- 
Kr_l|.n eines Dritten, sondern auch das Verhalten des 
ni<4,* a£enlenkers den Schaden verursacht hat, so hegt 
Haf+i Alleinverschulden des Dritten und daher keine 

tbefreiung vor. Dabei ist es wegen der Haftung des 
Sriif5l1*enhers bis zu höherer Gewalt (3. Haftbefreiungs- 
VeHd) gleichgültig, ob sein eine Mitursache bildendes 
od p h e n  ihm als Verschulden zugerechnet werden kann

H nicht.
0raussetzung für seine Haftung ist aber, daß er den

Unfall mitverursacht hat. Das BG. scheint der Ansicht 
zu sein, daß eine solche Mitverursachung nicht bewiesen 
sein muß, um die Haftbefreiung auszuschließen, daß es 
vielmehr genügt, wenn die M ö g l i c h k e i t  eines solchen 
mitverursachenden Verhaltens bestehen bleibt. Das BG. 
sieht eine Haftbefreiung erst dann als gegeben an, wenn 
der beklagte Lenker d ie  U n m ö g l i c h k e i t  eines m it­
verursachenden Verhaltens erweist. Damit legt das BG. 
dem Bekl. eine Beweispflicht auf, die er praktisch über­
haupt nie erfüllen kann. Denn die Möglichkeit eines 
konkurrierenden Verhaltens des Lenkers oder einer kon­
kurrierenden Beschaffenheit des Wagens wird mit Sicher­
heit — „verläßlich“  — kaum jemals ausgeschlossen wer­
den können. Diese Auffassung würde die gesetzliche Be­
stimmung über die Haftbefreiung wertlos machen; sie 
entspricht nicht dem modernen Kraftwagenverkehr.

Die Haftung des Bekl. kann daher nicht darauf ge­
stützt werden, daß er den Beweis nicht verläßlich er­
bracht hat, daß die Möglichkeit seines mitverursachen­
den Verhaltens ausgeschlossen ist. Auch wenn § 2 
KraftfG. in dem Sinne des BG. auszulegen wäre, hätte 
das BG. alle angebotenen Beweise durchführen müssen, 
um Klarheit zu gewinnen.

Das BG. hat sich begnügt, darauf zu verweisen, daß 
das Verschulden des Motorradfahrers V. durch den Straf­
akt festgestellt sei. Es hat aber nicht ausdrücklich an­
gegeben, worin dieses Verschulden bestand, welche Fahr­
weise V.s durch den Strafakt bindend festgestellt ist.

Das BG. war der Meinung, daß der Bekl. sein Fahr­
zeug nicht rechtzeitig angehalten hat. Auch diese Fest­
stellung beruht auf mangelhaftem Verfahren. Denn das 
BG. berücksichtigt nicht, daß sich ja auch das Motorrad 
in Bewegung befand, es stellt nicht einmal dessen Ge­
schwindigkeit fest, die Entfernung von 8 m, die zwischen 
den beiden Fahrzeugen bestand, als der Bekl. um die 
Straßenecke bog, ist bis zum Zusammenstoß nicht von 
ihm allein, sondern auch vom Motorrad, das anscheinend 
eine größere Geschwindigkeit als 20 km/st hatte, zurück­
gelegt worden. Es wird daher mit Hilfe der Sachverstän­
digen die Frage zu beantworten sein, welchen Weg das 
Auto des Bekl., welchen Weg das Motorrad vom Augen­
blick des Ansichtigwerdens bis zum Zusammenstoß 
zurückgelegt hat. M it Hilfe der Sachverständigen wird 
auf Grund der „bewiesenen Bremsspur von 1 m“  auch 
die Frage zu beantworten sein, ob Bekl. sofort nach 
einer etwa zuzubilligenden Schrecksekunde die Bremse 
anzog. Erst dann kann man sich mit der rechtlichen 
Frage befassen, ob die Fahrweise des Bekl. mangelhaft 
war und infolge des Mangels eine Mitursache des Zu­
sammenstoßes gewesen ist.

(RG., V III. ZivSen., Beschl. v. 29. Jan. 1941, V III 101/40.)
[He.]

*

2 3 . RG. — Tschechisches Versicherungsvertragsrecht. 
Wenn die Versicherungsbedingungen für eine Feuerver­
sicherung vorschreiben, daß die Versicherungssumme, 
wenn die Erhebungen zur Feststellung der Bezugsberech­
tigung ohne Verschulden der Versicherungsgesellschaft 
nicht innerhalb Monatsfrist beendigt werden können, erst 
am 14. Tage nach Beendigung der Erhebungen fällig sein 
soll, so ist die Fälligkeit noch nicht eingetreten, wenn die 
Versicherungsgesellschaft in dem zunächst eingestellten, 
später wieder aufgenommenen Strafverfahren eine Subsi­
diaranklage erhoben hat, die zwar nicht für die Wieder­
aufnahme des Strafverfahrens hingereicht hat, sich aber 
doch nicht in dem Maße als unbegründet gezeigt hat, daß 
bei der notwendigen Sorgfalt eine solche Subsidiaranklage 
überhaupt nicht hätte erhoben werden sollen.

Das Anwesen des KI. in L. war bei der Bekl. gegen 
Feuerschaden versichert. Am 13. März 1932 brannte das 
Anwesen ab. Die Schadensersatzsumme aus dem Ver­
sicherungsfall wurde nach Abzug der staatlichen Quit­
tungsgebühr auf 66469 K. bestimmt. Die Bekl. erlegte 
beim Bezirksgericht in G. am 17. Aug. 1935 zusammen 
66132 K. Nach den Versicherungsbedingüngen wird die 
Versicherungssumme mit Ablauf eines Monats nach der 
Anzeige des Versicherungsfalles fällig, wenn aber die 
Erhebungen zur Feststellung der Bezugsberechtigung 
ohne Verschulden der Anstalt innerhalb der Monatsfrist 
nicht beendigt werden können, erst am 14. Tage nach



952 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

deren Beendigung. Solange das Anwesen nicht wieder 
aufgebaut wird, gebührt dem Versicherten nur höchstens 
zwei Drittel der festgestellten Entschädigungssumme. Die 
Zahlungen erfolgen bei der Geschäftsstelle der Anstalt 
in E., so daß die Kosten der Übermittlung nach einem 
anderen Orte den Versicherten treffen.

M it der Klage verlangt der Kl. Schadensersatz, weil 
die Bekl. die Entschädigungssumme nicht sofort ausge­
zahlt habe, nachdem er am 19. Juli 1932 von der Anklage 
der Brandstiftung freigesprochen worden sei, sondern 
den Ausgang des Wiederaufnahmeverfahrens abgewartet 
habe, das am 6. Mai 1935 eingestellt worden sei, und so­
gar noch Subsidiaranklage erhoben habe.

Das Erstgericht hat die Klage abgewiesen, weil die 
Bekl. mit Rücksicht auf die gegen den Kl. erhobene Be­
schuldigung der Brandstiftung alle Möglichkeiten, die 
ihr das Gesetz bot, habe ausschöpfen dürfen und des­
halb von einer mutwilligen oder vertragswidrigen Ver­
zögerung der Auszahlung der Entschädigungssumme 
keine Rede sein könne.

Das BG. hat dieses Urteil aufgehoben und die Sache 
zur neuerlichen Verhandlung an das Erstgericht zurück­
verwiesen, das Oberste Gericht in Brünn hat diesen — 
unter Rechtskraftvorbehalt ergangenen — Beschluß aber 
aufgehoben und dem BG. aufgegeben, über die Be­
rufung erneut zu entscheiden. Es hat dabei — für das 
BG. bindend — ausgesprochen, das Wiederaufnahmever­
fahren sei im Sinne der Versicherungsbedingungen als 
notwendige Erhebung anzusehen; auch in der Stellung 
des Subsidiarantrages sei nach Lage der Sache eine ver­
schuldete Verzögerung der Auszahlung nicht zu erblicken, 
„wenn das, was sie in ihren Anträgen angeführt habe, 
zwar nicht für die Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
hingereicht habe, aber doch nicht als unbegründet in 
dem Maße sich gezeigt habe, daß bei der notwendigen 
Sorgfalt ein solcher Antrag nicht hätte überreicht wer­
den sollen“ . Das BG. hat darauf das Urteil des Erst­
gerichts bestätigt.

Die auf § 503 Nr. 2—4 ZPO. gestützte Rev. des Kl. 
ist nicht begründet. An die rechtliche Beurteilung, die 
das'bisherige RevG. als Rekursgericht seinem aufheben­
den Beschlüsse zugrunde gelegt hat, ist auch das jetzt 
zur Entsch. berufene RevG. gebunden. M it Recht hat 
aber das BG. angenommen, daß in dem aufhebenden 
Beschluß des Obersten Gerichts in Brünn bereits aus­
gesprochen ist, die Bekl. habe mit der Auszahlung der 
Entschädigungssumme nicht nur die Beendigung des 
Wiederaufnahmeverfahrens, sondern auch die Entsch. 
über ihren Subsidiarantrag abwarten dürfen und sei erst 
am 9. Aug. 1936 mit der Auszahlung der damals noch 
nicht erlegten Summe in Verzug gekommen. Das Wort 
„wenn“  in der oben wiedergegebenen Begründung des 
Rekursbeschlusses ist offenbar im Sinne von „weil“  ge­
braucht, das Rekursgericht w ill damit aussprechen, daß 
der Subsidiarantrag sich nicht als so unbegründet gezeigt 
habe, daß er bei der notwendigen Sorgfalt nicht hätte 
überreicht werden sollen. Das BG. hat diese — übrigens 
zutreffende —■ Ansicht deshalb mit Recht seiner Entsch. 
zugrunde gelegt.

(RG., VIII. ZivSen., U. v. 18. Jan. 1941, VIII 540/39.)
[N.J

: * 24

2 4 . RG. — § 11 TschechGes. v. 11. Juli 1934 (SdGuV. 
154). Wenn einem Makler ein Vermittlungsauftrag erteilt 
wird, dieser einen geeigneten Veriragsgegner findet und 
der Abschluß des zu vermittelnden Geschäfts nur daran 
scheitert, daß der Auftraggeber selbst nicht imstande ist, 
den beabsichtigten Vertrag zu erfüllen, so kann es dem 
Sinne des Provisionsvertrages entsprechen, daß dem Mak­
ler die Provision gebührt, obwohl sie nach ausdrücklicher 
Verabredung nur bei Durchführung des Vertrages zu zah­
len ist. Es kann hier der in §11 Abs. 12 des Ges. vom 
12. Juli 1934 ausgesprochene Rechtsgedanke zur Anwen­
dung kommen, der § 88 Abs. 2 des deutschen HGB. und 
§ 6 des Österr. HandelsagenienG. v. 24. Juli 1921 ent­
spricht.

Der Kl. begehrt von der bekl. Firma den Betrag von 
32 400 5LÄ, der ihm nach einem Vertrage mit O. und S. 
als Provision gebühre.

Der KI. hat behauptet, daß ihm von O. und S. eine 
Provision von 15 Heller je Mark zugesagt war, wenn 
er einen Abnehmer für 1800000 Sperrmark zum Preise 
von 3,90 K. je Mark bringe, vorausgesetzt, daß es zum 
Abschluß und zur Durchführung dieser Transaktion 
komme. Die Provision würde demnach 32400Ät£ be­
tragen.

Der KI. behauptet weiter, daß die Bekl. Sperrmaik 
suchte und daß durch seine Vermittlung am 10. Dez.
1937 zwischen Richard Sch. als dem Bevollmächtigten 
der bekl. Partei einerseits, und O.-S. andererseits ein 
Vertrag zustande gekommen sei, in dem sich die Bekl- 
verpflichtete, 1800000 Sperrmark zum Preise der3,90K. 
zu übernehmen und binnen 5 Tagen ein Akkreditiv zi 
bestellen. Darauf hätten O.-S. den Besitzer der Sperr- 
mark und die Depotstelle bekanntzugeben, die BeK- 
aber um die zur Durchführung des Geschäfts notwen" 
dige devisenrechtliche Genehmigung anzusuchen.^ Di 
Bekl. hat ihre Verpflichtung, bis zum 15. Dez. 193/ 61 
Akkreditiv zu bestellen, nicht eingehalten.

Der Kl. hat ferner vorgebracht, daß O.-S. von* der ur­
sprünglichen Vereinbarung nachträglich abgegangen sei6“ ' 
Als Grund hierfür wird in der Klage angeführt, daß i  
Durchführung der Transaktion die devisenamtliche u 
nehmigung, zur Erwirkung dieser aber die Kenntnis de 
näheren Daten, nämlich des Inhabers der Sperrmark un 
der Devisenstelle nötig war. Nach der neuerlichen V6 
einbarung v. 3. Febr. 1938 hätten zuerst O.-S. den 
haber der Sperrmark und die Depotstelle nennen soll6/  
Darauf hätte die Bekl. die devisenbehördliche Genehm , 
gung zur Übernahme von 1800 000 erwirken un 
eine Bankgarantie stellen sollen. Aber auch diese v 
einbarung sei, diesmal durch Verschulden von U-- •> 
nicht durchgeführt worden. O. hätte zwar am 7. reu ■
1938 der bekl. Firma mitgeteilt, daß Besitzer der Spe 
mark Vilem J. in Prag und die Depotstelle die Deuts 
Bank und Discontogesellschaft in Berlin sei, es “ “ 
sich aber herausgestcllt, daß bei der genannten
kein Konto für Vilem J. bestehe. , f

Der Kl. stützt nun sein Begehren auf Verurteilung 0 
Bekl. zu 32400 31M auf einen Schadenersatzanspruch 
folge Verschuldens der Bekl. Hätte die Bekl. bis i  
15. Dez. 1937 das Akkreditiv erstellt, so wäre der 
trag auch von O.-S. erfüllt und die Provision ah 
KI. ausgezahlt worden. , n

Das Begehren ist schon nach dem eigenen Vorbring 
des Kl. unbegründet. ^

Den Schadenersatzanspruch begründet der Kl- u®. ’ 
die Bekl. habe durch Nichtbestellung des am JO. D g  
1937 vereinbarten Akkreditivs es verschuldet, daß uv , 
Abkommen auch von O. und S. nicht erfüllt wurde  ̂
der Kl. um die von dem Genannten zu zahlende Provi 
gekommen sei. . rcj,

Diesen Anspruch haben das Erst- und das BG. ° 
den Hinweis darauf verneint, daß die Nichtersten 
des Akkreditivs für die Nichterfüllung durch O.-S. 1 eS 
kausal war. Auch bei Stellung des Akkreditivs war 
zur Durchführung des Geschäftes und zur Begrün 
eines Provisionsanspruchs für den Kl. gegen O.-S- 1 ¡n 
gekommen, weil diese, wie die Folge lehrte, nICI\ lZu- 
der Lage waren, einen Besitzer von Sperrmark 
weisen. Allein es wäre denkbar, daß ein zum Absc aIIi 
des Geschäfts bereiter Besitzer von Sperrmark wo»
15. Dez. 1937 zur Verfügung stand, daß aber spate ^  
folge Änderung der Geldverhältnisse ein solcher .gr 
mehr gefunden wurde. Diesbezüglich fehlt es an J 
Erörterung und Feststellung. ,„.frag

Das BG. hat ferner darauf verwiesen, daß der ve 1 
v. 10. Dez. 1937 (und zwar wie beizufügen ist, ube 
treiben des KI. selbst) nachträglich abgeändert un be. 
Verpflichtung der Bekl., zuerst ein Akkreditiv zu 
stellen, aufgehoben wurde. Allein wenn die Bekl- , en 
ihr Verschulden dem KL einen Schaden zugefügj i y £r, 
sollte, so bliebe sie ersatzpflichtig, auch wenn im [, 
trag mit O.-S. später geändert wurde. Allein der ve n. 
des Kl., eine Schadenersatzpflicht der Bekl. ihm & We­
bber mit einer Verletzung des Vertrags mit °.-S- t n, 
gründen, muß aus einem anderen Grunde nun1"  b . 
Der Vertrag v. 10. Dez. 1937 begründete eine Ver5rags- 
tung der Bekl. nur gegenüber O.-S. Aus einer Verti &
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Verletzung kann nur der Vertragsgenosse, aber kein 
Dritter eine Schadenersatzforderung ableiten. Rechts- 
Widrigkeit ist ein relativer Begriff. Waren O. und S. mit
UCr 11___ U-_ AUnfirlorunrY Aar lironrÜfl tT-
lieh*

1SI ein ICldUVCl ucgim. vvaxwi .....
Nichterfüllung bzw. der Abänderung der Ursprüng­

en Vereinbarung einverstanden, so haben vielleicht 
diese einen Verstoli gegenüber dem KI. als dem von 
d'nen bestellten Makler begangen. Vielleicht hätte Kl.

O.-S. verlangen können, daß sie an dem durch ihn 
l'°er ihren Auftrag vermittelten Vertrage festhalten. Die 
Pekl. war jedoch dem Kl. gegenüber zur Einhaltung des 
Vertrages v. 10. Dez. 1937 nicht verpflichtet.
. Es mag sein, daß der Kl. gegen O.-S. einen Provi- 

!)°nsanspruch besitzt, obwohl die Transaktion nicht zur 
Durchführung gelangt ist. Denn der Kl. hat nach seinem 
Vorbringen i. S. des ihm erteilten Auftrages den von 
.:'S. gesuchten Abnehmer der Sperrmark gefunden, 

Uarnlich die Bekl., und diese hat sich mit den Verträgen 
'■ 10. Dez. 1937 und 3. Febr. 1938 verpflichtet, 1 800000 
^Perrmark zu übernehmen. Das Geschäft kam nur des- 

nicht zur Ausführung, weil cjie Auftraggeber einen 
LUi Abgabe von Sperrmark bereiten Besitzer nicht nam- 
o. i  machen konnten. In solchen Fällen kann es dem 
I nne des Provisionsvertrages, der nach Treu und Olau- 
pen auszulegen ist, entsprechen, daß dem Makler die 
_j'ovision gebührt, obwohl sie nach ausdrücklicher Ver­
abredung nur bei Durchführung des Vertrages zu zahlen 
w  Hier kann der im §11 Abs. 12 des Ges. v. 11. Juli 

(SdGuV. 154) ausgesprochene Rechtsgedanke zur 
^Wendung kommen, daß die Provision verdient ist, 
Wenn der Vermittler den Abschluß des Geschäftes zu- 
tande gebracht hat, der Auftraggeber aber das Geschäft 
'eilt erfüllt, obwohl dazu keine in der Person des an- 
eren Kontrahenten gelegenen wichtigen Gründe, son- 
,ern Unvermögen, eine freiwillige Willensänderung oder 
,ergleichen vorliegen. Es soll nicht im Belieben des 
uftraggebers stehen, den Makler, der auftragsgemäß 
Pu mit Erfolg tätig wurde, um seine Provision zu brin- 

'jp- (Denselben Rechtsgedanken entsprechen § 88 Abs. l  
deutschen HGB., wenn auch für ein anderes Anwen- 

SPgsgebiet, ferner §6 Abs. 3 ÖstHAgG. v. 24. Juni 1921 
g°B l. Nr. 348] aus. Zufolge §29 HAgG. gilt letztere 
Stimmung auch für den Maklervertrag.) 

di Allein der bekl. Partei kann nicht zugemutet werden, 
. ProvH_ __£” -* J___ nr„ 11 ^„..,,«4.;«*.+ 711 huhpti naoProvision auch für den Fall garantiert zu haben, daß 

Kf ,B£keit des Kl. für die Bekl. erfolglos blieb. JJerdie
]/. -angKeu ues rvi. iu i u ic ucm . cnu ig iuo —  -- - 
j ■ selbst behauptet diese Garantie nur für den Fall, 
ipi~ das Darlehnsgeschäft zustande käme. Unter Dar- 
, Pnsgeschäft kann aber nicht das vorbereitende Geschäft 
ßpWP'-S., sondern nur das Ausführungsgeschäft mit dem 

Ritzer der Sperrmark betrachtet werden. 
ri„~er Kl. sucht seine Forderung auch damit zu begrün­
dest das von der Bekl. angestrebte Darlehen nur
* > « >  nicht zustande gekommen ist, weil es die Bekl. 
Zu„  assen hat, das von ihr im Vertrage v. 10. Dez. 193/ 
ffoi es-aŜ e Akkreditiv zu stellen. Er behauptet, nach all- 
tiirT,ein anerkannten Grundsätzen gebühre die Provision 
Zu«* 11Ur> wenn das zu vermittelnde Geschäft tatsächlich 
Q,Ta,nde gekommen ist, sondern auch dann, wenn der 
eit^bäftsherr selbst den Abschluß des Geschäftes ver- 
V o f’ .das zu vermitteln er Auftrag gab. Ein solches 
v0| Sehen des Geschäftsherrn wäre mit den Grundsätzen 

. Deu und Glauben nicht vereinbar.
Schst* ,n diese Ansicht muß abgelehnt werden. Der Ge- 
4a<! ■ err dem Makler gegenüber nicht verpflichtet, 
Qp. !_W Auftrag gegebene Geschäft zu schließen. Der 
Ver\ pftsherr hat vielmehr hierin völlig freie Hand. 

p,eigert er den Abschluß, so steht dem Makler 
* der Arglist ausgenommen— keinerlei Forderung 

I. jg j1 den Auftraggeber zu (vgl. M a y r ,  Lehrbuch IIIc>.2p, zcuxiraggener zu (vgi. m a v i ,  , ,, ,
S.57gj filr das deutsche Recht S t a u b ,  14. Autl., l

sie%  Bekl. war daher dem Kl. gegenüber, selbst wenn 
4er gW mit^ der Vermittlung eines Darlehens^Jind^rrutMer p 111 u'-i vermixiiung eines uanv.uv»«
Pich* esc'iaffung von Sperrmark beauftragt haben sollte, 
AbPu^iPBichtet, das Akkreditiv zu erstellen, das den 
Srlehliu des Darlehens und die Beschaffung der Mark 

, lchtern 
(Rq .

sollte.
VIII. ZivSen., U. v 21-Nov. 19-10, VIII 124/40.)

[N.J
*

25, RG. — §§ 1, 11 TschechUnlWG.; § 226 Tschech- 
ZPO. Dem Erfordernis des § 226 TschechZPO. w ird nicht 
genügt, wenn sich das Unterlassungsbegehren gegen ein 
in der Zukunft liegendes Verhalten richtet, das zwar die 
Möglichkeit eines sich aus dem Wettbewerbsrecht er­
gebenden Schutzanspruchs in sich schließt, dem aber nicht 
entnommen werden kann, in welcher bestimmten Weise 
sich der hierfür erhebliche Sachverhalt verwirklicht.

Die Nachahmung eines technischen, eines gesetzlichen 
Sonderschutzes nicht oder nicht mehr teilhaftigen Erzeug­
nisses verstößt an sich nicht gegen die Anforderungen des 
lauteren Wettbewerbs, soweit sich der Nachbau auf die 
technisch-funktionelle Seite als solche bezieht.

Die Parteien verfertigen und vertreiben Freiläufe für 
Fahrräder und stehen insoweit miteinander in Wett­
bewerb. Die Kl. bringt seit dem Jahre 1903 unter der 
Marke T. einen Freilauf eigener Konstruktion in den 
Verkehr, für den sie bis zum Jahre 1925 Patentschutz ge­
noß. Nach dem Ablauf der Schutzrechte gingen auch an­
dere Unternehmungen dazu über, Freiläufe gleicher Kon­
struktion herzustellen. Die Bekl. bot auf der Prager 
Frühjahrsmesse im März 1935 unter der Bezeichnung 
„To.“ einen Freilauf an, der in seiner technischen Aus­
gestaltung und äußeren Form mit dem T.-Freilauf der Kl. 
nahezu völlig übereinstimmte, und vertreibt seitdem dieses 
Erzeugnis.

Die Kl. behauptet, die Bekl., die ohne weiteres in der 
Lage gewesen sei, in der äußeren Gestaltung und Be­
nennung ihrer Freiläufe von der Marke T. abzuweichen, 
sei offenbar darauf ausgegangen, aus dem guten Rufe 
dieser Marke Vorteil zu ziehen und sich das Ergebnis 
der von der Kl. aufgewendeten Mühe und Kosten zunutze 
zu machen. Ihr Verhalten verstoße gegen §1 und §11 
Abs. 3 des TschechUnlWG.

Die Kl. hat beantragt, zu erkennen:
Die Bekl. ist schuldig, zu unterlassen,
a) den Verkauf der Freiläufe nach Beilage D (bzw. der 

Freiläufe nach der photographischen Aufnahme, 
welche einen integrierenden Bestandteil des Klage­
begehrens bildet) und der Freiläufe überhaupt, welche 
durch ihre Form, ihr Aussehen und ihre Ausstattung 
die Möglichkeit der Verwechslung im Kundenkreise 
hervorrufen mit dem Freilaufe Marke T., die von

- der Kl. am Markte eingeführt wurde laut Beilage C 
(bzw. der einen integrierenden Bestandteil des Klage­
begehrens bildenden photographischen Aufnahme);

b) die Benutzung der Marke To. oder der Marke T. 
auf dem Hebel des Freilaufs für Fahrräder und über­
haupt die Benutzuung dieser Marken wie auch der 
Marke Tr. im Handelsverkehr bei der Werbung für 
die von ihr erzeugten Freiläufe und deren Bestand­
teile.

Die Vorinstanzen entsprachen den Klageanträgen nur 
teilweise. Das RG. führt dazu aus:

Ein Anspruch auf Unterlassung ist nur insoweit be­
gründet, als das Recht, dessen Schutz erstrebt wird, ent­
weder durch eine bestimmte, bereits verübte Handlung 
verletzt worden ist oder seine Verletzung durch einen be­
stimmten Eingriff drohend bevorsteht. Dem Erfordernis 
des § 226 TschechZPO., der auch für Ansprüche aus un­
lauterem Wettbewerb gilt, wird nicht genügt, wenn sich 
das Unterlassungsbegehren gegen ein in der Zukunft lie­
gendes Verhalten richtet, das zwar die Möglichkeit eines 
sich aus dem Wettbewerbsrecht ergebenden Schutz­
anspruchs in sich schließt, dem aber nicht entnommen 
werden kann, in welcher bestimmten Weise sich der hier­
für erhebliche Sachverhalt verwirklicht. Der Bekl. muß 
wissen, gegen welchen Vorwurf er sich zu verteidigen 
hat und welcher Rechtsverletzung er beschuldigt wird. 
Würde ihm ein Verhalten untersagt, das, ohne einen be­
stimmten Tatbestand zu erfüllen, lediglich unter dem all­
gemeinen Gesichtspunkt eines in ihm möglicherweise lie­
genden wettbewerblichen Verstoßes beanstandet werden 
könnte, so bliebe völlig ungewiß, wieweit sich die Rechts­
kraft des Urteils erstreckt und ob ein künftiges Verhalten 
des Bekl. dem Verbote zuwiderläuft. In solchem Falle 
läge die Entscheidung darüber, ob das Gesetz verletzt 
ist, nicht mehr in den Händen des ordentlichen Gerichts,
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sondern bei der Vollstreckungsbehörde. Geht man hiervon 
aus, so ergibt sich ohne weiteres, daß der Teil des Klage­
begehrens a, der ganz allgemein auf das Verbot des 
Vertriebs eines nach Form, Aussehen und Ausstattung 
mit dem Erzeugnis der KI. verwechslungsfähigen Frei­
laufs abzielt, den Erfordernissen des §226 TschechZPO. 
nicht entspricht. Er läßt nicht mit der nötigen Bestimmt­
heit erkennen, welcher A rt die Zuwiderhandlung der 
Bekl. sein muß, um unter das Verbot zu fallen. Eine ihm 
entsprechende Verurteilung hätte zur Folge, daß die Bekl. 
Gefahr liefe, von der Kl. in jedem Falle einer vermeint­
lichen Verwechslungsgefahr zur Rechenschaft gezogen zu 
werden, ohne dem im Wege des gesetzlich geordneten 
Streitverfahrens entgegentreten zu können. Schon hiernach 
erweist sich die von den Vordergerichten ausgesprochene 
Abweisung der Klage in dem hier in Betracht kommen­
den Teile des Antrags a als begründet. Sie bedeutet ent­
gegen der Auffassung der Kl. nicht, daß damit der Bekl. 
die Herstellung und der Vertrieb eines mit dem Freilaufe
T. verwechslungsfähigen Freilaufs gestattet wäre, sofern 
nur die Verwechslungsgefahr nicht durch den Gebrauch 
der Bezeichnung To. herbeigeführt werde, sondern be­
sagt lediglich, daß dem Begehren der Kl., der Bekl. den 
Verkauf eines nach Form, Aussehen und Ausstattung ver­
wechslungsfähigen Freilaufs zu untersagen, in dieser all­
gemeinen Form nicht stattgegeben werden kann.

Soweit die Kl. der Bekl. den Verkauf von Freiläufen 
nach A rt des von ihr überreichten Musters oder der der 
Klage beigefügten Lichtbilder verboten haben w ill, läßt 
ihr Antrag über den Umfang des damit verlangten Schut­
zes k e i n e n  Zweifel. Da sie das Erzeugnis der Bekl. 
nicht nur in bestimmten Einzelheiten, sondern nach seiner 
ganzen Form, in der es im Verkehr erscheint, als mit 
ihrem Freilauf T. verwechselbar bezeichnet, war es bei 
der Schwierigkeit, diese mit Worten zu beschreiben, 
zweckmäßig, wenn sie zur Verdeutlichung ihres Begeh­
rens auf ein Muster des von ihr beanstandeten Freilaufs 
oder auf danach hergestellte Lichtbilder Bezug nahm. Da­
mit war in einer den Erfordernissen des § 226 Tschech­
ZPO. genügenden Weise zum Ausdruck gebracht, worauf 
sich das Unterlassungsgebot beziehen sollte. Eine ihrem 
Anträge gemäße Verurteilung konnte in der Weise aus­
gesprochen werden, daß die von ihr vorgelegten Abbil­
dungen zum Bestandteil des Urteils gemacht wurden. 
Wenn die Vordergerichte demgegenüber glauben, dem 
Antrag mit einer Einschränkung dahin stattgeben zu kön­
nen, daß der Bekl. lediglich die Beibehaltung eines ein­
zelnen Merkmals ihres jetzt beanstandeten Freilaufs, näm­
lich der Bezeichnung To. verboten, der Vertrieb ihres 
Freilaufs ohne diese Bezeichnung also gestattet werde, so 
steht dem möglicherweise schon das verfahrensrechtliche 
Bedenken entgegen, daß die Kl. eine derartige Teilung 
ihres Klagebegehrens als unzulässig bezeichnet. Da sie 
allein zu bestimmen hat, welche Ansprüche sie der rich­
terlichen Entscheidung unterstellen w ill, könnte ihr, auch 
bei einer an sich möglichen Teilbarkeit ihres Anspruchs 
nicht verwehrt werden, einer solchen Teilung zu wider­
sprechen und auf einer Zu- oder Aberkennung nur des 
vollen Anspruchs zu bestehen. Eine Teilung des Klage­
begehrens, wie sie die Vordergerichte vorgenommen 
haben, wäre hiernach unzulässig, wenn ihr Vorbringen 
dahin zu verstehen wäre, daß sie eine solche schlechthin 
ablehne. Abgesehen hiervon, ist es aber, wie noch dar­
gelegt werden wird, auch aus sachlich-rechtlichen Grün­
den verfehlt, wenn die Vordergerichte ihr Unterlassungs­
gebot nur auf die B e z e i c h n u n g  des beanstandeten 
Erzeugnisses beschränken.

Das BG. tr itt dem Erstrichter darin bei, daß eine Zu­
widerhandlung der Bekl. gegen §11 Abs. 3 od ir §1 des 
TschechUnlWG. nicht schon daraus hergeleitet werden 
könne, daß ihr Freilauf To. in seiner äußeren Form dem 
Freilauf T. gleiche. Es geht mit dem Kreisgericht davon 
aus, daß nach den Gutachten der Sachverständigen die 
äußere Form des Freilaufs T. durch die technische Kon­
struktion bedingt sei, daß Freiläufe gleicher Konstruktion 
und demzufolge insoweit notwendig gleichen Aussehens 
nach Ablauf der Schutzrechte der Kl. auch von anderen 
Unternehmungen hergestellt werden und die Kl. deshalb 
nicht in Anspruch nehmen könne, daß die Allgemeingut 
gewordene äußere Form ihres Freilaufs für sie bezeich­

nend sei. Das BG. hat hierbei den in der Rspr. ar 
erkannten Grundsatz im Auge, daß die Nachahmun» 
eines technischen, eines gesetzlichen Sonderschutzes mc” 
oder nicht mehr teilhaftigen Erzeugnisses an sich nlC 
gegen die Anforderungen des lauteren Wettbewerbs ve ' 
stößt, soweit sich der Nachbau auf die technisch-fuo ' 
tionelle Seite als solche bezieht (vgl. auch RGZ. 144, ’
JW. 1937, 308 und die dort angeführten Entsch.). 
Schutz des §11 Abs. 3 TschechUnlWG. versagt insowem 
weil die technische Gestaltung einer Ware für sich all 
niemals eine Besonderheit begründet, die geeignet s 
könnte, auf die Herkunft der Ware aus einem bestiirim 
Betriebe hinzuweisen und so bezeichnend für das Un> 
nehmen zu werden. Inwieweit Leistungen auf techniscn 
Gebiete schutzfähig sind, richtet sich nach den hie» 
in Betracht kommenden Sondergesetzen. Diesen hegt o 
Gedanke zugrunde, daß die gewerbliche Verwert■ = 
eines technischen Arbeitsergebnisses seinem Schöpfet
so lange Vorbehalten sein soll, als sich dies mit den uilangen der Allgemeinheit verträgt, die Anspruch da 
hat, in der Benutzung einer die Technik bereichern 
schöpferischen Leistung nicht unbillig gehemmt una 
ihrem Recht auf freie gewerbliche Betätigung beeintra 
tigt zu werden. Wenn deshalb die Gesetzgebung ^  
Schutzanspruch des Schöpfers auf gewisse Zeit 
schränkt und mit dem Ablauf der vorgesehenen Frist 
technisch-funktionellen Inhalt seiner Leistung zum erb- 
meingut werden läßt, dessen sich jedermann zu | f ffabe 
licher Benutzung bedienen kann, so kann es nicht Au B 
des Wettbewerbsrechts sein, diesen Schutz entgegen u .fl 
Willen des Gesetzgebers zu erweitern. Dieses kan  ̂
Fällen solcher A rt nur Schutz gewähren, soweit eSQg. 
um Werte handelt, die ü b e r  den  t e c h n i s c h e  n j 
h a l t d e r  L e i s t u n g  h i n a u s g e h e n .  Hierfür 
neben Rechten, die sieh auf eine nach Ablauf der s r_ 
frist fortbestehende oder nach diesem Zeitpunkt er ^  
bene Geltung im Verkehr stützen, der Ansprucn g 
Schöpfers in Betracht, in seiner gewerblichen ?e .. jLjgt 
nicht durch die unlautere A rt und Weise beeintra ^  
zu werden, in der ein anderer sein Erzeugnis na ßgr 
und in den Verkehr bringt. Das wäre insbes. dan
Fall, wenn der Vertrieb der Nachahmung u. Eb v0 e r ­
ginge, die geeignet wären, die Gefahr einer Ver,. be- 
lung im geschäftlichen Verkehr zu begründen und gr. 
teiligten Kreise über die Herkunft des angeboten 
Zeugnisses irrezuführen. Voraussetzung hierfür war ’ ten 
sich die Nachahmung auf die Merkmale des nachge 
Erzeugnisses erstreckte, die für dessen Herkuntt 
zeichnend wären. ^

Die Ansicht der Vordergerichte, die äußere ^ ’ ^fahr 
Freilaufs der Bekl. bringe k e i n e  Verwechslung = be- 
mit sich, soweit sie auf den durch die Konstrukt 
dingten technischen Erfordernissen beruhe,_ besago^er. 
sich die Kl. einer Nachahmung ihres Erzeugnisses ¿er
wehren könnte, wenn diese allein in der Nachbild .= 
durch die Konstruktion bestimmten äußeren 
Erscheinung träte. Die Kl. müßte also auch e,n „  sie 
getreuen Nachbau ihres T.-Freilaufs hinnehmen, 
diesen lediglich in einer seiner Konstruktion o . ^ h r  
Gestalt — ohne weitere Zutaten — in den werjeti> 
brächte. Daraus kann indessen nicht ge fo lg t1 . n Er­
daß die äußere, wenn auch durch die technis eCßS-
fordernisse bedingte Form für die Frage der v bleibe" 
lungsgefahr in jedem Falle außer Betracht zu wenn 
habe. Auch sie kann insoweit Bedeutung erlang Frzeug' 
das nach technischen Gesichtspunkten gestaltete s0jche 
nis neben den dadurch bedingten Merkmalen au p anu 
aufweist, die n i c h t t e c h n i s c h e r  A rt sin 
kann die Verwechslungsfähigkeit nur nach den , Von 
bild beurteilt werden, welches das Erzeugnis b Ge- 
ihm hängt es ab, ob die Ware in ihrer tatsacni 
stalt dem Verkehr als aus einem bestimmten Va ĵnuflg
stammend bekannt geworden ist und ob die N ß ,nit 
eines Wettbewerbers ihr dermaßen nahekonim > gs ¡st 
einer Verwechslung im Verkehr zu rechnen priifun^ 
deshalb verfehlt, wenn die Vordergerichte 0' •cbnend
der Frage, ob der T.-Freilauf für die Kl. . r(etl be' 
geworden sei, lediglich auf die von ihnen an.?ê .:c[1tigu,1i  
sonderen Merkmale abstellen, aber eine Berück• ß allcti
des Gesamtbildes ablehnen, und wenn sie demgen
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für das Bestehen einer Verwechslungsgefahr allein diese 
Merkmale und ihre verwechselungsfähige Wiederkehr bei 
dem Freilaufe der Bekl. heranziehen. Die Rev. bezeichnet 
diese Auffassung mit Recht als rechtsirrig. Das BO. tr itt 
zwar der aus dem Gutachten der Sachverständigen her­
geleiteten Feststellung des Erstrichters bei, daß die äußere 
Form des Freilaufs T. für sich allein keine Kennzeich- 
nungskraft besitze, daß sie diese vielmehr erst in Verbin­
dung mit den vorher genannten Merkmalen erlange. Es 
geht also selbst davon aus, daß hiernach die äußere 
Form zwar nicht für sich allein, wohl aber im Rahmen 
des sich im Zusammenhänge mit den sonstigen Zutaten 
ergebenden Gesamtbildes Berücksichtigung erfordere. Das 
BÖ. setzt aber, ebenso wie das Kreisgericht, diese zutref­
fende Erkenntnis wieder beiseite, indem es sich, anstatt 
auf den hiernach wesentlichen, auch durch die äußere 
Form mitbestimmten Gesämteindruck einzugehen, auf die 
Erörterung beschränkt, inwieweit die zum Vergleich 
stehenden Erzeugnisse in ihren vorerwähnten Besonder­
heiten übereinstimmen oder einander nahekommen. Auf 
diese Weise gelangt es, von der hier zunächst als richtig 
zu unterstellenden Annahme ausgehend, daß die Gefahr 
einer Verwechslung nur hinsichtlich der Bezeichnungen 
*• und To. bestehe, zu dem Ergebnis, daß der Bekl. nur 
e>n Verkauf von Freiläufen verboten werden könne, die 
nüt der Aufschrift To. versehen seien, daß ihr also um­
gekehrt gestattet sei, ihre Freiläufe im übrigen unter Bei­
behaltung ihrer jetzigen Gestalt und Aufmachung weiter 
zu vertreiben. Damit w ird das BG. dem von der Kl. 
beanstandeten wettbewerblichen Tatbestand nicht gerecht. 
Es läßt ungeprüft, ob nicht der Freilauf der Bekl. seinem 
Gesamtbilde nach auch ohne die Bezeichnung lo .  Anlaß 
fu Verwechslungen mit dem Erzeugnis der Kl. geben 
bann, wenn die Bekl. imstande bleibt, ihn sonst in seiner 
bisherigen Form und A u f m a c h u n g  in den Verkehr 
zu bringen. Die Kl. hatte insoweit darauf hingewiesen, 
üaß schon die Beibehaltung des für ihr Erzeugnis be­
zeichnenden ausgestanzten l eides auf dem Hebel und die 
Verwendung des Buchstabens T in der kreisförmigen 
Marke genügen könne, utn Verwechslungen hervorzurufen. 
“ *e Kl. hat Anspruch auf eine erschöpfende Prüfung und 
Bescheidung, inwieweit der Freilauf der Bekl. mit dem 
■hrigen in verwechslungsfähiger Weise übereinstimmt 
j'nd ob sie durch das beanstandete Vorgehen der Bekl. 
jn dem von ihr behaupteten Umfang wettbewerbswidrig 
beeinträchtigt wird. Sie sähe sich sonst möglicherweise 
v°r die Notwendigkeit gestellt, erneut ihr Recht im Streit­
i g e  zu suchen, wenn die Bekl. künftig ihr Erzeugnis 
zwar in einer von der jetzigen Aufmachung abweichenden 
norm und unter Weglassung der Bezeichnung To., aber 
anter Beibehaltung von sonstigen Merkmalen in den Ver­
mehr brächte, an denen die Kl. schon jetzt Anstoß nimmt. 
Ule Frage, inwieweit Verwechslungsgefahr vorliegt, ist 
zu einem erheblichen Teile Tatfrage und kann deshalb 
der Beantwortung durch die Tatsacheninstanz nicht ent­
zogen werden.

(RG., II. ZivSen., U. v. 18. Dez. 1940, II 179/39.) [N.]

R e ich sarbeitsgerich t
** *« . RArbG. -  §§1, 2, 7 Abs. 2 V p  über die Be­
ta n k u n g  des Arbeitsplatzwechsels v. l.Sept. 1939, §2 

pfbOG. Erfordernis der Zustimmung des Arbeitsamts zur 
^undigung des Arbeitsverhältnisses, insbes. Zeitpunkt der 
Wlrksamkeit der Kündigung bei nachträglicher Zustim- 

und Grenzen der gerichtlichen Nachprüfung. Em- 
irkung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn und der 
reupfücht des Gefolgsmanns: Diese nötigen im Hinblick 
u* die in der VO. vorgesehene Verknüpfung der . 'J*" 
ämkeit der Kündigung mit einem besonderen behördlichen 

.Erfahren zu besonderer Rücksichtnahme auf den anderen 
ertragsteil.

_Die Kl. wurden von der beklagten Stadtverwaltung auf 
t rand einer in Schreiben der Bekl. v. 15. Aug. 1939 ge- 
, offenen Vereinbarung v. 21. Aug. 1939 ab als Stadtbo.en 
eschäftigt, und zwar zunächst probeweise auf die Dauer 
0tl zwei Monaten und mit der Maßgabe, daß das Dienst­

verhältnis mit einer jederzeit zulässigen eintägigen Kün­
digungsfrist sollte gekündigt werden können. Die Ver­
gütung wurde auf 200 <91JL monatlich festgesetzt. Nach 
Ablauf der zwei Monate wurde das Arbeitsverhältnis von 
beiden Seiten fortgesetzt. M it Schreiben v. 18. Nov. 1939 
kündigte die Bekl. beiden Kl. zum 30. Nov. 1939. Am
6. Dez. 1939 suchte sie nachträglich die Zustimmung des 
Arbeitsamts dazu nach. Am 16. Dez. 1939 lehnte das A r­
beitsamt diesen Antrag ab.

Die Kl. beantragten die Feststellung, daß die Kündi­
gung unwirksam sei, ferner die Verurteilung der Bekl., 
an jeden der Kl. 200 ¿RJL brutto sofort und weitere 
200 MJL brutto am 31. Jan. 1940 zu zahlen, auch die Kl. 
wieder einzustellen, im Falle der Ablehnung aber weitere 
200 M Jt an jeden Kl. zu zahlen. Die Kl. machten geltend, 
die Kündigung sei unwirksam, da sie der Zustimmung des 
Arbeitsamts entbehre. Das Arbeitsamt lehne es daher 
auch ab, ihnen eine andere Arbeitsstelle zu vermitteln, so 
daß sie nicht in der Lage seien, eine andere Tätigkeit 
aufzunehmen.

Die Bekl. trug vor, in der zweiten Hälfte des August 
1939 sei sie dazu übergegangen, die Ortsbriefe durch 
Boten bestellen zu lassen. Die Einrichtung sei versuchs­
weise unternommen worden, da zunächst die kostenmäßige 
Auswirkung habe nachgeprüft werden sollen. Das sei den 
Kl. auch dargelegt und ihnen bedeutet worden, daß sie 
nur vorüber 
den würden 
werden müs
infolge des Krieges noch nicht abschließend beurteilt wer­
den können; darum sei das Verhältnis mit den Kl. damals 
ohne Erklärung fortgesetzt worden. Die Kündigung habe 
aber später ausgesprochen werden müssen, da sich in­
zwischen herausgestellt habe, daß die neue A rt der Zu­
stellung wirtschaftlich nicht zu verantworten sei. Hier­
nach sei eine Genehmigung der Kündigung durch das 
Arbeitsamt nicht erforderlich gewesen, weil es sich von 
vornherein nur um eine vorübergehende Maßnahme ge­
handelt habe.

Der Streit betrifft in erster Reihe die Frage, ob die von 
der Bekl. am 18. Nov. 1939 ausgesprochenen Kündigungen 
der Zustimmung des Arbeitsamts bedurften. Das BG. hat 
das mit der Begründung bejaht, daß durch § 1 VO. über 
die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels v. l.Sept. 1939 
(RGBl. I, 1685) solche Zustimmung für jegliche Kündi­
gung eines Arbeitsverhältnisses durch den Betriebsführer 
oder durch den Gefolgsmann vorgeschrieben werde und 
daß keiner der in § 2 daselbst zugelassenen Ausnahmefälle 
gegeben sei. Die Rev. der Bekl. bemängelt insbes., daß 
das angefochtene Urteil die Anwendbarkeit der Nr. 2 des 
§ 2 verneint habe. Diese Einwendungen sind nicht be­
gründet. Die Zustimmung des Arbeitsamts zur Kündigung 
ist — abgesehen von dem Fall der Einigung der Streit­
teile über die Lösung — nach §2 VO. nur dann entbehr­
lich, wenn der Betrieb stillgelegt w ird oder wenn der 
Arbeiter zur Probe oder Aushilfe eingestellt worden ist 
und das Arbeitsverhältnis innerhalb eines Monats beendet 
wird. Der letztgedachte Fall ist schon deshalb nicht ge­
geben, weil die Kl. über einen Monat hinaus beschäftigt 
waren, außerdem aber auch deshalb nicht, weil die Probe­
zeit auf zwei Monate vereinbart worden war, die Kündi­
gung aber erst nach fast drei Monaten erfolgte. Auch der 
Fall der Betriebsstillegung liegt nicht vor. Wenn darunter 
auch die Stillegung einer einzelnen Betriebsabteilung fal­
len mag, so kann diese Voraussetzung doch nicht schon 
darin gefunden werden, daß die Arbeit eines einzelnen 
oder einer beschränkten Zahl von Gefolgschaftsmitglie­
dern zu Ende geht oder von dem Betriebe nicht mehr be­
nötigt wird. Zudem hat das BG. zutreffend darauf hin­
gewiesen, daß nach §7 Abs. 2 VO. über die Erforderlich­
keit der Zustimmung das Arbeitsamt unter Ausschluß 
eines Rechtsmittels entscheidet. Aus der nachträglichen 
Zustimmung folgt aber, daß das Arbeitsamt die Genehmi­
gung für erforderlich gehalten hat.

Nach § 2 Abs. 2 VO. ist eine Kündigung ohne vorherige 
Zustimmung rechtsunwirksam, wenn nicht in besonderen 
Ausnahmefällen das Arbeitsamt nachträglich zustimmt. 
Daraus folgt, daß die nachträgliche Genehmigung die 
Kündigung rechtswirksam machte. Der Erlaß des RArbM.

120*

gehend angesteltt und wieder entlassen wei- 
, wenn diese A rt der Zustellung aufgegeben



956 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

v. 12. Dez. 1939 (RArbBl. I, 594), mit dessen Inhalt die 
Kl. ihre Auffassung begründen, das Arbeitsamt habe die 
Kündigungen überhaupt nicht mehr rechtswirksam geneh­
migen können, da für sie die Zustimmung erst nach ihrem 
Ausspruch nachgesucht worden sei, verfügt nur, daß die 
Frage, ob die Zustimmung nachträglich gegeben werden 
kann, nach strengem Maßstab zu beurteilen sei und daß 
einem Anträge auf nachträgliche Zustimmung „regel­
mäßig“ nicht zu entsprechen sei, wenn der Kündigende 
das Erfordernis der Zustimmung kannte oder kennen 
mußte. Auch der Erlaß stellt demnach die Entschließung 
über die nachträgliche Erteilung der Zustimmung zu einer 
bereits ausgesprochenen Kündigung in das pflichtmäßige 
Ermessen des Arbeitsamts; für dessen Ausübung gibt er 
lediglich Richtlinien. Der Erlaß bestimmt daher nicht, daß 
die Zustimmung unter gewissen Umständen nicht erteilt 
werden könne, sondern nur, daß sie unter diesen regel­
mäßig nicht zu erteilen sei. Daraus ergibt sich, daß, wenn 
die Zustimmung von dem Arbeitsamt erteilt worden ist, 
gerichtlich nicht nachgeprüft werden kann, ob sie mit 
Rücksicht auf die mangelnde Sorgfalt des Betriebsführers 
nicht hätte erteilt werden sollen. Die gegenteilige Auf­
fassung würde zu einem unzulässigen Eingriff in den 
Tätigkeitsbereich führen, der der Verwaltungsbehörde zur 
ausschließlichen pflichtmäßigen Erledigung übertragen 
worden ist.

M it den bisherigen Ausführungen ist noch nichts dar­
über festgestellt, welches der Zeitpunkt ist, zu dem infolge 
der nachträglichen Zustimmung des Arbeitsamts die W irk­
samkeit der Kündigung eingetreten ist. Das angefochtene 
Urteil hält es aus Gründen, die es unter Hinweis auf 
RArbG. 22, 18 =  DR. 1940, 261 dem Wesen des Arbeits- 
Verhältnisses entnimmt, für unmöglich, daß der Unterneh­
mer, der ohne vorherige Einholung der Zustimmung des 
Arbeitsamtes kündigt, „das Risiko des Ausgangs seines 
Antrags beim Arbeitsamt dem Gefolgsmann mit aufbür­
den“  könne. Daher müsse angenommen werden, daß bis 
zum Eingang der nachträglichen Zustimmung des Arbeits­
amts „zwischen Unternehmer und Gefolgsmann ein regu­
läres Arbeitsverhältnis“  weiterbestehe, welches dem Ge­
folgsmann einen Anspruch auf Lohnzahlung entsprechend 
den bisherigen Bestimmungen des Arbeitsvertrages oder 
der Tarif- oder Betriebsordnung auch dann gewähre, 
wenn der Unternehmer von dem Angebot der Dienste 
keinen Gebrauch mache.

Sofern das angefochtene Urteil mit diesen Ausführungen 
sagen w ill, daß die Wirksamkeit der Kündigung erst in 
dem Zeitpunkt eingetreten sei, in dem das Arbeitsamt der 
Bekl. die Zustimmung erklärt habe, werden sie von der 
Rev. mit Recht beanstandet. Es muß dieser zugegeben 
werden, daß die Zustimmung des Arbeitsamtes, auch wenn 
sie erst nach der Erklärung der Kündigung nachgesucht 
worden war, dieser doch für den Zeitpunkt Rechtswirkung 
verschaffte, in dem die Kündigung ausgesprochen worden 
war, und daß demgemäß das Vertragsverhältnis, in dem 
die Kl. zu der Bekl. standen, in dem Zeitpunkte endete, 
für den die Kündigung erklärt worden war. Das ergibt 
sich ohne weiteres aus der maßgeblichen Vorschrift selbst 
Wenn §1 Abs. 2 VO. v. l.Sept. 1939 bestimmt:

Eine Kündigung ohne vorherige Zustimmung ist 
rechtsunwirksam, wenn nicht. . .  das Arbeitsamt nach­
träglich zustimmt,

so besagt das nichts anderes, als daß solche Kündigung 
rechtswirksam ist, sofern ihr nachträglich die Zustim­
mung zuteil wird. Ist das aber der Fall, so bringt die 
Kündigung das Rechtsverhältnis in dem Zeitpunkt zum 
Erlöschen, für den sie erklärt worden ist (immer voraus- 
gesetzt, daß sie nach dem Vertrag, dem Tarif oder der 
Dienstordnung für diesen Zeitpunkt erklärt werden 
konnte).

Umgekehrt w irkt der ebenfalls mögliche Widerruf der 
Zustimmung derart zurück, daß der Unternehmer den 
Lohn für nicht empfangene Arbeit nachzahlen muß, es 
sei denn, daß der Widerruf arglistig herbeigeführt wor­
den ist (RAG 97/1940 v. ll.Sept. 1940: DR. 1941, 285 mit 
Anin. W u n d e rlic h ) .

Es muß also davon ausgegangen werden, daß das Ver­
tragsverhältnis der Streitteile mit dein 30. Nov. 1939 sein

Ende erreicht hat. Daraus folgt aber, daß ein Anspruch 
der Kl. auf Zahlung des Lohnes für die spätere Zeit nicht 
bestehen kann. Es iehlt an jeder Rechtsgrundlage, aus der 
eine solche Verpflichtung der Bekl. hergeleitet werden 
könnte.

Die Rechtslage wird ferner noch nicht allein dadurch 
eine andere, daß der Dienstherr die Zustimmung zunächst 
nicht für erforderlich gehalten und sie aus diesem Grunde 
erst verspätet nachgesucht hat. Die freilich alle abhän­
gigen Arbeitsverhältnisse beherrschende Fürsorgepflicht 
des Dienstherrn kann ebensowenig wie die ihr entspre­
chende Treupflicht des Gefolgsmannes darauf erstreckt 
werden, daß der Vertragsteil, wenn er glaubt, durch seine 
Erklärung die Beendigung des Dienstverhältnisses herbei­
führen zu können, die Kündigung unterläßt, weil seine 
Meinung über die Befugnis dazu unrichtig sein könnte. 
Auch in dienstvertraglichen Verhältnissen ist vielmehr 
kein 1 eil gehindert, derartige Gestaltungsrechte auszu­
üben, wenn er glaubt, daß sie ihm zustehen. Er tut dies 
auf seine eigene Gefahr. Erweist sich nämlich das von ihm 
angenommene Recht zur Kündigung als nicht bestehend 
oder konnte es jedenfalls nicht in der Weise, wie dies ge­
schehen ist, ausgeübt werden, so versagt das Gesetz aer 
Erklärung die Wirkung. Für das Eingreifen einer Fur- 
sorgepflicht (oder Treupflicht) ist infolgedessen kein Be­
darf. Alles das tr itt gerade auch bei der Regelung, um 
die Lösung von Arbeitsverhältnissen durch die VO. v?m 
l.Sept. 1939 erfahren hat, mit Deutlichkeit hervor: L>“  
Dienstherr, der ohne die erforderliche Zustimmung de 
Arbeitsamtes kündigt, hat eine Beendigung des ArneitS' 
Verhältnisses nicht herbeigeführt. Selbst dann ferner, wen!j 
er sich nachträglich um jene Zustimmung bemüht, lau*1 
er Gefahr, daß sie versagt wird oder jedenfalls, daß da 
Arbeitsamt den Eintritt der Wirksamkeit der Kündigung 
auf einen späteren Zeitpunkt festsetzt, als der ist, zu dem 
sie ausgesprochen wurde und nach den im übrigen maß­
geblichen Festsetzungen auch ausgesprochen werde 
konnte.

An der Geltung der dargelegten Grundsätze hat si 
also auch durch das Eingreifen der VO. v. 1. Sept. , 
an sich nichts geändert. Gleichwohl kann nicht verkau 
werden, daß die in ihr vorgesehene Verknüpfung ü 
Wirksamkeit der Kündigung mit einem besonderen, J 
einer Behörde zu erledigenden Verfahren und die sich da 
aus möglicherweise ergebende Ungewißheit der Recni f 
läge jeden Vertragsteil zu besonderer Rücksichtnahme a 
den anderen nötigt. Er hat, ohne dadurch anderseits 
den ihm durch Vertrag oder Rechtsnormen erö“ p;n. 
Möglichkeiten, auf das Dienstverhältnis gestaltend e 
zuwirken, beschränkt zu werden, den Vorschriften der v • 
v. l.Sept. 1939 in einer Weise Rechnung zu tragen, 
Nachteile für seinen Vertragsgegner aus dem R*n£revv/je 
dieser Bestimmungen nach Möglichkeit ausschließt- 
der eine Vertragsteil nach allmählich entwickelten ReL 
grundsätzen allgemein bei dem Vertragsschluß dem 
deren für eine gewisse Bedachtnahme auch auf 
lange einzustehen hat, so darf er auch bei der Beendig« J  
des Vertragsverhältnisses nicht jede Rücksichtnahme 
den Vertragsgegner beiseiteschieben. Die Anwendung “  
ser Sorgfalt in der Durchführung des Lösungsvertan ■ 
wird zumal dem Dienstherrn durch die Fürsorgep«1 
geboten.

Der Teil, der die Lösung des Arbeitsverhältnisses
gehrt, wird sich daher vergewissern müssen, ob nicn __ 
VO. für seinen Fall die M itwirkung des Arbeitsamtes 
langt. Wenn insbes. der kündigende Dienstherr senu ¿\e 
sich nicht darum kümmert, wenn ferner infolgedesse ^  
Entsch. des Arbeitsamtes erst verspätet ergeht, und 
etwa dadurch für den Gefolgsmann ein Zeitraum de* 
gewißheit entsteht, in dem dieser über seine Arbeit r 
nicht anderweit verfügen kann, so hat er diesem .gn
nicht den Lohn weiterzuzahlen, aber doch den =c ^  
zu ersetzen, der durch die schuldhafte Verletzung ^ g 
Fürsorgepflicht verursacht worden ist. Ist aber durc ^ 
Verhalten des Teiles, der die Lösung des Arbeitsv g 
nisses wünscht, sei es mit seinem Verschulden, sei es j eren 
es, schon eine Ungewißheit der Rechtslage des an gJ. 
verursacht worden, so muß entsprechendes gelten: J j, 
hat dann in der ihm möglichen Weise zur tunlichst s
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len Behebung des „Schwebezustandes“  beizutragen, d. h. 
jede — nunmehr schuldhaite — Verzögerung dieser Be­
hebung zu vermeiden.

(RArbG., Urt. v. 18. Sept. 1940, RAG 74/40. — Duis­
burg.)

** 21’. RArbG. — Anordnung des RArbM. über die Wei­
lergeltung von Tarifverträgen v. 20. Okt. 1934 und 
10. März 1935; §§ 29, 32 ArbOG.

1. Ausschlaggebend für den Begriff des Werktarifs i. S. 
J’on Nr. II der Weitergeltungsanordnung ist nur der Gel­
tungsbereich des in Frage kommenden Tarifvertrags; auf 
nie Tarifparteien kommt es nicht an.

2. Keine Nachwirkung alter Tarifbestimmungen nach 
uem Inkrafttreten einer Tarifordnung oder Dienstordnung. 
Ijas RArbG. gibt den früheren Standpunkt auf, wonach 
fiine Tarifordnung oder Betriebsordnung (Dienstordnung) 
günstigere Bestimmungen alter Tarifverträge nicht er­
setzen könne. Der Günstigkeitsgrundsatz kann für das 
Verhältnis zweier zeitlich aufeinanderfolgenden Gesamt- 
fegelungen nicht zum entscheidenden Merkmal gemacht 
"'erden, f )

Der Kl. ist seit dem l.Febr. 1933 im Dienst der beklag­
ten Reichshauptstadt Berlin als Arzt tätig, seit dem 
bMärz 1936 als Oberarzt an einem Krankenhaus. Als 
Dberarzt erhielt er zunächst ein Monatsgehalt von 
"102,24 ¿UM und seit dem l.Febr. 1938 von 396,55 ¿RM.

Er ist der Meinung, daß ihm gemäß dem als Tariford­
nung weitergeltenden 2. Tarifverträge für die Ober-, Assi­
stenz- und Hilfsärzte an den Kranken-, Heil, Pflege- und 
ähnlichen Anstalten der Stadt Berlin v. 2. Juli 1930 i. d. 
nass, der Vereinbarungen v. 6. Juli 1932 und 28. April 1933 
Se,t dem 1. A pril 1936 höhere Beträge zugestanden hätten.

Die Bekl. macht dagegen geltend, daß der frühere Tarif- 
"ertrag durch die vom Oberbürgermeister erlassene 
^Dienstordnung für die Ober-, Assistenz- und Hilfsärzte 
än den Kranken-, Heil-, Pflege- und ähnlichen Anstalten 
Qer Stadt Berlin v. 1. Juli 1936 ersetzt worden sei.

Das LArbG. hat die Klage abgewiesen.
,.E  Nicht begründet sind zunächst die Rügen der Rev. 
j/JJSjchtlich der Form der Dienstordnung. (Wird ausge-

p,.2- Die vom Oberbürgermeister der Bekl. erlassene 
•enstordnung v. 1. Juli 1936 konnte nach Nr. II der An- 

, nünung des RArbM. über die Weitergeltung von Tarif- 
0?yrägen als Tarifordnungen v. 20. Okt. 1934 (RArbBl. I, 
‘ 04) und v. 10. März 1935 (RArbBl. I, 84) den als T-arif- 
Junung weitergeltenden 2. Tarifvertrag für die Berliner 
'yrankenhausärzte nur dann ändern, wenn dieser Tarif- 
crtrag ein Werk- (Firmen-, Betriebs-) Tarifvertrag war. 
as LArbG. hat das bejaht. Ihm ist entgegen der Mei- 
“ ng der Rev. beizupflichten.

nanar der ^ ev' zuzu£eben, daß dieser Tarifvertrag 
ach altem Tarifrecht ein Verbandstarif war. Denn die 

i ^VertrVO. v. 23. Dez. 1918 (RGBl. 1456) i. d. Fass, vom 
v'März 1928 (RGBl. I, 47) unterschied nur zwischen Tarif- 

rträgen, die von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbän- 
zpj1 ^schlossen wurden, und solchen, bei denen ein ein- 
p Oer Arbeitgeber und ein Arbeitnehmerverband Tarif- 

rteien waren. Sie selbst hatte eine besondere ßezeich- 
dafür nicht, nur die Rspr. und Rechtslehre (vgl. 

^ u e c k - N i p p e r d e y ,  „Lehrbuch“ , Bd. II, § 14 II, 1;
o l i t o r ,  „Tarifrecht“ , S. 49 A 13; H u e c k - N i p -  

”  r d e y - D i e t z , § 32 ArbOG., Anm. 38, 56, 56 a) be- 
j, etinete die ersteren als Verbandstarife, die letzteren als 
m Firmen-, Werk- oder Betriebstarife. Dagegen 
e i nT6 für das a^ e Tarifrecht keinen Unterschied, ob 
Salt r §.rif"ertrag für einzelne oder für mehrere Betriebe 
eine . war durchaus möglich, daß die Verbände für 
nänr ^in.ze'nen Betrieb einen Tarifvertrag schlossen, wenn 
rnjj '.rii in einem bestimmten Bezirk nur ein Unternehmer 
(jje einem einzelnen Betrieb dieses Industriezweiges oder 
Firn *' Ffrrafeart bestand. Andererseits wurde auch ein 
0 J Il5n'  °der Werktarif für mehrere selbständige, unter 
trieutanden sogar örtlich weit voneinander gelegene Be- 
bpfrp« desselben Ünternehmens geschlossen, wenn für den 
Fest etK*etl Industriezweig noch kein Arbeitgeberverband 

and oder der Unternehmer nicht Mitglied eines A r­

beitgeberverbandes war oder aus dem Verband ausgetreten 
war, weil er den allgemeinen Tarifvertrag für sich nicht 
für tragbar hielt (so der Fall von RArbG. 8, 69). Nach 
altem Tarifrecht war sonach nur entscheidend, ob der 
Tarifvertrag von einem Verband kraft eigenen Rechts oder 
von einem einzelnen Unternehmer selbst oder in seinem 
Auftrag und mit seiner Vollmacht von einem Verband ge­
schlossen war (RArbG. a. a. O.). Zu Unrecht glaubt das 
LArbG. das letztere hier annehmen zu können. Nach dem 
klaren Wortlaut ist sowohl im Jahre 1930 wie bei den 
Vereinbarungen vom 6. Juli 1932 und 28. A pril 1933 Tarif­
partei nicht die Stadt Berlin, sondern der Kommunale A r­
beitgeberverband e. V. gewesen. Es fehlt jeder, auch den 
Arbeitnehmerverbänden erkennbare Anhalt dafür, daß 
trotz Auftretens des Verbandes die Stadt Berlin selbst 
Vertragsgegnerin sein sollte und der Kommunale Arbeit­
geberverband Berlin nicht kraft eigenen Rechts, sondern 
nur im Aufträge und namens der Stadt Berlin den Vertrag 
schließen wollte. Es kann dies insbes. nicht aus dem auf 
die Angestellten der Stadt Berlin beschränkten Geltungs­
bereich geschlossen werden. Denn daß ein von einem A r­
beitgeberverband geschlossener Tarifvertrag nur für ein 
einzelnes Werk in einem bestimmten Bezirk Geltung haben 
sollte, kam, wie gesagt, häufiger vor. Gerade bei dem A r­
beitgeberverband der Gemeinden konnte von den Orts­
gruppen vielfach eine tarifliche Vereinbarung nur für 
einen Arbeitgeber geschlossen werden. Trotzdem war in 
den Reichsmanteltarifen für die kommunalen Angestellten 
und Arbeiter die Regelung gewisser Bestimmungen der 
Vereinbarung zwischen dem örtlichen Arbeitgeberverband 
und Arbeitnehmerverband überlassen und haben diese die 
örtlichen Tarifvereinbarungen im eigenen Namen ge­
schlossen. Die Annahme des BU„ der Wille der Tarifpar­
teien und der Personenkreis, für den der Ärztetarif be­
stimmt war, lasse darauf schließen, daß der Vertrag von 
dem örtlichen Arbeitgeberverband nicht kraft eigenen 
Rechts, sondern im Namen der Bekl. abgeschlossen sei, 
entbehrt also der genügenden Begründung.

Indessen kann, wie schon in RArbG. 20, 278/79 =  DR. 
1939, 95282 ausgesprochen ist, für die Frage, was Werk­
tarif i. S. der Weitergeltungsanordnung ist, nicht von den 
Grundsätzen des alten Tarif rechts ausgegangen werden. 
Entscheidend müssen vielmehr die wesentlich andere Be­
deutung und Aufgabe der Betriebsordnungen und Tarif­
ordnungen im neuen Arbeitsrecht sowie die Gründe sein, 
die dazu geführt haben, eine Änderung der bis auf wei­
teres aufrechterhaltenen Tarifverträge für öffentliche Be­
triebe durch Betriebs- oder Dienstordnung zuzulassen. 
Das ArbOG. hat nämlich zur Grundlage seiner Arbeits­
verfassung und des sozialen Lebens den Betrieb und die 
Betriebsgemeinschaft gemacht und demgemäß die Rege­
lung der Arbeitsbestimmungen durch Betriebsordnung, 
nicht die überbetriebliche Regelung durch Tarifordnung in 
den yordergrund gestellt. Zu diesem Zweck ist den be­
trieblichen Regelungen durch § 30 ArbOG. unabdingbare 
Wirkung gegeben, im Gegensatz zu früher, wo Betriebs­
vereinbarungen eine solche Wirkung nicht hatten (RAG 
361/30 v. 21. Febr. 1931: ArbRSamml. 11, 607 u. a.), so daß 
es damals eines Tarifvertrages bedurfte, wenn für einen 
Betrieb allein unabdingbare Mindestleistungen festgesetzt 
werden sollten. Um nun diesem Grundsatz des Vorrangs 
der betrieblichen Regelung vor der überbetrieblichen we­
nigstens für die Betriebe alsbald Geltung zu verschaffen, 
für die schon eine nur für sie geltende tarifliche Regelung 
vorlag, um ihnen die Möglichkeit zu geben, die betrieb­
liche Regelung an die Stelle der tariflichen treten zu lassen, 
war in der genannten Anordnung über die Weitergeltung 
von Tarifverträgen ursprünglich das Außerkrafttreten aller 
solcher Tarifverträge mit einem bestimmten Zeitpunkt vor­
gesehen. Dieser Grundsatz ist auch für die Werktarifver­
träge der privaten Betriebe aufrechterhalten geblieben, da 
diese mit dem 30. Sept. 1934 sämtlich außer Kraft getreten 
sind. Wenn dieses Außerkrafttreten für die Tarifverträge 
öffentlicher Verwaltungen und Betriebe, die namentlich 
für die staatlichen Betriebe immer Werktarife i. S. der Tar- 
VertrVO. waren, da für das Reich und die Länder kein 
Arbeitgeberverband bestand, zunächst auf einen späteren 
Termin und schließlich auf unbestimmte Zeit hinausge­
schoben worden ist, so ist dies geschehen, weil die hier 
beabsichtigte einheitliche Regelung der Arbeifsbedingun-
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gen im öffentlichen Dienst nicht so schnell durchführbar 
war. Indessen wurde doch die vorzeitige Aufhebung durch 
Dienstordnung zugelassen, also auch hiermit der Grund­
satz des Vorrangs der betrieblichen Regelung zur Geltung 
gebracht, damit auch schon vor Erlaß des neuen Tarif­
werkes für den öffentlichen Dienst Bestimmungen, die mit 
den Grundsätzen der neuen sozialen Ordnung nicht ver­
einbar sind, beseitigt oder allzu große Ungleichheiten aus­
geglichen werden konnten. Dafür aber, daß diese Zulässig­
keit der Aufhebung bestehender tariflicher Bestimmungen 
für öffentliche Verwaltungen und Betriebe davon abhängig 
sein sollte, ob diese Tarifvereinbarungen von der öffent­
lichen Dienststelle selbst oder von einem Arbeitgeberver­
band abgeschlossen waren, was häufig mehr durch äußer­
liche Umstände als durch innere Gründe bestimmt worden 
war, fehlt jeder Anhalt.

Ausschlaggebend für die Auslegung des Begriffs des 
Werktarifes i. S. von Nr. II der Weitergeltungsanordnung 
kann sonach nur der Geltungsbereich des in Frage kom­
menden Tarifvertrages sein; dagegen kommt es nicht auf 
die Tarifparteien an. Es fallen somit ohne Unterschied, 
wer den Tarifvertrag geschlossen hat, im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung alle Tarifverträge darunter, die 
durch eine gemäß § 16 ÖffArbOG. erlassene Betriebsord­
nung oder Dienstordnung mit gleicher Wirkung ersetzt 
werden können. Daraus folgt auch, daß die Weitergeltungs­
anordnung auch Tarifverträge erfaßt, die nicht bloß für 
einen einzelnen Betrieb, sondern auch für mehrere Betriebe 
gegolten haben, wenn diese nur demselben Unternehmer 
oder derselben Verwaltung unterstanden. Denn das Öff­
ArbOG. sah von Anfang an die Möglichkeit des Erlasses 
einer gemeinsamen Dienstordnung Tür mehrere Verwal­
tungen und Betriebe vor, und es fehlt jeder Anhalt dafür, 
daß die Weitergeltungsanordnung die Befugnis des Füh­
rers der Verwaltung, den alten Tarifvertrag durch Dienst­
ordnung aufzuheben oder zu ändern, auf den Fall des 
§ 16 Abs. 1 ÖffArbOG. beschränken wollte. Auch in 
RArbG. 20, 277 [279] =  DR. 1939, 952 ist das nicht aus­
gesprochen. Allerdings ist dort davon die Rede, daß ein 
Werktarifvertrag vorläge, wenn der Geltungsbereich des 
Tarifvertrages auf einen Betrieb beschränkt sei. Das er­
klärt sich jedoch daraus, daß in dem damals zu entschei­
denden Falle nur ein Betrieb in Frage kam. M it jenem 
Satze sollte also nur dem Tarifvertrag für mehrere Be­
triebe verschiedener Unternehmer der Tarifvertrag, der 
für die Gefolgschaft eines Unternehmers allein galt, gegen­
übergestellt werden, keineswegs aber ein für mehrere Be­
triebe oder Verwaltungen derselben Unternehmung oder 
Verwaltung geltender Tarifvertrag der Anwendung von 
Nr. I I  der Weitergeltungsanordnung entzogen werden.

Damit erledigen sich die Bedenken der Rev. gegen die 
Zulässigkeit der von der Bekl. für ihre Ärzte erlassenen 
Dienstordnung v. 1. Juli 1936. (Wird weiter ausgeführt.)

Der Tarifvertrag für Ober- und Assistenzärzte der 
Berliner Krankenhäuser ist somit in rechtsgültiger Weise 
durch die von dem Oberbürgermeister erlassene Dienst­
ordnung v. 1. Juli 1936 aufgehoben und an seine Stelle die 
Dienstordnung getreten.

3. Die Bestimmungen des alten Tarifvertrages haben 
auch nicht etwa, soweit sie für den Kl. günstiger waren, 
bis zur einzelvertraglichen Änderung fortgegolten, weil 
sie Bestandteile des Einzelvertrages geworden waren und 
deshalb durch die Dienstordnung nicht ersetzt werden 
konnten. Die gegenteilige Ansicht in den Entsch. vom 
10. Aug. 1938, RAG 63/38 (ArbRSamml. 33, 356) und vom
12. Okt. 1938, RAG 64/38 (RArbG. 20, 173 =  JW. 1939, 
124 51 m. Anm.) — die mehrfach erwähnte Entsch. in 
RArbG. 18, 213 gehört nicht hierher, da die dort behan­
delte Ruhegeldordnung nicht durch Tarifvertrag einge­
führt worden war, sondern unmittelbares Vertragsrecht 
bildete — kann bei nochmaliger Prüfung nicht aufrecht­
erhalten werden.

Die TarVertrVO. hatte zum Schutze der wirtschaftlich 
schwächeren Arbeitnehmer den Arbeitnehmei-- und Arbeit­
geberverbänden die Befugnis gegeben, die Bedingungen 
der Arbeitsverträge ihrer Mitglieder mit unabdingbarer 
Wirkung festzusetzen, und ließ diese zwischen den Tarif­
parteien vereinbarten Bestimmungen an die Stelle der da­
von zuungunsten des Arbeitnehmers abweichenden Be­
stimmungen des Einzelarbeitsvertrages treten. Damit nun

nicht in den Fällen, in denen ein Arbeitsvertrag erst nach 
Inkrafttreten des Tarifvertrages ohne abweichende Beom' 
gungen abgeschlossen war, beim Außerkrafttreten a® 
Tarifvertrages eine Lücke entstand, nahm ein r e iU e.  
Rechtslehre und der Rspr. (RGZ. 114, 194 =  JW.
265; RArbG. 2, 271 =  JW. 1929, 1317 «; RArbG. 8, 106- 
JW. 1932, 1272=; ArbRSamml. 15, 641) ein Fortbestehen 
dieser Arbeitsbedingungen, eine Nachwirkung des lar 
Vertrages an. Dagegen war das Fortgelten der alten * aT ' 
bestimtnungen nach dem Inkrafttreten eines neuen l . 
Vertrages gerade mit der Rechtsmacht der Tarifparte1 > 
den Inhalt der von tarifunterworfenen Personen £e . ,lari 
senen Einzelarbeitsverträge zu bestimmen, unvereinn • 
Ein Tarifvertrag bildete stets ein einheitliches Werk, u 
einzelnen Bestimmungen waren insofern voneinander 
hängig, als bei den Tarifverhandlungen ungünstigere 
dingungen durch günstigere gegeneinander ausgegüc 
wurden. Das einheitliche Tarifwerk mußte also zer,n* der 
ja der Abschluß weiterer Tarifverträge verhindert _ 
zum mindesten erschwert werden, wenn die alten * 
bestimmungen, soweit sie gegenüber den neuen gunst g 
waren, fortgegolten hätten, bis der alte Arbeitsver 
durch beiderseitiges Einverständnis oder durch K jj. 
gung aufgehoben war. Da ein Einverständnis der A*' 
nehmer kaum zu erreichen war, mußte also die Kundig 
aller Arbeitsverträge die Regel bilden. Das mußte aü ._ 
großen Ungleichheiten führen, da vielfach für die e j 
nen Arbeiter und Angestellten, bei diesen insbes. m 
des KündSchG., verschiedene Kündigungsfristen t> on 
den. Folgten nun gar noch, wie in den Zeiten der tni ^  
und danach, mehrere Tarifverträge kurz aufeinander, 
waren, wie in der Regel, die Arbeitsverträge nicn 
kündigt, so hätte in jedem einzelnen Falle gePru' n<ren 
den müssen, ob nicht solche günstigeren Bestimm 
verschiedener früherer Tarifverträge fortbestanden, ? e. 
stand, der bei l ausenden von Arbeitnehmern für e1.. dj es 
ordnete Betriebführung unmöglich ist. Vor allem ga 
aber für die Verlängerung der Arbeitszeit über den 
stundentag hinaus in den Jahren 1924 und 1925. Die: dje
längerung war nur ganz allmählich möglich gejy e we’nige 
Arbeitszeitregelungen wurden im Anfang nur für 
Monate geschlossen, änderten sich dauernd, da
schon an sich zu einer großen UnübersichthcBK > ^  
ohnedies schon in vielen großen Betrieben für ?,sze;ten 
zehn Gruppen von Arbeitern verschiedene Arbe ge. 
bestanden. Wenn nun noch die früher günstige deti 
Stimmungen weiter fortgegolten hätten, bis sie j,ei 
Parteien des Einzelvertrages geändert wurden, ' un-i tu icicu uca UU1/.C1VU uagta gcanutu iT f gifl ui*
den verschiedenen Kündigungsfristen überhaupt aj,er 
übersehbarer W irrwarr entstanden. Ein Betrieb k QfUppe 
nicht mit verschiedenen Arbeitszeiten derselben ßndell 
von Arbeitnehmern arbeiten. Aus allen diesen ĝjehre
hat sich denn auch der von einem Teil der K ße- 
vertretene Grundsatz der Fortgeltung der i  krafttretel1 
Stimmungen eines alten Tarifvertrages nach ln ^  j as 
eines neuen in der Praxis niemals durchgesetzt. ^ j r -  
RArbG. hat aus diesen Erwägungen heraus eine jnlcrafU 
kung der abgelaufenen Tarifverträge nach .¡nstigere 
treten neuer Tarifverträge, auch soweit sie um, dg2/33 
Bestimmungen enthielten, ständig abgelehnt (K jg7 = 
v. 4. Jan. 1933: ArbRSamml. 17, 214; RArbG. >
JW. 1933, 25313; RArbG. 12, 174). chdeIfl

Eine Änderung in dieser Rspr. trat erst ein, na en 
sich das RArbG. mit der Wirkungsart üer Bes .nUflg) 
einer Tarifordnung oder Betriebsordnung (D)en dje hy 
zu befassen hatte. Weil diese als gesetzte Norn Ein- 
beitsverträge beherrschen und nicht zum mna. \\1k\
zelvertrages werden (RArbG. 18, 62 — J _ daß sie 
RArbG. 18, 213; 20, 19 u. a.), wurde angenommen,^ Af. 
nicht den bisherigen Inhalt der bereits bes des Ar- 
beitsverträge, also auch nicht die zum Bestan -parifver' 
beitsvertrages gewordenen Bestimmungen a sje gib1' 
träge ersetzen könnten. Sie müßten daher, w weüer
stiger seien, bis zur arbeitsvertraglichen ^  ” rdnum
fortbestehen, da die Tarifordnungen und d  20, 1'
gen nur Mindestbedingungen enthielten (KA

stiger seien, bis zur arbeitsvertraglichen ^ o  " rdnuü"
fortbestehen, da die Tarifordnungen und d  20,
gen nur Mindestbedingungen enthielten (KA 
-  JW. 1939, 124 51; ArbRSamml. 33, 356). {vertrage

Diese Folgerung aus der gegenüber dem Tarii triebs' 
veränderten Rechtsnatur der Tarifordnung u den. Oh 
Ordnung kann indessen nicht aufrechterhalten



Günstigkeitsgrundsatz für die Frage, welche von meh­
re n  in fachlicher, persönlicher und räumlicher Bezie- 
J?ng anwendbaren Tarifordnungen für ein Arbeitsverhält- 
B!s gilt und ob er gegenüber dem im § 29 ArbOG. aufge- 
*tellten Leistungsgrundsatz noch von Bedeutung sein kann, 
“edarf hier keiner Entsch. Auch in den Entsch. ArbR- 
“?mml. 30, 142 (144) und RArbG. 21, 121 (124) ist das 
Jcht ausgesprochen. Denn in beiden handelte es sich nur 
°a.rum, ob die Bestimmungen einer Bezirkstarifordnung

denjenigen einer Reichstarifordnung in Widerspruch 
“landen, und ergab sich der Vorrang der Reichstariford- 
y^g aus dem Grundsatz, daß die in ihm vorbehaltene be­
g liche  Regelung den Reichstarif zwar im Rahmen dieses 
mrbehalts ergänzen, nicht aber zuungunsten der davon 
ptrofienen abändern darf. Für das Verhältnis zweier zeit- 
pb aufeinanderfolgenden Gesamtregelungen für denselben 
Geltungsbereich kann aber der Günstigkeitsgrundsatz nie- 
ga's zum entscheidenden Merkmal gemacht werden. Denn 
,s, ' 'egt im Wesen jeder Gesamtregelung, daß sie nur ge­
raffen wird, wenn die Verhältnisse eine neue Gesamt- 
Jgelung erfordern, und es kann deshalb nicht altes und 
s veraltet erkanntes Kollektivrecht neben dem neuen be- 

Jehenbleiben. Eine frühere Gesamtregelung wird viel- 
vne*1( immer durch eine neue ersetzt, mag es sich um ein 
j5?reinbartes oder gesetztes Kollektivrecht handeln. Gegen- 
y er der neuen Gesamtregelung kann somit nur solches 
pertragsrecht den Vorrang haben, das dem Willen der 
ärteieji des Einzelvertrages entstammt. Dies muß erst 

für die Tarifordnung und die Betriebsordnung, so- 
Led letztere an Stelle einer tariflichen Regelung treten 
dl?n’ gelten. Denn Tarifordnung wie Betriebsordnung 
, 5nen der Ordnung der Betriebsgemeinschaft, die, wie 
¡argelegt( durch die Nachwirkung der alten Tarifverträge

'VeHem Maße gestört werden würde.
j Oberhaupt ist das Tarifrecht wie das Betriebsrecht 
jJ-ch die nationalsozialistische Gesetzgebung auf völlig 
L j .  Grundlagen gestellt worden. Den Bestimmungen der 
[Jbebsordnung ebenfalls unabdingbare Wirkung bei-
fjs’ist. r ) ’"  «fiv/l unn otnoi* oloofll P*VlPT1 RP-
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{¿"-jsi- Die Tarifordnung wird von einer staatlichen Be- 
3b de erlassen, ist Verwaltungsakt, die Betriebsordnung 
(r̂ r autonome Rechtssatzung einer Gemeinschaft. Beide 
Reifen als echte Normen die Arbeitsverhältnisse der da- 
ibr;  betroffenen ohne Rücksicht auf ihren Willen, ja gegen 
de erL Willen. M it diesem Wesen der Tarifordnung wie 
d- Betriebsordnung ist es unvereinbar, das Inkrafttreten 
rv, neuen Ordnung und das Außerkrafttreten der alten 
vGf UnS von dem Willen der Parteien des Einzelarbeits- 
T >;aSes abhängig sein zu lassen. Hinsichtlich der alten 
sjlb’verträge, die nach der Weitergeltungsanordnung die- 

Wirkung haben sollen, kann nichts anderes gelten.
W s.kommt hinzu, daß die Nachwirkung der alten Tarif- 
H rage noch zu einer weiteren Aufspaltung der Gefolg- 

o s der scbon oben erörterten führen müßte, die 
gelt, Gesetzgeber bei der Anordnung über die Weiter- 
belUnS der alten Tarifverträge nicht gewollt sein kann. 
W a ” ach Abschnitt I der We.itcrgeltungsanordnung gel- 
alsT le. am 30. April 1934 noch laufenden Tarifverträge 
W'.?n?°rdnungen weiter, d. h. es sind für die Arbeits- 
Gr,, jH'sse der tarifgebundenen Betriebe seitdem die 
¡nun Sätze des § 32 ArbOG. maßgebend. Ihre Bestim- 
beit, f n können somit nicht mehr Bestandteile neuer Ar- 
set^crträge werden, sondern beherrschen diese als ge- 

müssen dann aber auch mit dem Ablauf der 
Om * *arifverträge und dem Ersatz durch eine neue la rif- 
Für oder Betriebsordnung ihre Wirkung verlieren. 
I934ai?jenigen Beschäftigten, die erst nach dem 30. April 

eiagetreten sind, in deren Arbeitsverträge also die 
kojf, , Tarifbestimmungen niemals eingegangen sind, 
gon „  s°niit eine Nachwirkung dieser alten Bestimmun- 
>0 f£.e£enüber einer neuen Tarifordnung zweifellos nicht 
des \ j  chk Es würden sich also bei Aufrechterhaltung 
s0tz ,achwirkungsgrundsatzes in jedem Betrieb bei Er- 
°der p s alten Tarifvertrages durch eine Tarifordnung 
Oiitpi; ctriebsordnung zwei Gruppen von Gefolgschafts- 

T6dertl ergeben: eine, für die die neuen BestimmungenlarifzN— r. .1 _ Xorifhpctim-ergeben: eine, iur aie uic neuen u — 
t)iUUrrBardordnung sofort an Stelle der alten Tarifbestim- 

getreten sind, und eine andere, sich immer mehr 
Grifkfe,r.nde Gruppe, bei denen die günstigeren alten 
rakliokS lmmungen weiter fortgelten, bis sie arbeitsver- 

"  geändert werden, was wiederum, je nach der

Dauer der Kündigungsfrist, sehr verschieden sein kann 
und, wenn der Betriebsführer solche Änderung, weil er sie 
für unnötig hielt, nicht herbeigeführt hat, noch jahrelang 
dauern konnte. Auch das spricht gegen die Nachwirkung 
alter Tarifbestimmungen nach Inkrafttreten einer Tarif­
ordnung oder Dienstordnung.

(Aus anderen Gründen ist das Urteil des BG. aufge­
hoben und die Sache zurückverwiesen worden.)

(RArbG., Urt. v. 6. Nov. 1940, RAG 276/39. -  Berlin.)
Anmerkung: In der vor!. Entsch. befaßt sich das RArbG. 

mit zwei Fragen des neuen Tarif- bzw. Betriebs- und 
Dienstordnungsrechts des ArbOG. bzw. ÖffArbOG., deren 
Klärung bisher trotz der seit dem Inkrafttreten des 
ArbOG. verflossenen Jahre unterblieben war, jedoch auch 
heute noch von der Praxis begrüßt wird.

I. Während die bis zum 30. Juni 1937 noch weitergelten­
den Tarifverträge der privaten Wirtschaft nur dann noch 
über diesen Zeitpunkt hinaus als Tarifordnungen gelten, 
wenn sie in das beim Reichsarbeitsministerium aufgestellte 
Verzeichnis der als Tarifordnungen weitergeltenden Reichs­
tarifverträge der privaten Wirtschaft bzw. in das von 
den Reichstreuhändern der Arbeit jeweils für ihr W irt­
schaftsgebiet aufgestellte Verzeichnis der als Tariford­
nungen weitergeltenden bezirklichen und örtlichen Tarif­
verträge der privaten Wirtschaft aufgenommen worden 
sind (Anordn, des RArbM. v. 28. Juni 1937 im RArbBl. I, 
164), laufen die am 30. April 1934 noch laufenden W e r k  - 
(Firmen-, Betriebs-) T a r i f v e r t r ä g e  ö f f e n t l i c h e r  
V e r w a l t u n g e n  o d e r  B e t r i e b e  unabhängig von 
jeglicher Aufnahme in ein Verzeichnis bis zu einem vom 
RArbM. zu bestimmenden, bisher jedoch noch nicht be­
stimmten Zeitpunkt als Tarifordnungen weiter, soweit sie 
nicht durch eine Betriebsordnung (Dienstordnung) vorher 
aufgehoben werden oder der Treuhänder der Arbeit ihren 
früheren Ablauf anordnet (Anordn, des RArbM. v. 20. Okt. 
1934 i. d. Fass, der Anordn. v. 11. März 1935 (RArbBl. I, 
84). Diese Rechtslage bringt es mit sich, daß auch heute 
noch T a r i f v e r t r ä g e  in Geltung sind, mit deren Aus­
legung usw. sich auch im Jahre 1941 die Rspr. zu be­
fassen hat. Allerdings handelt es sich dabei nur noch 
um sog. Werktarifverträge öffentlicher Verwaltungen 
oder Betriebe i. S. des § 1 ÖffArbOG. Diese Werktarif­
verträge sind nach Ansicht des RArbG. nicht mit den 
Werktarifverträgen des alten Tarifrechts gleichbedeu­
tend. Während es nach den Grundsätzen des alten, in 
der TarVertrVO. v. 23. Dez. 1918 i. d. Fass. v. 1. März 1928 
gesetzlich niedergelegten und von der Rspr. und der 
Rechtslehre entwickelten Tarifrechts für die Frage des 
Vorüegens eines Werktarifs nur darauf ankam, ob auf 
der einen Seite ein Arbeitnehmerverband und auf der 
anderen Seite ein einzelner Arbeitgeber stand, soll es für 
die Auslegung des Begriffes „ W e r k t a r i f “  im Sinne 
der gen. Weitergeltungsanordnung nicht auf die Tarif­
parteien, sondern nur auf den Geltungsbereich des in 
Frage kommenden Tarifvertrages ankommen. Diesen 
Geltungsbereich w ill das RArbG. mit einleuchtenden, vor 
allem aus dem Wesen und der Aufgabe der Betriebs­
ordnungen und Tarifordnungen im neuen Arbeitsrecht 
hergeleiteten Gründen nicht auf einen einzelnen Betrieb 
beschränkt, sondern auch auf mehrere Betriebe erstreckt 
wissen, die demselben Unternehmer oder derselben Ver­
waltung unterstehen. Diese ausdehnende Auslegung des 
Begriffs „Werktarifvertrag“  steht an sich nicht nur zu 
der früher geltenden Auffassung von einem „W erktarif­
vertrag“ , sondern auch zu der vom RArbG. noch in 
seinem Urt. v. 3. Dez. 1938 (RArbG. 20, 277 =  DR. 1939, 
95 2 32> vertretenen Ansicht vom Wesen des Werktarif­
vertrages i. S. der Nr. II der sog. Weitergeltungsanord­
nung v. 28. März 1934 u. 11. März 1935 im Gegensatz, die 
damals ausdrücklich dahin entwickelt war, daß dann, 
wenn der Geltungsbereich der von den Tarifvertrags­
parteien getroffenen Vereinbarung auf e i n e n  Betrieb 
beschränkt sei, ein Werktarifvertrag vorliege. Wenngleich 
auch damals das RArbG. es schon nicht mehr darauf 
abstellte, wer die Tarifvereinbarung getroffen habe, son­
dern zum Ausdruck brachte, daß es nur darauf ankomme, 
welches ihr Geltungsbereich sei, so ergibt sich doch aus 
der damaligen Fassung der Gründe, daß das RArbG. 
einen für eine Gruppe gleichartiger Betriebe, mindestens 
aber für zwei solche Betriebe geltenden Tarifvertrag nicht
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als Werktarifvertrag, sondern als Tarifvertrag im all­
gemeinen Sinne und einen Werktarifvertrag nur dann als 
vorliegend angesehen wissen wollte, wenn der Geltungs­
bereich der von den Tarifvertragsparteien getroffenen 
Vereinbarung auf einen Betrieb beschränkt ist. Die jetzt 
vom RArbG. vertretene Ansicht zum Wesen des Werk- 
tarifvertrages i.S.der gen. Weitergeltungsanordnung wird 
der Rechtsstellung, die das ÖffArbOG. den öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben eingeräumt hat, weit eher 
gerecht als die frühere einschränkende Auslegung des 
Begriffs des Werktarifvertrages und gibt dem Führer der 
Verwaltung diejenige Freiheit in der Ausübung seines 
Ermessens, die Abs. 2 des § 16 ÖffArbOG. auch für den 
Erlaß einer gemeinsamen, eine Gruppe von Verwaltungen 
oder Betrieben erfassenden Dienstordnung vorsieht.

Außer zur Frage der Bestimmung des W e s e n s  
e i nes  W e r k t a r i f v e r t r a g e s  i. S. der gen. W e i t e r ­
g e l t u n g s a n o r d n u n g  hat das RArbG. aber auch zu 
einer anderen wichtigen tarifrechtlichen Frage Stellung 
genommen, deren Bedeutung die ersterörterte Frage in 
der Praxis des Arbeitslebens weit übertrifft: nämlich 
zur Frage der N a c h w i r k u n g  de r  in e i n e r  a u f -  
g e h o b e n e n T a r i f - b z w .  B e t r i e b s  - bzw.  D i e n s t ­
o r d n u n g e n t h a l t e n e n  B e s t i m m u n g e n  in e i n e r  
neuen O r d n u n g  (Tarifordnung, Betriebsordnung oder 
Dienstordnung). Diese Stellungnahme mit dem darin zum 
Ausdruck gebrachten, unter Ziff. 2 der Überschrift zu 
dieser Entsch. mitgeteilten Ergebnis ist jedoch, wie noch 
später zu erörtern sein wird, vom RArbG. in seiner oben 
abgedr. Entsch. nicht zum ersten Male vertreten, son­
dern findet sich schon in seinem Urt. v. 28. Sept. 1938 
RAG 69/38 (ARK. „Tarifordnung“ , Nachwirkung 1). ’

Das RArbG. hat sich in dem oben zum Abdruck ge­
langten Urteil, wie im Hinblick auf die Tragweite der 
Entsch. ausdrücklich betont werden muß, nicht etwa all­
gemein mit der Frage der sog. Nachwirkung von Tarif-, 
Betriebs- und Dienstordnungsbestimmungen, sondern nur 
mit der Frage der Nachwirkung von Bestimmungen ab­
gelaufener Tarif-, Betriebs- und Dienstordnungen nach 
dem Inkrafttreten neuer derartiger Ordnungen befaßt. 
E)ie vom RArbG. für diese Frage gefundene Lösung muß 
als zutreffend angesehen werden, da sie allein der gegen- 
über den Tarifverträgen des früheren Rechts veränderten 
Rechtsnatur der neuen Ordnungen (Tarif-, Betriebs- und 
Dienstordnungen) gerecht wird und im übrigen dem im 
Betriebe vorherrschen sollenden Ordnungsprinzip Rech­
nung trägt. In anschaulicher Weise schildert das RArbG. 
die Gründe und Entwicklung der sog. Nachwirkungslehre, 
der es sich insofern, als es das Fortgelten der alten 
Tarifbestimmungen nach Inkrafttreten eines neuen Tarif­
vertrages mit der Rechtsmacht der Tarifparteien, den 
Inhalt der von tarifunterworfenen Personen geschlossenen 
Einzelarbeitsverträge zu bestimmen, als unvereinbar an­
sah, entgegengestellt hatte. Während es für die Fälle des 
Außerkrafttretens eines Tarifvertrages, in denen ein neuer 
Tarifvertrag den außer Kraft getretenen nicht ablöste 
aus dem Grunde, daß sonst eine Lücke in zahllosen Ar- 
beitsverträgen entstanden wäre, eine Nachwirkung des 
abgelaufenen Tarifvertrages „wegen der einmal eingetre­
tenen Formung der Einzelverträge durch die Tarifnormen“  
(RArbG., Urt. v. 27. Sept. 1930: ArbRSamml. 10, 221) an­
erkannte, lehnte es „eine Nachwirkung der abgelaufenen 
Tarifverträge nach dem Inkrafttreten neuer Tarifverträge 
auch soweit sie ungünstigere Bestimmungen enthielten“ ’ 
ab. Diese Ablehnung beruht allerdings nur darauf, daß’ 
das RArbG. den Einzelarbeitsvertragsparteien dem Willen 
unterstellte, „daß die nachwirkende tarifliche Regelung 
durch eine neue ersetzt wird“  (RArbG.: ArbRSamml 15

216), und wurde nicht von der wohl z u t r e f f des 
wägung getragen, daß die normative Łinwi B der 
Tarifvertrages ihre Grundlage nicht in dem dem
Arbeitsvertragsparteien fand, sondern sich allein ^
den Vorrang des Kollektivwillens stätmetend er
dem § 1 der TarVertrVO., ergab (so mit Rc fjach-
wieder N i p p e r d e y  in seinen Anm. |U  a» g 
wirkungsentsch. des RArbG. in der ArbRSamm ., 
auch in Bd. 17 S. 218). . . zU bilH-

Eine Änderung in dieser danach imi p rane der
genden Entscheidungspraxis des RArbG. z h ¡n seiner 
Nachwirkung tra t dann, wie das RArbG. a p^wick- 
in den Urteilsgründen aufgeführten historisch . htigen 
hing seiner Rspr. zu dieser auch praktis des
Frage des Tarifrechts ausführt, m it der , gen
Wesens und damit der W irkungsart der neuen j : tzt die
durch das RArbG. ein: das RArbG. erkan" łn i c h  nach
Weitergeltung von Tarifordnungsbestimmungen a
Aufhebung der Tarifordnung und Einführung y arjf0rd- 
Tarifordnung dann an, wenn diese frunę ßestimmim- 
nungsbestimmuiigen günstiger als che neu „ r Ansicht 
gen waren. M it Recht ist das RArbG. von dieser a  ^  
abgerückt und hat dem Wesen der in eine . .  fflessem,
genden Gesamtregclung diejenige Bedeutung & -eder
auf die sie Anspruch hat: „Denn es liegt i enn ¿je
Gesamtregelung, daß sie nur geschalten w %  und 
Verhältnisse eine neue Gesamtregelung erkanntes
es kann deshalb nicht altes und als vera :uen,“  Zu 
Kollektivrecht neben dem neuen bestehe hervor-
diesem Ergebnis ist das RArbG., wie obe - ¡n einer 
gehoben, aber nicht erst in dieser, sonderi es alis.
früheren Entsch. v. 28. Sept. 1938 gelangt, den auf
sprach: „D ie  Rechtslage ist eine ander wie
Grund des ArbOG. zu erhissenden Tarifordnung^ de„
auch Betriebsordnungen. Diese Ordnung werden
Charakter von Rechtsnormen. Ihre Bestim Und die
nicht wie die tarifvertraglichen Vereinb , Inhalt der 
Arbeitsordnung nach früherem Ref-ht diese ohne
Einzelarbeitsverträge, sondern sie be" ^ ' [ . (r. r(>M n gea vVie
weiteres. Daraus folgt, daß neue Tai . e„  treten, 
Arbeitsordnungen, die an die Stelle vo betroffene” 
von ihrem Inkrafttreten an für alle von . e neu
Arbeitsverhältnisse, die bestehenden sow altch, 
einzugehenden, Geltung haben, für erst Es bedarf 
sie günstigere Arbeitsbedingungen ' d ¿es Ab-
dabei nicht der Kündigung des bestehen daS jn Be­
schlusses eines neuen Arbeitsvertrages, „ eUen Or?'
tracht kommende Gefolgschaftsmitglied uer r Er)tsch.
nung zu unterstellen.“  Im Gegensatz z seinem ■ 
v. 28. Sept. 1938 hatte dann das RArbU. » 0 p p er-  
-  12. Okt. 1938 (JW. 1939, 124 mit Anm- v dje dje be- 

in n  dazu) ausgeführt, daß die O r d n g  beherrsch6” ’ 
henden Arbeitsverträge als gesetzte N ¡„halt dein
in n  dazu) ausgetuhrt, aau uie y iu " “  ° beherrsch"’ 
henden Arbeitsverträge ais gesetzte N „ _ n.i„halt de 
Hinblick auf ihren Mindestbeding grtraglich 

folgschaftsmitglied günstigere einze ejtsbedingU”
rch früheren Tarifvertrag vereinbarte djeser beid

Zr 5 h t  die oben a b t f d Aunberührt lassen. Den Zweifeln, die abgedru 
isch. aufgetaucht waren, macht die „„tlichkeif f, 
:sch. des RArbG. mit erfreulicher Deuu„  Ta ,f  
le, wenn sie die sog. N a c h w i r k  g en ei 
d i u n g e n  und B e t r i e b s o r d "  u n g {
u t i g  und  w o h 1 b e g r ü n d et  * dem We_
indsatz des Tarifrechts verkündet. „ es unv
Tarifordnung wie der Betriebsordnung 1 und da 

bar, das Inkrafttreten der neuen dem ,/U
3erkrafttreten der alten Ordnung . -„gig sel." 
Parteien des Einzelarbeitsvertrages . £  ̂ Berlin-
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§11 TschechGes. v. I I .  Juli 1934 (SdüuV. 
154). Wenn einem Makler ein Vermittlungs­
auftrag erteilt wird, dieser einen geeignefen 
Vertragsgegner findet und der Abschluß des 
zu vermittelnden Geschäfts nur daran schei­
tert, daß der Auftraggeber selbst nicht im­
stande ist, den beabsichtigten Vertrag zu 
erfüllen, so kann es dem Sinne des Provi­
sionsvertrages entsprechen, daß dem Makler 
die Provision gebührt, obwohl sie nach aus­
drücklicher Verabredung nur bei Durchfüh­
rung des Vertrages zu zahlen ist. Es kann 
hier der in §11 Abs. 12 des Ges. v. 12. Juli 
1934 ausgesprochene Rechtsgedanke zur An­
wendung kommen, der § 88 Abs. 2 des deut­
schen HGB. und §6 des Österr. Handels- 
agentenG. v. 24. Juli 1921 entspricht. RG.: 
DR. 1941, 952 Nr. 24
.7| § ' .  11 TschechUnlWG.; §226 Tschech- 
ZPO. Dem Erfordernis des §226 Tschech- 
ZPO wird nicht genügt, wenn sich das 
Unterlassungsbegehren gegen ein in der 
Zukunft liegendes Verhalten richtet, das 
zwar die Möglichkeit eines sich aus dem 
Wettbewerbsrecht ergebenden Schutzan­

spruchs in sich schließt, dem aber nicht ent­
nommen werden kann, in welcher bestimm­
ten Weise sich der hierfür erhebliche Sach­
verhalt verwirklicht.

Die Nachahmung eines technischen, eines 
gesetzlichen Sonderschutzes nicht oder nicht 
mehr teilhaftigen Erzeugnisses verstößt an 
sich nicht gegen die Anforderungen des 
lauteren Wettbewerbs, soweit sich der 
Nachbau auf die technisch-funktionelle Seite 
als solche bezieht. RG.; DR. 1941, 953 
Nr. 25

der

R eichsarbe itsge rich t
§§ 1> 2, 7 Abs. 2 VO. über die Beschrän­

kung des Arbeitsplatzwechsels v. 1. Sept. 
1939; §2 ArbOG. Erfordernis der Zustim­
mung des Arbeitsamts zur Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses, insbes. Zeitpunkt der 
Wirksamkeit der Kündigung bei. nachträg­
licher Zustimmung und Grenzen der ge­
richtlichen Nachprüfung. Einwirkung der 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn und der 
1 reupflicht des Gefolgsmanns: Diese nöti- 
gen im Hinblick auf die in der VO. vor­

gesehene Verknüpfung der ^ ‘r ŝal,1hehörd- 
Kündigung mit einem besonder ciiSicht- 

-7H besonderer ku jj_Kündigung mit einem Desouu« 
liehen Verfahren zu besonderer ,ejj
nähme auf den anderen °
RArbG.: DR. 1941, 955 N r.26

• « n t . u y  iihfl
RArbG.: DR. 1941, 955 Nr.-» Weiter- 

Anordnung des RArbM. über 1934
gelfung von Tarifverträgen v. ' qq
und 10. März 1935; §§29, 32 ¡ff des 

Ausschlaggebend für Weitergd/
Werktarifs i. S. von Nr. II u -Werktarifs i . S. von Nr. II bereich
tungsanordnung ist nur der ~: J ertrags; auf 
des in Frage kommenden Tar an 
die Tarifparteien kommt es niuarifbestim- 

Keine Nachwirkung alter * Tarif-, ..... r„i„„fffre ten einei rKeine Nachwirkung alter Tarif-
mungen nach dem Inkrafttre RArbG-
Ordnung oder Dienstordnung. wonach 
gibt den früheren Standpunkt ^ ordnung 
eine Tarifordnung oder t> Rpstinimungen 
(Dienstordnung) günstiger ^e(zen könne­
alter Tarifverträge nicht e s {ür j aS

r'.::.,^4;crlrza;icnTiTndsatZ . . „„Aprfor
alter Tarifverträge nicht ■a *  für
Der Günstigkeitsgrundsatz
Verhältnis zweier zeitficn zurn 
genden Gesamtregelungen . t werden- 
scheidenden Merkmal g /pranke) 
RArbG.: DR. 1941, 9 5 7 j ^ J _ _ _ ----- -

Bewerbungen auf Z iffe ra n z e ig e n  stets m it der 
Zmemum mer kennzeichnen; auch a u f  dem  U m - 
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» „ ra u f das Posi-
Zahlungen fü r Anzeigenbetrage "  Rechtsverlagesin g e n  lu r - o

Scheckkonto des Deutsc en 
GmbH. -  Berlin N r. 4517 °-

nAnzeigen-Abteilung11 Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Lützowufer 18, Fernruf 22 40—

Anwaltsvertreter
für umfangreiches Berliner An­
waltsbüro in B e r 1 i n SW  

gesucht.
Angebote unter A. 1517 an Anzci- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag,BerlinW35, Lützowufer 18.

Ferienvertreter
f ü r  M o n a t  M a i

gesucht.
Dr. ü . B ü c k 1 i n g , 

Rechtsanwalt und Notar, 
W o l g a s t  in Pommern, 

Breite Straße 21 d.

Vertreter
für größereLandgerichtspraxis mit 
Notariat in Nordostdeutschland 
auf Kriegsdauer gesucht, evtl, 
auch Aufnahme in die Praxis als 
Sozius. Angeb.u. A. 1515 a. Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

Vertreter
auf mehrere Monate, mindestens 
1 Monat, auch Anwaltsassor im 
Probe- oder Anwärterdienst ab 
sofort, spätestens ab 1. Mai 1941

gesucht.
S o n n e n b u r g ,  

Rechtsanwalt und Notar, 
Berl in-Köpenick,Puch anstr.9

Vertreter
für die Zeit vom 3. Juni 1941 ab 
auf 1 Monat

gesucht.
Rechtsanwalt und Notar 

Dr. K r a e u t e r ,  
S c h n e i d e m ü h l ,  Moltkestr. 8.

F e rie n ve rtre ie j he
für Juli d. J. iür . f ^ a h e  derLandgerichtspraxis
Ostsee gesucht-

Uertreter
für  so fo r t  oder später gesucht.

Dr. Jostes,
Rechtsanwalt und Notar,

Marlenwerder i. Westpr.

Assessor
oder Rechtsanwalt gesucht
als Vertreter für die Zeit vom 
1. 7. 1941 bis 30. 6. 1942 für 
Rechtsanwalt und Notar in mittel­
deutscher Großstadt. Angebote u. 
A. 1521 an Anzeigen - Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W35, Lützowufer 18.

Für mittlere Rechtsanwalts- und 
Notariatspraxis in Kreisstadt der 
Altmark wird für die Kriegsdauer 
tüchtiger, zuverlässiger

Vertreter
für s o f o r t  oder sp ä te r

gesucht.
Langjähriger Bürovorsteher vor­
handen. Angebote mit Referenzen 
und Zeugnisabschriften unter 
A. 1527 an Anzeigen-Abteilung 

Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W  35, Lützowufer 18.

o ą |520 *’■
fiefl Angebote u11̂  p u t s c h e 1

an

Vertreter
von Rechfür Monat Juni 

anwalt in P o s e "
gesucht-

Rürovorste1161

U ° f  Hin P * > W0h" ” “e
wird für unter

g£Stelltc A "aC  ige»'Abt,g'A. 1528 an Anz.e g:
Deutscher ReclltS „ fpr ,8.

U jcrD ct m iH H *

I



alsL
Thrift oder DipL-ßnufmann

Unterneh ̂  ̂ erwa**ut,gsabteilungen von großem Speditions- 
a*)schrifflmeD-®'esuc*1̂ - Ausführliche Angebote mitZeugnis- 

en. Bild, Oeha'tsansprüchen und frühestem Eintritts- 
ermin unter B. S. 85288 an Ala Breslau 1.

!»r a ii . Assessor
1 ®'slung des Probe- und

■-r(1|pnc.+_%ä̂ i e „ ste;

gesucht.
Recütsanwalt Dr.’ Ä u e r t ,

u t e r l 'n W 15,
‘ fürstendamm 197,

- L ^ n  Ql 68 18.

'fin 

""'an. 
Walt«..

Bürovorsteher,
ln Notar¡ats-, Kosten­

olk
to —
' Und Notariatsbüro

und
°Üstreckungssachen, für

gesucht.
Dr- g e e r i n k ,  
Anwalt und Notar,
E r f u r t ,  

Schlösserstraße 18.

^echts

Sfl|>stán(¡¡I0gf h ilfe  (¡n )> mögl. 
:t SDiitil arbe‘ tend, s o f o r tspäter ¡n r. ' —  * “  

ln Dauerstellung
gesucht.

,Dr* K e l l e r
Hi, ,nwalt und Notar,

A ^  ' ^  nha cli i.w .

ÍSnditSSt1enotyPistin»

Bürovorsteher
für umfangreiches Berliner An­
waltsbüro in B e r l i n  SW 

gesucht.
Angebote unter A. 1518 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W35,Lützowufer 18.

Bürovorsteher
für größere Rechtsanwalts- und 
Notariats-Sozietät in D a n z i g  
möglichst s o f o r t  

gesucht.
Angebote unter A. 1525 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowuf er 18.

Bürovorsteher (in)
oder Anwaltssekretärin für bald 
oder später in größeres Büro

gesucht.
Kurze möglichst handschriftliche 
Bewerbungen mit Gehaltsangabe. 

Rechtsanwalt und Notar 
F r i c k e ,

L i e g n i t z  (Schl.), Ring 38.

r nt% I Z T  yp S lin ’S e n , ,arbeitend, erfahren
Sachen, s o f o r t

gesucht.
sanwalt und Notar 

P Brunnenstraße 153.
44 06 55.

V t e ^ s t h T

agewei
°> evtl, auch stand.

, v-'se o. nachmittags
K u  gesucht.»  °°te „ q u e l l t .  
V AbteilunírnA - 1519 an A,lzei-

Deutscher Rechts-”^Crlin\vr Kecnts-
s .  ^35 , Lützowufer 18.

Suche s o f o r t  o de r  spät er
tüchtige Stenotypistin

für Notariatsbüro. Gute Kennt­
nisse und selbständiges Arbeiten 
im Notariat erwünscht. Kosten 
für die Herreise werden erstattet. 
Angebote mit kurzem Lebenslauf 
und Lichtbild sowie Zeugnisab­
schriften erbittet

H o r s t  K o l l p a c k ,  Notar,
L i t z m a n n s t a d t ,

Adolf-Hitler-Straße 128, 
Fernruf 227 93.

Ziffernum m er a u f dem 
Umschlag nicht vergessen!

Gesuchte Stellen
■••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••

¡2i\ ^°Hjurist,
^  Â cht Âa*lre> sämtl. Examen A* Anwalt
JgSfW zur Ableistung 

‘enstes oder ent-
K b ' Bresh,el*Dng in der ,n-
O V v°r?i,ai1’ Perhn oder Mün-
V|̂ n AbtlfivAng-u-A -1529:10.^Deutscher Rechts-

, Lützowuferl8

Bürovorsteher,
perfekt in bei den Fächern, 15 Jahre 
im Fach, sucht wegen besonderer 
Umstände ab s o f o r t  neuen 
Wirkungskreis. Auch Industrie 
oder Bank. Schlesien bevorzugt. 
Angebote unter A. 1524 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts- 
vcrlag, Berlin W35, Lützowufer 18.

? D fe r t  f ü r  d as  2. K H W !  +

Bekanntmachungen verschiedener Art

In L i p p e  ist entwicklungsfähige
Anwaltspraxis

wegen Todesfall s o f o r t  zu
übernehmen.

Vollständige Büroe i n r i ch t ung 
vorhanden. Anfragen zu richten 
unter A. 1523 an Anzeigen-Ab- 
teilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W35, Lützowufer 18.

Wegen Todesfall 
Praxis als juristischer 

Repelitor
mit Bibliothek, evtl, auch voll­
ständige Wohnung abzugeben. 
Angebote an
Frau P. Mos e r ,  H e i d e l b e r g ,  

Kurzer Buckel 5.

Zu verkaufen:
¡yiartin Jonas, ZPO., 16. Auflage. 
Angebote unter A. 1526 an Anzei- 
gen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Gießen, Marburg
Rechtsanwal t  (Berlin), bestens 
empfohlen, z. Zt. in Hessen, über­
nimmt für Mai

Ferien v er tretung
in kleinerer Praxis. Angebote unt. 
A. 1530 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin 

W 35, Lützowufer 18.

Staudinger,
Kommentar z. BGB, neueste Aufl., 
sämtl. Bände best, erhalten, für 
100.— zu verkaufen. Dr. Paul 
D i e c k m a n n ,  B e r l i n  NW 87,

Brückenallee 30, 
dienstlich Telefon 24 92 41.

Pf undtner-Ne ubert
R e ic h s re c h t ,  Stand bis Lieferung 83 
vom 22.3. 39, Ordner mit Steckmechanik, 
sehr gut erhalten, zu verkaufen. An­
gebote mit P;eis u. A . 1 5 2 2  an Anzei­
gen-Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Es gilt Anzeigen-Preisliste Nr. 2

^ In tiß u o r ifc b e ^  A n g e b o t:
S®®.sJiommeniav t>. 9iffi.-9täten. 8. ?(., 1934/35 geb. (143.—) 9i9» 60__

1900-1039 (ab 1922 S I. I uttb I I ) ...............geh. 919» 280.-
SUod)enfd)rift, 3urift., 1900-1938 (ab 1936 in $cften)........... geb. 919» 200.-

Söit taufen:
lintfcbeitmogen ft. 9i®. in  Straffadjcu,
3afirtud) bet Cntfdjcibiingen in Singel, b. freit». <Scrirf)tsliai'teit, 
®bcrtitat)et u. Dlsljaufett, Stvafgctelifommcntare, 
ffioibiatttmer, 9lrd)i» fü r Stvnfred)t,
®euifd)c5 Gtrafredjt 1934 ff.

3. 8 rf)n>ctiicr S o r t im e n t  / 18c r I in  US 8
gran3ö[i[d)e-<5tra[je 16 / (fentfpredjer 121167/68 

S8ud)f)ßnb!tmB imb ’Mtiiiguarmt fü r SHcd)tb> uttb aSirtfrijnftsloiifenfrfjaffcn

Fadikräffe werden
eine Stellenanzeige in  der Fachpresse

am ehesten durch

gefunden
Das ist eine alle Tatsache, die sich gerade jetzt immer 
wieder bewahrheitet.

Deshalb sind in unserer Zeitschrift „Deutsches Recht“ in 
Ausgabe für Ausgabe — auch in der vorliegenden F o lg e -  
Stellenangebote enthalten, Anzeigen, in  denen Volljuristen 
und juristisch vorgebildete Kräfte gesucht werden.

„Der leere Platz“ heißt unser Werbedruck, den w ir der 
letzten Ausgabe beilegten, und um dessen Beachtung wir 
bitten. Er zeigt im besonderen einige der am meisten ver­
wandten Anzeigengrößen für Stellenangebote und -gesuche 
und beweist, daß die Kosten für die Veröffentlichung von 
Stellenanzeigen in unserer Zeitschrift niedrig sind.

Wenn Ihnen eine Arbeitskraft fehlt (oder Sie selbst viel­
leicht eine Stellung suchen), dann füllen Sie bitte den 
Bestellschein aus und schicken Sie die Anzeige gleich 
an uns ein, damit w ir sie in der nächsten Ausgabe ver- 
öffenllichen können. Im anderen Fall heben Sie bitte den 
Werbedruck so auf, daß Sie ihn bei Bedarf gleich finden.

*

Deutsdier Redilsverlag G.m.b.n.
A n z e i g e n - A b t e i l u n g

Berlin W 35, Lüfzowuier 18
Fernruf :  224086
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Die Rechtsmittel im 
deutschen Gerichtswesen

Band I: Zivilsachen

Von Amtsgerichtsrat Dr. Heinr. Bohnenberg, 
Leipzig; Amtsgerichtsrat D r. Siegfr. Bosdian, 
Berlin; Justizinspektor Paul Gilgan, Berlin; 
Amtsgerichtsrat Erich Grasse, Berlin; Amts­
gerichtsrat D r. Herbert Seidel, W aldheim ; 
Landgerichtsdirektor Dr. K arl Seil, Berlin
(Sonderband aus der Buchreibe „Deutsches Gerichtswesen«)

Dieser Sonderband der bekannten und bewährten Buchreihe 
„Deutsches Gerichtswesen", die in den Jahren ihres Be­
stehens zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel der Praxis 
und der juristischen Ausbildung geworden ist, umfaßt die 
Rechtsmittel in Z iv i ls a c h e n .  Ein weiterer Sonderband, 
die Rechtsmittel in Strafsachen darstellend, ist in Vorbe­
reitung. Der vorliegende Band enthält im Instanzenzug 
Amtsgericht -  Landgericht — Oberlandesgericht (Kammer- 
Bericht) sämtliche Rechtsmittel gegen ergangene Entschei­
dungen, Verfügungen und Maßnahmen der Richter der vor­
genannten Instanzgerichte. — Den Sachabschnitten ist ein 
A llg e m e in e r  T e il vorangestellt, der die gemeinsamen 
Grundsätze des Rechtsmittelzuges, unter Hervorhebung der 
wichtigsten neueren Rechtsprechung, und die Rechtsmittel 
in Kostensachen behandelt. Der B e s o n d e re  T e i l  stellt 
die einzelnen Rechtsmittel dar in den Sonderabschnitten: 
1. S t r e i t ig e  G e r ic h ts b a r k e i t  (Zivilprozeß, Zwangs­
vollstreckung, Zwangsversteigerung, Konkurs-, Vergleichs-, 
Arbeitsrecht), und 2. F r e iw i l l ig e  G e r ic h ts b a r k e i t  
(Familien- und Vormundschafts-,Nachlaß-, Grundbuch-, Erb­
hof-, Registerrecht). Die Rechtsmittel werden fü r jedes-ein­
zelne Sachgebiet m itgeteilt, und zwar ermöglicht die weitere 
Einteilung nach S tic h  W o rte n  in  a lp h a b e t is c h e r  
O rd n u n g  die Auffindung jedes Einzelstoffes und des zu­
gehörigen Rechtsmittels. Innerhalb des Stichwortes werden 
im Rahmen der hauptsächlichsten Fälle die verschiedenen 
Rechtsmittel je nach der A rt der Entscheidung (z. B. Statt­
geben oderAbiehnen eines Antrags) mitgefeilt. Die genaue 
Anführung der g e s e tz l ic h e n  B e s tim m u n g e n  und der 
einschlägigen R e c h ts p re c h u n g , auch wichtiger L i t e ­
r a tu r ,  bietet die Grundlage für eine zuverlässige Dar­
stellung des schwierigen und verschiedenartigen Rechts­
mittelzuges. — D er B and  b ie te t  dem  R e c h ts w a h re r  
e in e  g ro ß e  E r le ic h te r u n g  in  d e r p ra k t is c h e n  
A r b e i t ;  dem re c h ts u n k u n d ig e n  V o lk s g e n o s s e n  

i s t  e r e in  z u v e r lä s s ig e r  R a tg e b e r.

Umfang: 332 Seiten Preis: kart. RM 6 . -

Z u  b e z i e h e n  d u r c h  den  B u c h h a n d e l  o d e r  

d i r e k t  v o m  V e r l a g

D E U T S C H E R  R E C H T S V E R L A G  O .M .B .H . 

BER LIN  • L E IP Z IG  - WI EN 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland:
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse I

Nationalsozialistische 
Leitsätze für ein neues 

deutsches Strafrecht
Herausgegeben vom Reichsleiter des Reichs 

rechtsamtes der NSDAP

Dr. Hans Frank
Band I: Allgemeiner Teil, 4. Auflage

1. Geleitwort des Reichsleiters der NSP 
Dr. H. Frank

2. Bericht über die Tagung des Strafrechts ^  
Schusses des Reichsrechtsamtes vom
16. 3. 35

3. Vorspruch für ein nationalsozialistisch68

gesetzbuch
u Strafrecht4. Leitsätze zum nationalsozialistischen

5. Vom wirksamsten Schutz gegen 
und Verbrechertum.

Band II: Besonderer Teil
1. Teil: Grundgedanken für die Verbr ¡n

erfassung durch das neue Stra r 
seinem „besonderen Teil“

2. Teil: Die Verbrechen Substanz-'
1. gegen das Volk und seinen

werten iI)fer
2. gegen die Volksgemeinschaft >

Arbeit und Aufgabenerfüllung
. o jm Leb6“

3. gegen die Volksgememschai 0e.
ihrer Einzelglieder und enge 

meinschaften.

Preis: Band I RM --9d 
Band II RM 3.60

■ el odef
Zu b e z i e h e n  dur ch  d e n ß u c h h a n  

d i r e k t  v om V e r l a g
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